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I. 
Das Erfurter Parlament. 


— —— 


Trotz der ungünſtigen Wendung, welche durch Sachſens 
und Hannovers Abfall in die Angelegenheit der Union 
gekommen war, hatten die übriggebliebenen Regierungen 
gleichwohl den Muth, den Reichstag zuſammenzuberufen. 
Am 20. März 1850 ward das „Unionsparlament“ in 
Erfurt eröffnet. Herr von Radowitz hielt in einer 
Sitzung des Volkshauſes am .26. März eine feiner 
glänzendſten Reden. Er ſchilderte mit lebhaften Farben 
ſowohl die Nothwendigkeit als die Berechtigung des von 
Preußen unternommenen Verſuchs der Einigung Deutſch— 
lands. Er entſchuldigte den ſo weit hinausgeſchobenen Ab— 
ſchluß der Verfaſſung mit zarten Rückſichten gegen 
Oeſterreich, „deſſen heldenmüthigen Todeskampf um ſein ſtaat— 
liches Daſcin man mit nichts habe gefährden, ja nicht 
einmal durch drängende Forderungen habe erjchweren wollen, “ 
mit den gleichen Rückſichten auf gewiſſe „deutiche Re— 
gierungen, welche ohne Preußens mächtigen Schuß dem 
Umfturz rettungslos verfallen waren,“ deren „Hülfsbedürf- 
tigkeit man aber nicht habe bemugen wollen, um ihnen Zu— 

K. Biedermann, Dreisig Jahre deutfch. Gef, LI. 1 
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geſtändniſſe abzupreſſen.“ „Will man dies romantisch 
nennen,” rief er emphatilch aus, „to nenne ich e3 geiwiljen- 
haft und ehrlich, und Dieſes währt am längſten.“ 

Das Volkshaus, Hingerifjen von diefen anſcheinend 
jo muthigen und fo zuverfichtlichen Worten des Commiſſars 
der preußiichen Regierung, zollte Ddeufelben lebhaften 
Beifall. 

Das Erfurter Parlament hatte eine wejentlich andere 
Phyſiognomie, al3 die Nationalverfammlung zu Frankfurt. 
Da Sadjen und Hannover nicht vertreten waren, jo be- 
Itand Die große Mehrzahl der Mitglieder des Volkshauſes 
und falt die Hälfte des Staatenhaufes aus Preußen. Das 
beichränfende Wahlgeſetz jo wie die MWahlenthaltung der 
weiter links jtehenden Parteien hatten aus Preußen ein 
Itarfes ontingent Solcher nach Erfurt geführt, welche 
fih von Haus aus als erklärte Gegner des Bundesstaates 
befannten. Sie waren Died theil® aus grundjäßlicher 
Abneigung gegen alles parlamentarische Weſen, theils, 
weil ihnen der Gedanke unerträglich jchien, daß der Groß— 
ſtaat Preußen feine Macht mit Eleineren Staaten theilen, 
wohl gar von diefen ſich beeinfluffen laſſen ſollte. Auch 
Sympathien für Dejterreich jpielten dabei mit. „Königlich 
oder parlamentariich, jo ſteht die Frage," damit kenn— 
zeichnete der beredtejte Wortführer. diejer Partei, Stahl, jeinen 
Standpunkt. Cbenderjelbe rief aus: „Die Fittiche Des 
preußifchen und des öfterreichiichen Adlers müſſen gleich- 
zeitig über Deutjchland fchweben.“ Herr v. Gerlach gab 
letzterem Gedanken jogar einen poetiichen Ausdrud, wenn 
er dichtete: „Preußen, Defterreich Hand in Hand, Deutjch- 
fand fonft aus Nand und Band!” Herr v. Gerlach 


— — 

war ein warmer Anhänger des alten Bundes. In ſeinem 
Organ, der Kreuzzeitung, ſuchte er den ſpecifiſch preußiſchen 
Geiſt gegen die Union in's Feld zu führen, indem er ent— 
rüſtet fragte: „Soll Heinrich v. Gagern regieren, der in 
der Paulskirche die Volksſouveränetät predigte, oder ſollen 
es die Enkel des Großen Kurfürſten? Soll der Adler 
Preußens in den Käfig von Gotha eingeſperrt werden?“ 
Auch Herr v. Bismarck-Schönhauſen kämpfte auf dieſer 
Seite im Volkshauſe, während im Staatenhauſe Herr von 
Kleiſt-Retzow die gleichen Grundſätze vertrat. 

Zwei preußische Minifter jaßen im Parlamente, Graf 
Brandenburg und Herr von Manteuffel. Der Erftere 
verhielt ſich jchweigend; der Lebtere ſprach in hochtönenden 
Morten für die Durchführung des begonnenen Werkes 
und warnte nur vor Mebereilung. „Er wolle den Bundes: 
ftaat,“ erklärte er, „mit allem Ernſte, mit aller Kraft 
feines Willens.” „Preußen würde fich jchwer an fich ſelbſt 
verfündigen, wenn e3 jeinen Beruf, die Einigung Deutjch- 
lands herbeizuführen, nicht zur rechten Zeit erfüllte,” „Er 
ſelbſt wahrhaftig werde der Lebte fein, der da riethe, um: 
zufehren, denn er wiſſe wohl, daß nicht Deutjchland und 
am wenigften Preußen umkehren könne.“ So fprecdhe er 
als Abgeordneter; als Minifter aber erkläre er: „Wir 
werden die große deutſche Fahne feitzuhalten und hochzutragen 
wiſſen, wo es Zeit ift, aber ohne Weberftürzung.” 

Kein Wunder, wenn die Berfammlung ſolche Worte 
aus ſolchem Munde mit lauten Bravos begleitete! 

Zu der äußerften Rechten (der Togenannten Partei 
des „Schlehdorn”, wie fie von ihrem Verſammlungslocal 
bieß) gejellten fich auch die wenigen Ultramontanen, die in 
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der Berfanmlung jagen: Neichensperger, Buß u. 4. 
Zwiſchen ihr und der Bundesftaatspartet („Bahnhofspartei“), 
welche Hier die Linfe bildete, jtand eine Gruppe von 
Abgeordneten (Bartei der „Klemme“), welche zu vermitteln 
juchte, aber im Ganzen mehr nach recht, als nach Links 
neigte, an ihrer Spiße der ehemalige Züricher Demokrat 
und ſpätere preußiiche Profeſſor Keller. 

Auf der Linken jah man zunächſt im Bollshaufe 
die wohlbefannten Gejtalten aus der Paulskirche: Gagern, 
Beckerath, Schwerin, Binde, Simſon, Bafjermann, Mathy, 
Kiefer, Hergenhahn, Dunder, Beleler, Wippermann, — 
hervorragende Mitglieder der Frankfurter Erbfailerpartei. 
Sie erhielten bedeutijame Berjtärfung durch manche name 
hafte Gefinnungsgenojjen aus den Kleinjtaaten: den weima— 
rischen Minijter von Wabdorff, dem ehemaligen kurheſſiſchen 
Schenk von Schweinsberg, den Hiltorifer Häuſſer u. A., 
vor Allem auch durch eine Neihe glänzender Namen aus 
Preußen. Da ſaßen Halb im Volkshauſe und halb im 
Stantenhaufe die beiden Brüderpaare von Auerswald 
und Camphauſen, da zwei höhere Verwaltungsbeamte jchon 
aus vormärzlicher Heit, Herr von Patow und Kühne, da 
aus der Herrencurie des Vereinigten Landtags Fürſt Wied 
und Graf Dyhrn. Eine unerwartete, aber werthvolle 
Unterjtügung erhielt die Partei durch den Hinzutritt 
eines Mannes von umnverdächtiger jowohl preußiicher als 
föniglicher und conſervativer Gefinnung, den vormärzlichen 
Minifter von Bodelſchwingh. Er ließ fich herbei, Jogar 
al3 Bannerträger der Bartet in der Lebenzfrage des Parla— 
mentes, der wegen Annahme der Verfaſſung, aufzutreten. 

Die Linke gebot über die entichiedene Majorität m 
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beiden Häuſern. Aus ihrer Mitte gingen daher auch die 
Präfidenten beider hervor, im Staatendaufe Rudolph von 
Auerswald, der Märzminijter, im Volkshauſe der bewährte 
Borfigende des Frankfurter Barlamentes, Simjon. - 

Sn Bezug auf die Behandlung der Verfaſſung ftanden 
fich zwei Anfichten Tchroff gegenüber. Die Linfe wünjchte, 
jo rajch als möglich das Verfaſſungswerk zum Abſchluß 
zu bringen und die Einfegung einer einheitlichen Gewalt 
für den zu gründenden Bundesstaat zu bejchleunigen. Sie 
wollte dadurch den etwa jchwanfenden Regierungen jeden 
Vorwand zum Abfall nehmen, ſelbſt die beiden jchon ab- 
gefallenen, Sachſen und Hannover, wenigſtens rechtlich bei 
der Unton fejthalten. Sie glaubte Dies zu erreichen 
durch Annahme des von den Regierungen dem Barlamente 
vorgelegten Verfafiungsentwurfs in Bausch und Bogen, 
Jede Aenderung dejjelben, ja jchon jede Sufrageitellung 
einzelner Bunfte und jede Discuſſion darüber fchien ihr 
bedenklich nicht blo8 wegen des Zeitverluftes, der dadurch 
entitände, jondern auch, weil Damit den Gegnern’ der Union 
Anlaß gegeben werden fünnte, Berwirrung in das Ganze 
zu bringen. 

Die Nechte wollte von einer folchen Annahme der 
unveränderten Berfafjung nicht wiſſen. „Wir wollen die 
unveränderte Verfaffung um feinen Preis," rief Stahl. 
So, wie te jei (hieß e3 auf diejer Seite), jet fie ein Erb- 
theil der Revolution von 1848, widerjpreche fie dem mon— 
archiſchen Brincip, gefährde fie die Intereſſen Preußens. 

Seit der Abfafjung und Verkündigung des Entwurfs 
vom 26. Mai 1849 hatte fich allerdingg Manches in 
den Berhältniffen geändert. Die Union jelbjt war zu— 


— 
ſammengeſchrumpft: Preußen ſtand darin nur noch einer 
Anzahl kleiner und kleinſter Staaten gegenüber, die gleich— 
wohl im Fürſtencollegium wie im Staatenhauſe einen für 
den Großſtaat Preußen nicht ganz unbedenklichen Einfluß 
üben fonnten. Das preußiſche Verfaſſungswerk war in— 
zwiihen zum Abſchluß gediehen. Der König hatte die 
Berfaffung beſchworen. Dieje VBerfaffung wich in manchen 
wichtigen Beſtimmungen von dem Entwurfe der Unions- 
verfaffung ab, und zwar in bejchränfenden Sinne. Bes 
jonder3 galt dies von dem Abjchnitt wegen der Grund— 
rechte. Die ultraconjervativen Mitglieder aus Preußen 
verlangten nun, daß die Unionsverfaffung nach dent 
Mufter der preußiichen zugejchnitten werde. 

Einige Abweichungen von dem urfprünglichen Ents 
wurfe, welche theil3 durch die augenblidliche Gejtaltung 
der Union, theil3 durch Nüclichten auf den „weiteren Bund” 
erfordert zu werden jchienen, waren von den Regierungen in 
einer „Additionalacte“ zufammengeftelt und dem Parla— 
mente mit der Verfaſſung vorgelegt worden. Die Linfe 
zeigte fich bereit, auch diefe Ndditionalacte, jo wie fie ſei, 
anzunehmen. Dagegen fträubte fie fich gegen die Forderung 
der Nechten ſowohl aus jenen allgemeinen Gründen, welche 
ihr eine raſche Zuftandebringung der Verfaſſung dringlich 
erſcheinen ließen, als auch aus prineipieller Abneigung gegen 
die reactionäre Richtung, die in Preußen immer mehr um 
ih griff: Wenn der Minifter von Manteuffel, wie er 
nicht verhehlte, die Verfaffuug der Union gern zu einer 
„gemeinichaftlihen Feuerordnung” gemacht, der Union 
einen ähnlichen bejchränfenden Einfluß auf die Verfaffungen 
und Bertretungen der einzelnen Staaten eingeräumt hätte, 
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wie ihn weiland der alte Bundestag bejaß, jo ward gegen 
eine jolche Tendenz von den Nednern der Linfen, von 
Wippermann, Rießer, Bajjermann, Mathy, aufs Ent- 
Iichiedenfte Verwahrung eingelegt, am Allerentichiedensten 
von Herrn von Binde. 

Daß zwei einander jo direct entgegengejeßte Parteien, 
wie die Linke und die Nechte in Erfurt, auch in der Be— 
handlung der Berfajjungsvorlage verjchiedenen Richtungen 
folgten, war nicht verwunderlih. Völlig unerwartet da— 
gegen war e3 und brachte daher in der Bundesjtaatspartei 
eine tiefe Bewegung hervor, al3 die beiden Commijjarien 
der preußiſchen Regierung in beiden Häufern übereinjtimmend 
erklärten: die Regierung weile die einfache Annahme zurüd 
und verlange eine vorherige Reviſion der Verfafjung Für 
diejes, in der Geſchichte des Parlamentarismus ganz neue 
und unerhörte Verlangen, daß eine parlamentarijche Ver— 
ſammlung eine Regierungsvorlage nicht annehmen dürfe, viel- 
mehr ändern und zwar verjchlechtern müſſe, ward als Grund 
theil8 die Nothwendigfeit einer Uebereinſtimmung mit der 
preußiſchen Berfafjung, theils die Rückficht auf den „weitern 
Bund”, aufDejterreich und feine Verbündeten, geltend gemacht. 
Herr von Garlowig gab dieſe Erklärung in offenbar ge— 
drücter Stimmung ab, wie Einer, der eine unerläßliche, 
aber ihm jelbjt peinliche Pflicht zu erfüllen hat; Herr 
von Radowitz that es mit all dem Aufwand kunſt- und 
wortreicher Rhetorik, der ihm jederzeit zu Gebote Itand; 
er jchien die Verſammlung und fich jelbjt bereden zu 
wollen, daß die derjelben gemachte Zumuthung etwas 
durchaus Harmlojes und Natürliches jei. 

Wiederum war e3 Herr von PVinde, der am Uner— 


8 
bittlichiten das unmwürdige Spiel, das man mit dem 
Parlamente treibe, geißelte. Gerade als „Conjervativer“ 
(wie er ausdrüdlich betonte) warnte er davor, daß man 
jeßt, bei wieder mehr beruhigter Volksftimmung, dasjenige 
verleugnen und bejeitigen wolle, was man in einer Zeit 
[ebhafter Bewegung dem Volke entgegengebradht und ver: 
Iprochen habe. 

Die Bundesitaatspartei beharrte auf der unveränderten 
Annahme der Verfaffung, erklärte ſich jedoch mit einer 
Anzahl von Abänderungen einveritanden, falls die Regie: 
rungen fich darüber einigen würden; wo nicht, jo follte e3 
bei dem Entwurf, wie er wäre, verbleiben. Die Abänderungen 
betrafen theils Anpaffungen der Grundredte an Die 
preußifchen, theils Verſtärkungen der einheitlichen Gewalt 
des Neichsvorftandes gegenüber dem Füritencollegium. 
In dieſem Sinne bejchlojfen beide Häuſer mit ftarken 
Majoritäten. | 

Am 29. April ward das Parlament aeichloffen. Die 
verbündeten Regierungen, ward in der Schlufrede des 
preußiichen Commifjars gejagt, würden ſich nun zunächſt 
über die vom Parlamente vorgejchlagenen Nenderungen zu 
erklären haben. 


II. 
Das weitere Zerbröckeln der Union. 


— — 


Die Stimmung der Bundesſtaatspartei beim Schluſſe 
und ſchon während der Dauer des Erfurter Parlamentes 
war in eben dem Grade eine gedrückte und unmuthvolle, 
ivie die ihrer Gegner, der Stahl, Gerlach und Genojjen, 
eine gehobene und zuverfichtliche. Jene ahnte je mehr und 
mehr, daß die Sache der Union verloren, ja daß jie von 
der preußilchen Regierung ſelbſt jo gut wie aufgegeben jet; 
Dieje waren deſſen wohl jo ziemlich ficher, und fie thaten 
Alles, um ein jolches Nefultat herbeizuführen. Zwar hatte 
König Friedrich Wilhelm IV. nach der pomphaften Rebe 
de3 Herren von Radowis am 26. März in einem bejonderen 
Handichreiben denjelben deshalb beglückwünſcht und dabei 
ſchwungvolle Worte in Bezug auf die Union und auf 
Deutichland geiprochen. Zwar Hatte er Herren von Carlowitz 
bei Uebertragung des Mandats als preußiicher Commiſſar 
zum WBarlamente perjönlich die feierliche Berficherung 
gegeben, daß es ihm Ernſt jet mit Zuſtandebringung der 
Union, und nur auf Grund diefer Zuficherung hatte Herr 
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von Carlowitz das Mandat übernommen”), Selbjt zu 
Icheinbaren Anfängen einer thatkräftigen Politif hatte man 
fi) ermannt. Als Defterreic) durch) Truppenbewegungen 
in Böhmen fein Einjchreiten gegen die Union unterjtügen 
zu wollen jchien, hatte die preußijche Negierung einen Credit 
von 18 Millionen Thalern von ihren Kammern erbeten 
und erhalten. Als der König von Würtemberg in einer 
Thronrede beleidigende Worte über die Union ſprach, rief 
Preußen jeinen Gejandten von Stuttgart ab, und das 
Gleiche gejchah gegenüber Hannover, als dieſes gänzlich 
aus der Union trat. 

Allein alle jolche Vorgänge, welche den feiten Ent- 
ſchluß des Königs zu befunden jchienen, auf der eingefchla- 
genen Bahn unbeirrt voranzugehen, wurden alsbald wieder 
Lügen gejtraft durch andere, welche kaum daran zweifeln 
ließen, daß in den leitenden Streifen zu Berlin entweder 
der rechte unerjchütterliche Wille, allen Hemmniſſen zu trogen, 
fehle, oder daß — was immer wahrjcheinlicher ward — die 
Anfichten und der Einfluß jener Partei dort daS Ueber— 
gewicht erlangt hätten, welche das ganze Unionswerk als 
einen Fehler, als eine Verirrung der preußiichen Politik, 
ja al3 etwas Schlimmeres, als eine Verjündigung an dem 
monarchiſchen Princip und an dem nothwendigen guten Ein- 
vernehmen mit Dejterreich) und Rußland fort und fort 
verichrie. Wie hätte font die preußiiche Regierung ich 
fo jehr gegen einen raſchen Abſchluß der Verfafjung jträuben 
fönnen? Wie hätte jonjt Herr von Radowitz, troß all der 

*) Dies hat Herr von Garlowig zu feiner Rechtfertigung mehr: 
fach ausgeſprochen. 
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vielen Hochtönenden Worte, die er fprach, doch wieder jo 
ängftlich jeden möglichen Anftoß vermeiden können, den 
an der Feſtſtellung gewiſſer Nechte der Union, z. B. des 
Rechts, Krieg zu führen, Dejterreich und feine Verbündeten 
nehmen möchten? 

Se mehr aber auf Seiten Preußens ein folcher Mangel 
an Entjchiedenheit, eine jolche Unluft, die Union um jeden 
Preis in’3 Leben zu führen, immer offenfundiger Hervortrat, 
deito eifriger und defto zuverfichtlicher arbeiteten die Gegner 
der Union und Preußens an dem völligen Zerfall der Union 
und an der davon unzertrennlichen Demüthigung Preußens. 

Während Herr von Radowitz und jein füniglicher Herr 
aus zarter Rückſicht auf das „um jeine ftaatliche Exiſtenz 
fümpfende Defterreich” und auf „die hülfsbedürftigen König— 
reiche” mit dem Ausbau der Union gezögert hatten (gegen Bun= 
jens Rath, der zur fchleunigen Berufung des Neichstags, 
ſpäteſtens am 18. October 1849, dringend mahnte), hatte 
Fürst Schwarzenberg — nicht jo delicat, wie jene beiden, aber 
um jo entichlojfener und energischer, — die Gelegenheit 
erjehen, um diefen Ausbau gründlich zu Hintertreiben. 
Nachdem er Sachjen und Hannover glüdlich von der Union 
abgelöft, Bayern davon zurädgehalten, ging er daran, 
jein Zerſtörungswerk weiter fortzufeßen. 

Das erite Vorſpiel dazu bildete ein Zwifchenfall, der 
die meclenburgische Werfafjungsangelegenheit betraf. Im 
Frühjahr 1848, wo auc) in dem ultrafendalen Meclenburg 
eine lebhafte Bewegung entjtanden war, Hatte die Regierung 
von Medlenburg- Schwerin, unter Zuftimmung der alten 
Stände ſelbſt, fih zur Einberufung einer „conflituirenden 
Verſammlung“ behufs Berathung einer neuen, zeitgemäßen 


Verfaſſung entichloffen. Die Regierung des Fleinen Med» 
lenburg-Streliß hatte nicht widerjprochen. Wie es Ichon der 
alte Landtag geweien, jo war auch dieſe conjtituivende Ver— 
jammlung eine für beide Länder gemeinjchaftliche. Sie 
trat am 31. October 1848 zujammen. Das demofratifche 
Element war in ihr ftark vertreten, und ihre Forderungen 
gingen daher anfangs jehr weit; jpäter gab fie indeß im 
mehreren Punkten nach, jo daß die ſchweriner Negterung 
eine mit ihr vereinbarte Verfafjung am 10, October 1849 
verfündigen konnte. Die alten Stände protejtirten zwar 
dagegen, Die jchweriner Negierumg wies jedoch dieſen 
Proteſt als unberechtigt zurüd. Allein auch die ftreligiiche 
Regierung protejtirte, und fie fand einen ftarfen Nüchalt 
an dem König von Preußen, der nicht allein die ſchweriner 
Negierung von weiterem Vorgehen abmahnte, jondern aud), 
als erbberechtigter Monat, für ich und Die anderen 
Agnaten fich jenem Brotefte anfchlog. Die ſtrelitziſche 
Negierung wandte ſich ſodann an das Bundezschiedsgericht 
der Union, um den Streit zwilchen ihr und der jchweriner 
Regierung zum Austrag zu bringen. 

Bis hierher war dre Angelegenheit ftreng im Rahmen 
des Biündnijjes vom 26. Mai, dem beide Mecklenburg 
angehörten, verlaufen, 

Unterdejjen war aber am 30. September 1849 durch 
einen Vertrag zwiſchen Delterreih und Preußen an Die 
Stelle der proviſoriſchen Centralgewalt, die bis dahin noch 
immer — troß der Auflöjfung des Parlaments — fortbes 
ftanden hatte, eine nene Behörde gejeßt worden, die joges 
nannte „Bundescommiſſion“, beftehend aus zwei üfterrei- 
chiſchen und zwei preußischen Commiſſarien. Der Erzherzog: 





Neichsverweier hatte am 12. December 1849 abgedantt. 
Preußen hatte fich, bevor es jenen Bertrag ratificirte, gegen 
jeine Verbündeten in der Union ausdrüdlich verpflichtet, 
„in der zu beitellenden Bundescommilfion ſich ftet3 als 
Nepräjentant des Bündniſſes vom 26. Mai betrachten und 
daher alle Anordnungen jener Commiljion, fofern fie nicht 
blos die laufende Verwaltung des vorhandenen Bundes— 
eigenthums beträfen, jtet3 zuvor zur Slenntniß und Berathung 
des Berwaltungsrath3 der Union bringen, auc) die Nechte 
Diejes engeren Bundes gegen jede unberechtigte Einmijchung, 
fie fomme von welcher Seite fie wolle, mit allem Nachdruck 
vertheidigen zu wollen.“ 

Nun Hatte Meclenburg-Strelig feine Klage in der 
Berfaffungsangelegenheit, obſchon dieſelbe bereit3 beim 
Bundezichiedsgericht der Unton angebracht und von dieſem 
angenommen war, auch vor die Bundescommiljton gebracht, 
und letztere (alfo auch Preußen) Hatte an Mecklenburg: 
Schwerin ein Inhibitorium erlafjjen, d. h. eine Verfügung, 
in der Cache nicht weiter vorzugehen. 

Darüber entjtand im Verwaltungsrat) der Union 
eine lebhafte Debatte, deren Reſultot war, daß die dajelbjt 
vertretenen Negierungen (ohne die beiden Mecklenburg) 
einſtimmig beichlojjen, die Nechte der Union gegen Eingriffe 
der Bundescommiljion zu wahren und die preußiiche Re 
gierung im Hinblid auf ihre dem Berwaltungsrath gegebene 
Zuſage zu erjuchen, ihre Bevollmächtigten bei der Bundes— 
commilfion demgemäß zu injtruiren. 

Seitdem hatte Defterreich einen weiteren energiſchen 
Schritt in der deutjchen Frage gethan. Es Hatte in einer 
Note vom 28. November 1849 gegen die Einberufung 
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eines Neichstags der Union förmlich proteſtirt. In dieſer 
Note ward behauptet, nicht blos: „der deutſche Bund“ beſtehe 
noch zu Recht (was Preußen ſelbſt anerkannt hatte), ſondern 
auch: „die Bundesverfaſſung“, und dieſe könne nicht abge— 
ändert werden ohne die Zuſtimmung aller Mitglieder des alten 
Bundes, wie das in Art. VII. der Bundesacte und Art. VIII. 
der Schlußacte deutlich ausgeſprochen ſei. Daß das Bündniß 
vom 26. Mai als „engerer Bund“ innerhalb des deutſchen 
Bundes (auf Grund von Art XI. der Bundesacte) zuläſſig 
fei, wollte das Wiener Cabinet nicht zugeben, denn diejer 
„engere Bund“ gefährde die Exiſtenz des weiteren Bundes, 
indem er feinen Mitgliedern Verpflichtungen auferlege, welche 
gegen ihre Stellung als Mitglieder des veiteren Bundes 
und gegen deſſen Berfaffung verſtießen. Die Note jpibte 
Jich zu in der Drohung: „Defterreich werde jene Regierungen, 
welche fich auf die aus den Bundesverträgen erworbenen 
Rechte beriefen, in deren Wahrung unterftüßen; es werde 
im alle der Einberufung eines jogenannten Reichstags den 
Bufammentritt einer folchen Berfammlung als dem Bundes— 
vertrag zumider erklären und deren Beſchlüſſen im Voraus 
jede Geltung und Wirkſamkeit abjprechen.” 

Die preußiſche Regierung hatte darauf in einer Note 
vom 12. December 1849 geantwortet und hatte in einer 
beigefügten Denkſchrift weitläufig zu erweiſen gejucht, daß, 
wenn auch „der deutjche Bund“ noch zu Necht bejtehe, 
doch dag Gleiche nicht von der „Bundesverfafjung“ gelte, 
vielmehr dieje mit Auflöfung der Bundesverfammlung im 
Sahre 1848 zu beitehen aufgehört habe, daß daher der 
Bildung eines „engeren Bundes" rechtlich nichts im Wege 
ſtehe, jobald nur leßterer die beiden oberften Bundespflichten 
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erfülle, eimal, feine der anderen Glieder des Bundes 
zu befriegen, zweitens, bei einem Angriff auf den Bund 
die vorgejchriebene Bundeshülfe zu leiſten. 

Bei jenem Proteite gegen die Union hatte es aber 
Defterreich nicht bewenden laſſen. Auf feinen Betrieb ohne 
Zweifel, jedenfall3 im Einverftändnig mit ihm, hatten Bayern, 
Wiürtemberg und Sachſen am 27. Februar 1850 in München 
den Entwurf einer neuen Bundesverfaffung für ganz 
Deutjchland (ſonderbarerweiſe, Vierkönigsverfaſſung“ genannt, 
wohl weil auf den Zutritt Hannovers gerechnet ward) unter 
fich vereinbart, und am 13. Mai war Dejterreich dieſer 
Uebereinkunft beigetreten. 

Die Rückwirkungen diefes Vorgehens Oeſterreichs 
auf die Union blieben nicht aus. Schon aın 26, Februar 
hatte Medlenburg-Strelig Schwierigfeilen gegen ven MM- 
ſchluß der Verfafjung erhoben und fich nahezu ir dem— 
jelben Sinne, wie Sachſen und Hannover, geäußert. Die 
Kleinheit des Staates, von dem fie ausging, mochte dieje 
Oppofition ungefährlich erjcheinen laſſen. Allein am 
13. April — mitten in den Verhandlungen de3 Erfurter 
Parlament? — betrat denjelben Weg der zweitgrößte der 
(neben Preußen) noch zur Union gehörenden Staaten, Kur: 
hefien. Bezugnehmend auf jene Uebereinkunft vom 27. Fe 
bruar, beantragte Kurhefjen eine Vertagung des Erfurter 
Parlamentes, damit „vor Abſchluß der Unionsverfafjung“ 
mit jenen anderen Staaten Verhandlungen wegen einer allge= 
meinen Bundeszrevifion eingeleitet werden könnten. Sur: 
heſſen wollte jich damit feineswegs von der Union losjagen 
— bewahre! — es wollte nur feine Bundesgenojjen in der 
Union zu gemeinschaftlichen Unterhandlungen mit den 
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anderen deutſchen Regierungen (auch der öjterreichiichen!) 
veranlajjen, Unterhandlungen, die ſeit der Münchener 
Uebereinfunft vom 27. Februar nach Kurheſſens Anficht 
„unabwetsbar“ geworden wären. 

Troß diefer Verfiherung Kurheſſens, daß es an der 
Union fejthalte, und troß des gut geheuchelten Tones 
von Aufrichtigkeit in der Note beitand doch fein Zweifel 
über die wahre Bedeutung diefes Schrittes. Und ebenjo- 
wenig darüber, daß in dieſer Abivendung einer der bisher 
untonstreuften Negierungen von der Union der geheime 
Einfluß DOefterreich3 und jeiner Verbündeten zu erfennen 
jei. Hatte doch die Regierung Oeſterreichs auch jchon mit 
Baden Aehnliches verjucht, war fie doch dort jo weit 
gegangen, jogar die Abdankung des Großherzogs zu betreiben, 
weil jie den Erbgroßherzog für öfterreichijch geſinnt hielt! 
Hatte fie doch den Reichsverweſer im Geheimen bearbeitet, 
daß er nicht abdanfe, jo lange Defterreich noch nicht in der 
Lage ſei, einen etwaigen Verſuch Preußens, ſich proviſoriſch 
der Führung Deutſchlands zu bemächtigen, mit Gewalt zu 
hindern! 

Es war ein ganz bejonder3 feiner SKunftgriff der 
ebenso jchlauen als fühnen Politik des Fürſten Schwarzen: 
berg, daß er jet, um immer weitere Steine aus dem 
Bau der Union herauszufprengen, die Hebel jeiner In— 
trigue an folchen Punkten anjette, wo, wie ev wohl wußte, 
der Widerjtand des preußiichen Monarchen gegen die öfter: 
reichiichen Beftrebungen am jchwächiten, der Einfluß der 
öſterreichiſch-ruſſiſchen Partei am Hofe zu Berlin am leich- 
tejten fiegreich jein würde. Fürſt Schwarzenberg kannte 
jehr gut die Voreingenommenheit Friedrich Wilhelms TV 
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gegen alles modern conſtitutionelle Weſen. Ihm war 
es nicht entgangen, wie ſehr der Geiſt dieſes Königs ſich 
dagegen ſträubte, im eigenen Lande durch eine Verfaſſung 
gebunden zu ſein. Er berechnete ganz richtig, daß Friedrich 
Wilhelm IV. ſich nicht leicht zum Vorkämpfer des conſtitu— 
tionellen Prineips in einem anderen Staate machen 
werde, und er juchte dieſe Abneigung des Königs im 
öſterreichiſchen Intereſſe auszubeuten, indem er, gegenüber 
der Union, die auf parlamentarifc) moderner Grundlage 
berubte, den alten Bund und Dejterreich als die Vertheidiger 
des monarchiichconjervativen Princips erjcheinen ließ, 
Die erjte Probe auf dieſe Berechnung war in der mecklen— 
burgiſchen Frage gemacht worden, und fie war günjtig 
ausgefallen: der König, aus Mißmuth über die Bejeitigung 
der ehriwürdigen uralten Verfaſſung Mecklenburgs durch 
eine moderne, hatte jich glücklich verleiten laſſen, als Mit- 
inhaber der „Bundescommilfion” gegen fein eigenes Werk, 
die Union, feindlic) aufzutreten. Es galt jebt, eine zweite 
Brobe anzujtellen in größerem Maßitabe In Kurhefjen 
wie in Strelig Hatte der Fürſt 1848 nur widerwillig 
fich) den Wünfchen des VBolfes gefügt. Wenn man ihm 
jest um den Preis eines Anſchluſſes an Dejterreich die 
Erlöſung von den damals eingegangenen Berpflichtungen, 
die Wiederherjtellung einer größeren Unbejchränftheit jeiner 
fürftlichen Macht verfprach, jo konnte man jicher jein, 
daß er darauf einging. Und wenn darüber ein Streit mit 
der Union ausbräche, jo würde e3 nicht jchwer fallen, dem 
König von Preußen vorzuftellen, daß die Union eine 
Gegnerin des monarchiſchen Princips und daher mit jeinen 
Pflichten als berufener Vertreter dieſes Princips unvereinbar 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutich. Geſch. TI. 2 
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jei. Sp fonnte man zwei Zwecke auf einmal erreichen: dem 
verhaßten Conftitutionalismus einen Streic) verjeßen und 
die Union in ihrem Lebensnerv treffen, indem man den 
eignen Schöpfer derjelben, den König von Preußen, gegen 
fie einnähme. Dies ohngefähr war der Gedankengang des 
Fürſten Schwarzenberg. 

Die Abwendung Kurheſſens von der Unton wäre 
niemal3 möglich gewejen, jo lange dort das frei umd 
deutichgefinnte Miniſterium Cberhard-Wippermann das 
Nuder führte. Dieſes mußte zuvor gejtürzt werden. 
Freilich ließ fich vorausjehen, daß jedes neue Minijterium, 
welches nicht in die Fußtapfen jenes Märzminijteriums träte, 
mit der Bolfsvertretung und dem Wolfe Kurheſſens einen 
ichweren Kampf zu beitehen haben werde. Allein das 
war es gerade, was man wollte Diefer Kampf follte 
dag Mittel werden, um die Union vollends zu vernichten, 
Nahm diejelbe fich der freifinnigen Partei in Heſſen an, 
jo war fie beim König Friedrich Wilhelm IV. discreditirt; 
that fie e8 nicht, jo war Kurheſſen der öjterreichijch-mittels 
Staatlichen Coalition rettungslos verfallen, und damit war 
nicht blos eines der wichtigiten Glieder von der Union 
abgerijjen, fondern auch) noch andern nur zum Schein 
liberalen Fürſten der Weg gezeigt, wie fie ebenfall3 wieder 
freie Hand nach innen und außen befonmen könnten. 

Als Werkzeug dieſer öſterreichiſch-bayeriſchen In— 
trigue beim Kurfürſten von Heſſen ſcheint Herr von 
Baumbach gedient zu haben, der, eine Zeit lang Legations— 
jecretair in Wien, dann Gejchäftsträger in München und 
dort vom Herrn von der Pfordten in's Vertrauen gezogen, 
jpäter nach Kafjel zurücberufen und als Privatjecretair 
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de3 Kurfürften in eine einflußreiche perfönliche Stellung zu 
diejem verjeßt worden war. 

Das Minijterium Eberhard- Wippermann hatte ſich 
vor manchen anderen Märzminiſterien dadurch ausgezeichnet, 
daß ihm gelungen war, mehrere ſehr nützliche poſitive 
Schöpfungen auf politiſchem und wirthſchaftlichem Gebiet in's 
Leben zu rufen. Zu erſteren gehörte namentlich eine in 
ihren Wirkungen als äußerſt wohlthätig erkannte Bezirks— 
verfaſſung, zu letzteren die Förderung des lange vernach— 
läſſigten Baues wichtiger Eiſenbahnen. Die kurfürſtlichen 
Rechte waren geſchont, demokratiſche Forderungen, wie 
die auf Abſchaffung des abſoluten Veto, zurückgewieſen 
worden; ſelbſt die für die Größe und die Steuerkraft des 
Landes unverhältnißmäßig hohe Civilliſte von 2,400,000 
Mark war unangetaftet geblieben. Das Märzminijterium 
war in jeiner, zwar aufrichtig liberalen, aber durchaus ge- 
mäßigten Haltung fräftig unterftüßt worden durch den gefunden 
Sinn des heſſiſchen Volkes, der im Ganzen ein vorwiegend 
ruhiger und ernjter, man könnte fajt jagen, conjervativer 
it. Nur der füdliche Theil des Landes, Hanau und 
feine Umgebung, hatte eine Demokratie erzeugt, die in 
ihrer Prefje und in der Ständeverjammlung das Minijte- 
rium Eberhard als zu gemäßigt angriff. Der Kurfürft 
hatte im März 1848 feierlich verjprochen, fi) nur „mit 
Männern, welche dag Vertrauen des Volkes genießen“, zu 
umgeben. Die Minifter hatten den Grundjaß proclamirt: 
die Regierung müſſe die Mehrheit der Volksvertretung für 
ſich Haben, und hatten in diefem Sinne regiert. 

Schon im Januar und im Auguſt 1849 waren 
Miniſterkriſen eingetreten, weit der Kurfürjt diefem conſti— 
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tutionellen Vorgehen der Miniiter Hinderniffe in den Weg 
fegen wollte. Das erite Mal war diejer Kriſis durch eine 
Vorſtellung der Stände beim Kurfürsten, das zweite Mal 
dadurch ein Ende gemacht worden, da Niemand im Lande 
fi fand, der an die Stelle fo volfsthümlicher Miniſter 
hätte treten mögen. Als aber im Februar 1850 die 
Minister abermals, wegen der vom Kurfürjten verzögerte 
Ernennungen zum Staatenhauje in Erfurt, ihre Entlajfung 
forderten, ward ihnen folche gewährt. Zur Bildung 
eines neuen Gabinet3 Hatte der Kurfürit einen Mann 
augerjehen, der, wie man wußte, zu allem fähig war, 
dejfen Name und Vergangenheit Hinreichten, um von 
feinem Wiederericheinen, wie für den inneren Frieden Heſſens, 
jo für die Sache der deutjchen Einigung das Schlimmite 
befürchten zu laſſen. Es war die Herr von Haſſen— 
pflug, der ſchon 1852—1837 Miniiter in Heilen geweicı, 
aber wegen feines gewaltthätigen und eigenmächtigen Ver— 
fahrens dem allgemeinen Unwillen verfallen und endlich ſelbſt 
dem Kurfürſten widerwärtig geworden war. Nach jeiner 
Entfernung aus Kaſſel hatte er in verjchiedenen Klein— 
Staaten ſich herumgetrieben, bis er 1841 vom König Friedrich 
Wilhelm IV, unter dem lebhafteſten Widerfpruche der 
öffentlichen Meinung in Preußen, erſt zum Obertribunal®- 
rath, dann zum Präſidenten beim Oberlandesgericht in 
Greifswald befördert worden war. Hier waren die 
ſchlimmſten Seiten feines Charakters zum Ausbruch 
gekommen. Er, der Präfident eines preußiſchen Gerichts— 
hofs, war wegen Unterichlagung von Geldern und 
Nöthigung von Untergebenen zu falſchem Zeugniß einer 
Criminalflage verfallen. Noch laſtete dieſe Anklage auf 
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ihm, als er die Ernennung zum Suftizminifter und Mintfter- 
präfidenten in Kaſſel erhielt. Daß man ihm unter folchen 
Umständen die Entlajfung aus dem preußiichen Staats— 
dienste gewährte, ward dem Einfluß der reactionären Partei 
zugejchrieben, deren Günftling er war und die fich wohl 
von ihm in feiner neuen Stellung nüßliche Dienfte für 
ihre Sache veriprad. Er foll dem König Friedrich 
Wilhelm IV. perjönlich das Berjprechen gegeben haben, 
nichts gegen die Union zu unternehmen, — allein was 
war einem Haffenpflug, diefem „Abenteurer“, wie Herr 
von Radowitz ihn Fennzeichnete, ein Verſprechen? 

Auch in Kaſſel heuchelte er anfangs ftreng verfaſſungs— 
mäßige Gejinnungen, ſprach mit großer Achtung von den 
abgetretenen Miniftern, befannte fich al3 einen warmen 
Freund der Union und erklärte, daß „ohne Zuftimmung 
der Volfsvertretungen der alte Bundestag niemals wieder 
in’3 Leben treten fünne.” Das Programm, womit das 
neugebildete Meinijterium  Hafjenpflug-Baumbach-Haynau 
am 26. Februar 1850 vor die Ständeverfammlung 
trat, war ſcheinbar conjtitutionell und unionsfreundlich. 
Auch wurden die Ernennungen zum Otaatenhauje des 
Erfurter Parlaments vollzogen. Allein ſchon der Name 
Hafienpflug erregte allgemeines Mißtrauen. Die Stände: 
verfammlung erklärte fogleic) am 26. Februar mit allen 
Stimmen gegen eine, daß das neue Minifterium jener 
Iandesherrlichen Zuficherung, wonach) der Kurfürſt nur 
„Männer des öffentlichen Vertrauens” zu Miniftern wählen 
wollte, nicht entjpreche. Der Berfafjungsausichuß, dem 
das minijterielle Programm zur Prüfung übergeben ward, 
fand darin bedenkliche Anzeichen verfafjungs- und uniong- 
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feindlicher Tendenzen. infolge dejjen wiederholte die Ständer 
verjammlung, nunmehr einjtimmig, ihre vorher abgegebene 
Erklärung. Ein weitergehender Antrag de3 demokratiſchen 
Flügels der Verfammlung: „jeden Verfehr mit diefem Mi— 
nijterium abzubrechen,“ ward, als verfajjungswidrig, nicht 
in Betracht gezogen. 

Der erjte praftiiche Conflict mit der Bolfsvertretung 
. betraf die Forderung von 644000 Athlr., die Hafjenpflug 
aus einer, verfajiungsmähtg zu anderen Ziveden bejtimmten 
Staat3fajje nehmen wollte, angeblich zur Dedung eines 
Deficits, welches aber in Wirklichkeit nicht vorhanden war. 
Die Stände lehnten diefe Forderung einjtimmig ab. Sie 
wurden darauf vertagt. Eine ähnliche, aber größere For— 
derung ward an die wieder zujammengetretenen Stände 
gerichtet und von diefen abermals abgelehnt. Die ſechs 
Monate, während deren die Regierung verfafjungsmäßig 
noch Steuern erheben durfte, liefen mit dem legten Juni 
ab. Der Finanzausſchuß der Stände beichleunigte deshalb 
jeine Berathung des noch vom vorigen Mintjterium vor— 
gelegten Budgets, obichon dieje Berathung durch Hafjen- 
pflug felbft, der jene® Budget anfangs nicht anerkennen 
wollte, vielfach verzögert war. Hafjenpflug jedoch ver- 
langte eine neue provijorische Steuerbewilligung — ent— 
gegen dem Wortlaut der Verfafjung. Der Finanzausſchuß 
erftattete Bericht darüber. Noch ehe diefer Bericht im 
Plenum zur Verhandlung gelangen konnte, löſte Hajjenpflug 
die Stände auf. 

Tach der Berfaffung mußte num jede Steuererhebung 
aufhören. Indeß genehmigte der „Bleibende Ständeausſchuß“, 
fogar mit Ueberjchreitung jeiner Befugnifje, die Forterhebung 
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der indirecten Abgaben und deren Niederlegung in der 
Staatskaſſe. In dem Steueraugfchreiben vom 27. Suni 
erflärte die Regierung felbit, daß dieſe außerordentliche 
Mapregel nothivendig geworden ſei „Durch die ohne Für: 
jorge für den Ablauf der Steuererhebungszeit erfolgte 
Auflöjung der Ständeverfammlung.” 

Unter dem Eindrucd jolcher Vorgänge fielen die Neu- 
wahlen radicaler aus, al3 früher. Die neue Ständever- 
fammlung war ztemlich genau zur Hälfte aus Conftitutio- 
nellen und aus Demokraten zufammengejegt. Hafjenpflug 
zögerte fajt drei Wochen, ehe er die neugewählten Stände 
zujammenberief. Abermals ward von denjelben eine provi— 
ſoriſche Steuerbewilligung ohne vorherige Regelung des 
Budget3 verlangt. Die Stände willigten in die Forter- 
hebung der indirecten Steuern, wie jolche von der Regierung 
mit Genehmigung des „Bleibenden Ausſchuſſes“ ausgejchrieben 
waren; mehr zu thun, hielten fie ſich angeficht3 der ftrengen 
Beitimmungen der Berfaffung über den Gebrauch des Be 
willigungsrechts nicht für befugt. Haſſenpflug wies jedoch 
jene Bewilligung zurück und löfte am 2. September noch- 
mal3 die Ständeverfammlung auf. Der Finanzwminiſter 
Lometſch, der bis dahin mit Hajjenpflug gegangen, trat 
zurüd; Haffenpflug übernahm auch das Finanzminifterium, 
Ein Berfaffungsconflict war unvermeidlich geworden. 


II. 


Oeſtexreichs Veftrebungen für Herſtellung des alten 
Bundestags. 





Waädhrend in Kurheſſen der Verfaffungsconflict ſich 
vorbereitete, waren die allgemeinen deutſchen Verhältniſſe, 
bei deren Entwiclung die kurheſſiſche Frage nur einen, wenn 
auch jehr einflußreichen, Zwilchenfall bildete, dem Ziele, auf 
welches Deiterreich und jeine Verbündeten zuiteuerten, um 
ein Bedeutende nähergerüdt. Oeſterreich hatte die deutſchen 
Regierungen in einer Note vom 26. April zu Conferenzen 
in Frankfurt a. M. auf den 10. Mai eingeladen — theils 
zur Schaffung einer neuen provilorischen Regierung 
Deutichlands an Stelle der mit dem 2. Mai erlöfchenden 
„Bundescommilfion“, theils behuf3 einer „Nevifion der 
Bundesverfaffung“. Es hatte dabei, wie auf etwas Selbſt— 
verjtändliches, auf Beitimmungen der alten Bundesverfaffung, 
insbejondere auf das im alten Bundestage ihm felbit, 
Dejterreich, eingeräumte Necht des Vorſitzes fich bezogen, 

Preußiſcherſeits war auf die öjterreichiiche Note vom 
26. April unterm 3. Mai eine Erwiderung ergangen, worin 
gegen die Aurufung der alten Bundesverfafjung und des 
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darin begründeten Präſidialrechts Oeſterreichs feierlich 
proteftirt, rückſichtlich der Einladung felbjt eine vorherige 
Verftändigung mit Preußens Bundesgenoffen von der 
Union vorbehalten ward. Allein mit Protejten war hier 
nicht? gethan; es mußte gehandelt werden. Der Ber: 
waltungsratd der Union hatte in feiner Sitzung vom 
29. April den Regierungen der Unionzftaaten eine möglichjt 
rajche Entjchliegung über die Beſchlüſſe des Parlaments 
empfohlen, da „in der Herjtellung des deutjchen Bundes— 
ftaat3 die glückliche Wendung der vaterländiſchen Gefchide 
liege.“ Der Herzog von Sachſen-Coburg, einer der treuejten 
Anhänger der Union, riet) zur Berufung eines Congreſſes 
der zur Union gehörigen Fürften, und die preußijche Re— 
gierung ſchloß ſich Ddiefer Anficht au. Der Congreß ward 
auf den 8. Mai nach Berlin ausgeſchrieben, zwei Tage 
vor dem von Dejterreich für den Zujammentritt der 
gegnerischen Regierungen in Frankfurt anberaumten Termin. 

Der Gedanke war jedenfall3 ein glücklicher. Durch 
die perjönlichen Beiprechungen der Fürſten Fonnte (wie 
ganz zutreffend in officiöſen preußifchen Blättern angedeutet 
ward) fchneller als auf jede andere Weiſe ein alljeitiges 
Einverfländniß erzielt und jo der Zweck erreicht werden, 
daß ſchon vor den Verhandlungen in Frankfurt die Unton 
al3 fertige Thatjache dajtände und bei der Neorganijation 
de3 weitern Bundes als ein exijtirender und berechtigter 
Factor der deutſchen Staatenbildung ihre angemejjene 
Stellung fünde. 

Der König ſelbſt bekräftigte in der Nede, womit er 
am 8. Mat den Fürſtencongreß eröffnete, dieſes Vorgehen 
feiner Regierung, ſprach das entjchiedene Feſthalten Preußens 
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an der Union und die Erwartung, einer gleichen Gejinnung 
auch bei den andern Negierungen zu begegnen, aus und 
fchloß mit der Erklärung, daß nunmehr die Unton „definitiv“ 
begründet werden jolle. Es fanden jodann theils perjünliche 
Beiprechungen der Fürſten, theild Conferenzen ihrer Mintjter 
ftatt. Bei den erjteren — jo wird erzählt — joll der 
Kurfürit von Heſſen (der mitjammt Hajjenpflug, troß der 
inzwijchen angenommenen zweideutigen Haltung, auf dem 
Congreſſe erfchienen war) jich gejträubt haben, zur definitiven 
Conftituirung der Union feine Zuftimmung zu geben. Da 
habe der greife Großherzog von Oldenburg ihn auf Die 
Achjel geflopft und zu ihm gejagt: „Unterzeichnen Ew. 
Liebden! Sie möchten jonft Fünftig einmal noch ganz 
Anderes unterzeichnen müſſen.“ 

Am 15. Mat jchlog der König den Fürſtencongreß. 
Aber ein Endreiultat war nicht erreicht, und jo Fonnte 
immer nur wieder ein neues „Proviſorium“ der Union 
angekündigt werden. Weder über die Annahme der vom 
Parlament vorgejchlagenen Abänderungen der Verfajjung, 
noch über Einrichtungen zur endgültigen Organijation der 
Union war alljeitiges Einverftändnig erzielt. In Bezug 
auf die öfterreichtiiche Einladung nach Frankfurt Hatten alle 
Negierungen ji) dem preußiichen Protefte angejchlofjen. 
Sie wollten zwar an den Frankfurter Konferenzen Theil 
nehmen, jedoch nur als an „freien Berathungen”. Weber 
das Verhalten auf den Eonferenzen jelbjt jollte „Durch die 
Nnionsorgane“ verhandelt werben. 

Schon diefe Beſchickung der Frankfurter Conferenzen 
durchdie einzelnen Regierungen (nicht durch einen gemeinjamen 
Bevollmächtigten der Union als eines Ganzen in Vertretung 
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ihrer Glieder) war ein ſchlimmes Zeichen für die Unions— 
politik und ließ deren Niederlage und den Sieg Oeſterreichs 
mit ziemlicher Sicherheit im Voraus ahnen. Auch waren 
bereits in der Sitzung des Verwaltungsraths, worin die 
Einſetzung eines „proviſoriſchen Fürſtencollegiums“ vor: 
bereitet ward, Kurheſſen, Mecklenburg-Strelitz und Schaum— 
burg nicht mehr vertreten. 


Am 10. Mai nahmen die Conferenzen in Frankfurt 
ihren Anfang. Zuerſt fanden ſich dazu nur die vier König— 
reiche, Hejjen-Homburg und Luxemburg ein. Die Unions- 
regierungen wollten nur unter den in Berlin verein- 
barten Bedingungen daran Theil nehmen; als Defterreich 
darauf nicht einging, zogen fich die meiften nach einem 
unfruchtbaren Notenwechjel zurüd. Kurheſſen jedoch, 
Meclendburg-Strelig und Schaumburg, mit ihnen auch 
Heſſen-Darmſtadt, traten in die Conferenzen ein. 


Vergebens protejtirte Preußen noch einmal in einer Note 
vom 25. August 1850, gegen eine Wiederheritellung des 1848 
geſetzmäßig aufgelöften Bundestages: Oeſterreich erwiderte 
diejen Protejt durch die am 2. September vollzogene 
Proclamirung des Bundestages al3 wieder zu Recht be— 
jtehend, objchon nur eilf Stimmen von den zum Engeren 
Rathe nothwendigen fiebzehn in jenen Conferenzen vertreten 
waren. 

Es kam nun darauf an, die Macht dieſes wieder— 
hergeſtellten Bundestags thatſächlich zu erproben und 
damit zugleich die Ohnmacht der Union recht augenfällig 
zu befunden. Zu diejem Experiment war Kurheſſen von 
langer Hand her auserfehen.. 
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Die Zurücdwendung der Regierungen von Sachjen 
und Hannover zum alten Bunde war übrigens nicht ohne 
heftige Kämpfe beider mit ihren Ständen erfolgt. In 
Sadjen führten diefe Kämpfe nicht blog zu einer Kammer— 
auflöjung, jondern auch zu einem Staatsſtreich. In den 
Fächfiichen Kammern war die deutiche Frage ſchon zur 
Zeit der Berufung de3 Erfurter Parlamentes Gegenjtand 
lebhafter Debatten geworden. In der Erjten Kammer ward 
fie von Herrn von Carlowis, damals noch Mitalied diejer 
Kammer, angeregt; doch gelang es ihm, troß jeiner glän— 
zenden Beredjamfeit, wegen der großen Berjplitterung der 
Barteien in der Sammer nicht, für feinen Antrag eines 
Wiederanſchluſſes Sachſens an die Union eine Majorität 
zu gewinnen. Etwas günftiger verlief die Sache in der 
zweiten Kammer. Hier waren die Freunde der Union, 
die Gemäßigtliberalen, und die Linke, welche an der 
Frankfurter Reichsverfaſſung feithielt, ohngefähr gleich ſtark. 
Die Linke ſah wohl ein, daß das praftiich allein Richtige 
im Augenblicke die Förderung des Unionsprojectes ei, 
konnte fich aber nicht entichliegen, von ihrem „Prinzip zu 
laffen und mit den „Gothanern“ zu ftimmen. Doch 
wünschte fie Ießteren den Sieg.*) So ward der vom „Deuts 
ſchen Ausschuß” geftellte Antrag auf Rückkehr zur Union mit 
einer ganz ſchwachen Mehrheit angenommen, einer viel zu 
ichwachen, um auf Herrn von Beuft, der jchon mit ganz 
andern Plänen umging, Eindrud zu machen”). 





*), Zur Illuſtrirung dieſer eigenthümlichen Haltung der Linken 
diene folgender Vorgang. Vor der Abjtimmung über den oben 
erwähnten Antrag hatte fid) ein Mitglied der Linfen aus dem Saale 
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Als bald darauf verlautete, daB Sachjen die von 
Dejterreich berufenen Frankfurter Conferenzen beſchicken 
werde, erhob ich dagegen die ganze Sammer — zwei 
bi3 drei Abgeordnete der äußerjten Rechten ausgenommen — 
wie Ein Dann. Der , Deutſche Ausschuß” entwarf eine Adreſſe 
an den König, worin gegen eine Wiederheritellung des 
Bundestages entjchieden protejtirt und gegen das Minifte- 
rium, fall3 e3 diefen Weg betreten follte, ein Mißtrauens⸗ 
botum ausgejprochen ward. Als diefer Antrag, an dejjen 
fat einſtimmiger Annahme nicht zu zweifeln war, 
gedruckt zur Vertheilung vorlaa, erfolgte die Auflöſung 
der Kammern, und wenige Tage darauf, am 3. Juni, 
die Wiedereinberufung der, 1848 in allen verfafjungsmäßigen 
Formen aufgehobenen alten Stände, 

Der Wideritand, den einige charakterfefte Männer 
diefem Beuſtſchen Staat3jtreich entgegenjegten, vermochte 
dejjen Durchführung nicht aufzuhalten. Diejenigen Mit: 
glieder der alten Stände, welche zu gewijjenhaft waren, 
um an der verfajjungswidrigen Wiederheritellung derjelben 
durch ihr Erſcheinen fich zu betheiligen, wurden als „Reni— 
tenten” ihres Wahlrecht3 verlujtig erklärt. ALS der Senat 
der Univerfität die Wahl eines Vertreters in die Erjte Kammer 
verweigerte, ward durch einen zweiten Staatsſtreich ange— 


entfernt; dadurch erlangte der Antrag die Mehrheit. Während der 
Abjtimmung über einen zweiten Antrag, der als Conſequenz des 
eriten die Ausfchreibung der Wahlen zum Erfurter Vollshauſe 
verlangte, trat das Mitglied wieder ein. Sogleich eilten mehrere 
Führer der Linken auf ihren PBarteigenofjen zu und bedeuteten ihn, 
draußen zu bleiben; allein e3 war zu fpät, er war ſchon mitgezählt, 
und jo erlangte diefer zweite Antrag feine Mehrheit. 
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ordnet, daß die Nichtiwählenden als nicht mitjtimmend 
zu rechnen feien, und jo eine Minoritätswahl zu Stande 
gebracht. Auf jolche Weile Fam eine beſchlußfähige Stände: 
verfammlung zujammen, die dann fich ſelbſt für „com— 
petent“ erklärte. Die große Mafje der Bevölkerung, theils 
noch in jchredhafter Erinnerung an die Mairevolution des 
Borjahres, theils um jeden Preis nach‘ Ruhe verlangend, 
jah dem Berfaffungsbruche gleichgültig, wo nicht beifällig, 
zu. Und fo ſchien die. Probe gemacht, daß auch in jolchen 
Staaten, die jeit längerer Zeit gejeßlich begründeter Ver— 
fafjungen und eingewohnter parlamentarijcher Einrichtungen 
fich erfreuten, ein Bruch mit der Volfsvertretung und jelbft 
mit der Berfaflung unbedenklich zu wagen fei. 


IV. 
Der Verfaffungskampf in Kurheſſen. 





Als Haſſenpflug — gerade drei Monate nach dem 
Beuſtſchen Staatsitreih in Sachſen — dafjelbe Experiment 
in Kurheſſen unternahm, da mochte er in feiner abenteuernden 
Weiſe wohl auch des gleichen leichten Erfolges fich gewärtigen. 
Indeſſen darin hatte er fich getäufcht. 

Die kurheſſiſche Verfaſſung von 1831 enthielt — 
Dank der weilen VBorausficht ihres Haupturhebers, Sylvefter 
Jordan! — jo viele und jo wirkſame Bürgfchaften gegen 
jede Verlegung oder Umgehung ihrer Beltimmungen, und 
der geſetzliche Geift des kurheſſiſchen Volkes, die Beamten 
und das Militär mit eingejchloffen, war unter diejer Ver— 
faffung jo jehr eritarkt, daß die Willfürmaßregeln Haffen- 
pflugs auf einen unüberwindlichen Widerftand ftießen. Als 
derjelbe durch eine von ihm, Herrn v. Baumbah und 
Herrn v. Haynau unterzeichnete Verordnung (vom 4. Sept.) 
die Forterhebung aller directen und indirecten Abgaben nad) 
dem Finanzgejet von 1849 verfügte, proteitirte nicht blos 
dagegen der zur Wahrung der ftändifchen Nechte durch die 
Verfaffung beitellte „Bleibende Ausſchuß“, indem er die 
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Beamten an ihre Pflicht erinnerte, Teine andern als bie 
„verfaffungsmäßig bewilligten” Steuern zu erheben, jondern 
e3 erklärten auch — noch vor diefer Mahnung — die 
höchſten Verwaltungsbehörden und die jämmtlichen Ober- 
gerichte des Landes, an ihrer Spige dag Dberappellationg- 
gericht, daß jene Verordnung verfajjungswidrig fei; feine 
Steuern wurden erhoben; jelbjt die Stempelabgaben wurden 
blos motirt. Darauf verhängte Hafjenpflug durch eine 
Verordnung vom 7. Sept. den Kriegszuſtand über das 
ganze Land, obſchon Feinerlei Nuheftörungen vorgekommen 
waren. Er berief fih auf die Ausnahnebeichlüffe des 
Bundes von 1832, welche doch vom Bundestage felbjt 
am 2. April 1848 ausdrücklich aufgehoben worden waren. 
Allein die Behörden ließen fich weder dadurch, noch durch 
die von Hafjenpflug an fie gerichteten „Belehrungen“ in 
ihrem, durch die Verfaffung ihnen vorgezeichneten Ver— 
halten irre machen; fie erfannten den Kriegszuſtand nicht 
al3 zu Recht bejtehend, weil er durch feine der in der Ver: 
fafjung vorgefchriebenen Vorausſetzungen begründet fei. Die 
Bevölferung hielt ftreng auf Ordnung; ja es wird ver: 
jichert, daß die Arbeiter Chrengerichte unter fich einfeßten, 
um jede Ausſchreitung, jelbjt bloße Trunfenheit, fofort zu 
bejtrafen. Der alte General Bauer, ein Ehrenmann, der 
aber von Bolitif und Verfaſſung wenig verjtand, war von 
Hajjenpflug zum Oberbefehlshaber erjehen und mit der 
Durchführung des Kriegszuftandes beauftragt worden. 
Seßt, da er jeine Stellung allgemein verurtheilt jah, bat 
er den Kurfürjten um Entbindung von einem Poften, den 
er nur auf Haſſenpflugs faljche Vorjpiegelungen Hin ange 
nommen habe und den er mit Ehren nicht behalten könne. 
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Co war der von Hafjenpflug verjuchte Verfajjungs- 
bruch auf allen Punkten und in allen jeinen Stadien 
gejcheitert, ohne daß eine einzige Hand zu gewaltthätigem 
Widerjtande ſich erhoben hätte, Lediglich infolge der ent- 
ichlofjenen und einmüthigen Haltung einer ganzen ver— 
fafjungstreuen Bevölferung. 

Da griff Hajjenpflug zu dem lebten, längit bereit 
gehaltenen Mittel: er entfloh mit dem SKurfürften und 
jeinen Mitminiftern aus Kajjel und wandte ſich hülfeſuchend 
an den wiederhergeitellten Bundestag, Lebterer nahm 
begierig die Gelegenheit wahr, feine Eriftenz und ſeine 
Macht zu bethätigen. Am 21. Sept. beichloß er auf 
Hajjenpflugs Antrag, ohne vorher über den Sachverhalt 
fic) näher zu unterrichten: „Die Eurfürjtliche Regierung 
jei aufzufordern, alle einer Bundesregierung zujtehenden 
Mittel anzuwenden, um die ernjtlich bedrohte landesherrliche 
Autorität im Kurfürſtenthum ficherzuftellen.”" Dabei behielt 
die Bundesverfammlung jich vor, „auch ihrerjeit3 alle zur 
Wiederheritellung des gejeglichen Zuftandes in Kurhejjen 
erforderlich werdenden Anftalten zu treffen.” 

Set mußte es ſich zeigen, ob die Unton lebensfähig 
jet und ob die Großmacht Preußen die Kraft und den 
Willen habe, ihr eigene Werk vor fremder Gewalt zu 
hüten. Kurheſſen gehörte formell noch immer der Union 
an; es hatte fich nicht davon losgeſagt. Danach fiel der 
in Kurheſſen ausgebrochene Conflict unter die Competenz 
des Bundesschiedsgericht® der Unton, und jelbjt ohne An- 
rufung ſeitens der DBetheiligten war diejes letztere nad) 
feinen Statut ($ 4. Nr. 2) jo befugt wie verpflichtet, die 
‚Beſchwerden“ zu erledigen, welche al3 „Veranlafjung zur 

R. Biedermann, Dreißtg Jahre Deutich. Geſch. 3 
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Störung der inneren Sicherheit” erjchienen, jedenfalls dieſe 
Beichwerden „den Landesgerichten zur Entjcheidung zu 
überweiſen“ und zu dem Ende die Autorität diejer Gerichte 
durch feinen Spruch zu befräftigen. Keinesfalls durfte die 
Union, durfte Preußen geftatten, daß ein ohne jeden gültigen 
Nechtstitel in’3 Leben gerufener fogenannter Bundestag fich 
Befugnijje anmaße, welche jelbit dem alten Bundestage 
niemal3 zugeftanden hätten. 

Auch ſchien es in der That, als wolle Preußen jich 
zu einem folchen Schritte ermannen. Es erklärte in einer 
Note vom 26. Sept., daß es den Beſchluß der in Frankfurt 
tagenden Verſammlung vom 21. Sept. als einen Bundes» 
beichluß nicht anerfenne. Allein durch Noten ließ jich die 
öſterreichiſche Negierung, wie fie bereit3 gezeigt hatte, in der 
Berfolgung ihrer Zwecke nicht aufhalten. Das gegen die 
verfaljungstreuen Kurheſſen eingeleitete Verfahren hatte 
feinen Fortgang, und Preußen that nichts, um diejelben 
dagegen zu ſchützen. Geſtützt auf den Rückhalt, welchen 
der Rumpfbundestag jo bereitwillig ihm bot, ging Haſſenpflug 
zn feinem Werke der Zeritörung aller verfaſſungsmäßigen 
Zuſtände in Kurheſſen immer weiter. Durch eine Ber: 
ordnung vom 28. Sept. ward den Gerichten unterjagt, die 
verfafjungswidrig erlafjenen Septemberverordnungen vor 
ihr Forum zu ziehen. ivilperjonen follten ihrem ordent- 
lichen Nichter entzogen und vor ein Kriegsgericht gejtellt 
werden. Das Gleiche jollte jedem Staatsbeamten gejchehen, 
der jich weigern würde, zur Ausführung der Furfürftlichen 
Verordnungen anitandlos die Hand zu bieten. „Mit der 
Wirkſamkeit der Regierung” — jo hieß es in der Ber: 
ordnung — „darf irgend eine Thätigkeit der Gerichte und 
Behörden in feiner Weile in Widerjpruch treten.“ 
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General Bauer, den man troß jeiner Bitten feines 
Poſtens nicht enthoben hatte, jcheint ſich geweigert zu 
haben, eine Verordnung zu vollitreden, die jo jehr allen 
Nechtsgrundfägen und fpeciell der in Kurheſſen durch 
zahlreiche Gejete jchon jeit mehr denn 100 Jahren ver= 
bürgten Unabhängigkeit der Gerichte zumiderlief. Er ward 
entlafjen und an jeiner Stelle ward der Vater de Kriegs— 
miniſters, der feit vielen Sahren wegen Altersichwäche pen— 
jionirte Generallieutenant von Haynau, zum Oberbefehls— 
haber ernannt. Gegen die Mitglieder von Gerichten und 
DVerwaltungsbehörden, welche jich den ungeleglichen Maß— 
regeln Hajjenpflugs widerjeßt hatten, ward mit Digciplinar- 
ſtrafen eingejchritten; Berjegungen im Civil und Militär 
fanden jtatt, um, wie man hoffte, gefügigere Werkzeuge zu 
gewinnen. Allein troß Alledem beharrten die Behörden bei ihrem 
jtrengen Gehorjam gegen die Geſetze — nicht blos die Civil— 
behörden, jondern jelbjt die Militärbehörden! Das General- 
auditoriat eröffnete auf Antrag des „Bleibenden Ausſchuſſes“ 
die Unterfuchung gegen den Generallieutenant von Haynau 
„wegen Mipbrauchs der Amtsgewalt“. Die höheren Officiere 
machten dem General vertrauliche Borftellungen wegen der 
Gewijjensbeängitigung, in welcher das ganze Offtciercorps 
infolge de3 auf die Verfaffung geleijteten Eides ſich befände. 
Haynau willigte ein, durch zwei Dffictere dem Kurfürſten 
die Lage der Dinge vorjtellen zu laſſen. Allein weder 
diefe, noch eine vom Oberappellationsgericht an den Kur: 
fürjten entjendete Deputation hatte den geringiten Erfolg. 
Bielmehr kamen von Wilhelmsbad (dem Aufenthalt3orte 
des Kurfürsten) nur verfchärfte Befehle. Das Generalaudito- 

riat ward vom Oberbefehlshaber juspendirt. Zuletzt ward, 
3* 
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al3 Vorbereitung zu einem entjcheidenden Schlage, an die 
ſämmtlichen Officiere die Frage gerichtet: „ob fie bei Voll- 
ziehung der vom Kurfürjten befohlenen Maßregeln unbe: 
dDingten Gehorſam leiſten, oder den kurheſſiſchen Dienft 
verlafjen wollten.“ 

Da reichten 241 Dfficiere, worunter 4 Generale, 
7 Oberjten, 32 Oberjtlieutenants und Majore, überhaupt, 
bi3 auf 12 oder 14, jämmtliche Officiere der kurheſſiſchen 
Armee, ihre Entlajjung ein. Zum zweiten Male Hatte 
jich die Unmöglichkeit gezeigt, in Kurhejjen einen Staats— 
jtreich mit inneren Gewaltmitteln durchzuführen. 

Nun rief Hafjenpflug (am 15. October) das Directe 
Einfchreiten de3 Numpfbundestages an. Am 25. October 
ward die „Bundeserecution* gegen Kurheſſen beichlojjen. 
Schon am 11. Detober warenin einer perjönlichen Zufammenz 
funft der beiden ſüddeutſchen Könige mit dem jugendlichen 
Kaiſer von Dejterreich, zu Bregenz, gemeinjame militärijche 
Mafregeln vereinbart worden, wie fie zur Sicherung eines 
jolchen Bejchlufjes nöthig jchienen. Man hatte jich über 
die Aufbietung von 200000 Mann geeinigt. Gleichzeitig 
wurden öfterreichiiche Armeecorps in Böhmen und Mähren 
zufammengezogen. Offenbar erwartete man, bei einem Ein- 
jchreiten in Kurhejjen auf den bewaffneten Widerjtand 
Preußens zu ftoßen. 

Am 1. November überjchritt ein aus öfterreichtichen 
und bayeriichen Truppentheilen zujammengejegtes Corps, 
unter Befehl de Fürſten von Thurn und Taxis, die 
furheifiihe Grenze. Auf die Kunde davon rückten am 
2. November auch zwei preußiiche Corps ein, das eine, 
unter General von Gröben, von Thüringen aus in Fulda, 


37 





das andere, unter General von Tießen, von Weftphalen 
aus in Kaſſel. Gleichzeitig erklärten die offiziöjen Blätter 
der preußijchen Regierung: „Wenn in Kurheſſen die Ver- 
faſſung zerriffen und fürftlicher Willfür ein Freibrief aus— 
gejtellt würde, die Rechte eines Volkes zu zertreten, dann 
erlitte daS monarchiſche PBrincip eine Anwendung, die es 
verhaßt und verächtlich machen müßte"; „Preußen fei Eraft 
feiner eigenen Freiheit jicher und ftarf genug, um mit 
gleicher Gerechtigkeit für die Nechte der Fürſten wie für 
die Rechte der Bölfer einzuftehen” ; „Preußen erfülle, indem 
e3 die Arena des kurheſſiſchen Verfaſſungskampfes gegen 
jede Intervention fichere, feinen zwiefachen Beruf: es jchüße 
die Verfaffung eines Landes gegen die Gefahr, dem reacti- 
virten Bundestage als Erftling anheimzufallen, und 
e3 bewahre zugleich die Monarchie vor der Gefahr, ihr 
eigener jchlimmfter Feind zu werden.“ 

Allein an demjelben 2. November vollzog ſich in 
Berlin eine Wendung der preußiichen Politik, welche nicht 
blos mit Diefen jo freifinnigen Auslaſſungen officiöſer 
preußijcher Blätter, jondern auch mit jener jcheinbar jo 
mannhaften That der Bejegung Kurheſſens im allerjchreiend- 
ſten Wideripruche jtand. 


7 
Dev Bang nach Olmüth. 
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Hm 27. September 1850 war Herr von Radowitz 
an Stelle des Heron von Schleinitz zum Miniſter des 
Auswärtigen ernannt worden. Schon lange hatte, und 
mit Recht, die öffentliche Meinung Anftoß daran genommen, 
daß der Mann, der als Leiter der jebt im Vordergrund 
aller preußijchen Interejjen ftehenden Unionspolitif galt, 
gleichwohl Feinerlei verantwortliche Stellung bekleidete. Jetzt 
freilich, wo Herr von Radowitz eine jolche Verantwortlich- 
feit für die Untonsangelegenheiten übernahm, waren dieje 
bereit3 am Anfange des Endes angefommen. Durch den 
thatjächlichen Abfall der beiden Hejjen war die Union auf 
einen Kreis von Staaten bejchränft, die, Baden aus: 
genommen, ſämmtlich zu den Kleinsten gehörten. Bergebens 
ſprach Radowitz das stolze Wort: Preußen werde Die 
Union durchführen „mit Allen, mit Bielen, mit Wenigen.” 
Die jo zufammengeichrumpfte Union war faum noch ein 
Bundesjtaat zu nennen; es war eigentlich nur noch ein 
Großſtaat mit einer Anzahl Heiner Bajallen. Was aber der 
„engere Bund“ an Umfang und Gewicht verlor, das wuchs 
dem „weitern Bunde“ zu, an deſſen Spite Dejterreich jtand. 


39 





Herr von Radowitz juchte mit Defterreich fich über 
die Geitaltung dieſes weiteren Bundes zu verſtändigen. 
Die Union, wollte er, jollte darin als ein beionderer 
Körper Plab finden. Dies verweigerte Defterreich hart- 
nädig, verlangte vielmehr als das Mindejte die Suspendirung 
der Union. Herr von Radowit gab nach, daß mit Aug: 
führung der Untonsverfafjung bis nach dem Abjchluß des 
weitern Bundes gewartet werden folle, wogegen er darauf 
beitand, daß dieſer Abjchluß nicht durch den angeblichen 
Bundestag in Frankfurt, jondern in „freien Conferenzen“ 
erfolge, auf denen einerjeit3 Dejterreich mit feinen Verbündeten, 
andererjeit3 Preußen und die Union vertreten wären. 
Auch davon wollte man in Wien nichts wiljen. Fürft 
Schwarzenberg erjtrebte um jeden Preis die völlige Unter: 
werfung Preußens unter Dejterreih. Il faut avilir la 
Prusse, joll er gejagt haben, et puis la d&molir (man 
muß Preußen erjt erniedrigen und dann vernichten). 

Alle Freunde Preußens riethen dringend zu einem Acte 
der Ermannung noch in der lebten Stunde. Beſonders 
warm ſprach der Prinz von Preußen für eine thatkräftige 
Politik. Vergebens! Der König, unter dem doppelten 
Einfluffe einerjeit3 der Furcht vor Dejterreih und dem 
hinter Defterreich ftehenden Rußland, amdererjeit3 feiner 
tiefgewurzelten Abneigung gegen alles conjtitutionelle 
Weſen und feiner irrigen Vorjtellung von dem, was Die 
wahre Würde des „monarchiichen Princips“ erheiſche, 
stellte ich immer mehr auf die Seite des unbedingten 
Nachgebens gegenüber den Forderungen Dejterreich2. 

Einen lebten Ausweg aus der peinlichen Lage, in 
die offenbar Preußen gerathen war, meinte der König 
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gefunden zu haben, al3 Karjer Nicolaus (der im Sommer 
Berlin beſucht und ohne Zweifel auf den König eingewirkt 
hatte) während jeiner Anweſenheit in Warjchau gegen Ende 
des Octobers ſich zum Schiedsrichter zwiichen Dejterreich 
und Preußen anbot. Der König, die Demüthigung über- 
jehend, die darin lag, daß ein fremder Monarch al3 oberjter 
Schiedsrichter Preußen vor feinen Thron forderte, jandte 
jenen Bruder Carl und den Minifterpräfidenten Grafen 
von Brandenburg nach Warichau. Bon Wien Fam der 
Kaiſer jelbit mit dem Fürſten Schwarzenberg. Allein, wie 
viel auch Preußen hier bot — ſogar die Aufnahme des 
ganzen Dejterreich in den neuen deutichen Bund! — jeder 
Verſuch der Verftändigung prallte ab an dem entichiedenen 
Vorſatz des Fürften Schwarzenberg, Preußen den Stelch 
der Selbjtdemüthigung bi3 auf die Neige leeren zu laſſen. 
Kaiſer Nicolaus ftand dabei ganz auf Defterreich Seite. 
Ihm erjchienen Preußens Unionsbejtrebungen wie ein 
Liebäugeln mit der Revolution; er fand es unverzeihlich, 
daß Preußen fi) von den Grundfäßen der Heiligen 
Allianz losgemacht Habe und die Wege des modernen 
Conftitutionalismus gewandelt fei; er ließ feinen Unwillen 
darüber den Vertreter des preußilchen Staates, den Grafen 
Brandenburg, in jo verlegender Weije fühlen, daß diefer, 
ein alter Militär und mit allen Faſern feines Herzens 
ein Preuße und eim getreuer Diener des Hohenzollern: 
haufes (er jelbit, ein natürlicher Sohn Friedrich 
Wilhelms IL, der Geburt nach ein Halber Hohenzoller,) 
eine jolche Schmach feines Baterlande3 und feines Fürſten— 
hauſes nicht überlebte. Faft unmittelbar nach feiner Rückkehr 
aus Warſchau erfrankte er und verfiel nach furzer Zeit in 


41 


Ssieberphantafien, in denen er bald nad) Helm und Schwert 
verlangte, bald jammernd ausrief: „Es ijt zu jpät!" Am 
6. November ftarb er. 

Kur eine ganz entichieden Fühne That Fonnte jet noch 
Preußen retten. Statt zu unterhandeln, mußte e8 raſch 
und fräftig handeln. Allerdings war die Kriegsbereitichaft 
Preußens eine mangelhafte. Der Kriegsminifter von Stock— 
haufen hatte — troß de von den Kammern ihm ge: 
währten Credit3 von 18 Millionen — beinahe nichts 
gethan, um Preußen in den Stand zu jeßen, feinen Worten 
duch Thaten Nachdrud zu geben. Er hatte jogar noch 
nad) dem Bundesbeichlußg vom 21. September, welcher 
das Einjchreiten des Aumpfbundestages in Kurheſſen an- 
drohte, den Bejtand des preußiichen Heeres durch mehr 
als gewöhnliche Beurlaubungen und Entlaſſungen ver: 
ringert. Dennoch beſaß Preußen in jeinem  trefflichen 
Landwehrſyſtem Mittel genug, um für den Nothfall bald 
wehrhaft zu jein. Es war nicht zu bezweifeln, daß, wenn 
e3 eine Politik der Thatkraft und der Ehre gälte, die 
Landwehren mit Begeilterung zu den ahnen eilen würden. 
Die öfterreichiichen Streitkräfte waren von den Striegen in 
Stalien und Ungarn nicht unberührt geblieben; auferdem 
ftanden gerade bei dem Heere in Böhmen mehrere ungariſche 
Negimenter, von denen mit Grund vermuthet ward, daß 
jie wenig zuverläſſig jeien. 

Am 2. November fand ein großer Minijterrath jtatt. 
Herr von Radowitz forderte jchleunige Mobilifirung. Der 
Prinz von Preußen unterftüßte energiich diefe Forderung. 
Herr von Manteuffel widerſprach. Die Mehrheit der 
Miniſter erklärte fich in feinem Sinne; der König jelbit 
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gab „mit zerriffenem Herzen“ nah und entließ „mit 
Thränen in den Augen” jeinen langjährigen Vertrauten 
Radowitz, der natürlich nach einer ſolchen Niederlage ehren: 
hafter Weife nicht Minifter bleiben Fonnte. 

Und nun ging es mit Preußens Politif auf der 
ihiefen Ebene, die fie betreten hatte, in beichleunigtem 
Tempo weiter und weiter abwärts. Am 3. November 
ihon richtete Herr von Manteuffel, der an Stelle des 
Herrn von Nadowik das Auswärtige übernahm, an das 
Wiener Cabinet eine Note, worin er, auf alles Andere ver: 
zichtend, nichtS weiter forderte al3 „freie Conferenzen” und 
„Sinftellung der Rüſtungen Oeſterreichs“. Die Antwort 
Defterreih8 auf dieſe Vote war das weitere Vorrüden 
des Fürften Thurn und Taris in Kurheſſen. Jetzt endlich 
drang der Prinz von Preußen mit feiner Forderung auf 
Mobilifirung dur. Aber auch diefe ward in der Hand 
des Herrn von Manteuffel zu einer bloßen Täuſchung des 
Bolfes und zu einer neuen Waffe für den Gegner. An 
demjelben Abend, wo die Ordre dazu ergangen war, er: 
flärte der preußiiche Minijter dem öfterreichiichen Gejandten: 
„Die Mobilifirung jei nur zur Beruhigung der öffentlichen 
Meinung bejchloffen.“ Damit wußte diefer genug. 

Der preußiſche Commandirende in Kurhefien, Graf 
von der Gröben, hatte mit der Anzeige von dem 
Mobililirungsbeichluß zugleih die Weiſung erhalten, „mur 
nach militäriichen Rückſichten zu verfahren“. Aber ſchon 
am 8. November ging ihm der weitere Befehl zu, zurück— 
zugehen und „nur die Etappenftraßen zu bejegen”. Preußen 
hatte vertragsmäßig gewiſſe Etappenftraßen durch Kur: 
heſſen nach feinen weitlichen Brovinzen. An eben diejen 
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8. November waren die beiderjeitigen Truppen einander 
bei dem Dertchen Bronzell in Sicht gefommen. Ein ſchwacher 
Zuſammenſtoß war erfolgt; durch einen Schuß war der 
Schimmel eines preußijchen Trompeter getödtet worden. 
Ssnfolge jenes Befehls mußte Graf von der Gröben das 
Gefecht abbrechen, mußte ſich vor den Bayern und 
Dejterreichern zurüdziehen. 

An 9. November ging die Antwort des Wiener 
Cabinet3 auf die preußiiche Note vom 3. November ein. 
Fürſt Schwarzenberg verlangte Auflöfung der Union, Ans 
erfennung des Bundestags, Räumung Kurheſſens. Bei 
Berweigerung auch nur eines diefer Punkte follte der Ge— 
jandte in Berlin, Herr von Prokeſch, jofort feine Päſſe fordern. 

Schon am 10. November gejtand Herr v. Manteuffel 
alle dieje Forderungen theils unbedingt, theils unter nicht3- 
bedeutenden Berclaufulirungen zu. Am 15. Novbr. eröffnete 
im Namen der Wegierung Herr dv. Bülow dem Fürſten— 
collegium: „Preußen habe auf Dejterreichs Verlangen 
erklärt, e8 werde die Verfaſſung vom 26. Mat 1849 nicht 
in’3 Leben führen, und betrachte diejelbe jeinerjeit3 als voll- 
ſtändig aufgehoben.” Mit tiefem Unmuth vernahmen die 
noch fejt zur Union haltenden Regierungen dieje Erklärung; 
allein was halfen ihre PBrotelte? Die Unton war that- 
ſächlich aufgelöft. 

Fürſt Schwarzenberg erklärte jich in einer Note vom 
13. November (als Antwort auf die preußiiche vom 
10. November) durch die Auflöfung der Union befriedigt, 
forderte aber num weiter die ungefäumte Räumung Kurs 
heſſens. Und al3 Herr v. Manteuffel zögerte, wenigſtens 
Bürgjchaften zur Sicherung Preußens verlangte, jtellte 
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Herr dv. Prokeſch ihm am 25. November ein Ultimatum, 
worin diefe Räumung „binnen 48 Stunden“ verlangt wurde. 

Da that Herr v. Manteuffel den letzten Schritt, der 
ihm zur äußerjten Erntedrigung Preußens vor Oeſterreich 
noch zu thun blieb: er bat den Fürſten Schwarzenberg, ihm 
eine perjönliche Zujammenkunft in Olmütz zu gewähren, 
und, ohne auch nur eine Antwort darauf abzuwarten, ohne 
zu wiſſen, ob nicht der ftolze Fürſt ihn, den Bertreter 
Preußens, vergeblich in Olmütz würde warten lajjen, reiſte 
er dorthin. Fürſt Schwarzenberg fam: ihm war mehr, 
al3 an einer perjünlichen Demüthigung des unbedeutenden 
preußilchen Miniſters, an einer Demüthigung Preußens 
jelbft gelegen, dem er den Fuß auf den Nacen ſetzen wollte, 
War er doch nunmehr ganz ficher, daß von einem Gegner, 
der Sich jelbjt jo weit erniedrigte, Alles zu erlangen ſei! 

Sm preußischen Staatminifterium faßen noch immer 
einige Vertreter jenes alten preußifchen Geistes, mit welchem 
Herr von Manteuffel jo jchnöde gebrochen hatte Bor 
Allem ließ die Stimme des Prinzen von Preußen jich in 
mannhaftem Tone vernehmen. Herr von Manteuffel hatte 
daher die Zujtimmung zu der Olmützer Reife — dieſem 
Canoſſa Preußens, das ärger war, als das Canoſſa 
Heinrichs IV! — nur dadurch erlangt, daß er vorgab, er 
wolle Zeit gewinnen, damit inzwijchen die preußijchen 
Nüftungen vollendet werden fünnten. Das Staat» 
minijterium hatte ihm für feine Verhandlungen mit dem 
Fürſten Schwarzenberg bejtimmte Injtructionen mitgegeben, 
um, wenn nicht Die Machtiteltung Preußens, — die war 
verloren! — jo doch wenigitens die Ehre Preußens einiger- 
maßen zu retten. Herr von Manteuffel jollte vom Fürften 


45 

Schwarzenberg verlangen: Eröffnung „freier Conferenzen“ 
an einem neutralen Ort; Suspendirung der Thätigfeit des 
Bundestags während derjelben; freie Unirungsrecht der 
Einzelitaaten nach Wiederherjtellung de3 weiteren Bundes; 
gemeinjame Belegung Kurheſſens durch Preußen und 
Oeſterreich; Erledigung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage 
auf den freien Conferenzen. 

Herr von Mantenffel aber Fehrte fich nicht am Diefe 
Snjtructionen. Er gejtand dem Vertreter Defterreich® 
Alles zu, was dieſer forderte. Er willigte in die vorbe- 
haltlofe Aufhebung der Union, in die Erecution im Hefjen 
im Namen des Bundes, in die Erzwingung der Inter: 
werfung Schleswig-Holſteins unter Dänemark gleichfalls im 
Namen des Bundes, und jo zugleich in die bedingungsloſe 
Anerkennung des von Dejterreich wiederhergeitellten Bundes- 
tags! Und für alle diefe Zugeſtändniſſe erlangte er nicht, 
al3 — die Bewilligung von „Eonferenzen” zur Nevifion 
der alten Bundesverfafjung, Conferenzen, welche Defterreich, 
wenn fie nicht nach feinem Sinne ausftelen, jeden Augenblic 
erfolglos verlaufen machen fonnte, wo e3 dann natürlich 
einfach bei dem alten Bundestage verblieb. 

Diefe Conferenzen fanden wirklich jtatt: fie wurden 
am 23. December 1850 in Dresden eröffnet. E3 ward 
über eine Umgeftaltung der Bundesverfajjung verhandelt. 
Fürst Schwarzenberg mit feiner überlegenen und rückſichts— 
loſen Politik war volljtändig Herr der Lage, und er fand 
an der Kurzfichtigfeit und Ungeſchicklichkeit des Herrn 
von Manteuffel eine fräftige Unterftügung. Wenig 
fehlte, jo wäre Preußen im die Falle gegangen und hätte 
fich in eine Berfafjung verjtriden laſſen, welche im Schooße der 
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zu fchaffenden Bundesbehörde der üfterreichsmitteljtaatlichen 
Soalition eine zweifelloje Majorität ficherte, die Eleinen 
Staaten, die zu Preußen neigten, beinahe jedes Einfluſſes 
beraubte und auf dieſe Weile Preußen dauernd iſolirte. 
Herr von Meanteuffel hatte bereit3 die öfterreichtjchen 
Vorſchläge angenommen; nur dem energiichen Wider: 
ſpruche Weimars, Frankfurts und einiger anderen Klein— 
Staaten war es zu danken, wenn noch in der leßten 
Stunde die preußische Politif den Abgrund erkannte, in 
den Sie fich jelbjt zu ſtürzen im Begriffe ſtand, und 
den jchon halb gethanen Schritt zurüdthat, ehe es zu 
ſpät war. 

Die einfache Rückkehr zu der alten Bundesverfallung 
war unter den gegebenen Umjtänden für Preußen von all 
dem Schlimmen, was es über ſich heraufbeichworen hatte, 
noch das mindeit Schlinme. 

Fürſt Schwarzenberg triumphirte. Er hatte glüdlic) 
Preußens auswärtige Politik mit Hülfe einer Elugen Ber 
nußung der inneren, der Principienpolitif, lahmgelegt. Er 
hatte es dahin gebracht, da der Monarch Breußens und 
jein leitender Minifter die Unterwerfung unter Dejterreich 
und den alten Bundestag wie einen Gewinn anjahen, weil 
fie dadurch von der Berjtridung in die „revolutionäre“ 
Politik der Union, Kurheſſens, Schleswig-Holiteins los— 
famen. Er hatte damit ein Doppeltes Ziel erreicht: ein- 
mal, Preußens Macht für den Augenblid gebrochen, und 
jodann, wie er fich jchmeicheln durfte, ihm den Lebensnerv 
der Wiedergelangung zu Kraft und Anjehen in Deutjchland 
mindeſtens auf langehin unterbunden, indem er es in die 
Lege der Reaction hinüberdrängte, auf denen es nie etwas 
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Anderes fein konnte, als Oeſterreichs Vaſall, wie es das 
von 1815 an ſo lange geweſen war. 

Aber auch die ſiegreiche reactionäre Partei in Preußen 
jubelte. Der Tag von Olmütz war für ſie ein Tag von 
Damascus, wo das vom Zeitgeiſt verblendete Preußen 
endlich in ſich gegangen war, wo es zu der alleinſeligmachenden 
Lehre der Stahl und Gerlach ſich bekehrt hatte. „In Sad 
und Aiche mußte Preußen büßen für jein Buhlen mit 
Liberalismus und Nationalitätsichwindel“ — fo verfündete 
laut und triumphirend das Organ diefer Partei, die Kreuz— 
zeitung. Herr von Manteuffel aber hatte die Stirn, im 
preußilchen Abgeorönetenhauje, al3 dort die Politik von 
Olmütz und |peciell die Preisgebung Kurheſſens angegriffen 
ward, die wackern verfafjungstreuen kurheſſiſchen Beamten 
und Dfficiere als „Revolutionäre in Schlafrod und 
Bantoffeln” zu verhöhnen. 

Der König ſelbſt fcheint in jener Zeit (vielleicht, weil 
er fühlte, welche traurige Rolle Preußen jpiele und in 
welche harten Widerjprüche er perjünlich mit feinen früheren 
Aeußerungen und Handlungen gerathen jei) fich gewaltjam 
in eine Stimmung hineingeredet zu haben, die auch für 
einen nichtbetheiligten Zujchauer etwas Unbegreifliches, 
fajt möchte man jagen Granenhaftes haben mußte. Gegen 
den englijchen Botjchafter, Grafen Weltmoreland, äuferte er, 
wie diefer an jeine Regierung berichtete*): „Er finde, 
daß Delterreich viel mehr bewilligt habe, als Preußen von 
ihm Hätte fordern können; als das größte Glüd aber 
betrachte er e8, daß durch die Uebereinfunft von Olmütz 
ein Sieg Preußend über Dejterreich verhindert worden 


*) Bunfen a. a. O. 
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ſei, ein Sieg, der bei der inneren Zerrifjenheit der öſter— 
reichifchen Monarchie unvermeidlich gewejen wäre.“ 

Ganz anders freilich dachten und fühlten im Bezug 
auf diefe .politiiche Selbftvernichtung der Monarchie 
Friedrichs des Großen alle wahren Freunde Preußens, ja 
auch alle wahren deutjchen Patrioten. Schon vor Olmütz, 
alsbald nach dem 3, November, der diefe unglüchelige 
Politik einleitete, jchrieb „eine hochitehende, patriotijche 
Frau“ (jedenfall3 die Prinzeffin von Preußen), an einen 
Bertrauten: „Am 3. November ward das neue Preußen 
begraben. Der Prinz von Preußen hat ritterlich für jein 
Vaterland gekämpft, doch vergeblich*)." in preußijcher 
Diplomat, Graf Pourtalds, äußerte in einem Briefe an 
Bunjen: „Unfere Gejchichte kann nichts aufweilen, was mit 
der Niederiage zu Olmüß zu vergleichen wäre. Unſere 
Kammern und unſer Heer zufammenzutrommeln, um in 
Gala geohrfeigt zu werden, von Conceſſionen Deiterreichs 
zu jprechen, weil wir dem Henker Nechberg in Hefjen einen 
Schinderfnecht jtellen Dürfen, als Kuppler und Hehler nad) 
Holftein nachzuhinken, mit Baufen und Trompeten, Proto- 
follen und Urkunden unfere Schande verbriefen lajjen zu 
müſſen — das it jo niederjchmetternd, daß ich feinen 
Ausdrud dafür finde.“ Bunſen jelbit, dieſer langjährıge 
Bertraute des Königs, der von einer fajt bedingungslofen 
Hingebung für feinen föniglichen Herren und Freund war, 
ichrieb an Stodmar: „Kein ehrlicher Mann kann Mimſter 
in Preußen fein, jo lange der König mit einer fo hoch— 
verrätheriichen Camarilla regiert.” Der 77 jährige Schön 
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fand ſich ſchmerzlich erinnert an die traurigſte Zeit 
Preußens, die von 1806, wollte aber gleichwohl an Preu— 
ßens Zukunft nicht verzweifeln. 

Wirklich erinnerte Olmütz an Sena, nur daß Diele 
neuejte Niederlage und Demüthigung Preußens jchlimmer 
war, al3 jene frühere, einmal, weil die Schmach von 
Olmütz ohne Kampf, durch die bloße Schwäche und Uns 
fähigfeit der leitenden StaatSmänner und durch die Ge 
finnungslofigfeit einer dieſe beeinfluffenden vaterland3- 
verrätheriichen Wartet, über Preußen gekommen _ war, 
während bei Jena das alte Preußen doch erit nach einen 
tapfern, wenn auch unglüdlichen Kampfe einer militärijchen 
Vebermacht unterlag, und fodann, weil Olmütz für eben 
jene Staat3männer (wofern fie diejen Namen überhaupt 
verdienten) der Ausgangspunkt ward für eine innere Politik, 
welche Preußen nur immer mehr jchwächte, nur immer 
abhängiger von Dejterreich und Rußland machte, während 
die Kataftrophe von Jena den Anſtoß zu einer Wieder- 
erhebung Preußens durch Entfejfelung und Belebung aller 
edeliten Kräfte des Volkes gegeben hatte. 

Sm Auslande war der Eindrud dieſes Abfalles der 
preußiſchen Politik von fich ſelbſt ebenfalls ein getheilter. 
Die ruffiihe Diplomatie triumphizte, daß die Heilige Allianz 
und das in ihr begründete Vebergewicht Rußlands über 
Defterreich und Preußen, das durch die Bewegung des 
Jahres 1848 erſchüttert jchien, nun wieder in voller Kraft 
hergeftellt jei, daß der Einfluß des ruſſiſchen Zaren mächtig 
genug gemwejen jei, Preußen in die Bahnen der alten 
Alianzpolitif, zur Unterordnung unter Defterreih und 
Rußland zurückzuſchrecken. 

K. Biedermann. Dreißig Jahre deutſch. Geſch. II. 4 
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Um jo Tebhafter beflagten die engliichen Staats— 
männer diefen Schritt, der Preußen von den Hielen einer 
gejunden, freiheitlichen und nationalen Bolitif weit zurück— 
werfe und damit auch dejjen Annäherung an England, die 
jene dringend wiünjchten, verhindere. Zumal in der 
Preisgebung Kurhejiens erfannten die englischen Staats» 
männer mit Necht einen verhängnißvollen Fehler. Sie 
nahmen an diejer Angelegenheit ein ungewöhnliches Intereſſe. 
Das Minijtertum hatte jeinen Kronjuriften die Frage vor— 
gelegt, auf welcher Seite das Necht ſei, und dieſe Hatten 
ſich rückhaltlos für die Berechtigung des Widerjtandes der 
verfafjungstreuen Kurhejjen gegen die Willfürmaßregeln 
Hafjenpflugs ausgejprochen. Der englische Miniſter Ruſſell 
nahm feinen Anftand, die Haltung des kurheſſiſchen Volfes 
für „der Bewunderung werth“ zu erklären. 

Zwei Betrachtungen drängen ſich dem Gefchicht3- 
Ichreiber angeficht3 dieſer traurigiten Phaſe der neueiten 
Gejchichte Deutjchlands auf, die eine nach rückwärts, Die 
andere nach vorwärts zielend. 

Die preußijche Regierung hatte dem deutjchen Parla— 
mente ein Verbrechen daraus gemacht, daß es, um das 
ewige und unveräußerliche Necht der Nation auf eine 
befriedigende, Dauer verheißende Gejtaltung jeiner Ge— 
jammtzuftände zu vetten, über das formelle Necht, deſſen 
ichroffe Geltendmachung diefer Geltaltung entgegentrat, fich 
hinwegſetzte; ſie hatte demjelben vorgeworfen, es handle 
„revolutionär“. Diejer Vorwurf ward ihr jelbjt von der 
ölterreichtichen Regierung und ihren Bundesgenofjen reichlich 
zuräcgegeben; ſie ſelbſt ward „revolutionär" aejcholten, 
als fie das alte. unhaltbare Bundesrecht durchbrechen 
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wollte, um dem deutfchen Volfe eine zeitgemäße Verfaſſung 
zu gewähren. Das Parlament war darüber, daß es von 
dem ewigen Rechte der Nation nicht laſſen wollte, zu 
Grunde gegangen; Preußen gab diejes Recht auf und fügte 
fich wieder in das Joch des alten Bundes: es ging dabei 
zwar phyſiſch nicht unter, aber politiih und moralijch, in 
der Schäßung des In- und Auslandes, erlitt es eine ſchwer 
zu verwindende Niederlage, eine um jo fchwerere, als ihm 
nicht, wie dem Parlamente, die Machtmittel gebrachen, um, 
wenn ed nur wollte, Das, was die Regierung Preußens 
jelbft wiederholt als Recht anerkannt hatte, auch als folches 
zu jchügen und zu behaupten. 

Die zweite Betrachtung it diele: 

Wir werden ſpäter jehen, wie der Tag von Olmüß 
quitt gemacht wurde durch die Tage von Nicol3burg und 
von Prag. Vielen deutjchen und gewiß auch nicht wenigen 
preußijchen Batrioten iſt es jchmerzlich gewejen, daß es zu 
einem Kriege Deutjcher gegen Deutiche, daß es zu einer 
Zerſchneidung jener Bande fommen mußte, die Sahrhunderte 
fang die Deutjchen in Dejterreich mit den übrigen deutjchen 
Stämmen verknüpft hatten. Allein, wenn man gerecht und 
unparteitjch ſein will, wie die Gejchichte es fein muß, jo wird 
man nicht umhin können, zuzugeben, daß die Vorgänge von 
1866 nicht blos eine traurige Nothwendigfeit geworden waren 
durch die Borgänge von 1850, fondern daß fie auch eine zwar 
harte, aber nicht unverdiente Sühne enthielten jener Schwarzen 
berg’jchen Politik, deren leßtes Ziel die Erniedrigung und wo 
möglich Vernichtung Preußens und die Zurückwerfung Deutjch- 
lands in die vormärzlichen, bundestäglichen Zustände war. 
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Die „Pacification“ Kurheſſens und Schleswig-Holfteins. 





Es war eine ſchmähliche Verleugnung ihrer eigenen, 
noch ganz friſchen Vergangenheit, wenn die preußiſche 
Regierung dem wiederhergeſtellten Bundestage, alſo Deiter- 
reich und feinen Bundesgenoſſen, die Befugniß zugeſtand, 
den Kampf der Kurheſſen für ihre Verfaffung und den der 
Scleswig-Holiteiner für ihr gutes Necht als „revolutionär” 
zu brandmarfen und unter diefer Bezeichnung beiden gewaltſam 
ein Ende zu machen. Allein Herr v. Manteuffel, damit 
noch nicht zufrieden, fand für gut, der preußiſchen Politik 
dabei auch eine active Rolle zuzuweilen, dadurch aber die 
Erniedrigung Preußens vor Defterreich nur immer offenkun— 
Diger zu machen. Während als „Bundescommijlar” ein 
öfterreichiicher Diplomat, Graf Nechberg, an der Spibe 
eines öſterreichiſch-bayeriſchen Corps Kurheſſen vergewaltigte, 
wußte Herr von Manteuffel ſich nicht wenig damit, daß 
er für Preußen die Erlaubnig erlangte, ein Bataillon in 
Kaſſel zu ſtationiren und ebenfall3 einen Commiſſar dahin 
zu jenden. Dies hatte lediglich die Folge, daß die ver— 
fafjungstreuen Kurhejjen anfänglich noch in dem Wahne 
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erhalten wurden, al3 werde Preußen ihnen doch Helfen, daß 
fie darum in ihrem Widerjtande beharrten und dann um 
jo härter dafür büßen mußten; daß Zulagen, welche der 
preußiſche Commiſſar machte und auf welche Hin einzelne 
kurheſſiſche Behörden fich fügten, von dem öjterreichiichen 
Commiſſar für nicht geachtet wurden, und daß ſchließlich 
Preußen froh fein mußte, der kläglichen Rolle, die es 
fpielte, durch Abberufung feine® Commijjars und Zurück— 
ziehung jeiner Truppen jich zu entkleiden. Und nun begann 
in dem unglüdlichen Lande ein Gewaltregiment jo furcht— 
barer Art, daß es Dafür Feine andere entjprechende Bes | 
zeichnung giebt, al3 jene vernichtenden Worte, welche unjer 
großer Hiltorifer Dahlmann über das ganze reactionäre 
Treiben jener Jahre ausgejprochen hat. „Das Unrecht,“ 
jagte er, „hatte jede Scham verloren!“ Nicht umſonſt er- 
hielten die Truppen, die im Namen des Bundes Kurhejjen 
bejeßten, ven Namen „Strafbayern“. Durch Einquartierungen 
in erdrüdender Mafje (bis zu 20 — 25 Mann in Einer 
Haushaltung!) jowie durch jonjtige Laften aller Art wurden 
die verfafjungstreuen Heſſen aufs Aeußerſte gedrangjalt. 
Man wollte fie entweder für ihre Weberzeugungstreue 
jtrafen, oder fie derjelben abwendig machen. Viele heſſiſche 
Patrioten verließen damals die Heimath und ſuchten in 
anderen deutjchen Staaten ein Ajyl. Andere wurden durch 
die Sriegsgerichte, die nun rückſichtslos jchalteten, zu 
Geld» oder Tsreiheitsftrafen verurtheilt. Die Verfaſſung 
ward erjt außer Kraft gejeßt, dann gänzlich aufgehoben. 

Diefe Herjtellung eines Zuſtandes nadtejter Gewalt 
an Stelle des mit Füßen getretenen Rechtes in einem 
deutichen Lande war indeß doch nur eine innere deutjche 
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Angelegenheit, Viel ſchmachvoller war Die jogenannte 
„Pacification“ Schleswig-Holjteing, denn hier handelte es 
ſich um Preisgebung von Nechten und Interejjen eines edlen 
deutichen Stammes an fremde Willfür und damit zugleich um 
einen fchweren Ehrenverlujt Deutjchlands in feiner Stellung 
nach außen. 

Nach dem Ablauf des Malmöer Waffenitillitandes 
(am 26, März 1849) hatte Preußen im Namen Deutjchlands 
den Krieg gegen Dänemark wieder begonnen. Unter dem 
Oberbefehl des preußischen General3 von Brittwig ward 
aus preußiichen, Hannoverijchen, bayerischen, ſächſiſchen, 
wirtembergijchen, naſſauiſchen u. a. Truppen ein Bundes- 
heer gebildet. 

Sogleich der Beginn diefes neuen Krieges war durch 
eine glänzende Waffenthat auf deutjcher Seite bezeichnet. 
Zwei dänische Kriegsjchiffe, „Chriftian VIII.“ und „Gefion“, 
waren (am 5. April) in den Hafen von Eckernförde ein— 
gelaufen, um die dortigen Strandbatterien zu zerjtören, 
die Stadt einzunehmen und die darin befindlichen Borräthe 
hinwegzuführen. Obgleich die beiden Strandbatterien nur 
ſchwach armirt und meijt von Recruten bedient waren, 
eröffneten fie doch, unter der tapferı und umjichtigen 
Führung de3 Hauptmann Jungmann und der beiden 
Unteroffictere Preußer und Clairmond, ein äußerſt wirf- 
james Feuer gegen beide Schiffe und ſetzten dajjelbe auch 
troß der mörderischen Breitjeiten, womit namentlich das 
gewaltige Linienſchiff „Chriftian VIII.“ fie überfchüttete, länger 
al3 einen halben Tag unerjchroden fort. Kräftig unter= 
jtüßt wurden fie dabei von einer nafjauischen Batterie, welche 
der unfern commandirende Herzog von Sachſen-Coburg 
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ihnen zu Hülfe jandte und welche vom Ufer aus, ohne 
Dedung, die beiden Schiffe beſchoß. Die Verſuche der 
legteren, daS offene Meer zu gewinnen oder ſich von den 
in der Nähe befindlichen dänischen Dampfern Hinausbug- 
firen zu lajjen, wurden durch das Feuer der Batterien 
welches auch die Dampfer beichädigte, den Kriegsſchiffen 
aber ihr Tafel und Segelwerf zerriß, vereitelt. Und jo 
war der Ausgang des mörderischen Gefechts der in der 
Kriegsgefchichte wohl kaum erhörte, da zwei Kriegsſchiffe 
die Flagge ftreichen und fich ergeben mußten im Kampf 
mit Zandbatterien! Die „Gefion” ward als Siegespreis 
der preußiichen Marine einverleibt; der „Chrijtian VIII.“ 
hatte Feuer gefangen und flog in die Luft. Der tapfre 
Preußer fand, da er die Flammen löſchen und die Ver— 
wundeten retten wollte, den doppelt jchönen Tod als 
Held und als aufopfernder Menjchenfreund jelbjt dem 
seinde gegenüber. 

Auch zu Lande Hatten die Operationen der deutjchen 
Truppen günjtigen Fortgang. Die Bayern und Sachjen 
erjtürmten die Düppeler Schanzen. Die während des 
Waffenſtillſtandes trefflich ausgebildete jchleswig-holjteintiche 
Armee ſchlug fich heldenmüthig unter der Führung des 
preußijchen General3 von Bonin, 5000 Mann Sthleöwig- 
Holiteiner ſiegten über 17000 Dänen bei Kolding und 
nahmen diefe Stadt; ſieben Bataillone vertrieben acht 
feindliche aus der feiten Stellung bei Gudſoe. Darauf 
begann Bonin die Belagerung der im Südoſten Jütlands 
auf einer Zandzunge am nördlichen Eingange zum Kleinen 
Belt gelegenen Feſtung Friedericia. 

Biel weniger entichlojjen, als dieſes Worgehen der 
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kleinen ſchleswig-holſteiniſchen Armee, war das des Generals 
von Prittwitz. Es iſt wohl kaum zu bezweifeln, daß dieſem 
General von Berlin aus die Hände gebunden waren. Die 
preußiſche Regierung fürchtete ſich mehr denn je vor einer 
entſcheidenden Wendung des Kriegs zum Nachtheil Däne— 
marks und zu Gunſten der Herzogthümer. Theils hatte 
ſie Angſt vor dem Einſchreiten der anderen Mächte, beſonders 
Rußlands, theils ſtand ſie unter dem Einfluſſe der in 
Berlin immer mehr zur Herrſchaft gelangten Partei Stahl 
und Gerlach, welche in dem Kampfe der Schleswig- 
Holiteiner für ihre Landesrechte nur eine frevelhafte 
„Rebellion gegen die ihnen von Gott aejeßte Obrigkeit“ 
ah. Mit Mühe brachte e8 die Gtatthalterichaft dahin, 
daß PBrittwig in Sütland einrückte. Dann aber jtand er 
wieder müßig dem däniſchen General Rye gegenüber. So 
ward es den Dänen möglich, einen Theil der Truppen 
dieſes letztern ſammt noch andern auf dem Seewege nach 
Friedericia hineinzumwerfen. Bonin jelbft beging den Fehler, 
jeine Streitkräfte in einem au weiten Umkreiſe in den Be- 
lagerung3werfen zu zeritreuen; auch achtete er nicht auf 
die ihm zugehenden Warnungen vor einem Handjtreich der 
Dänen. Da brachen dieſe in der Nacht vom 5. zum 
6. Sult mit großer Uebermacht aus der Feſtung hervor, 
übermältigten, troß tapferjter Gegenwehr, die Schleswig- 
Holiteiner und brachten ihnen empfindliche Verluste bei. 
Man rechnete aus, daß von diefen der fünfte Mann todt 
oder verwundet war! Aber auch die Dänen hatten fchwer 
gelitten, ein rühmlicher Beweis des hartnädigen Wider: 
ſtandes, welchen die jo plöglich überfallenen Schlezwig- 
Holjteiner dennoch geleiltet. 
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Mit diefer traurigen SKataftrophe ſchloß die zweite 
Periode de3 SKrieges ab. Denn am 10. Juli trat ein 
ſchon lange vorbereiteter Waffenftillitand in Kraft. Preußen 
Ihloß denjelben auf eigne Hand, da e3 am 18. Mai von 
der proviſ orijchen Centralgewalt fich Tosgefagt Hatte. 

Der neue Waffenftillitand war für die Herzogthümer 
noch ungünftiger, al8 der von Malmö. Die Reichstruppen 
zogen ab; preußiiche Truppen beſetzten das ſüdliche, 
ſchwediſch- norwegische das nördliche Schleswig; Die 
ichleswig-holfteinjche Armee, eben jo wie die nach Ablauf 
des Malmder Waffenjtillitandes mit Genehmigung der 
Gentralgewalt an die Spike der Schleswig-Holfteiner 
getretene Statthalterihaft, mußte fich nach Holftein zurüd- 
ziehen; für Schleswig ward eine bejondere Landesverwaltung 
aus einem däniſchen und einem preußilchen Commiſſar 
gebildet. 

Diefer Zustand dauerte fajt ein volles Sahr. Am 
2. Juli 1850 endlich ſchloß Preußen, zugleih im Namen 
Deutſchlands, mit Dänemark einen jogenannten „einfachen“ 
Frieden. E3 gab darin von allen den Rechten, für die 
e3 bisher mit den Waffen eingetreten war, feine auf; 
allein es überließ deren weitere Berfechtung den Herzog— 
thümern jelbft, zog fich feinerjeit3 von dem Kampfe zurüd, 

Die Schleswig » Holjteiner nahmen Dielen Kampf 
unerjchroden auf. Die Statthalterichaft (beitehend aus dem 
Advocaten Beleler und dem Grafen Reventlow-Preetz) be- 
ſchloß unter Zuftimmung der Landesverfanmlung die Fort— 
ſetzung des Krieges lediglich mit den Sträften des eigenen 
Landes. Die Bevölkerung jtand ihr dabei mit bewunderns— 
werther Entjchlojjenheit und Opferwilligkeit zur Ceite, 
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Die ausgejchriebenen Kriegsiteuern gingen pünktlih ein; 
ja e8 wurden noch darüber hinaus der Statthalterjchaft 
freiwillige Geldleiſtungen angeboten. 

Ein großer Verluft für die SHerzogthümer war es, 
daß General Bonin, der das volle Vertrauen der Armee 
und der Bevölferung bejaß, feinen Abjchied nahm. Der 
Vorbehalt eines jpätern Rücktritts in die preußiiche Armee, 
den er hatte ftellen wollen, war ihm nicht zugeftanden 
worden. Aus dem gleichen Grunde folgte feinem Beifpiele 
eine Anzahl anderer preußiicher Dfficiere. *) 

Die Statthalterichaft berief an Bonins Stelle den 
General von Willifen, der vor Kurzem den preußifchen 
Kriegsdienit verlaffen hatte, einen Mann, der als 
militäriicher Theoretifer und Schriftſteller einen wohl: 
begründeten Auf beſaß, als praftijcher Stratege im Felde 
noch nicht erprobt war. 

Am 14. Juli rücte die Armee wieder in Schleswig 
ein. Willifen nahm Stellung bei Idſtedt (nördlich der 
Stadt Schleswig), that aber nichts, weder um die Ver: 
einigung der in zwei getrennten Golonnen von Yütland 
her anrüdenden Dänen zu hindern, noch um die wichtigften 
Vertheidigungspuntte feiner Stellung ausreichend zu bes 
feitigen. Zehn Tage lang blieb die Armee unthätig; der 
General ſelbſt ſchien unſchlüſſig, ob er angreifen oder ſich 
angreifen laffen sole. Am 24 Juli erfolgte der 


*) Ob von Seiten der Statthalterfchaft nichts oder doch nicht 
genug geichehen ift, um wenigftens Bonin zu halten, indem fie feine 
Eriftenz auf andere Weife für alle Fälle ficherftellte, (wie das in der 
„Geſchichte des ſchleswig- holfteinifchen Krieges” von Graf Albert 
Baudiſſin behauptet wird), muß ich dahingeitellt fein laſſen. 
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Angriff feitens der Dänen. Gie hatten 30 Bataillone, 
19 Schwadronen, 96 Geſchütze, die Schleswig-Holjteiner 
nur 20 Bataillone, 12 Schwadronen, 72 Geſchütze. 
Dennoch errangen die letztern wichtige VBortheile über den 
jtärferen Gegner. Die dänischen Angriffe auf den Linken 
Flügel und das Centrum wurden am erjten Tage zurüd- 
geichlagen. Am zweiten (25. Suli) wollte Willifen exit 
jelbft angreifen, jtand aber dann wieder davon ab. Diele 
Befehle und Gegenbefehle, die überdies nicht überall richtig 
eintrafen, brachten Verwirrung in den Bewegungen der 
Truppen hervor. Dennoch waren die Dänen am frühen 
Morgen an mehreren Punkten zurücdgeworfen, an dem 
einen jogar in Berwirrung gebracht. Allein durch aber- 
malige Mißverſtändniſſe, zum Theil wohl auch durch falſche 
Anordnungen, gingen dieje VBortheile wieder verloren. Aber 
auch jebt noch gelang es den Dänen nicht, die Stellungen 
der Schleswig-Holjteiner zu nehmen. Um Mittag war der 
däniiche Befehlshaber jchon im Begriff, die Schlacht abzu- 
brechen und jeine Truppen zurüdgehen zu laſſen, als 
Williien jeinerjeit3 den Sieg, den er in Händen hatte, 
aufgab und den Befehl zum Rückzug ertheilte. 

Damit war Schleswig jo gut wie verloren. Alle 
Berjuche, dajelbjt wieder feiten Fuß zu faſſen, mißlangen. 
Ein Angriff auf die dänischen Stellungen zu Miſſunde 
ward abgeichlagen. Die, fünf Tage lang fortgejeßte, heftige 
Berennung Friedrichſtadts mußte nach) großen Verlusten auf— 
gegeben werden. Mehrfache glüdliche Seegefechte, welche 
die von den Schleswig-Holiteinern mit bedeutenden Koſten 
ausgerüjtete und tüchtig bemannte Kanonenbootflotille 
wiederholt gegen dänische Kriegsſchiffe bejtand, vermochten 
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an der Gejammtlage nichts zu ändern. Das unglüdliche 
Schleswig hatte den ganzen Drud einer rückſichtsloſen 
Verfolgungs- und Danifirungspolitif zu erdulden. 

So zogen fich die Dinge unentjchieden hin bis gegen 
das Ende des Jahres 1850. Willifen hatte endlich, weil 
die Statthalterjchaft mit feiner Kriegführung ſich unzu— 
frieden bezeigte, den Abjchied genommen. An feine Stelle 
trat, nachdem der General Graf Baudijjin den Oberbefehl 
abgelehnt, der in der Schlacht von Idſtedt al3 Truppenführer 
bewährte General von der Horſt. Bevor diejer jedoch etwas 
Entjcheidendes unternehmen konnte, erging an die Statthalter: 
Ichaft (am 6. Januar 1851) von Seiten Dejterreich3 und 
Preußens im Namen des deutjchen Bundes die Aufforderung, 
die Feindſeligkeiten einzujtellen. 

Schon am 25. October 1850 Hatte der Rumpf— 
Bundestag ein jolches Verlangen gejtellt. Die Statthalter- 
Ichaft Hatte dafjelbe damals kurzer Hand abgewieſen. Infolge 
der Vereinbarung zu Olmütz entjandte nun aber Defterreich 
im Einvernehmen mit Preußen ein Erecutiongcorp3 gegen 
Schleswig-Holftein. Preußische Pionniere mußten den öfter- 
reihiichen Truppen bei Wittenberge eine Brüde zur Ueber: 
ichreitung der Elbe fchlagen. Graf Mensdorff-Pouilly als 
Öfterreichifcher, Herr von Thümen als preußiicher Commiffar 
erjchienen mit jener Waffenmacht im Rüden und drohten, falls 
dem Anfinnen des Bundes nicht entiprochen werde, mit be— 
waffneter Bundeserecution. Ein Widerftand dagegen war 
unmöglich. Die ſchleswig-holſteiniſche Landesverjammlung, 
von der Statthalterichaft berufen, bejchloß in einer Sitzung, 
welche eine ganze Nacht hindurch dauerte, mit 47 gegen 28 
Stimmen, ſich in daS Unvermeidliche zu fügen. Darauf legte 
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Beleler Fein Amt al3 Statihalter nieder und verließ das Land; 
Graf Reventlow vollzog den Beihluß der Landesverjamm: 
lung und zeigte am 11. Januar den beiden Commifjarien 
die Unterwerfung der Herzogthümer unter das Gebot des 
Bundes an. Die Bevölferung bewies in dieſem Momente, 
wo ihr von den eigenen deutichen Großmächten das Aergſte 
sugemuthet ward, was einem Volke nur zugemuthet werden 
kann: die MWaffenftredung vor einem Feinde, dem fie noch 
unbejiegt gegenüberjtand, und die Rückkehr unter eine 
Herrichaft, von der fie wußte, was jie davon zu leiden haben 
werde — ſie bewies denjelben ftandhajten Sinn der Ge: 
jeßlichkeit und des Patriotismus, womit fie Jahre lang 
ihre Rechte, exit im friedlichen Kampfe, dann mit den 
Waffen, verfochten hatte. Steine Auflehnung gegen den Be: 
ſchluß ihrer Vertreter, Feine Störung der öffentlihen Ruhe 
fand ftatt: den Forderungen des Deutichen Bundes ward 
gehorjamt. Die Auflöfung der Armee ward unter herz 
zerreißenden Scenen vollzogen; die Landesverjammlung 
ſammt dem von ihr geichaffenen Staatsgrundgeſetz ward 


. aufgehoben; eine neue Negierung ward über beide Länder 


eingejegt; die mit dem Gelde der Herzogthümer gejchaffene 
Kanonenbootflottille jo wie das reiche Material an Waffen, 
Munition ꝛc. ward an Dänemark ausgeliefert; die wichtige 
Feftung Rendsburg und die Befeftigungen des Kieler 
Hafens zu Friedrichgort wurden den Dünen übergeben. 
Als Gegenleiftung für die freiwillige Unterwerfung 
der Herzogthümer hatten die beiden Commiſſarien im 
Namen des Bundes verjprochen:,,‚der Bund werde die 
echte des Herzogthums Holftein und das altherfömmlich 
berechtigte Verhältniß zwiſchen SHolitein und Schleswig auf 
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Grundlage des Zuſtandes, wie er vor dem Kriege geweſen, 
wahren”. Dieſes Verſprechen ward nicht erfüllt. Die 
deutjchen Großmächte ließen geichehen, daß noch unter den 
Augen ihrer Commijjarien die Trennung der Herzogthümer 
beinahe in allen wichtigen Beziehungen vollzogen, die 
deutjche Nationalität in Schleswig auf jede Weiſe bedrückt 
wurde. Die Webereinfunft mit Dänemark, welche nach 
langen, mühlamen Berhandlungen endlich zu Stande fam, 
gab ſowohl jene Trennung als auch die Herftellung eines 
dänischen „Gejammtjtaates“ zu, indem fie nur eine gewilje 
Gleichberechtigung und Selbjtitändigfeit der Herzogthümer 
in ihrem Berhältnig zum Königreich ausſprach. Aber auch 
diefe war nicht in einem fürmlichen Vertrage firirt, jondern 
fand ihren Ausdrud lediglich in einer Bekanntmachung des 
Königs von Dänemark (vom 28. Januar 1852) und 
jo ward e3 der dänischen Regierung leicht, dieſe Beſtimmungen 
in threm Sinne auszudeuten und vielfach zu umgehen. 
Für eine Sicherung der Theilnchmer an dem Slampfe 
zur Vertheidigung jener Rechte Schleswig-Holjteins, welche 
der Bund jelbit und der König von Preußen ausdrüclich 
al3 wohlbegründete anerkannt hatten, gegen die Nache 
der Dänen gejchah nichts Ausreichendes, und jo fam es, 
daß die beiten Männer vor den Berfolgungen des uner, 
bittlichen Feindes, der nun wieder ihr Herr war, aus dem 
Rande weichen mußten. Die in eben jener Uebereinfunft 
zugelagte ©leichberechtigung der beiden Nationalitäten in 
Schleswig ward jo wenig geachtet, daß vielmehr eine plan= 
mäßige Danifirung namentlich des nördlichen Schleswig 
Pla griff, indem die dänische Negierung die deutſchen 
Beamten, Geiftlichen, Lehrer mafjeniweije vertrieb, um deren 
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Stellen mit Nattionaldänen zu bejegen. Sm Unterricht?» 
weſen juchte man die dänische Sprache zur herrichenden 
zu machen. 

Aber das Schlimmſte von Allem ſtand noch aus. 
Nicht blos die Gegenwart, auch die Zukunft Schleswig— 
Holiteins ward, jo weit es auf die beiden deutſchen Groß: 
mächte anfam, für alle Zeit dem däniſchen Erbfeinde vers 
fauft und preisgegeben. Nach jenem altverbrieften Nechte. 
welches König Friedrich Wilhelm IV. felbit in feinem 
Briefe an den Herzog von Augujtenburg feierlich anerkannt 
hatte, fonnte in den Herzogthümern nur der Mannesitamm 
herrſchen, mußten aljo dieſe nach dem nahe bevorstehenden 
Ausfterben der männlichen Linie des däniſchen Königshaufes 
unter eigene Fürſten kommen und Damit dauernd von 
Dänemark abgelöjt werden. Dieſes altverbriefte Necht ward 
jet durch einen Gewaltitreich ohne Gleichen vernichtet. 
Rußland, England und Frankreich einigten fich über die 
Einführung einer neuen, durchaus willfürlich geordneten 
gleichen Erbfolge im Königreich) und in den Herzogthümern, | 
Dejterreich, dem eine Schwächung Norddeutichlands (welches 
ja wejentlich in Preußens Machtiphäre lag), wenn nicht 
erwünjcht, mindeitens gleichgültig war, ftimmte bei, und 
Preußen — wozu hätte es damal3 nicht beigejtimmt, wenn 
Rußland und Defterreich ſolches geboten? Bunſen, als 
preußiſcher GejandterinLondon, obwohl er diellngerechtigfeit 
dieſes willfürlichen Schaltens mit fremden Nechten voll 
fommen anjah und jchmerzlich empfand, und objchon er 
zwei Jahre vorher entjchieden verweigert hatte, einer ähn: 
lichen Abmachung beizutreten, damals unter voller Billigung 
jeiner Regierung (es war das freilih vor Dlmüg!) — 
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Bunfen unterzeichnete im Namen Preußens! „Er wollte,” 
wie er gegen einen Freund äußerte, „dem König fein Opfer 
nicht : noch jchwerer machen.” Wie einft Radowitz in 
Sachen der Neichsverfaffung, jo stellte auch Bunjen die 
Pietät gegen die Perſon des Fürſten über die gegen den 
Staat und über feine eigene Weberzeugung. Statt durd) 
die entichtedene Weigerung, zu unterzeichnen, vielleicht Doch 
noch einen Act zu hindern, bei dem die Ehre und das 
Snterejfe Preußens jo tief betheiligt waren, oder, wenn 
dies nicht gelang, wenigitens Alles gethan zu haben, was 
er thun konnte, machte er jich jelbjt für diefen Act mit 
verantwortlich, nur um das Gefühl des Königs zu jchonen, 

So fam das Londoner Protokoll vom 8. Mai 1852 zu 
Stande, durch welches feitgejegt ward, daß in der ganzen 
dänischen Monarchie, alfo auch in den Herzogthümern, 
mit Ausschluß der Auguftenburger, der jüngere Zweig der 
ichleswig=holfteinjchen Linie, das Haus Glüdsburg, erb- 
berechtigt jein ſolle. 

Das war die „Pacification“ Kurhejjens und Schleswig- 
Holjteins! Was damals alle deutjche Patrioten in innerfter 
Seele jchmerzbewegt und tiefergrimmt empfanden, das 
hat derjelbe greife Sänger, der einjt im Befreiungsfriege 
mit freudigem Stolze Preußens höchſte Erhebung gefeiert, 
E. M. Arndt, voll Heiligen Zornes in die Verſe aus— 
gejtrömt: 

„Wohl Viele wird vergeben und vergefjen, 
Dod nimmer Schleswig-Holſtein, nimmer Heſſen.“ 


— — — 


v1; 
Der Verſuch einer Zprengung des Zollvereins. 





Wenig fehlte, ſo wäre zu dem politiſchen Chaos, in 
welches das Jahr 1850 Deutſchland zurückwarf, auch ein 
wirthſchaftliches hinzugekommen. Es war nahe daran, daß 
der Zollverein, dieſe ſegensreiche Schöpfung, die ſeit nun 
faſt zwanzig Jahren dem deutſchen Handel und der deutſchen 
Induſtrie ſo große Dienſte geleiſtet, derſelben Intrigue zum 
Opfer fiel, welche Deutſchlands nationale Einigung hinter— 
trieben hatte. Die Politik des Fürſten Schwarzenberg 
ging darauf aus, entweder die Aufnahme Oeſterreichs in 
den Zollverein zu erzwingen und damit deſſen ganze Geſtalt 
und Wirkſamkeit in bedenklichſter Weiſe zu verändern, oder 
aber denſelben zu ſprengen. 

Am 1. Januar 1854 liefen die, immer nur auf eine 
Reihe von Jahren gejchlojjenen, Zollvereinsverträge ab; 
jte mußten daher vor diefem Termin rechtzeitig erneuert 
werden. Nun war fchon lange bei der preußiichen und 
auch bei anderen Hollvereinsregierungen der Wunſch rege 
geworden, die an der Nordjee gelegenen Staaten Hannover 
und Oldenburg für den Anschlu an den Bollverein zu 
gewinnen. Der Nuben davon lag auf der Hand. Finanziell 

K. Biedermann, Dreißig Jahre deutich. Geſch. I. 5 


— 
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war es eine Erſparniß, da die Grenzbewachungskoſten ſich 
dadurch verringerten, volkswirthſchaftlich war es ein Gewinn, 
da der Zollverein damit an das offene Meer, die Nordſee, 
vorrückte. Freilich ſtellte Hannover (das bis dahin mit 
Oldenburg und Schaumburg-Lippe einen beſonderen 
Handelsbund, den ſog. „Steuerverein“, gebildet hatte) für 
fich und dieje feine Verbündeten ziemlich harte Bedingungen: 
es verlangte eine Herabjegung der Zölle auf Eolonial- 
waaren und Weine (was einen Ausfall an den Zolleinfünften 
in Aussicht jtellte), und es verlangte außerdem, weil gerade 
von Diejen zollpflichtign Waaren in den Ländern des 
Steuervereind mehr, al3 durchjchnittlih in den anderen 
BZollvereinsstaaten, verbraucht werde, einen größeren Antheil 
an den gemeinfamen Zolleinnahmen, ein jog. „Präcipuum“. 

E3 wäre nun wohl in der Ordnung gemwejen, daß 
Preußen, als Haupt des Zollvereins, die Verhandlungen 
mit dem Steuerverein im Namen des Zollvereins und 
unter Antheilnahme der anderen Hollvereinsregierungen 
daran, oder doch nach Vereinbarung mit dieſen, geführt 
hätte. Das aber that die preußische Regierung nicht. 
Mag fein, daß fie davon Schwierigkeiten befürchtete, mag 
fein, daß fie noch von den politiichen Verhandlungen der 
Vorjahre her gegen die Mitteljtaaten gereizt war, genug, 
fie wählte eine ?sorm, die man nicht wohl anders als 
eine jchroffe und unfreundliche nennen kann, abgejehen da— 
von, daß ihr Verfahren auch jachlich den bisherigen Zoll- 
vereinsftaaten Nachtheil brachte, deren Intereſſen dabei nicht 
allfeit3 genug gewahrt wurden: jie unterhandelte allein mit 
Hannover und den beiden anderen Staaten, ſchloß auch mit ihnen: 
ab, ohne ihre bisherigen Zollverbindeten zu fragen, kündigte 
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vielmehr diejen Ießteren die Zollvereinsverträge und forderte 
diejelben auf, bis zu einem gewillen Termine einfach 
zu erklären, ob fie dem von Preußen mit Hannover ꝛc. 
abgeſchloſſenen Zollverein beitreten wollten, oder nicht. 

Mit Recht fühlten fich die Mitteljtaaten dadurch ver- 
legt. Diefe Mißſtimmung juchte Defterreich zu benußen, 
um wo möglich den Zollverein zu jprengen*). 

Die öfterreichiiche Regierung ging ſchon länger mit 
dem Plane um, einen großen mitteleuropäilchen Zolle und 
Handelsbund zu ftiften, um dadurch dem Einflufje entgegen- 
zuwirfen, den jich ‚Preußen Durch den von ihm gegründeten 
Zollverein auf die deutjchen Regierungen und Bevölferungen 
verichafft hatte**). Sie verlangte jebt in einer an Die 


*) Für das Folgende halte ich mich vorzugsweije an eine zugleich 
authentiihe und in der Sache jelbjt gewiß unparteiiihe Quelle, 
nämlid an die „Erinnerungen aus meinem Leben“ von Richard 
Freih. vd. Friefen, 1880 (1. Bd. ©. 310 ff.). Frh. v. Friejen war 
damals fönigl. ſächſ. Minifter des Innern, kaunte aljo genau und 
actenmäßig alle auf obige Angelegenheit bezüglichen Vorgänge. 
Derfelbe ift nichts weniger als parteiifch für Preußen; allein er ift 
einfihtig und ſachkundig genug, um ſich dadurch nicht bejtimmen zu 
fafjen, die Nachtheile zu überjehen, welche cine wirthichaftliche Ab— 
wendung von Preußen zu Dejterveih für Sadjen und andere 
deutiche Staaten haben müßte, und er ijt unbefangen genug, anzu— 
erkennen, daß öſterreichiſcherſeits eine weſentlich politiiche Sntrigue 
damals im Spiele war. Daneben benuße ich noch eine ziveite mittel= 
ftaatlihe Duelle, die Schrift: „Der deutjche Zollverein“ von dem 
fünigl. bayrifchen Staatsrath Weber. | 

**) Ich gebrauche hier und auch weiterhin öfter die eigenen Worte 
Frieſens, damit es nicht ſcheine, als ob ich aus Barteilichkeit der 
öſterreichiſchen oder der mitteljtaatlihen Diplomatie etwas unterlegte, 
was nicht wahr wäre. Uebrigens äußert fi) Weber ganz ähnlid). 
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mittelftaatlichen Höfe verjandten Denkichrift, daß Diele 
mit ihr über einen Handelsvertrag unterhandeln jollten, 
der fo eingerichtet jei, daß er nach einer beſtimmten Zeit 
in eine fürmliche Zolleinigung übergehen fünne Zus 
gleich ſchlug fie denjelben vor, fie follten, falls der Zoll 
verein mit Preußen auf einer ihren Intereſſen entiprechenden 
Grundlage nicht wieder zu Stande käme, in einen Zoll— 
verein mit Dejterreich treten. Behufs des Abjchlujjes eines 
Handel3vertrags zwiſchen Oeſterreich und dem Hollverein 
[ud fie ſämmtliche Zollvereinsjtaaten, einjchlieglich Preußen, 
zu Conferenzen nach Wien eır. 


Die preußiiche Regierung ihrerjeit3 erklärte: ſolche 
Conferenzen feiern erſt dann möglich, wenn der Boll 
verein jelbjt durch Erneuerung der Verträge wieder— 
hergestellt jei, und fie lud daher die bisherigen Zollver— 
bündeten zu Verhandlungen darüber nach Berlin ein. 

Die Mittelftaaten jedoch jtellten fich in diejer frage auf 
Oeſterreichs Seite; fie verlangten, die Verhandlungen mit 
Dejterreich jollten dem Wiederabichlug des Zollverein 
vorausgehen. 


Durch dieſen erſten Erfolg ermuthigt, that die öſter— 
reichiſche Regierung jetzt einen noch kühneren Schritt; ſie 
ſchlug den Regierungen der Mittelſtaaten vor, neben den 
unter Zuziehung Preußens in Wien abzuhaltenden Con— 
ferenzen über einen Handelsvertrag Oeſterreichs mit dem 
Zollverein ſchon gleichzeitig „im Geheimen“ mit ihr über 
eine eventuelle Zolleinigung mit Oeſterreich, an der Preußen 
nicht Theil hätte, zu unterhandeln. 


Dabei erklärte ſie ſich bereit, den betreffenden Staaten, 
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wenn fie fich Dejterreich anjchlöffen, ihre vollen bisherigen 
Bolleinnahmen zu garantiren*). 

In der That kam e3 zugeheimen Beiprechungen zwijchen 
Defterreich und fieben deutſchen Staaten (Bayern, Sadjien, 
Wiürtemberg, Baden, beiden Hejjen und Naſſau). Diejelben 
führten jedoch zu feinem Reſultate. Sachſen insbejondere 
erhob, im Hinblid auf die Intereffen feiner Induſtrie, ge- 
wichtige Bedenken gegen die meisten Vorſchläge Oeſterreichs. 

Gleichwohl verlangte die öſterreichiſche Negierung, die 
fieben Regierungen jollten nicht blos die VBertragsentwürfe 
wegen einer Handel3- und Zolleinigung zwiſchen Defterreich und 
dem Zollvereine, die fie ihnen vorlegte, annehmen, ſondern 
auch zu der eventuellen Zolleinigung ihrerjeit3 mit Dejter- 
reich fich für den Fall verpflichten, daß Preußen zu den 
Verhandlungen über Wiederabſchluß des Zollvereind nicht 
auch einen üjterreichiichen Bevollmächtigten einlüde. 

Diejes letztere Verlangen war jo unerhört, daß es ſich 
nur aus den borausgegangenen politiichen Niederlagen 
Preußens und dem dadurch bis in’3 Ungemefjene gejteigerten 
Uebermuthe des Cabinets Schwarzenberg erklären läßt, 
wofern nicht etwa Fürſt Schwarzenberg es geradezu darauf 
anlegte, durch eine recht jchroffe Gegenjtellung wider Preußen, 
in welche er die Mitteljtaaten zu verwideln fuchte, die 
preußiſche Regierung ebenfalls zu jchrofferen Maßregeln zu 
reizen und jo den Bruch zwiſchen beiden Theilen unbeilbar 
zu machen. 

Herr von der Pfordten unterjtüßte dieſe Forderung 

) Die BZolleinnahmen im Zollverein betrugen damals (nad 


Weber) etwa 3 DE. auf den Kopf der Bevölferung, in Oeſterreich, 
trotz der höheren Zullfäße, noch nicht halb fo viel. 


Deiterreich3; Herr von Beuft, obgleich das Bedenkliche der 
Situation nicht verfennend, meinte: „man dürfe fich Defterreich 
nicht entfremden, um jich nicht feiner Unterjtügung gegen 
Preußen zu berauben.“ 

Es fanden nun Conferenzen der fieben Regierungen 
zur Berathung eine gemeinfamen Vorgehens ftatt, erſt in 
Bamberg, dann in Darmstadt. Auf leßterer verbanden ſich 
Bayern, Sachen, Würtemberg, Baden, beide Heſſen und 
Naſſau dazu, bei Preußen die Eröffnung von Ber- 
handlungen . mit Oeſterreich zu betreiben, jedoch ohne von 
einem vorherigen Abjchluß derjelben (mie das Defterreich 
wollte) das Zuſtandekommen des Zollvereins abhängig zu 
machen, bei Dejterreich aber die „Offenhaltung“ der Zoll- 
einigung mit ihm bis zum 1. Februar 1854 zu beantragen, 
jedoch ohne ihrerjeits eine Verpflichtung zu deren —— 
zu übernehmen. 

Dieſe „Darmſtädter Verträge“ ſollten nach der Abſicht 
der dabei Betheiligten geheim gehalten werden, damit es 
nicht den Anſchein gewänne, als wollten die ſieben Regierungen 
durch eine förmliche Coalition unter ſich einen Druck auf 
die preußiſche Regierung üben, was für dieſe leicht verletzend 
ſein könnte. Allein ſie wurden alsbald — von welcher 
Seite, läßt ſich errathen — nach Berlin berichtet und ver— 
ſchärften natürlich die dort ohnehin gereizte Stimmung. 

Die preußiſche Regierung weigerte ſich nun entſchieden, 
über einen Handelsvertrag mit Oeſterreich eher zu unter— 
handeln, als bis der Zollverein wieder auf zwölf Jahre end— 
gültig abgeſchloſſen wäre. Als vollends die „Darmſtädter“ 
in einer etwas ſchroff gehaltenen Erklärung ihren Stand— 
punkt näher darlegten, erwiderte ſie ſehr beſtimmt: ſie werde 
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nur ſolche Staaten in den Zollverein wieder aufnehmen, 
welche von allen und jeden Verhandlungen mit Oeſterreich 
vor Abſchluß des Zollvereins abſähen; der letzte Termin 
für die betreffenden Erklärungen ſei der 16. Auguſt 1852. 

Der öfterreichifchen Regierung war diejes jchroffe Auf- 
treten Preußens wahrjcheinlich jehr erwünjcht. Sie jteigerte 
nun die fchon früher von ihr erhobene Forderung wegen 
einer Handel3- und Zolleinigung in’3 Ungemejjene. Gleich: 
zeitig verlangte fie von ihren „Verbündeten“ (jo nannte 
fie bereit3 die fieben Staaten) in fait drohenden Tone: 
jie jollten erklären, „daß fie, jo lange Preußen den in 
Darmftadt und in Wien fejtgeftellten Grundjägen entgegen 
trete, fi) an weiteren Verhandlungen mit Preußen nicht 
betheiligen würden.” 


Wiederum fanden Conferenzen der „Darmjtädter” ftatt, 
diesmal, auf Einladung Bayerns, in Stuttgart am 10. Auguft. 
Die dort vereinbarte gemeinjame Erklärung an Preußen 
war gemäßigt; um jo jchroffer waren die den Commiſſarien 
nach Berlin mitgegebenen geheimen Inftructionen. Lebtere 
jollten nicht blos auf der Anfnüpfung von Verhandlungen 
mit Defterreihh vor Erneuerung des Zollvereins bejtehen, 
jondern auch auf deren vorherigem Abſchluß. Auch 
diefe geheimen Berhandfungen wurden (jedenfall3 ebenjo, 
iwie die zu Darmitadt, durch Zuthun Dejterreichs) an die 
preußiiche Regierung verrathen*). 

Es ſchien, al3 hätten die Mitteljtaaten im Bunde 


) Herr von Friefen äußert ſich jo: „Sie wurden von derjelben 
Stelle aus, wo um jeden Preis die Sprengung des Bollvereing 
gewünjcht wurde, in Berlin befannt gemadt.“ 
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mit Oeſterreich es darauf abgeſehen, Preußen eine politiſche 
Niederlage, eine Demüthigung zu bereiten*).“ 
So betrachtete es auch wenigjtens ein Theil der preußi— 


ſchen Staat3männer. Der Finanzminijter von Bodeljchwingh 


erklärte jedes Eingehen auf die Stuttgarter Forderungen 
für „ein zweites Olmütz.“ Cr beantragte ein jofortiges 
Abbrechen aller Verhandlungen. Der Handelsminijter von 
der Heydt und der Minijterpräfident von Manteuffel jahen 
die Sache gleichmüthiger an. Wahrjcheinlich infolge diejer 
Meinungsverjchtedenheit im preußiſchen Miniftertum, erging 
eine doppelte Antwort auf die Stuttgarter Erklärung. 
Die eine, die fofort veröffentlicht wurde, war in verjöhnlichemn 
Tone gehalten. Die preußiiche Regierung ſprach darin 
ihre Anfichten über den von den fieben Negierungen ihr 
mitgetheilten öfterreichijchen Entwurf zu einem Handelsver— 
trage mit dem Bollvereine vertraulic) aus, während fie 
die officiellen Verhandlungen darüber auf ſpäter verjchob; 
fie erklärte fich jogar damit einverftanden, daß der Handel3- 
vertrag als letztes Ziel eine Zolleinigung mit Dejterreich 
in's Auge falle. Dagegen verlangte fie die al3baldige Er: 
neuerung des Zollvereins auf zwölf Jahre. Diejer öffentlichen 
Erklärung folgte aber eine vertrauliche Note, die in ziemlich 
Ichroffem Tone ausſprach: Dies jet das Aeußerſte, was 
Preußen zugeftehen fünne; würden die fieben Staaten nicht 
ihre unbedingte Zuftimmung dazu bis zum 15. September 
erklären, jo werde Preußen die Verhandlungen al3 end» 
gültig abgebrochen anjehen. 

Abermals fand eine Conferenz der fieben Staaten (in 
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*) Worte des Herrn von Friejen a. a. O. 
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München, am 17.Sept.) Statt. Hier nun kamen Bejichlüffe zu 
Stande, die man ſich gar nicht anders erklären Tann, als 
durch die Abficht, Preußen zum Abbruch der Verhandlungen 
zu drängen, den man wünſchte, aber nicht jelbjt ausſprechen 
wollte*). Sm hochfahrendem Tone ward die preußtiche 
Antwort für „ungenügend“ erklärt, weil darin nicht die 
jofortige „Annahme“ der öjterreichiichen Borjchläge aus— 
geiprochen jei. Das Berlangen Preußens, den Zollverein 
wieder auf 12 Jahre abzufchliegen, ward kurzweg abgelehnt. 
Endlich ward zwiſchen den fieben Regierungen vereinbart: 
„Te wollten, wenn die Verhandlungen mit Berlin abge- 
brochen werden jollten, ſofort Commifjarien nad) Wien 
jenden, um über die Bildung eine Zollverein mit Defter- 
reich (ohne Preußen) zu verhandeln.“ 

Der Haupturheber diejer feindjeligen Schritte gegen 
Preußen war der ſächſiſche Minifter v. Beuſt. Erhandeltedabet 
im directen Widerjpruche mit den vom ſächſiſchen Geſammt— 
mintjterium in diefer Sache gefaßten und vom König genehmigten 
Beichlüfjen, aljo völlig eigenmächtig. Die Folge war, daß 
fein College, Herr v. riefen, der das Unheilvolle eines 
jolden Bruchs mit Preußen für den Wohlitand Sachſens 
bejjer begriff, al3 Herr v. Beuft, und ſich weniger von poli= 
tijchen Rückſichten leiten ließ, aus dem Miniſterium trat**). 


*) Wiederum die eigenen Worte Friefens. 

**, Nach der Berficherung des Herrn v. Frieſen (a. a. O. 1. Bd. 
S. 354) rechtfertigte Herr v. Beuſt, ihm gegenüber, fein Verhalten 
durch die Erffärung: „Seiner Anfiht nad) fei der Abſchluß des Zol- 
vereins im Jahre 1833 eine unglüdliche Maßregel, ein politifcher 
Fehler gewejen, der jeßt nicht wiederholt werden dürfe; auch fünne 
er den Werth des Zollvereins für die materiellen Interefien Sachſens 
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Die preußiiche Regierung erklärte nun (am 27. Sept. 
1852) alle Verhandlungen für abgebrochen. Der Zollverein 
ichien geiprengt, der trojtloje volfswirthichaftliche Zuſtand 
vor 1834 wieder hergeitellt. Die ganze Maſſe der Handel- 
und Gewerbetreibenden gerieth in Aufruhr. Zahlreiche Beti- 
tionen gelangten an die mittelitaatlichen Regierungen, 
worin diejelben beichworen wurden, die vaterländiiche In— 
duſtrie vor einem jolchen Schlage zu bewahren. In Preußen 
dagegen ftanden Volfsvertretung und Vol auf Seiten der 
Regierung *). 

Wenn gleichwohl der Zollverein damals nicht geiprengt 
wurde, jo haben die mitteljtaatlichen Politiker, die Beuft, 
Pfordten, Dalwigk, Linden, ficherlich dabei fein Werdienft, 
denn fie hatten es nicht blos dahin gebracht, daß dem 
Berfehr ihrer Länder der Verluſt aller der Vortheile drohte, 
welche der Zollverein ihnen bot, jondern fie waren auch 
jo weit gegangen, einen Zollverein mit Dejterreich abzu— 
ichließen, der, wäre er wirklich ins Leben getreten, dieſen 
Ländern die langjährigen und erprobten Wege ihres Handels 
verichloffen und außerdem jie in eine höchſt bedenkliche 
Interejfengemeinjchaft mit der anerfanntermaßen völlig unzu— 


nicht jo Hoch anjchlagen, daß auf die Erhaltung deffelben, den entgegeit= 
ſtehenden politiſchen Rüdjihten gegenüber, ein entjcheidendes Gewicht 
gelegt werden dürfe.“ Herr von Beuſt dagegen in feiner Schrift wider 
Frieſen („Erinnerungen zu Erinnerungen“) S. 35 ff. jagt: „Wenn e3 
nicht zur Auflöſung des Zollvereins gefommen jei, jo fei dies fein 
Werk,” und rechnet es ſich zum bejonderen Verdienfte an, daß er bei 
den Darmjtädter Verhandlungen die Erhaltung eines Bollvereins 
unter den Mitteljtaaten (ohne Preußen!) gejichert Habe. 


*) Dies gejteht Weber a. a. D. ©. 325 offen zu. 


75 
reichenden Grenzbewachung und der mangelhaften Finanz— 
und Papierwirthſchaft Oeſterreichs verwickelt haben wirde*). 

Glücklicherweiſe kam es dazu nicht. Ehe der Vertrag 
der Mittelſtaaten mit Oeſterreich zum Abſchluß gelangte, 
hatten die beiden Großmächte unter fich über einen 
Handelsvertrag zwiſchen dem Zollverein und Defterreich 
auf 12 Jahre fich verjtändigt, nach welchem eine Anzahl von 
Waaren im Verkehr zwijchen diejen beiden Handelskörpern 
bejondere Erleichterungen und - Zollermäßigungen genoß. 
Nachdem diefer Bertrag (am 19. Febr. 1853) zu Stande 
gekommen, jtand auch dem Wiederabjchluß der Zollvereing- 
verträge auf weitere 12 Sahre nichts im Wege. E83 war 
unter diejen Umftänden nur eine harınlofe Eitelfeit auf 
Seiten Dejterreichg, eine Art von Troß auf Seiten der 
gegen Preußen feindjeligen Mitteljtaaten, wenn dennoch der 
formelle Abſchluß eines öjterreichijch-mitteljtaatlichen Zoll 
vereinsvertrages erfolgte, ja wenn man denjelben jogar, ob- 
ſchon er erjt nach dem 19. Febr. wirklich zu Stande ge- 
fommen, auf den 17. Febr. zurüddatirte**), 

Die Beweggründe, welche die beiden Cabinette von 
Wien und Berlin zu einer Beendigung ihrer bisherigen 
Streitigfeiten auf handelspolitiichem Gebiete und zu einer 
Anfnüpfung directer Beziehungen — mit Beijeitejchiebung 


*, Mit der öfterreichifcherfeit3 verjprochenen „Garantie der 
bisherigen Zolleinnahmen“ möchte es jchlimm ausgejehen haben, da 
nad Weber die Zolleinnahmen nad) dem üjterreihiihen Syſtem 
„nicht Halb fo viel” auf den Kopf ertrugen, wie im Zollverein. Woher 
hätte Defterreich den Ausfall von 40—45 Mill, ME. jährlich decken 
wollen ? " 

*5) Nach Weber a. a. DO. 
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der Mittelftanten — veranlaften, find nicht völlig auf 
geklärt. Die eben damals ſchon fich einigermaßen ver- 
düfternde Weltlage, namentlich im Orient, aber auch gegen= 
iiber dem Manne des Staatsſtreichs vom 2. Dzbr. 1851 
in Frankreich, mag nicht ohne Einfluß darauf gewejen fein. 
Gewiß ſcheint, daß Defterreich den erjten Schritt des 
Entgegenfommens that und daß Preußen denjelben als— 
bald vertrauensvoll erwiderte*). Noch während der Ver— 


*) Als einen erjten Schritt der Annäherung preußijcherjeits in 
Sachen der Handelspolitif deutet Weber a. a. D. die im Sommer 1852 
erfolgte Sendung des damaligen preußiſchen Bundestagsgefandten, 
Herrn v. Bismard, nah Wien. Derjelbe Habe aber dort jo wenig 
Entgegentommen gefunden, daß er mit feiner eigentlichen Sendung 
gar nicht herausgetreten fei. In dem Buche „Fürſt Bismard“ von 
Ludwig Hahn (1. Bd. ©. 44) findet fich ein Brief Bismarcks an 
feine Gemahlin, welcher .beftätigt, dag Bismarck damals eine „ver= 
ſöhnliche“ Miffion Hatte, dag man aber in Wien „nicht das Bedürfnik 
empfand, fi) mit Preußen zu arrangiren.” Ob es fi) aber dabei 
um die Handelspolitiiche Krifis, oder nur im Allgemeinen um eine 
politifche Wiederausfühnung gehandelt, läßt ſich nicht erkennen. Herr 
v. riefen bringt das Entgegentommen Dejterreih8 in Zuſammen— 
bang einerjeit3 mit dem neuen Napoleonijchen Kaiſerthum (melches freilich 
erit im Nov. 1852 auftauchte, während die erften Schritte Defterreichs 
Ihon im October erfolgten), andererjeit3 mit den beginnenden Ber: 
wicelungen im Orient, Herr v. Beuft will das nicht zugeben, fchreibt 
vielmehr das Berdienft dieſer Ausſöhnung zwiſchen Preußen und 
Defterreih ji zu. Er habe die öfterreichijche Negierung nicht in 
Unfenntnig darüber gelafjen, daß Sachſen einen Zollverein mit 
Oeſterreich nicht eingehen könne (den e8 aber doc, und zwar auf 
Betrieb des Herrn dv. Beuft, einging!); er habe die ruſſiſche (I) 
Regierung dahin vermocht, einen Drud auf Defterreih und Preußen 
behuf3 ihrer Wiederannäherung an einander zu üben; er endlich 
ei vom Kaiſer Franz Joſeph, bei deſſen Durchreife durch Dresden, 
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handlungen in Wien über eine HZolleinigung mit den 
Mitteljtaaten fandte dann die Öjterreichtiche Regierung einen 
der ſachkundigſten Unterhändler auf diefem Gebiete, den 
ehemaligen Handelsminiſter Baron Brud, den eigentlichen 
Urheber des Fühnen Gedanken einer Zolleinigung von 
70 Millionen, im Dezember 1852 nach Berlin, um mit dem 
dortigen Cabinette zu unterhandelt. Der Bejuch, den 
ohngefähr um die gleiche Zeit Kaifer Franz Sofeph dem 
König Friedrich) Wilhelm IV. in Berlin abjtattete, hat 
jedenfall3 dazu beigetragen, eine Berjtändigung im All 
gemeinen zwiſchen den beiden deutichen Großjtaaten, Die 
Sahrelang einander jo jchroff gegenübergejtanden hatten, 
herbeizuführen. Der umerbittlichjite Feind Preußens und 
jeiner Machtitellung in Deutjchland, Fürſt Schwarzenberg, 
war am 4. April 1852 infolge eines Schlaganfalls 
gejtorben; an feine Stelle war der bedachtiamere und 
minder leidenjchaftliche Graf Buol getreten. 

So war nach einer der jchweriten Kriſen der Boll 
verein wiederhergeitellt und befeitigt, zugleich durch den Zu— 
tritt der Staaten des Steuervereind nach dem Norden hin 
bedeutend erweitert. Er umfaßte nunmehr jchon 9046 
OD Meilen mit 35 Millionen Einwohnern*). 


empfangen worden, habe auch mit Baron Brud, bei gleicher 
Gelegenheit, „eingehende Beſprechungen“ gepflogen, Alles (wie er an— 
deutet) im Sinne einer Verſöhnung der beiden deutſchen Großmächte 
unter feinem Einfluß! 

*) MWeber a. a. O. 
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VIII. 


Allgemeine Reaction auf politiſchem und kirchlichem 
Gebiete. 


— —— 


Mit der Preisgebung der Union und Herſtellung des 
alten Bundestages trat auch nach der freiheitlichen Seite 
hin eine allgemeine, planmäßige Reaction in ganz Deutſch— 
land ein. Hatte im Sahre 1848 die freiheitliche Bewe— 
gung mit richtigem Inftincte ihr letztes Biel und ihre 
dauernde Sicherung in der Herſtellung einer  fejten 
nationalen Einheit gejucht, jo ſuchte und fand jetzt der 
geſchworene Feind dieſer Einheit, der Particularismus, feine 
beiten Bundesgenofjen in den eben jo fanatischen Gegnern 
der Freiheit und der Selbitbejtimmung der Völker, den 
Anhängern theils des alten Feudaljtaates, theils des 
bureaufratichen Polizeiſtaates. Und fo begann, nachdem 
man mit den lebten Nejten der einheitlichen Bewegung 
von 1848 aufgeräumt, nachdem man noch) — damit ja 
nicht3 davon übrig bliebe! — die von der proviſoriſchen 
Gentralgewalt unter Beiftimmung des Parlament? ange 
ſchafften zwölf Kriegsschiffe öffentlich verjteigert und 
jo den Keim einer deutjchen Flotte, der darin gegeben war, 
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abjichtlich wieder zerjtört hatte, ein Wettjtreit der deutſchen 
Regierungen in der Vernichtung auch aller freiheitlichen 
Spuren jene® großen Jahres im Innern ihrer Länder, 
in der Zurücdjchraubung ihrer PVerfaffungen und ihrer 
Geießgebungen wo möglich bis hinter 1848. Die Träger und 
Vertreter der freieren Ideen -de3 Jahres 1848, die „März: 
minifter”, waren meift jchon vor dem Eintritt dieſer all- 
gemeinen Reaction entweder aus ihren Stellungen ver: 
drängt worden oder freiwillig zurüdgetreten; was davon 
etwa noch übrig war, das ward von der allgemeinen rück— 
läufigen Strömung vollends hinweggeſchwemmt. 

Den Anſtoß und zugleich eine Art von jcheinbar 
gejeglicher Handhabe (freilich letzteres von mehr als 
zweifelhafter Natur) gab dieſer Reaction innerhalb der 
Einzelländer der wiederhergeitellte Bundestag. Durch zwei 
Beichlüffe vom 23. Auguſt 1851 bob er die vom Frank 
furter Parlamente erlajjenen „Deutichen Grundrechte” 
auf und verpflichtete alle Regierungen, die durch bejondere 
Landesgeſetze in's Leben geführten einzelnen Beltimmungen 
derjelben ebenfalls möglichit bald zu bejeitigen, jo weit 
jolche mit den Gejegen oder den Zwecken des Bundes in 
Widerjpruch jtänden, verpflichtete er ferner die Regierungen, 
die jeit 1848 in’3 Leben getretenen jtaatlichen Einrichtungen 
und gejeglichen Beſtimmungen darauf zu prüfen, ob fie mit 
den Grundgejegen des Bundes in Einklang ftänden, und, 
wenn dies nicht der all, „Diele nothwendige Ueberein— 
ftimmung herzuſtellen.“ Sich jelbit behielt der Bundestag 
eine unmittelbare Einwirkung in diefer Hinficht vor, wenn 
nöthig durch Abjendung von Bundescommiljarten im die 
einzelnen Länder, jeßte auch einen bejonderen Ausſchuß 
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zur Ueberwachung aller dahin bezüglichen Schritte der 
Einzelregierungen ein. 

Dur) zwei weitere Beſchlüſſe (vom 6. und 
13. Juli 1854) wurden allgemeine Normen für die Be 
handlung der Preſſe und Die Regelung des Vereins— 
wejens im ganzen Umkreiſe des deutjchen Bundes aufgejtellt, 
wobei den Einzelregierungen unbenommen blieb, in beiderlei 
Beziehung „nach; Bedürfnig noch eingreifendere An— 
orönungen zu treffen.” Der Bundesbejchlug über die 
Preſſe führte Conceſſionen für das Buchdruckergewerbe, 
Gautionen für die periodiiche Preſſe ein, ordnete die Ver— 
nichtung ſtrafbar erjcheinender Preßerzeugniſſe auch in 
jolchen Fällen an, wo die Verurtheilung einer dafiir ver- 
antwortlichen Perſon nicht zu erreichen jtehe, verfügte die 
Heranziehung der Druder und Berleger zur eventuellen 
Beitrafung, um fie zur Nennung des Verfaſſers zu 
nötbhigen, entzog die Preßvergehen den Geichworenen und 
ertheilte den Berwaltungsbehörden weitreichende Befugniffe 
zum Cinjchreiten gegen die Preſſe, verichärfte endlich die 
Strafgejeggebung über Preßvergehen duch Aufitelluna 
unbeftimmter, dehnbarer Begriffe von Verſchuldung. Der 
andere Bundesbeichluß unterwarf Vereine und Verſamm— 
[ungen einer ftrengen Controle jeitens der Landesbehörden, 
übertrug dieſen ein weitgehendes Recht des Verbotes oder 
der Beichränkung jolcher Vereinigungen und unterjagte aus— 
drüdlih die Verbindung politischer Vereine unter einander. 

Auf dieſe Schritte des Bundestags folgte eine Reihe 
von politischen Acten in den Einzeljtaaten, ſämmtlich dar— 
auf berechnet, jene „nothwendige Uebereinſtimmung“ zwijchen 
den Landes und den Bundesgeſetzen herzujtellen, welche 
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der Bundettag forderte, Die bejjergefinnten Regierungen 
juchten diejen Prozeß der Rückbildung auf dem verfajjungs- 
mäßigen Wege der Verftändigung mit ihren Landes— 
vertretungen und unter möglichjter Schonung des wirklich 
Guten, was die Sahre 1848 und 1849 in’3 Leben gerufen, 
zumwege zu bringen. So gejchah e8 in Weimar, in Coburg, 
in Meiningen, in Oldenburg, in Braunjchweig. Auch die 
bayriſche Negierung, die allezeit auf ihre Selbjtändigfeit 
gegenüber dem Bunde jehr eiferfüchtig war, daher auch 
bet den Bundestagsbejchlüfien von 1851 ihre Vorbehalte 
gemacht hatte, hielt fich von einem eigentlichen Verfaſſungs— 
bruche frei, wennſchon das Minijterium Pfordten allmälig 
ebenfall3 mehr und mehr in die Wege der Reaction einbog. 

Um jo feder trieb es die Bolitif der Staatsſtreiche in 
andern deutichen Ländern. War eine Landesvertretung nicht 
willig, reactionären Vorſchlägen der Regierung zuzuftimmen, 
jo griff man zur Auflöfung und zur Detroyirung; fand 
man dabei Widerjtand, jo wandte man fich an den Bundes- 
tag um Hülfe; zeigte fich eine Regierung zaghaft oder 
ſäumig in der Ergreifung jolcher Maßregeln, jo mahnte 
der Bundestag fie an ihre Pflicht oder fchritt auch wohl 
ungefragt und unaufgefordert ſelbſt ein. 

Die Octroyirungen in Preußen vom 5. Dec. 1848 und 
in Dejterreich vom 4. März 1849 waren feine eigentlichen 
Berfaffungsbrüche, da fertige und in Wirkſamkeit befind- 
liche Berfafjungen damals weder in Preußen noch in 
Deiterreich beftanden. Eher jchon war es die Aufhebung des 
am 5. Dec. 1848 octroyirten Wahlgejeges in Preußen 
durch eine neue Octroyirung am 30. Mai 1849, welche 
da3 jogenannte Dreiklaſſenſyſtem einführte. 

8. Biedermann, Dreißig Jahre Deutſch. Gef. IL 6 
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Abgejehen von diefem alle, gebührt Heren von Beuft 
der zweifelhafte Ruhm, die lange Reihe der Staatsſtreiche 
in Deutjchland eröffnet zu haben. Um die conftitutionellen 
Bedenken de3 Streng gewilfenhaften Königs Friedrich 
August II. zu beichwichtigen, wußte er (darin unterjtüßt, 
wie man jagt, durch die Autorität eines hochjtehenden und 
angejehenen ſächſiſchen Juriſten) mittelſt einer Fünftlichen 
Auslegung eined ganz anders gemeinten Ausdruds in dem 
Wahlgejege von 1848 den Schein zu erweden, als jet die 
Niedereinberufung der, 1848 in allen gejeglichen Formen 
aufgehobenen, alten Stände ein vollfommen gejeglicher Act. 
Zwar follten diefe alten Stände nach der officiellen Er— 
flärung der Regierung nur dazu wwiederberufen jein, um 
das von den vorigen Kammern unvollendet gelafjene Werk 
der Herjtellung eine endgültigen neuen Wahlgejebes und 
der damit im Zuſammenhange ftchenden Berfaffungs- 
änderungen ihrerjeit3 Hinauszuführen; allein Diejelben 
lehnten alle dahin zielenden Vorjchläge der Regierung als 
zu liberal ab, und die Negierung ließ gejchehen, daß es 
folchergeitalt einfach bei der Wiederherjtellung des vormärz- 
lihen Verfaſſungszuſtandes verblich. 

An Liberalen Gejegen war das Jahr 1848 in Sachjen 
wenig fruchtbar gewejen; es war meijt bei bloßen Anläufen 
dazu geblieben. Die für politifche und Preßvergehen ein- 
geführten, auf der Grundlage allgemeiner Wahlen ruhenden 
Gejchworenengerichte (eine von Haus aus verfehlte 
Schöpfung) wurden aufgehoben, ohne daß, wie erſt verheißen 
war, ein Erjat dafür durch eine allgemeine Neform der 
Strafprocegordnung mit Einführung von Geſchworenen 
gewährt worden wäre Die beabjichtigte Trennung der 


Verwaltung von der Juſtiz unterblieb. Die von der 
Regierung erlajjenen PBregordonnanzen waren jo wohlaus— 
gedacht, daß fie dem Bundestage bei jeinem Bejchluffe 
über die Prejje zum Borbild dienten. Das Budgetrecht 
der. Stände erfuhr Beichränfungen. Die Grumdrechte 
wurden bejeitigt. 

Die wiederhergeitellten vormärzlichen Stände boten 
au allen jolchen Rüdjchritten bereitwillig die Hand; ja 
fie nöthigten ſogar noch weitere der nur halb ſich Dagegen 
fträubenden Regierung ab, jo die Wiedereinführung gewijjer 
in der Zeit der Bewegung auf Betrieb der Berechtigten 
ſelbſt gejelich aufgehobenen feudalen Vorrechte Der Ritterguts-. 
befier und eine mehr als reichliche Entjchädigung der 
legteren für den Berluft anderer auf Koſten des Staatez, 
Nur die Batrimonialgerichte vermochte die feudale Partei 
nicht zu retten. 

In Wiürtemberg wurde die zur Vereinbarung einer 
neuen Berfafjung 1849 einberufene Landesverjanmlung, 
die es zu feinem Ergebniß gebracht hatte, im Jahre 1850 
aufgelöft und im darauf folgenden Jahre die alte Bers 
fajjung von 1819 einfach wieder in Kraft gejeßt. Die 
Grundrechte wurden aufgehoben mit alleiniger Ausnahme 
der Beſtimmung über Gleichberechtigung der Iſraeliten. 

Sn Hejjen-Darmitadt ahmte Herr von Dalwigk das 
vom Herrn von Beuſt gegebene Beiſpiel nach. Ein neues 
Wahlgefeg mit Klaſſenwahlen ward oetroyirt. Die 1848 
verfaffungsmäßig aufgehobene I. Kammer ward hergeitellt. 
Mit Hülfe der nach dem neuen Geſetz gewählten II. Stammer, 
in der (zum Theil infolge der Stimmenthaltung der 
Demokratie) das Beamtenelement überwog, jchaffte Herr 

6* 
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von Dalwigk die von dem Minijterium Gagern eingeführte 
Bezirksverfaffung ab, ebenjo die Gemeindeordnung von 1821, 
an deren Stelle ein Geſetz trat, welches die Ernennung der 
Bürgermeifter in die Hand der Negierung legte. Nicht 
minder beraubte er die Kirchenvorſtände ihrer Eelbjtändigfeit. 
Auch die Unabhängigkeit und das Anjehen des Inftitutes 
der Rechtsanwälte tajtete er an, indem er deren Entlaß- 
barfeit während der erjten fünf Jahre ihrer Amtsthätigfeit 
einführte, und endlich Frönte er fein Werk damit, daß er, um 
gleichjam auch ſymboliſch die völlige Abhängigkeit fast aller 
gelehrten Berufsklaffen von der Regierung zur Anjchauung 
zu bringen, den Gerichts: und Verwaltungsbeamten, den 
Geiftlichen und Lehrern, den Nechtsanwälten und jelbjt 
den Bezirksärzten eine Uniform vorjchrieb, die jie jederzeit 
im Dienfte tragen müßten, wogegen ihnen das Tragen 
von Schnurr- und Kinnbärten durch CabinetSordre vom 
22. März 1852 feierlich verboten ward. 

Sn Nafjau und Altenburg wurden die 1848 mit den 
Ständen vereinbarten Wahlgefege einfeitig aufgehoben. 

Unter denjenigen Berfaffungsbrüchen, welche der wieder— 
hergeftellte Bundestag theils mit jeiner zweideutigen Autorität 
zu legitimiren verjuchte, theil3 von fi) aus hervorrief 
oder wohl gar erzwang, figurirt in erjter Linie die Auf- 
hebung der — nicht etwa unter den Stürmen des Jahres 
1848 improvifirten, jondern bereit3 feit 1831, aljo ſeit 
vollen 20 Jahren, in anerkannter und jegensreicher Wirk 
famfeit beftehenden — kurheſſiſchen Berfaffung. Der alte 
Bundestag hatte niemals gewagt, an ihr zu rütteln; der 
neue erklärte jie in vielen Punkten für bundeswidrig und 
wies deshalb den Kurfürjten an (eine Weiſung, der diejer 
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und jein Minifter Hafjenpflug natürli) auf das Bereit— 
willigfte nachfamen), diefelbe abzuändern. So trat an die 
Stelle der Verfaffung von 1831 die octroyirte von 1852. 

Sn Hannover und Medlenburg waren es Beſchwerden der 
feudalen Nitterjchaft, welche eine gewaltfame Aenderung der 
Berfafjung zumwegebrachten. In Hannover war durch das 
neue Berfafjungsgefeg vom 5. September 1848 dem 
Adel das Privilegium der Mitgliedichaft nach) eigenem 
Rechte in der Erften Kammer entzogen worden. Diejem 
Beichluffe hatte damals die Erſte Kammer ſelbſt zugejtimmt, 
die zu jener Zeit noch vorwiegend aus Adeligen bejtand. 
Set appellirte die Nitterfchaft an den wiederhergeftellten 
Bundestag wegen angeblicher Beeinträchtigung ihrer Rechte 
ſowohl in diefer Sache al3 auch bei der 1851 in's Leben 
gerufenen neuen Provinziallandichaftsordnung. Der alte 
Bundestag Hatte fich 1837 für „incompetent” erklärt, al3 
die angejehenjten Corporationen des Landes wegen Ver: 
legung der Verfaffung fi an ihn wmendeten; der neue 
Bundestag ging auf die Beſchwerden der Nitterfchaft (Be- 
Ichwerden, die überdie® nur von einer Minderheit der- 
felben erhoben wurden) bereitwilligft ein. Er jeßte Die 
hannoveriſche Wegierung zur Rede. Das Mintjtertum 
Münchhaufen, welches das Miniſterium Stüve abgelöft 
Hatte, wies die Einmilchung des Bundestages zurüd. 
Darauf bezeichnete diejer fünf Punkte in der hannoveriſchen 
Berfaffung als „bundeswidrig“. Inzwiſchen war König 
Ernſt Auguſt am 18. November 1851 geſtorben. Aber auch 
das von deſſen Nachfolger, Georg V. eingeſetzte Miniſterium 
Scheele ſuchte einer Octrohirung auszuweichen; es hoffte, 
die Kammern zu einer Reviſion der Verfaſſung zu bewegen. 
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Dies mißlang, das Miniſterium fiel, und nun fand ſich 
ein Cabinet unter Herrn von Lütcken, welches dem Bundes— 
tage willfährig war, ja jogar dieſen aufforderte, er möge 
der Regierung behülflich fein, „jich wieder zu Eräftigen.* 
Der Bundestag, darüber hocherfreut, entjchied zu Gunsten 
der ritterjchaftlichen Beſchwerden und für Aufhebung der Ver- 
fajjung von 1848 — „nöthigenfall3 auch auf einem andern, 
al3 dem darin vorgezeichneten Wege". Vergebens erhoben 
fich gegen dieſes Verfahren nicht blos die Wortführer des 
Liberalismus in der Kammer, Albrecht, Ellijjen u. A. 
fondern auch der vornalige Minifter Stüve; die Kammer 
wurde aufgelöft; ein neues Mintjterium, an feiner Spibe 
Graf Borries, vetroyirte die Verfaſſung vom 1. Auguft 
1855, die im Welentlichen die Verfaffung von 1840 war. 
Nur die verbejjerte Gemeindeverfafjung, das Gejeh wegen 
Aufhebung des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden 
und die Mündlichkeit und Deffentlichkeitt der Rechtspflege 
fammt den Schöffengerichten blieben vor der Hand in Kraft. 

Vergebens verjuchten einzelne Gerichte, wie das zu 
Aurich, der Verordnung vom 1. August ihre Rechtsgültigkeit 
abzufprechen; es hatte dies nur die Folge, daß durch eine 
Verordnung vom 7. Detober 1855 den Gerichten wie den 
Verwaltungsbehörden die umweigerliche Befolgung aller 
königlichen Exlafje, gleichviel ob mit den Ständen ver: 
einbart oder nicht, auferlegt ward. Die Reaction ging 
weiter und weiter. Ein bejonderer Gerichtshof ward ein- 
gejet für Fälle der „Auflehnung“, worunter auch Die 
Weigerung eines Beamten verjtanden war, einen verfaſſungs— 
widrigen Befehl zu vollziehen. Politische und Preßprozeſſe 
wurden den Gelchtvorenen entzogen und an ein bejonderes 
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Gericht verwieſen. Das Necht der Urlaubsverweigerung 
ward auch auf Gemeindebeamte ausgedehnt; ja, als unter 
der verfafjungstreuen Oppofition in der Kammer von 
1856 fünf ehemalige Minijter erjchtenen, ward, bei den 
nächſten Wahlen auch diefen die Erlaubnig zum Eintritt 
in die Sammer verjagt, obſchon ſie nicht mehr im activen 
Staatödienfte waren. Die 1848 vollzogene Berjchmelzung 
der Domänen mit dem Staat3gut ward rückgängig ges 
macht. Der Einfluß des Schagcollegiums auf die Eontrole 
der Finanzen ward beichränft. Die Unabhängigfeit der 
Beamten, auch der richterlichen, erfuhr ſchwere Beein— 
trächtigungen. Zuletzt legte man auch Hand an die Ge- 
meindeordnung, die im reactionären Sinne revidirt wurde, 
Geſetze wegen Wiederaustritt3 der Nittergutsbefiger aus 
den Gemeinden und wegen Wiederheritellung des Jagdrechts 
erfuhren in der Zweiten Kammer wenigjtens Abjchwächungen. 
Mit Mühe rettete eben dieſelbe die Schöffengerichte, Die 
fich trefflich bewährt hatten und dem Wolfe lieb geworden 
waren. Doch konnte fie eine Beſchränkung ihrer Competenz 
jo wie derjenigen der Gejchiworenengerichte nicht verhindern. 
Politiſche Verfolgungen fanden jtatt, welche indeß theilweije 
(wie die gegen Wland) an der Unabhängigfeit der oberen 
Gerichte Icheiterten. 

Die medlenburgiiche Verfafjungsjache war nach Auf: 
löjung der Unton ganz in die Hände der großen Cabinette 
und namentlich des preußiichen gelommen. Der König 
von Preußen jchlug vor, diejelbe durch ein Schiedsgericht 
zu erledigen. Der Großherzog von Schwerin, ein wohl: 
gefinnter Fürſt, der aber der allgemeinen reactionären 
Strömung nicht zu widerstehen vermochte, willigte ein. Er 
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wählte zum Schiedßrichter den König von Hannover, die 
Nitterfchaft den König von Preußen. Erfterer beftellte als 
feinen ſachkundigen Bertreter den Geheimen Rath von 
Scheele, letzterer den Vicepräfidenten des Berliner Ober: 
tribunal3 Dr. Göße; Diele beiden erforen als Obmann 
den Präfidenten de3 königl. ſächſ. Oberappellationsgerichtes, 
Herrn von Langenn. Im Freienwalde fanden die Sigungen 
dieſes Schiedsgericht ſtatt. Dafjelbe entichied: „Das 
Staatögrundgejeß von 1848 und die Aufhebung der alteı 
Stände fei nichtig, und der Großherzog fei verbunden, 
wieder einen Landtag nach dem Erbvergleich von 1755 
auszujchreiben.” Diejer Landtag trat zuſammen; aber, jtatt 
die von der Negierung befürwortete, von den feudalen 
Ständen jelbit im Jahre 1848 al3 nothwendig anerkannte 
Reform der Berfaffung von 1755 vorzunehmen, juchte 
er vielmehr auch in allem Mebrigen die vormärz- 
lichen Zuftände herzuitellen, jo zumal in Betreff der 
bäuerlichen Verhältniſſe. Auch die Negierung lenkte 
allmälig in die Bahnen der Reaction ein. “Dem ver: 
ſuchten Einjchreiten des oberjten Gericht3 gegen politiiche 
Verfolgungen ward auch hier, wie in Hannover, auf dem 
Verordnungswege entgegengetreten; jtrenge Maßregeln gegen 
die Preſſe und die Vereine brachten zuleßt jede Oppofition 
zum Schweigen. 

Auch in den Freien Städten Hamburg, Bremen, 
Frankfurt aM. fanden Berfafjungsänderungen im reac- 
tionären Sinne ftatt — theil3 unter directer Mitwirkung 
des Bundestages, theil3 infolge von Drohungen jeitens 
der beiden großjtaatlichen Regierungen. 

Was diefe beiden Großjtaaten jelbit betrifft, jo trat 
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in Oeſterreich die octroyirte Geſammtverfaſſung vom 4. März | 


1849 niemals wirklich) in’3 Leben. Der Reichstag war 
und blieb aufgelöft; es ward Fein neuer mehr berufen. 
Eine Zeit lang beftand noch die Verfaffung auf dem 
Papiere fort; am lebten Tage des Iahres 1851 ward fie 
förmlich aufgehoben. Bon Neuem begann nun ein ftreng 
büreaukratiſches Regiment. Und dieſes Regiment verlor 
dadurch nicht? von feiner Härte, daß an der Spitze der 
Verwaltung als Minijter des Innern nicht etwa ein Mann 
der alten Schule jtand, fondern vielmehr ein Emporfümm- 
ling aus den Märztagen 1848, einer der damaligen Wort: 
führer der Oppofition, Einer, der dad Syſtem Metternich 
hatte jtürzen helfen, der ehemalige Advocat Alerander Bad). 
Schon bald nach den Märztagen Hatte Bach mehr und 
mehr eine confervative Nichtung eingejchlagen. Das 
Cabinet Doblhoff-Weſſenberg, welches am 10. Juli 1848 
an die Stelle de3 Cabinet3 Pillersdorff trat, fand für 
zweckmäßig, durch das Talent und den Namen des damals 
noch immer populären Mannes ſich zu veritärfen. Die 
Dctoberrevolution Hatte die Auflöjung dieſes Cabinet3 zur 
Folge; allein auch in dem neuen abinette Schwarzenberg- 
Stadion erhielt Bach wieder die Stelle eines Juſtizminiſters. 
Als bald darauf Stadion in Geijtesftörung verfiel, über: 
nahm Bad (am 28. Juli 1849) das Miniftertum des 
Innern. Ein Mann von großer Energie, führte er den 
Gedanken der Gentralilation des öfterreichiichen Geſammt— 
ftaates, den er fich völlig angeeignet, mit rückſichtsloſer 
Schärfe durch, und, da dies unter den gegebenen Verhält- 
niffen nur mit den Mitteln und auf den Wegen des Ab— 
folutismus möglich ſchien, jo ward Bad) Abjolutiit troß 
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feiner liberalen Bergangenheit. Mit einem bedeutenden 
admintjtrativen Talente begabt, organifirte er eine jtraffe, 
bureaufratijch centralifirte Verwaltung. Die Selbjtregterung 
der Gemeinden, wozu Bach jelbft noch) 1849 den Anſtoß 
gegeben, fand im Rahmen dieſes burcaufratiichen Mecha— 
nismus nur noch einen äußerſt beichränften Raum. 
Dagegen hielt Bach an der Durchführung der agrartichen 
Reformen, welche das Jahr 1848 angebahnt Hatte, 
insbefondere an der Entlaftung de3 bäuerlichen Grund» 
bejites von feudalen Lajten feit. 

Nicht blos die Jämmtlichen deutjchen Bundesländer 
Defterreich8 wurden in dieſe abjolutiftiiche Schablone ein- 
bezogen, jondern auch Italien und Ungarn. Italien war 
ichon vor 1848 faft ganz abjolutiftijch regiert worden; Ungarn 
dagegen mit feiner altherfümmlichen, auf eine faſt unbe- 
ſchränkte Selbitverwaltung (freifih im ariſtokratiſchen 
Sinne) begründeten Comitat3verfafjung hatte von einer der- 
artigen bureaufratischen Gängelung bisher nichts gewußt. 
Allein es wurde, gleichwie Italien, al3 ein mit Waffen- 
gewalt eroberte Land behandelt. Durch die Revolution 
von 1848 jet, jo erklärte man von Wien aus, jeine 
althijtoriiche Verfaſſung ſammt allen daraus fliegenden 
Nechten „verwirkt“. 

In Preußen war die am 5. Debr. 1848 octroyirte 
Berfafjung, gemäß dem damals gegebenen DVerjprechen, 
einer in zwei Kammern getheilten Landesvertretung, 
hervorgegangen aus eben jener Verfaffung, zur „Reviſion“ 
unterbreitet worden. Dieſe Landesvertretung Hatte aber 
ihon bald eine veränderte Geftalt befommen. Nach 
Auflöfung der Kammern am 26. April 1849 erjchien 
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ein neues, octroyirtes Wahlgejeß, welches die Zuſammen— 
jegung der zweiten Sammer auf das Dreiklaſſenſyſtem 
gründete. Die demokratische Partei fand es unverträglich 
mit ihrem Princip, nach einem nicht verfajfungsmäßig zu 
Stande gekommenen Wahlgejete zu wählen; fie enthielt 
fich der Stimmabgabe. Die Folge war, daß die liberale 
Partei in der Kammer in die Minorität verjegt ward, die 
conjervative das Webergewicht erhielt. Diefes Verhältniß 
ward mit der wachienden Stärke der Neaction und mit der 
zunehmenden Ermattung im Volke immer ungünftiger für 
die liberale Sache. Die Menge der Beamten, welche jich 
in die Kammer drängten und dafelbft eine der Negierung 
faſt blindlings folgende Phalanz bildeten, rechtfertigte den 
Kamen der „Landrathsfammer”, womit die Volfsftimme - 
auf lange Hin das preußiſche Abgeordnetenhaus belegte. 

Die vorbehaltene „Nevifion“ der Berfaffung von 
1848 war beim Erlaß der letteren als ein der liberalen 
öffentlichen Meinung gemachtes Zugeſtändniß betrachtet 
worden: jebt geitaltete fich diejelbe zu einer Wendung im 
gerade entgegengejeßten Sinne Die fiegreiche Reaction 
juchte aus der Verfaſſung vom 5. Dechr. nach Möglichkeit 
auszumerzen, was Darin noch an die Bewegung des 
Sahres 1848 erinnerte, Nach langen Berathungen war das 
Reviſionswerk endlich jo weit gediehen, daß die jo umgeftaltete 
Berfaffung dem Könige zur Genehmigung vorgelegt werden 
konnte. Allein der König verjagte diefe Genehmigung, 
bezeichnete vielmehr eine ziemliche Anzahl von Punkten in 
der Verfaſſung, welche noch abgeändert werden müßten, 
bevor er fie durch feine Unterjchrift zum Grundgejeße des 
Landes erheben und mit jeinem Eide befräftigen könne. 
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Abermals gingen die Kammern an's Werl, Endlich, am 
6. Februar 1850, fand Die feierliche Beſchwörung der, 
unterm 31. Januar verkündigten, Verfaſſung ftatt; aber 
auch jegt noch jtellte der König in einer Rede vor den 
Kanımern den Gewifjjensvorbehalt: er hoffe, daß man es 
ihm „möglich“ machen werde, mit diefer Verfaſſung zu 
regieren. „Denn,“ fügte er Hinzu, „in Preußen muß 
der König regieren." Sein Wahlipruch jei, jagte er: „ein 
freies Volk unter einem freien König!“ 

Auch nach diefer Verkündigung und Beichwörung der 
Verfaffung hörte indeg das Nütteln daran nicht auf. Im 
Gegentheil wurde dafjelbe von der feudal=abjolutiftiichen 
Mehrheit in beiden Kammern, unter Zulafjung, wenn nicht 
Förderung ſeitens der Regierung, immer beharrlicher fort- 
geſetzt. Insbeſondere verfielen diefem Schiejal die Beſtim— 
mungen über Bildung und Zufammenfegung der Erjten 
Kammer (die ſchließlich fat gänzlich in das freie Ermeſſen 
des Königs geftellt, daneben aber auf feudale Grundlagen 
zurücdgeführt wurde), über Errichtung von Fideicommiſſen, 
(die, entgegen den VBorjchriften der Verfaſſung, wieder ges 
Itattet wurden), über die Competenz der Gefchworenen bei Ab- 
urtheilung von Hochverrath und ähnlichen Verbrechen (die 
bejeitigt ward,) über die Gemeinde-, Bezirks- und Provinzial- 
verfaffung (rüdjichtlich deren die Verfaffung werthvolle 
Garantien enthielt, welche jet in Wegfall kamen), über 
die Umabhängigfeit des Nichterftandes (welche bedenkliche 
Beichränfungen erfuhr), u. a.m. Auch die Gemeindeordnung 
von 1850 ward wieder bejeitigt, die gutöherrliche Polizet= 
gewalt auf dem Lande hergeitellt. 

Den Ultras auf der Rechten genügten jedoch folche ein— 
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zelne Menderungen der Verfaſſung nicht. Sie dachten alles 
Ernſtes an die Möglichkeit, die ganze Verfaſſung wieder 
umzuftürzen. Es follte das nicht offen, im geraden Wege 
der einfachen Rückkehr zum Abſolutismus, gejchehen — ein 
Anfinnen diefer Art, das von Wien aus an die preußifche 
Regierung im Herbjt 1851 ergangen war, hatte letztere ab- 
gewiejen — wohl aber wollte man unter dem Scheine eines 
„Aus- oder Umbaues der Verfaſſung“ das Gleiche erreichen. 
Man jprach von einer „ungejchriebenen Verfaſſung“, die älter 
jei, als die „gejchriebene”, und die darum über diejer ſtehe. 
Darunter verjtand man die alter, vorwiegend feudal 
zujammengejegten Brovinzial- und Sreisftände (welche Herr 
von Manteuffel in der That bereit3 wiederhergeſtellt hatte), 
mit einem Worte: die Herrichaft des Junkerthums. 
Man wollte da conjtitutionelle Syjtem in das alt- 
ſtändiſche rüdbilden, an die Stelle der Verfaſſung, welche, 
al3 ein Vertrag, den König band, einen bloßen „Freibrief“ 
jegen, den der König nach eigenem Ermeſſen feititellen, 
auch wohl, wenn er es für nöthig fände, widerrufen könnte. 
Marcus Niebuhr, der Sohn des großen Geichichtsfchreibers, 
der neueſte Bertraute de3 Königs, ein leidenjchaftlicher 
Anhänger der Theorie eine Ludwig von Haller, brachte 
einen ganzen fertigen Plan folcher Art zu Anfang des 
Sahres 1852 im Auftrage des Königs nach London; der 
König wollte das Gutachten Bunſens, auf dejfen Rath er 
noch immer viel zu geben jchien, darüber hören. Bunfen 
riet) dringend ab. Er beichwor den König, von einem 
Plane abzujtehen, der unvereinbar jei mit dem vom König 
geichiworenen Eide, mit jeinem dem Volke vor und nach der 
Revolution 1848 feierlich, vor ganz Europa, verpfändeter 
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Worte. Bunſen war tief erjchroden, zu jehen, im welche 
Wege die Umgebung des Königs dieſen Hineinzuziehen ver: 
juche. Doch hoffte er, „dieſe Pläne würden jcheitern an 
der Gewifjenhaftigkeit des Königs und an dem treuen 
Nathe des Prinzen von Preußen.” 

. Sn Preußen felbft bildete ſich damals, gegenüber jener 
feudalsabjolutijtiichen Coterie, vorzugsweile aus Männern 
in höheren ſtaatsmänniſchen und diplomatischen Stellungen, 
Männern wie Ujedom, Pourtalès, Golt, Bethmann-Hollweg, 
eine neue Partei, die jogenannte „altpreußifche“. Sie waren 
treue Anhänger des Königthums, und um jo treuere, ala 
fie daffelbe nicht auf das morjche Getrümmer überlebter, 
mittelalterlich = feudaliftiicher Einrichtungen und auf Die 
Sonderintereffen einer Kleinen bevorzugten Minderheit, viel 
mehr auf den breiten Boden des allgemeinen Volksthums und 
auf den altpreußifchen Geiſt eines vernünftigen, zeitgemäßen 
Sortjchritt3 feit zu gründen ſuchten. Ihr Organ in der 
Preſſe ward das „Preußiiche Wochenblatt”. 

Auch die liberale Partei Fämpfte im preußiſchen 
Abgeordnetenhaufe gegen die täglich Fecker werdende Reaction 
noch immer tapfer an und erjegte eine Zeit lang durch 
das Anfehen, die geijtige Ueberlegenheit ımd die Schlag: 
fertigfeit ihrer Wortführer, eines PVinde, Simjon, A. von 
Anerswad u. A., was ihr an Zahl ihrer Anhänger 
gebrach. Allein fie vermochte den unglücdlichen Verlauf, 
den die Dinge je länger je mehr nahmen, nicht aufzus 
halten. Ihre Führer ſelbſt, an jedem Erfolg verzweifelnd, 
traten zuletzt vom parlamentariichen Schauplaße ab. 
Die Feudalpartei, an ihrer Spite ein Stahl, deſſen Eluger 
Führung und dejjen beftechender Beredſamkeit die ftolzen 
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märkiſchen und pommer'ſchen Junker ſich beugten, obſchon 
er ein Bürgerlicher und von Haus aus ein Jude war, 
beherrſchte vollkommen den König und die Regierung. 

Auf den deutſchen Volksgeiſt übte die beinahe über 
alle deutſche Länder verbreitete, von der neuen Bundes— 
behörde ſelbſt planmäßig geförderte Reaction die ver— 
derblichſten Wirkungen. Vieler aufrichtigen Patrioten 
bemächtigte ſich eine tiefe Verſtimmung, Entmuthigung, ja 
theilweiſe Verzweiflung an der Zukunft Deutſchlands 
Einzelne — Männer aus den beſten Kreiſen der Geſellſchaft 
und von keiner materiellen Noth getrieben — wandten mit 
ſchmerzlichen Gefühlen dem alten Vaterlande den Rücken 
und ſuchten jenſeits des Oceans, in dem freien Nord— 
amerika, eine neue Heimath. Andere, und auch ſolche 
von nichts weniger als excentriſcher Geſinnung oder über— 
ſpannter Empfindung, erwarteten und hofften nur noch 
von einer neuen Revolution, von einem Wechſel der 
beſtehenden Regierungsform oder der an der Spitze ſtehenden 
Perſönlichkeiten eine Verbeſſerung der vaterländiſchen 
Zuſtände. Was mußte geſchehen ſein, wenn ſelbſt ein 
Mann wie Gervinus nahezu gänzlich der Monarchie abſagte 
und ein Republikaner wurde! Er bekannte ſich als ſolcher 
ziemlich offen in ſeiner „Einleitung zur Geſchichte des 
19. Jahrhunderts.“ Es ward ihm darüber in Baden der 
Prozeß gemacht; in erſter Inſtanz ward er verurtheilt, in 
zweiter freigeſprochen. 

Wenn ſo die beſſeren Elemente ſich angewidert und 
erbittert von dem verblendeten Treiben der ſiegreichen 
Reaction abwendeten, ſo wurden dagegen durch eben dieſes 
Treiben vielfache Keime des Schlechten in anderen Schichten 
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des Volles genährt, entfaltet und zu giftigiter Frucht 
gereift. Das von oben her gegebene Beijpiel des Gejeßes- 
bruch3 mußte nothwendig nach unten Hin den Sinn für 
Gejeglichfeit abjtumpfen. Indem man die politischen Ge- 
wijjen entweder durch Gewalt zwang, oder durch Ver— 
führung betäubte, loderte man damit unausbleiblich auch 
die moralische Gewiljenhaftigfeit. Die niedrigiten Leiden- 
Ihaften, Eigennuß, Berläuflichkeit, Selbjtwegwerfung, 
wucherten empor unter der heuchlerischen Maske jogenannter 
„guter Geſinnung“. Ein ſchamloſes Denunciantenweſen 
drängte ſich an die Machthaber, die Beamten, die Gerichte, 
und leider fand daſſelbe nur zu häufig geneigtes Gehör. 
Der Prozeß Waldeck mit ſeinen Goedſche, Ohm u. A. 
und der Ladendorf'ſche Prozeß in Preußen, der Prozeß 
Wiggers-Dornblüth in Mecklenburg brachten ſchauerliche 
Enthüllungen über das maßloſe Unweſen geheimer Spionage, 
gemeiner Angeberei und falſchen Zeugniſſes. Die harmloſe 
Geſelligkeit, das Vertrauen von Freund zu Freund, ja ſelbſt 
die Heiligkeit des Familienlebens wurde von dieſem im 
Dunkel ſchleichenden Feinde bedroht. Die feile Geſinnungs— 
loſigkeit, um ſich nach oben beliebt zu machen, oder auch 
um der Verantwortlichkeit für die eigene Vergangenheit ſich 
zu entziehen, verleugnete, ja verrieth ungeſcheut die früheren 
Parteigenoſſen. Aus rothen Demokraten und Republikanern 
wurden über Nacht ſehr loyale Leute, die ſich nun erfrechten, 
Patrioten und Liberale zu ſchmähen und zu verdächtigen. 
Von obenher ward dieſes Renegatenthum und dieſes 
Denunciantenweſen begünſtigt und ermuntert. Die in vielen 
Ländern üblichen „Conduitenliſten“ der Beamten wurden 
aus Zeugniſſen amtlicher Tüchtigkeit, was ſie eigentlich 
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uur jein jollten, in BZeugniffe der guten oder jchlechten 
„Geſinnung“ verwandelt. Gensd’armen wurden mit der 
Ueberwachung des politiichen „Wohlverhaltens” der Mit: 
glieder von Stadtraths- und Stadtverorbnetencollegien 
betraut. In Dresden entitand unter dem Beuft’ichen 
Regimente das berüchtigte „Schwarze Buch”, ein Verzeich— 
niß aller der Perſonen in ganz Deutichland, welche durch 
ihr öffentliches Wirken im liberalen oder nationalen Sinne 
die Feindichaft und den Argwohn der Männer der Neaction 
auf fich gezogen hatten. Dasjelbe war von einem oder 
einigen höheren Bolizeibeamten zufammengeftelt und wurde 
unter dem Siegel tiefiten Geheimnifjes an alle Regierungen 
verfandt, um ihrer bejonderen Beachtung jene verdächtigen 
Perjönlichfeiten zu empfehlen. Geheime Zujammenfünfte 
von Organen der politiichen Polizei aus ganz Deutjchland 
wurden veranitaltet, um ein gemeinjames ſyſtematiſches Bor: 
gehen in der Verfolgung aller freieren Ideen und ihrer 
Träger zu verabreden. Um auch jymboliih den hohen 
Merth des Inſtituts der Polizei anzudeuten, ließ ein 
mitteljtaatliher Minifter des Innern fich neben jeiner 
gewöhnlichen Staatsuniform eine bejondere Uniform als 
Chef der Polizei fertigen und hielt in diejer, gleich einem 
Feldherrn, fürmliche Revue über das Heer feiner Polizei— 
mannſchaſten. Nur da, wo fie wirklich dem Geſetze Achtung 
verſchaffen wollte, war dieje Polizei machtlos — gegenüber 
dem Junkerthum. As der Berliner Polizeipräfident 
von Hindeldey die Spielfäle jchliefen wollte, in denen die 
„goldene Jugend” des Landes dem verbotenen Hazardipiel 
fröhnte, ward er von Einem aus deren Mitte zum Duell 
gezwungen und erjchoffen; fein Gegner ward begnadigt. 
2. Biedermann, Dreinig Jahre deutſch. Geſch. IT, 7 
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Wider die Liberalen dagegen wurden polizeiliche Maß— 
regeln aller Art ungejcheut und rückſichtslos in's Werk 
gelegt. Das Paßſyſtem ward benußt, um die politiich „Wer: 
dächtigen“ in ihrer freien Bewegung zu beichränfen. 
Liberalen Wortführern wurde — gleich wie bejtraften 
Dieben oder VBagabunden — die Auzftellung von Paßkarten 
und die Vifirung von Päſſen zur Reiſe in andere Länder 
verjagt.*) Das Briefgeheimnig war nicht ficher. Anftellungen 
im Staatsdienfte wurden nach der politifchen Richtung, 
nicht nach Fähigkeit und Tüchtigfeit des Bewerbers verliehen 
oder verweigert. Bei der Beitätigung oder Nichtbeftätigung 
von Gemeindebeanten entjchied ebenfalls die Barteiftellung. 
Um ganze Drt- und Landichaften dem von oben her 
beliebten Syſteme geneigt zu machen, wurden Begünftigungen 
von Staatäwegen nicht gejpart. Mit Befliffenheit förderte 
man Die materiellen Intereſſen einer Bevölferung, um 
ihren Sinn von den politischen abzulenken. 

Bis in die Landtagsfäle hinein drang dieſe plan- 
mäßige Einwirkung auf die Weberzeugungen. Um eine 
Kammermajorität für die Bewilligung einer bedeutenden 
Summe zu gewinnen, welche aus der Staatsfafje in Die 
Taſchen der Rittergutsbeſitzer fließen jollte, ward unmittel- 
bar vor der betreffenden Kammerſitzung ein lederes Früh— 
ftücf in den Räumen des Ständehaujes jelbit dargeboten. 

So war das ganze Staat3leben von den Miasmen 
einer politisch-moralijchen Verderbniß und Fäulniß ergriffen 
und durchjet, welche auf lange Hin der Veberzeugungs- 

*) Jenes nad) der Erfahrung eines Belannten des — 
dieſes nach einer des Verfaſſers ſelbſt. 
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treue, dem Mannesmuthe, der Nedlichkeit und Uneigen— 
nüßigfeit im öffentlichen Leben jchweren Abbruch that, Die 
idealeren Regungen des Volksgeiſtes ertüdtete oder doch 
ſchwächte und an ihre Stelle die gemeine Berechnung 
perfönlicher Vortheile, eigenfüchtiger Standes- und Sonder- 
intereffen jegtee Wenn man über den Materialismus 
unjerer Zeit Elagt, jo vergefje man nicht, wie viel dazu jene 
Reaction der fünfziger Jahre beigetragen hat! 

Mit der politischen Reaction ging eine kirchliche Hand 
in Hand. In dem Bewegungsjahre 1848 Hatten die politisch 
Freifinnigen, auch ohne Rüdjicht auf ihre eigene religiöfe 
Richtung, von einem allgemeinen Standpunkt aus für Ge- 
wiſſens⸗ und Cultusfreiheit gekämpft. Das Frankfurter 
Parlament hatte diefen Grundſatz in die „Deutichen Grund: 
rechte“ aufgenommen, und auch in manche Einzelverfaffungen 
(3. B. in die preußijche) war er übergegangen. Es war 
nur conjequent, wern die Neaction, indem fie die ganze 
Geſetzgebung des Iahres 1848 gründlich wieder zu befeitigen 
unternahm, auch an dieſes Princip der Glaubenzfreiheit 
die Art legte. Die „Freien Gemeinden“ und Die „Deutich- 
fatholifen” traf diefer Rückſchlag zuerſt und am jtärkjten, 
E3 war für fie nicht günftig, daß mehrere ihrer hervor: 
ragenden Leiter jich Topfüber in die politiiche Bewegung 
de3 Jahres 1848 geitürzt, daß Uhlich in der preußiichen 
Nationalverfammlung weitgehende Anträge im demofratijchen 
Sinne geftellt, daß Nonge in Frankfurt während des Bar- 
laments den Apojtel des Radicalismus in Weinftuben 
gemacht hatte Auch hatten einzelne dieſer Gemeinden 
ſich eingejtandenermaßen nahezu jedes pojitiv religiöfen 
Charakters entäußert. Allein die Reaction unterſchied nicht: 
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die deutjchkatholiichen und die Freien Gemeinden wurden 
inögefammt, mindejtens in Preußen, allen möglichen polizei= 
lichen Pladereien und Beichränfungen unterworfen, manche 
aufgelöft, andere zur Selbjtauflöfung, ihre Leiter und Ans 
hänger zum Theil zur Auswanderung getrieben. 

Ein zweiter Punkt, gegen welchen die wieder über— 
mächtig gewordene Orthodorie ihre Angriffe richtete, war 
die Union. Auf der Verfammlung von Vertretern aller 
proteftantijchen deutjchen Kirchen (dev „Eijenacher Kirchen: - 
conferenz“) von 1852 erlitten diefe Beftrebungen noch eine 
Niederlage, weshalb die jpecifiich lutheriſchen Regierungen 
ſich in einer bejondern „Dresdner Conferenz” zuſammen— 
thaten. In Preußen dagegen gelang es den beharrlichen 
Bemühungen namentlich Stahls, in dem am 29. Juni 1850 
errichteten Oberkirchenrathe das Princip der Sonderung 
der Bekenntniſſe und fpeciell die jcharfe Betonung des 
futherifchen Bekenntniſſes dergeſtalt zur Geltung zu bringen, 
daß an einer völligen Zerſtörung der vom König Friedrich 
Wilhelm II. 1817 geftifteten Unton der Lutheraner und 
der Neformirten wenig fehlte. Es bedurfte eines befonderen 
königlichen Erlafjes (vom 12. Juli 1853), um die deshalb 
unter Geiftlichen und Laien entjtandene Beunruhigung 
einigermaßen zu bejchwichtigen. 

Aber Stahl begnügte fich damit nicht. In einer 
Nede, die er 1855 im „Evangelifchen Bereine” zu Berlin 
vor dem Hofe und emer großen, anjehnlichen Verfammlung 
hielt, erklärte er die „Toleranz“ für „ein Kind des Un— 
glaubens”, die Forderung der Gewiljensfreiheit für „einen 
Theil jenes Wirkens der Zerſtörung und Ummälzung, 
welches die moderne Wifjenjchaft bezeichne und die Ruhe 
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Europas bedrohe.“ Ihm zufolge hatte die „chriftliche 
Obrigkeit” die Pflicht, „jelbit pofitiv gläubigen Secten der 
Chriſtenheit“, wenn fie außerhalb der Lutherifchen Kirche 
ſtänden, keineswegs ohne weitere® das Necht der freien 
Neligiongübung zu gewähren. Und folche Anfichten fanden 
in weiten Streifen nicht blos der firchlich Strenggläubigen, 
jondern auch der politiich Confervativen, beſonders in der 
höheren Gejellichaft, Anklang und Beijtimmung! 

Die Ausbildung einer jelbjtändigen Verfaffung für 
die protejtantifche Kirche, zu der man vor 1848 hier und 
da einen Anlauf genommen, war in's Stocken gerathen 
und ward auch jelbjt in Preußen (troß der in der preußiſchen 
Berfafjung enthaltenen diesbezüglichen Zufage) nicht wieder 
in Angriff genommen. Dagegen erjtanden in dem neuen 
Oberfirchenrath zu Berlin und im ähnlichen Organen in 
andern protejtantischen Ländern bureaukratiſch-hierarchiſche 
Behörden, welche im Namen der Kirche und mit den welt- 
lichen Mitteln des Staates den Geiftlichen, den Gemeinden, 
den Einzelnen die Normen des Glaubens und des Cultus 
vorjchrieben und dieſen Anjpruch des „geiftlichen Amtes" 
bisweilen jo weit ausdehnten, daß Leſſings Wort von ven 
„neuen Päpſten im der protejtantiichen Kirche” abermals 
zur Wahrheit geworden jchien. Vergeben mahnte der, doch 
gewiß echt fromme und Firchliche Bunfen in feinen „Zeichen 
der Zeit” (1855) an die Nechte der Gemeinden und an 
die Nothwendigfeit eines Aufbaues der Kirche von unten 
herauf: es war das die Stimme eines Prediger in der 
Wüſte. Im den meiften proteftantifchen deutjchen Ländern 
ward das ganze Firchliche Leben von oben Her durch eine 
halb geiftliche, Halb weltliche Gewalt reglementirt. Wie 
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Stahl und ſeine Geſinnungsgenoſſen im Berliner Ober— 
firchenrath, jo übten in Mecklenburg ein Sliefoth, in Bayern 
ein Harleß und anderwäts wieder Andere einen fait jchrans 
fenlojen Einfluß. Die untere Geiftlichfeit ward entweder 
auf Baftoralconferenzen durch das gewichtige Anjehen und 
die dictatoriſche Haltung ihrer Vorgejeßten eingejchüchtert, 
oder auch mit der vollen Strenge einer jchonungslojen Kir— 
chenzucht bedroht. Selbjt ein jo aufrichtig religiöfer Mann, 
wie Baumgarten in Rojtod, ein Schüler Schleiermachers, 
entging der Amtsentjegung nicht. 

Eine trübe Miſchung von Kicchlichem und Weltlichen 
fand allerwärts ſtatt. Der ſog. „Hriltliche Staat” half 
dem überjtrengen Kirchenthum die Gewiſſen im Geijtlichen 
binden und ließ fich für dieſen Dienft dadurch belohnen, 
daß eben dieſes Kirchenthum ſeinerſeits der politischen 
Reaction die Unterftügung feines Anjehens lich. 

Ein Hauptabjehen der Orthodoxie ging auf bie 
Herrihaft über die Schule. Wie gegen unbotmäßige 
Geijtliche, jo ward gegen folche Lehrer, die fich den 
Ansprüchen der Hierarchie nicht fügen wollten, der 
weltliche Arm de3 Staates aufgeboten. Unter denen, 
welche diejer Verfolgung erlagen, war auch ein Veteran 
der Pädagogik, Diefterweg. Er war ſchon den Minijterium 
Eichhorn mißfällig gewvejen; 1850 ward er in den Ruhe— 
ſtand verjeßt. 

Den bejonderen Argwohn der DOrthodorie zogen die 
eben damals ins Leben gerufenen „allgemeinen deutjchen 
Lehrerverſammlungen“ auf fich, bei Denen die Interefjen der 
Schule und der Lehrer öffentlich erörtert wurden. Den preußi= 
chen Lehrern ward der Beſuch diejer Berfammlungen verboten. 
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Allein die Orthodorie begnügte fich nicht mit ſolchen 
einzelnen Erfolgen: ihr war e3 um eine grundjäßliche Um- 
geitaltung der Schule in ihrem Sinne zu thun. Zunächſt 
jeßte fie ihre Hebel bei der Volksſchule an. Sie wußte 
den jtaatlichen Gewalten einzureden, daß eine zu weit 
getriebene Geijtesbildung das Volk nur unfügjam und auf- 
ſäſſig mache und daß das einzig wirkſame Mittel Dagegen 
in einer Stärkung des Firchlichen und Zurüddrängung des 
modern weltlichen Clementes im öffentlichen Unterrichte 
bejtehe. In Preußen gelang es ihr, unter dem Cultus— 
minifter von Raumer jene Stiehl’ichen „Regulative“ 
von 1854 durchzufegen, welche den religiöjen Lehrjtoff 
der Volksſchule (und zwar vorzugsweile in der Form 
mechanischen Auswendiglernens) unverhältnigmäßig er— 
weiterten, die andern Gegenftände des Unterrichts ent— 
iprechend beichränkten. 

Aus den mittleren und höheren Schulen Hätte Die 
Orthodoxie am liebſten das Studium unfjerer großen 
Claſſiker, die ihr nicht chrijtlich genug waren, verdrängt. 
Hatte doch Stahl den Dichter des „Nathan“ wegen der 
darin empfohlenen Toleranz hart verflagt! Für das ganze 
Gebiet des Forſchens und Lehrens endlich, alſo auch für 
die oberjten Stätten des Wiſſens, die Univerfitäten, gaben 
die orthodoxen Ultras die Loſung aus: „Die Wiſſenſchaft 
muß umkehren!" Das freie Denken jollte aufhören; Die 
Wiſſenſchaft jollte ich bejcheiden, von weltlichen und geiſt— 
lichen Autoritäten angewiejen zu werden, was jie für wahr 
annehmen und lehren dürfe, was nicht. Wohin man da— 
mit fommen würde, zeigte jpäter recht Handgreiflich ein 
fanatijcher Eiferer eben dieſer Richtung, jener Prediger 
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Knak, welcher alles Ernſtes verlangte, die  chrijtliche 
Welt folle der Entdeckung Galilei's abjagen und dem 
Ausipruche des Alten Teitament3 von der Bewegung der 
Sonne um die Erde fich blindlings wieder unterwerfen. 
Wenige Theile des proteftantifchen Deutjchland blieben 
von diejer rückläufigen Bewegung, die ihren Einfluß auf 
alle Gebiete de3 Lebens wie der Bildung auszudehnen 
juchte, gänzlich unberührt. In Thüringen und jpeciell in 
dem Kleinen Sena fanden die freieren Richtungen nach 
wie vor Schub und Pflege In Tübingen widerjtand 
die Baur’iche Schule mit ihrer ftreng wiljenjchaftlichen 
Exegeſe dem orthodoren Anfturm. Auf den meijten 
Univerfitäten aber nahm die Orthodorie von einem Lehr: 
ftuhl nach dem andern Beſitz und fchüchterte durch ihr 
entjchiedenes Auftreten die wenigen Andersdenfenden der- 
geitalt ein, daß fie einen offenen Widerfpruch und Kampf 
nicht wagten. Der alte Nationalismus Hatte fich über- 
lebt und war Durch manche Uebertreibungen feines Princips, 
wie jie 3. B. in den „Freien Gemeinden” mehrfach hervor- 
getreten, um feinen Credit gebracht worden. Die Ab- 
wendung von ihm und das gefliffentliche Zurichautragen einer 
entgegengejeßten, insbejondere einer äußerlich kirchlichen Ge- 
ſinnung (nicht felten ohne tiefere Neligtofität), ward zu 
einer Art von Modejache nicht bloß in der vornehmen Ge— 
jellfchaft, fondern auch in manchen Kreifen des Bürgerthums. 
Eine kleine Zahl angefehener, in höheren geift- 
lichen Stellen oder in akademischen Lehrämtern befindlicher 
Theologen, meiſt der Schleiermacher’schen Richtung ange- 
börig, gleich weit entfernt von der Beengtheit hierarchiich- 
orthodorer Beitrebungen, wie von Falter Verftandesauf- 
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Härung, juchte eine wahrhaft innerliche, auf freier Ueber— 
zeugung ruhende Neligiofität zu wecen und zu nährenn. 
Ihr Organ in der Prefje war „Der Proteftant* in Berlin. 
Mehr noch, als die proteftantiiche Drthodorie, gewann 
bei der allgemeinen Reaction die Fatholifche Kirche. Sie 
hatte das im Jahre 1848 zur Geltung gefommene Princip 
der Lehrfreiheit und der Unabhängigkeit der Kirche vom 
Staate beſtens acceptirt und verwerthet; fie benußte jetzt 
die entgegengejeßte Strömung, um den Negierungen und 
den tonangebenden Kreiſen die Nüslichkeit und Nothwendig- 
feit einer jo umnerjchütterlichen Autorität vorzujtellen, wie 
nur die katholiſche Kirche fie biete. Sie fand dabei eine 
Art von moralifcher Unterftügung an der jtrengeren Richtung 
im Proteſtantismus, welche nicht ohne Neid auf jene 
unantaftbare Autorität der Fatholifchen Kirche hinblickte. 
Meder ein Stahl noch ein Leo verhehlten die Bervunderung, 
die fie für den fejtgegliederten hierarchiichen Aufbau des 
Katholicismus empfanden. Aus den Neihen der jtreng- 
gläubigen Protejtanten, insbejondere auch aus der vor— 
nehmeren Gejellichaft, fanden mehrfache Uebertritte zum 
Katholicismug ftatt. Dagegen ward ein katholiſcher Mönch 
in Böhmen, der nach allen Formen des im Dejterreich 
geltenden Gejeßes zum Protejtantismus übergetreten war, 
von der weltlichen Gewalt der geijtlichen ausgeliefert 
und von diefer mit ftrengen Freiheitsſtrafen gebüßt. 
Schon im Spätherbjt 1848 Hatte eine Conferenz 
deutjcher Bifchöfe zu Würzburg eine Anzahl von forderungen 
aufgestellt, welche fie im Interefje ihrer Kirche erheben zu 
müffen erklärten. Diejelben gingen darauf hinaus, daß den 
Bilchöfen al3 Vertretern der Kirche nicht blos die Leitung 
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und Ueberwachung des geiſtigen Lebens der Katholiken 
in aller und jeder Beziehung ſondern auch die Verwaltung der 
materiellen Güter, des Vermögens der Kirche, unbeſchränkt 
überlaſſen werden ſolle, überhaupt auf ausgedehnteſte Selbit- 
vegierung der katholiſchen Kirche und Herrichaft derjelben 
über ihre Angehörigen ohne irgend welche Controle des 
Staates. Diefe Forderungen wurden ſodann ſpeciell von 
den einzelnen Zandesbiichöfen an ihre Regierungen gerichtet. 
Amt wenigjten Erfolg hatten die bayerischen: nur die Frei— 
gebung der geijtlichen Strafgewalt in rein geijtlichen Ange— 
fegenheiten ward ihnen eingeräumt. Biel glücklicher waren 
die in Dejterreich: fie erlangten jchon 1850 den freien 
Berfehr mit Rom, die Aufficht über alle fatholijchen Lehr: 
anjtalten, die Gerichtsbarkeit der Curie über die gejammte 
fatholiiche Geiſtlichkeit und die Hülfe des Staates bei 
Ausführung jolcher geijtlichen Urtheile Die Bilchöfe der 
jogenannten oberrheinischen Kirchenprovinz (Würtemberg, 
Baden, Hejjen » Darmjtadt) traten 1851 mit ähnlichen 
Forderungen vor ihre Regierungen, und, als dieje zügerten, 
jolche zu gewähren, erklärten die Biichöfe in einer Eingabe 
vom 12. April 1852: „fie würden fich nur nach dem richten, 
was fie al3 Dogma und als darauf beruhendes Berfafjungg- 
vecht ihrer Kirche anfähen”. Auch in Preußen erlangte 
die Fatholische Kirche immer mehr Vorrechte. Nichtsdeſto— 
weniger bildete jich im preußiichen Abgeordnetenhaufe eine 
bejondere Fatholijche Partei. 

Dreißig Jahre früher Hatten die drei Regierungen der 
oberrheiniichen Kirchenprovinz gemeinfam mit Nom unter- 
handelt und, da die Curie fich Hartnädig zeigte, gleich- 
mäßige Verfügungen über die Rechte und Pflichten der Fatho- 
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liſchen Kirche in ihren Ländern erlaſſen. Diesmal trennten 
fie fih. Würtemberg unterhandelte allein mit Rom; in 
Hefjen-Darmftadt ließ fich Herr von Dalwigk auf Privat- 
abmachungen mit dem Mainzer Bilchof Ketteler, dieſem 
unbeugjamften aller Kirchenfürjten, ein und gab wichtige 
Rechte des Staates preis, ohne die Stände zu fragen; 
Baden ftand zuletzt allein. 

Inzwilchen war Defterreich jchon 1855 mit dem Ab- 
Ihluß eines „Concordat3” mit Rom borangegangen. In 
das Verdienſt diejer Preisgebung des Staate an Die 
katholische Kirche theilen fich die Minilter von Bach und 
Graf Leo Thun, Die Kirche erhielt dadurch die weiteſte 
Controle des geſammten UnterrichtSwejens, auch der höhern 
Schulen. Die Bildung der Geijtlichen in Seminarien 
ward nachgelajjen. Bei der Prüfung junger katholischer 
Theologen jtellte der Biſchof die Hälfte der Eraminatoren. 
Die Anftelung von Geijtlichen ward beinahe gänzlich in 
die Hand des Biſchofs gelegt. Die Disciplinargewalt der 
Bilchöfe über die Geijtlichen ward der Aufficht des Staates 
entzogen, ebenjo die der Kirche über die Laien. Das Che- 
recht ward den Borjchriften der Kirche untergeordnet. 
Den Bilchöfen ward eine Cenſur über alle Bücher einge: 
räumt; nicht nur jollten fie ihren eigenen. Gläubigen das 
Lejen jolcher verbieten Fünnen, jondern die Negierung ver- 
pflichtete fich auch, die Verbreitung der von der Fatholijchen 
Geijtlichkeit verbotenen Schriften zu verhüten. Die Er- 
richtung von Klöſtern und Orden ward freigegeben. Die 
Kirche ſchaltete unbeſchränkt mit ihrem Einfommen, auch 
wo der Staat Beiträge zu letzterem gab; ihr blieb unver- 
wehrt, Vermögen anzujammeln und zu befigen. “Der Ber- 
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fehr der Bijchöfe mit Rom und die Verkündigung päpftlicher 
Erlafje in Defterreich ſollte feinen Beichränfungen unterliegen. 

Aehnliche Vorrechte, nur etwas weniger weitgehende, 
wurden der Fatholiichen Kirche auch in dem würtem— 
bergiichen und dem badijchen Concordate (1857 und 1859) 
eingeräumt, und nicht minder bedenkliche Zugejtändnijje 
waren in HejjensDarmftadt dem Erzbifchof gemacht. 

In Baden zuerft erzwang (1860) die öffentliche Meinung, 
vertreten Durch eine Majorität in den Kammern, eine 
Aenderung diejes unwürdigen Zuftandes einer fajt gänzlichen 
Abhängigkeit des Staates von der Fatholifchen Kirche. 
Würtemberg und Hefjen folgten. Am längiten (von 1855 
bi8 1862) beitand die SHerrichaft des Concordats in 
Delterreic). | 

Seder bedeutende Umſchwung im politischen und fitt- 
lichen Leben der Bölfer pflegt feinen Widerhall in Der 
Literatur zu haben. Die Erhebung des deutjchen Volkes 
im Befreiungsfriege ward vom den poetilchen Klängen 
eine Körner, Arndt, Eichendorff begleitet. Der traurige 
Rückſchlag nach dieſer großen Zeit ward gefördert durch 
die mit dem Mittelalter Liebäugelnde Nomantif, die den 
Menschen als willenlojes Werkzeug einer höhern Gewalt 
darftellende Schidjalstragödte und eine, allen idealeren 
Schwung ertödtende, gemeine Unterhaltingsliteratur, wie er 
wiederum diejen literarischen Richtungen Vorſchub leiſtete. 
Der Julirevolution und ihren Wirkungen auf Deutjchland 
ging das „Junge Deutichland“ mit feinen Emancipations- 
ideen zur Seite. Die Hoffnungen, welche der Thronwechſel 
in Preußen 1840 erzeugte, und Die dadurch auch. 
in anderen deutſchen Ländern ervegten Bewegungen 
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jptegelten fich in den politischen Geſängen der Herwegh, 
Hoffmann, Prutz, der Bed, Meißner und Hartmann, 
Die Bedrohung Deutſchlands durch Frankreich rief das 
„Rheinlied“, die der Elbherzogthüimer durch Dänemark das 
„Schleswig -Holjtein=Lied" hervor. Die Märztage von 
1848 waren nicht ohne poetische Blüthen geblieben, obichon 
damals die allzu Haftige Bewegung, welche Seden, auch den 
Dichter, in ihre Strudel und Wirbel hineinzog, eine Zeit lang 
die finnende Mufe eher zu verjcheuchen, al3 anzuloden jchien. 
Auch die traurige Epoche einer allgemeinen Reaction 
im Politiſchen wie im SKirchlichen, welche wir oben zu 
ihildern verjuchten, Hat ihr Spiegelbild in der zeit- 
genöffiichen Literatur. Wir fprechen hier nicht von jener 
Kiteratur der politischen und religiöfen Zeit- und Flug— 
jchriften, welche unmittelbar neben den äußeren Ereignifjen 
herging; wir fprechen von den mehr mittelbaren Reflexen 
der Zeit in Werken der Wiſſenſchaft und der Poeſie. 
Der Deutſche Tiebt e8, alles in ein Syſtem zu 
bringen. Früher Hatte man ſich dazu der Philoſophie 
bedient; jet wählte man einen anderen Weg. Aus einigen, 
bisweilen geijtreichen, aber fajt immer unvollitändigen und 
darum unzuverläffigen Beobachtungen in der Gegenwart 
und der Vergangenheit fette man ſich eine Theorie des 
Staatd- und Volkslebens zujammen, die man, weil die 
herkömmliche Politit in Mißeredit gerathen war, mit dem 
abjonderlic und darum vornehm Hingenden Namen der 
„Socialpolitif” belegte. Der Grundgedanke diejer „Social- 
politif“ war der: man müſſe, abjehend von den abjtracten 
Idealen, nad) denen die Politik ſich Staat und Gejell- 
ichaft zurecht mache, zurückgehen auf die urjprünglichen, 
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natürlichen oder (wie man e3, wiederum mit einem aparten 
Ausdruck, bezeichnete) „organifchen" Grundlagen des 
Volkslebens. Won diejen ausgehend und daran fejthaltend, 
gelange man zu ganz anderen Rejultaten, als Die 
landläufige Politik. 

Nun traf es fich fonderbar, daß dieje Nejultate der 
„Socialpolitif”, diefe von ihr entdedten Bedingungen 
eines „organiſchen“ Staats und Gejellichaftslebens genau 
zulammenftimmten mit allen den Richtungen, welche die 
politiiche Neaction in der Wirklichkeit wieder zur Geltung 
zu bringen verjuchte, mit den Bevorrechtungen des Adels, 
mit der Errichtung von Fideicommiſſen, mit den 
Beichränkungen der Theilbarfeit des Eleineren Grundbeſitzes, 
mit der Rüdfehr zu dem alten Zunftweſen und Aehnlichem 
mehr. Es war ein Kampf auf der ganzen Linie, den die 
„Socialpolitik“ der bisherigen Entwidlung nicht blos des 
deutjchen, fondern des allgemeinen modernen Culturlebens 
anbot. Hatte man bisher das Bürgerthum immer als 
einen Hauptträger des GulturfortichrittS betrachtet, ſo 
ward dieſes jetzt zurücgejegt nicht blos Hinter den Model, 
jondern auch hinter den Bauernitand — als die beiden 
„Stände des Beharrens*. Hatte man bisher den ort: 
jchritt der Menjchheit in der möglichjt freien Entfaltung 
und Bewegung aller ihrer Kräfte gejucht, jo ward man 
jest belehrt, daß diefe „Bewegung“ vom Uebel fei und 
daß ebendarum das Bürgerthum, al3 der „Stand der Be- 
wegung“, Gefahr laufe, ſich in das Proletariat, als den 
Stand des völligen Zerfall, aufzulöfen. 

In Alledem waren einige Körnchen Wahrheit, aber 
bei weiten mehr Webertreibungen und Selbjttäufchungen. 
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Indem die „Socialpolitif” an den modernen Richtungen 
der Eultur (5. B. der Imduftrie) nur die Schatten 
jeiten, dagegen an den nach rückwärts weiſenden (3. 8. 
dem feudal geſchloſſenen Grundbeſitz) nur die Lichtjeiten 
hervorhob, ſchuf fie von beiden ein Bild, das zwar 
bejtechend auf den erſten Blick, nur aber nicht wahrheits-- 
getreu war. Im Uebrigen hatte die „Socialpolitif” darin 
Aechnlichkeit mit dem heutigen Socialismus, daß ihre 
Kritit der beitehenden Staats- und Gelellichaftszuftände 
einzelne Wahrheiten, wein auch vermijcht mit Irrthümern, 
enthielt, dahingegen ihre pofitiven Vorſchläge zur Abhülfe 
der angeblichen oder wirklichen Webeljtände — Borjchläge, 
welche fie, ganz wie der Socialismus, in die verlodende 
Formel einer „Organijation der Gefellichaft” kleidete — 
einer unbefangenen und jachkundigen Prüfung nach feiner 
Seite hin Stich hielten. 

Der Reaction leiſtete diefe Richtung der Wiffenichaft, 
gleichviel, ob bewußt oder unbewußt, wejentliche Dienfte. 
Die Reaction konnte fich nun auf wiffenjchaftliche Autoritäten 
berufen, konnte das, was meijtentheil® nur ein ziemlich 
rohes Erzeugniß von Standes: und Sonderinterefjen war, 
mit dem jchönklingenden Namen einer Neorganijation 
der Gefellichaft befleiden, es als eine fittliche Pflicht, als 
eine gejchichtliche Nothwendigfeit darftellen. 

Eine eigenthümliche Erjcheinung war es, daß, während 
ein Mann wie Herr von Radowiß, der noch in feinen 1846 
erichienenen „Gejprächen aus der Gegenwart über Staat 
und Kirche” die ftändische Monarchie als das einzig Richtige 
vertreten Hatte, jet, nach feinen reichen Erfahrungen im 
praftiichen politijchen Leben und nach der großen Krifis 
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von 1848, in den „Neuen Gejprächen aus der Gegen— 
wart“ (1851) ſich dem conjtitutionellen Syjteme zuwendete 
und die Unmöglichkeit einer Rückkehr zu jener abgeftorbenen 
Vergangenheit offen eingeltand, — daß umgekehrt ein 
Schriftiteller, der früher zu freifinnigen Ideen, auch als 
Dichter, ſich befannt hatte, Victor von Strauß, in feinen 
„Briefen über Staatsfunft” (1853) Anfichten entivicelte, 
die ihr Gegenbild in der Wirklichkeit nur etwa in den 
Zuftänden des medlenburgifchen Adels und jeiner Hinter- 
laffen fanden. 

Weitaus das bedeutendite Werk auf dem Gebiete der 
„Socialpolitif” war W. H. Riehls „Naturgejchichte des 
Bolfes”*. Im glänzendjten Stil, mit geijtreicher, freilich 
oft einfeitiger Benugung einer großen Menge pifanter Einzel 
heiten theil3 aus der Gegenwart, theil® aus der Ber- 
gangenheit, waren hier jene Grundjäße von einer „Organi— 
ation der Gejellichaft” und von der Nothivendigfeit einer 
„corporativen” Wiederzujammenfafjung des, angeblich durch 
die moderne Cultur „in Atome aufgelöjten* Volks- und 
Staat3lebens entwidelt. Diefe „Naturgeichichte des Volkes“ 
wurde das Evangelium aller der Streije, die nach einer 
Wiederherftellung der alten, feudalen Zuſtände ftrebten. 

Auch die Poeſie nahm Fühlung mit den politiſchen und 
firhlichen Strömungen der Beit. Gutzkow in feinen beiden 
großen Romanen „Die Ritter vom Geiſte“ und „Der 
Zauberer von Nom“, jchilderte mit lebhaften Farben das 
Treiben auf weltlichem wie auf geijtlichem Gebiete, indem 
er in beiderlei Richtung der Herrjchenden reactionären 








*) Speciell der 2. Bd., betitelt: „Die bürgerliche Geſellſchaft“. 
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Stimmung entgegentrat. Dagegen fand die Reaction einen 
Dichter, der fie verherrlichte, in Oscar von Redwitz, dem 
Berfafjer von „Amaranth” (1849). E3 war das eine Dich- 
tung, ſüßlich im Tone, überſchwänglich in ihren Bildern und 
Gleichniſſen, ihrer Tendenz nach aber eine ſchwärmeriſche An— 
preifung der blinden Hingabe an eine unklare, myſtiſch— 
fatholiiche Geistes: und Gemüthsſtimmung. 

Bon der rücdläufigen Bewegung der Zeit empor- 
gehoben und getragen, erlebte dieſe Dichtung binnen 
15 Sahren 25 Auflagen. | 

Redwitz hat die poetische Verirrung jeiner Jugend 
in feinen jpäteren Jahren wieder gut gemacht — nicht blos in 
jeinem „Liede von dem neuen deutjchen Reiche”, das er nad) 
den gewaltigen Siegen der Jahre 1870/71 dichtete umd in 
das er die wärmfte Begeilterung für des deutſchen Vater: 
landes Einheit und Größe ausjtrömte, fondern auch in 
der poetischen Erzählung „Odilo“ (1878), worin er, im 
entichiedenen Gegenjaße zu feiner „Amaranth“, ebenjo der 
dogmatischen Beengtheit im Protejtantismus, wie der Une 
duldjamfeit des römilchen Papſtthums offen den Krieg 
erklärte, jein eigenes Glauben3befenntnig aber in die jchönen 
Worte EFleidete: „Der Menjchheit Höchjtes iſt die Liebe.“ 


RS. Biedernann, Dreibig Jahre deutſch. Geſch. Il 8 


IX. 
Der Krimkrieg und Deutſchland. 


Der Handſtreich, den im Jahre 1853 Kaiſer Nicolaus 
von Rußland gegen die Türkei unternahm, kann in gewiſſem 
Betracht als eine Nachwirkung der beiſpielloſen Erfolge 
angeſehen werden, welche dieſer Monarch bei ſeiner Ein— 
miſchung in die deutſchen Händel in den vorhergegangenen 
Jahren errungen hatte. Sein Feldherr Paskiewitſch Hatte 
ihm „dag befiegte Ungarn zu Füßen gelegt”, und aus 
feiner Hand hatte der jugendliche Kaiſer von Dejterreich 
diefen Theil feiner Länder, der ihm faſt jchon verloren 
Ichien, zurüdempfangen. Ein gebieteriicher Winf von ihm 
und eine Drohung hatten genügt, den jiegreichen Waffen 
Preußens auf der nordalbingijchen Halbinjel Halt zu 
gebieten. Vor jeinem Nichterftuhl waren die Beherrjcher 
Deiterreich® und Preußens, der eine perjönlich, der andere 
durch einen Prinzen feines Haufes, erichienen und hatten 
jich feinem Schiedsipruch unterworfen. Was Wunder, 
wenn der ftolze Zar im Uebermuthe ſolcher Triumphe feine 
Macht nach allen Seiten Hin für unwiderſtehlich und auch 
das Kühnſte, was er unternedmen möchte, im Voraus für 
gelungen hielt? 
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Der Moment jchien günftig, um einen alten, von den 
Beherrichern Rußlands niemals aus dem Auge verlorenen 
Plan wieder aufzunehmen, den Plan einer Ausdehnung 
der ruſſiſchen Macht nach dem Bosporus und der Balkan— 
halbinjel Hin. Der Neutralität Defterreichd und Preußens 
glaubte Kaiſer Nicolaus ficher zu fein. „Was ich will,“ 
jagte er zu dem englichen Gejandten Seymour, „will mein 
Bruder von Defterreich auch;" von Preußen ſprach er 
gar nicht. Den neuen Kaiſer der Franzoſen, Napoleon ILL, 
jah er für wenig mehr als einen Abenteurer an, verachtete 
ihn zugleich al3 einen Emporfömmling, mit dem, wie er 
meinte, die alten, legitimen Regierungen Curopas ſich 
Ichwerlich in ein näheres Berhältnig würden einlafjen 
wollen. England war die einzige Macht, mit welcher er 
ernjtlich rechnen zu müfjen glaubte Allein er wußte, daß 
man in England mißtrauijch gegen Napoleon war, und er 
hielt daher ein Zujammengehen beider Mächte für unmög— 
Lich, ja ſchon ein folches Vorgehen Englands, welches dem 
franzöfifchen Nachbar Anlag zur Entfaltung ehrgeiziger 
Pläne geben fünnte, für unwahrjcheinlich; außerdem war 
ihm die Friedenzliebe des whiggiſtiſch-peelitiſchen Cabinets 
und insbeſondere des eriten Miniſters, Lord Aberdeen, 
wohlbefannt. Darin ließ er fich auch nicht beirren durch 
die mehr als fühle und ablehnende Art, wie der engliſche 
Gejandte Seymour die vertraulichen Vorjchläge aufnahm, 
die er demjelben in mehreren Gejprächen ganz zu Anfang 
des Sahres 1853 in Betreff der „Erbichaft des kranken 
Mannes am Bosporus" und des Antheild, den daran 
England haben jollte, machte. 

Vergebens fuchte der weiterjehende Kanzler des Neichz, 
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Graf Nefjelrode, feinen Faijerlichen Herrn von einem Unter: 
nehmen abzuhalten, deſſen Gefährlichkeit ihm nicht entging: 
der Sailer, in blinder Ueberſchätzung jeiner eigenen Macht, 
der Schwäche ſeines Gegner und der Uneinigkeit Der 
andern Großmächte, ließ fich nicht zurücdhalten. 

Zwei äußere Beranlafjungen zu einer Einmifchung in 
die türkischen Angelegenheiten boten ſich ebendamals dem 
Kaijer Nicolaus dar. Das Eleine Bergvolf der Montes 
negriner, von jeher ein Schüßling Rußlands, jchien unter 
feinem neuen Fürſten Danilo ſich von der Pforte, zu 
wer es in einer Art von PVafallenverhältnig ſtand, unab- 
hängig machen zu wollen. Die Pforte hatte deshalb einen 
Kriegszug gegen Montenegro unternommen. Eine andere 
brennende Frage fpielte ſich unmittelbar auf türkiſchem 
Boden jelbit ab. An den fog. „Deiligen Stätten” zu 
Serufalem hatte fich ein Streit erhoben zwijchen den Be— 
fennern des römischen und de3 griechischen Eultus wegen 
des Befites oder der Benutzung gewijjer gottegdienjtlicher 
Gebäude. Die Schughoheit über jene erfteren ſtand her— 
kömmlicher Weiſe dem Beherricher des Fatholiichen Frank— 
reich, die über dieje letzteren dem ruffiichen Zar, als dem 
Haupte der griechiichen Kirche, zu. 

Sn der montenegrinijchen Angelegenheit kam Oeſter— 
reich mit einem fühnen Zuge dem ruſſiſchen Nachbar zuvor. 
Die öfterreichiiche Negierung, dur) Sympathien ihrer 
ſüdſlaviſchen Unterthanen mit den jtammverwandten Monte- 
negrinern, außerdem durch gewijje Beſchwerden, die fie ihrer- 
jeit3 gegen die Pfortenregierung zu erheben hatte, zum Ein- 
jchreiten beivogen, jandte zu Anfang des Jahres 1853 
einen außerordentlichen Bevollmächtigten in der Perſon 
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eines hohen Militärs, des Feldmarjchalllieutenants Fürſten 
Zeiningen, nach Conjtantinopel. Diejer, gejtüßt auf Truppen— 
zujammenziehungen in Siebenbürgen und Dalmatien, jtellte 
Forderungen, denen zu genügen die Pforte alsbald fich beeilte. 
Durch dieſe Nachgiebigfeit der Pforte gegen Dejterreich 
fand Katjer Nicolaus ſich nur noch mehr in feinem Plane 
beitärt. Er hatte jchon feit Ende des Jahres 1852 
allerhand Rüſtungen und Anjfammlungen von Truppen 
gegen die türfiichen Grenzen Hin angeordnet. Kurz nach 
der Wiederabreile Leiningens von Conjtantinopel erjchien 
ebendajelbft ein Generaladjutant des Kaiſers Nicolaus, 
Fürſt Menzikoff. Er trat in übermüthigiter Weije gegen 
die Pfortenminifter und gegen den Sultan ſelbſt auf. 
Seine Forderungen, die von ganz anderer Tragweite 
waren, al3 die öfterreichtichen, jpisten jich zu in dem Ans 
jpruch auf eine von der Pforte an Rußland vertragsmäßig 
zu überlajjende Schußhoheit über die jämmtlichen (etwa 
12 Millionen) griechiichen Chrijten in der Türkei. Ver— 
gebens erklärte der Sultan, die bisherigen Rechte und 
Privilegien diejer Chriften neuerdings bejtätigen, auch wohl 
erweitern zu wollen; vergebens erließ er zu dem Ende am 
4. Juni 1853 einen großherrlichen „Ferman“: Kaiſer 
Nicolaus, geitügt auf einen Vertrag Rußlands mit der 
Türfet aus dem vorigen Sahrhundert, den er aber erweiternd 
auglegte, beitand darauf, der Sultan müſſe ſich gegen ihn 
durch einen völferrechtlichen Bertrag („Sened“) dazu ver— 
pflichten, gewijfe Nechte und Freiheiten den Glaubens— 
verwandten Rußlands in der Türkei zuzufichern Ein 
folcher Vertrag hätte den Beherrichern Rußlands das 
Recht gegeben, zu jeder Zeit, wann es ihnen beliebte, in die 
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nnere Verwaltung und Geſetzgebung des türkiſchen Reichs — 
unter dem Vorwande,ihre Glaubensgenoſſen zu ſchützen — 
fich einzumischen. Gerade aus dieſem Grunde widerjtand 
die Pforte (im Geheimen dazu aufgemuntert von dem 
englijchen und dem franzöfiichen Gejandten) einer jolchen 
Forderung beharrlich, auch dann noch, als Kaiſer Nicolaus 
drohte, er werde, wofern feinem Verlangen nicht Genüge 
geichehe, die Donaufürjtenthümer bejegen und bis zur Er- 
füllung feiner Forderung als Pfand behalten. 

Das Borgehen Rußlands brachte bei den großen 
europäiſchen Cabinetten das peinlichjte Aufjehen hervor. 
Sogar König Friedrich Wilhelm IV., der Schwager des 
Kaiſers und dejjen feuriger Bewunderer, fand eine jolche 
einjeitige Schußhoheit Rußlands gegenüber der Türkei 
bedenklich. Im den guten Glauben aber, als jei es jeinem 
fatjerlichen Schwager wirklich) nur um den Schuß der 
Chriſten gegen türkiſche Mipregierung zu thun, jchlug er 
jowohl dem Kaiſer Nicolaus al3 auch den andern Groß— 
mächten vor: es möge ein gemeinjames Protectorat der 
fünf Großmächte über alle Chriſten in der Türkei (gleich- 
viel welches bejonderen Bekenntniſſes) errichtet werden — 
ein Gedanke, der etwa 25 Jahre Später im Wejentlichen 
zur Geltung gelangt if. Damals jchredte man ſowohl 
in England als in Defterreich davor zurücd, weil man in 
einem jolchen Protectorate fremder Mächte und einer ver- 
tragsmäßigen Verpflichtung der Pforte gegen dieſe zur . 
Ertheilung bejtimmter Rechte an ihre chriftlichen Unter— 
thanen eine innere Schwächung der Türkei ſah und weil die 
Erhaltung der vollen Unabhängigkeit diefer leßteren einen 
wejentlichen Punkt in dem politischen Brogranıme ſowohl der 
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engliichen als der öſterreichiſchen Staat3männer bildete 
Kaijer Nicolaus jeinerjeit3 jcheint von dem mwohlgemeinten 
Vorſchlage feines Schwagers gar feine Notiz genommen 
zu haben; ihm war es gerade um ein jpecifiich ruſſiſches 
Brotectorat zu thun. Darauf erklärte der König, nun 
„abjolut neutral” bleiben zu wollen. England zauderte, 
vielleicht aus Mißtrauen gegen Napoleon; Dejterreich aber, 
wo feit dem im Jahre vorher plößlich erfolgten Tode des 
thatkräftigen Staat3lenfers Fürſten Schwarzenberg der vor= 
jichtige Graf Buol das Auswärtige leitete, ſchien anfangs 
vor jeder Verwidlung mit Rußland zurüdzufcheuen. Um 
jo begieriger ergriff der neue Beherrſcher Frankreichs die 
ihm gebotene Gelegenheit zur Entfaltung einer Fühnen aus— 
wärtigen Politik. Er konnte dadurch der Ruhmſucht 
feines Volkes jchmeicheln; er konnte zugleich ſich als den 
Vertheidiger des europäischen Gleichgewichts darjtellen 
und damit das Mißtrauen der Cabinette gegen ihn, als 
einen Sohn der Revolution, entkräften, und endlich Eonnte 
er fih an dem ftolzen Zaren rächen, der ihn als Kaijer 
der Franzoſen nicht hatte anerkennen wollen. Napoleon II. 
hatte Schon im März 1853 eine franzöfiiche Flotille in 
die griechiichen Gewäſſer entjandt, während das englijche 
Cabinet anfangs zögerte und erit durch Frankreichs Vor: 
gehen gedrängt zu der gleichen Maßregel jich entichloß. 
Zu Anfang des Juli überjchritten die Ruſſen wirklich 
den Pruth und rücten in die Fürſtenthümer ein. Noch 
verfuchten die vier anderen Großmächte, durch Conferenzen 
in Wien eine Vermittelung herbeizuführen; ja ſie ſchienen 
nicht abgeneigt, die Pforte zur Nachgiebigfeit zu drängen, 
damit Rußland feinen Vorwand zum Kriege habe. Allein 
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die Pforte blieb feit, und Kaiſer Nicolaus ſelbſt vereitelte 
jede Vermittelung, indem er feine Forderung an die Türfet 
nur immer mehr verjchärfte, 

Snfolge der ruffiihen Drohung eines Einfalles in 
die Donaufürstenthümer (noch im Juni) hatten Frankreich 
und England ihre Flotten in die Befifabat, unmittelbar am 
Eingange der PDardanellenjtraße, einlaufen laſſen. Am 
4. October erfolgte die Kriegserklärung der Pforte an 
Rußland, nachdem eine Aufforderung zur Räumung der 
Fürſtenthümer erfolglos geblieben war. Die weitmächtlichen 
Flotten legten fich nun in den Bosporus, um Conſtantinopel 
gegen einen Handitreich der Ruſſen zu deden. Als dann 
die Rufjen am 30. Novbr. eine türkische Flotille am aftatischen 
Ufer de3 Schwarzen Meeres, bei Sinope, überfallen und 
zeritört hatten, fuhren beide Flotten in's Schwarze Meer 
ein, und ihre Befehlshaber Liegen den ruffiichen Admiral 
bedeuten: „fie würden jedes ruſſiſche Kriegsichiff in den 
Grund bohren, welches jich ferner eine Feindſeligkeit gegen 
türkische Schiffe oder türkische Häfen erlauben würde.” Go 
war der Krieg thatjächlich auch zwiichen den Weſtmächten 
und Rußland ausgebrochen. Die fürmliche Kriegserklärung 
fo wie die auf das gemeinfame Vorgehen gegen Rufland 
bezüglichen Verträge, einerjeit$ der beiden Weltmächte mit 
einander, andererjeit3 beider mit der Türkei, folgten bald. 
Die inziwiichen noch immer fortgejeßten Vermittlungsver— 
juche der Diplomatie wurden als erfolglos eingejtellt, nach» 
dem Rußland deren Vorſchläge endgültig abgelehnt Hatte, 

So fand der Beginn des Jahres 1854 den Weſten 
in Waffen gegen den Oſten. Bon den beiden Weft- 
mächten war Frankreich der vorandrängende, England der 
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und der engliiche Hof felbjt fürchteten die ehrgeizigen Pläne 
Napoleons. Sie hätten deshalb am liebjten den Krieg mit 
Rußland gänzlich vermieden gejehen, und fie hofften, dies 
zu erreichen, wenn alle vier Großmächte vereint eine Kriegs— 
drohung an Rußland richteten. 

Indeſſen gab es im englischen Cabinet auch eine 
andere, Friegsluftige Richtung, hauptjächlich vertreten Durch 
den „Lord Feuerbrand”, Palmerſton. Diejer hielt den 
Moment für gefommen, um Rußlands Macht, die fich jchon 
viel zu jehr nach dem Weiten Hin ausgedehnt, möglichjt 
weit zurücdzumerfen, ja, wenn möglich, zu brechen. Zwiſchen 
ihm und dem Kaiſer Napoleon kam ein weitgreifender und 
beinahe abenteuerlicher Plan zu Stande. Nach deimjelben 
follten die Donaufürftenthümer, um fie vor der Ber: 
Ihlingung durch Rußland zu Sichern, an Dejterreich 
gegeben werden; dafür jollte Dejterreich (neben einer Ab- 
findung an die Pforte für den Tribut, den dieſe Länder 
ihr eintrugen) die Lombardei an Sardinien abtreten, 
letzteres wiederum Savoyen an frankreich überlafjen. 
Würde Dejterreich fich weigern, darauf einzugehen, jo jolle 
e3 durch Aufitachelung Ungarns und Italien? dazu 
gezwungen oder doch außer Stand gejeßt werden, für 
Rußland einzutreten. Auch noch weiter gehende Pläne 
einer Zerſtückelung Rußlands (Nücdgabe Finnlands au 
Schweden, Wiederaufrichtung Polens u. ſ. w.) jcheinen 
wenigsten? zur Sprache gekommen zu ſein. 

Die beiden deutichen Mächte, Oeſterreich und Preußen, 
wurden nun von zwei Seiten her förmlich umworben. 

Kaiſer Nicolaus verlangte von beiden (in Wien durch 
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in Berlin durch den ordentlichen Gejandten, Herrn von 
Budberg), und zwar, wie e& fcheint, in ziemlich dictato- 
riſchem Tone, die Abjchliegung eines Vertrags, durch 
welchen beide ſich zu einer wohlwollenden Neutralität zu 
Gunjten Ruflands verpflichten jollten. Bon London aus 
dagegen ward, zugleich im Namen Frankreichs, an beide 
Mächte die Anforderung geitellt, durch ihr Zufammengehen 
mit den Weitmächten Rußland zur Eingehung bejtimmter 
Bedingungen, vor Allem zur Räumung der Fürjtenthümer 
zu vermögen und jo noch jet den Frieden zu erzivingen, 
Gleichzeitig muß aber auch wohl (für den all, daß der 
Krieg nicht zu vermeiden ſtände) von jenem Plane einer 
Schwähung Rußlands wenigjtens eine Andeutung gejchehen 
jein — jedenfall3 in Berlin, wahrjcheinlich auch in Wien. 

In Berlin bot die ruffiiche Partei alles auf, um den 
König, wenn nicht zur directen Parteinahme für Rußland, 
jo doch zu einer möglichſt rufjenfreumndlichen Neutralität 
zu bewegen. Ihrem Einflujfje war es zuzufchreiben, 
wenn der preußiiche Gelandte in Eonfjtantinopel, Herr von 
Wildenbruch, die rufjiichen Forderungen dajelbit anfangs 
unterftüßte, wenn ferner der preußiiche Gejandte beim 
ruffiichen Hofe, Herr von Rochow, der aus Gejundheitg- 
rüdjfichten einen längeren Urlaub gehabt hatte, gerade in 
dem Momente auf jeinen Poſten zurüdfehrte, wo Die 
Gefandten der Weitmächte Petersburg verliehen. 

Auf die engliich-franzöfiiche Aufforderung Hatte der 
König mit der Gegenforderung geantwortet: die WWejte 
mächte jollten ihm zuvor die Unverleßlichfeit des Länder— 
beftandes Deutjchlands und Preußens verbürgen. Dazu 
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noch eine zweite Bedingung hinzugefügt. Dieſe betraf einen, 
ihm ſelbſt jeher am Herzen liegenden, freilich, angeſichts der 
großen europäiichen Interejjen, um die e3 fich jet handelte, 
al3 nur ſehr untergeordnet erjcheinenden Gegenſtand. 

Das Haus Hohenzollern beſaß jeit 1707, infolge 
dynaftiicher Erbrechte, das kleine Fürſtenthum Neuenburg 
oder Neufchatel in der Schweiz. 1806 war dajjelbe au 
Napoleon abgetreten worden, 1814 aber an den König von 
Preußen zurücgefallen, jedoch als ein zu der Schweizerifchen 
Eidgenofjenjchaft gehöriger Kanton. Bei den Bewegungen 
in der Schweiz in den Sahren 1847 und 1848 hatte eine 
jtegreiche republifaniiche Partei die Monarchie in Neuen 
burg abgeichafft und eine republikaniſche Verfaſſung ein- 
geführt, die von der Eidgenojjenschaft bejtätigt ward. König 
Sriedrich ‚Wilhelm IV. hatte dagegen protejtirt, allein Die 
Zeit war nicht dazu angethan, dieſem Proteſt erfolge 
reihen Nachdruf zu geben. So blieb Neuenburg 
republifaniich. Zwar Hatten am 24. Mai 1852 die Groß— 
mächte auf Preußens NReclamation die Rechte des Königs 
auf Neuenburg anerkannt, aber auch diejes Anerfenntnig 
hatte eine thatjächliche Folge nicht gehabt. 

Segt nun verlangte König Friedrich Wilhelit IV. die 
Geltendmachung feines Anſpruchs auf Neuenburg und ftellte 
dies al3 unerläßliche Bedingung feines Beitritt3 zu der 
Allianz der Weitmächte. Das englische Cabinet glaubte eine 
folche Verpflichtung nicht übernehmen zu Fünnen, währent 
der König feit darauf behartte. 

Andererjeitö verlegte das allzu gebieteriihe Auftreten 
de3 Kaiſers Nicolaus das Selbitgefühl des Königs. Diele 
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Stimmung muß wohl die altpreußiiche Partei benugt haben, 
um den König Fühneren Entichliegungen geneigt zu machen. 
Genug, noch in den legten Tagen des Sahres 1853 erjchten 
in London in außerordentlicher Million Graf Pourtalds 
(ein Hauptvertreter jener Partei) mit einer „vom König 
genehmigten“*), Denkichrift, um mit dem englischen Cabinet 
über den Beitritt Preußens zur Alltanz zu unterhandeln. 
Graf Pourtalös, unterftügt von dem ordentlichen preußiichen 
Gejandten, Bunjen, ftellte dem englischen Premierminiſter, 
Lord Aberdeen, vor, dat Preußen, welches direct in feiner 
Weile an der türfiichen Frage betheiligt ſei, in einen für 
Preußen nach dejjen Lage beſonders gefährlichen Krieg mit 
Rußland nur dann ich einlafjen könne, wenn ihm ein ent- 
iprechender Preis dafür geboten werde. Es müſſe daher 
verlangen, erſtens, daß England und Frankreich Die 
volle Integrität Deutjchlands garantirten und daß Fein 
franzöfticher Soldat den deutichen Boden betrete, jodann, 
daß Preußen freie Hand erhalte, um in Deutjchland, zumal 
wenn Dejterreich auf Rußlands Seite trete, feinen alten 
Plan, die Heritellung eines Bundesstaates, zu verwirklichen. 

Diefe Eröffnungen fanden jedoch bei dem Lord 
Aberdeen, der eine tiefgewurzelte Vorliebe für Dejterreich 
hatte, eine jo kühle Aufnahme, daß Graf Bourtalds un: 
verrichteter Sache von London wieder abreifte. Dem Könige 
jelbit ward (wie das feine Art war) derjelbe Plan, dem 
er joeben erit — allerdings faſt unbegreiflicher Were — 
jeine Beiftimmung gegeben, alsbald in tiefiter Seele ver- 
haft. Sein Miptrauen gegen Napoleon wachte in ver- 
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ſtärktem Maße wieder auf. Ein Zuſammengehen mit Napoleon 
erſchien ihm für eine legitime Regierung wie ein Verbrechen. 
Vollends der Gedanke, daß man Oeſterreich durch 
revolutionäre Mittel in den Krieg mit Rußland hetzen 
wolle, empörte ihn. In ſolchem Falle, erklärte er, werde 
er Oeſterreich mit ſeiner ganzen Macht unterſtützen. Im 
Uebrigen blieb er dabei, daß Preußens Bündniß nur um 
den Preis Neuenburgs zu haben ſei. 

Bunſen, obſchon er dieſe Wandlung in dem Gemüthe 
des Königs aus deſſen Briefen kannte, hielt gleichwohl 
an der Idee einer engliſch-preußiſchen Allianz feſt. Was 
ihn dazu beſtimmte, waren wohl beſonders die Vorwürfe, 
denen er Preußen von engliſcher Seite wegen ſeiner an— 
geblichen Unentſchloſſenheit, ja Zweideutigkeit ausgeſetzt ſah. 
Am 1. März ſandte Bunſen an den König eine geheime 
Denkſchrift. Darin kam er auf jenen Plan eines großen 
Krieges der vier Mächte gegen Rußland zurück. Bei einem 
ſiegreichen Ausgange deſſelben ſollten an Oeſterreich nicht 
blos die Donaufürſtenthümer, ſondern auch noch angrenzende 
Gebietstheile Rußlands GBeſſarabien) fallen. Um dieſen 
Preis ſollte Oeſterreich geſchehen laſſen, daß Preußen ſich 
zum Haupte eines deutſchen Bundesſtaates mache, welcher 
mit Oeſterreich in engfreundnachbarlicher Verbindung ſtehen 
würde. Außerdem ſollte Preußen geſichertere Grenzen im 
Nordoſten, gegen Rußland, erhalten. 

Dieſe Denkſchrift gelangte (ohne Zweifel durch eine 
Intrigue aus der nächſten Umgebung des Königs) ſofort 
in das Palais der ruſſiſchen Geſandtſchaft. Sie erregte 
natürlich dort und in Petersburg die furchtbarſte Erbitterung. 
Schon vorher hatte die ruſſiſche Partei in Berlin wieder 
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das Uebergewicht erlangt; jetzt wußte ſie den König durch 
die Vorſtellung: Bunſen habe den Plan einer Zerſtückelung 
Rußlands entworfen und darüber ſogar ein Abkommen mit 
dem engliſchen Cabinet getroffen, ſo ſehr gegen Bunſen ein— 
zunehmen, daß er dieſen von ſeinem Geſandtenpoſten 
in London abberief. Mit Bunſen zugleich mußten zwei 
andere Diplomaten der altpreußiſchen Schule, Pourtalès 
und Uſedom, aus dem Staatsdienſt weichen, ebenſo der 
Kriegsminiſter von Bonin, der den Ausſpruch gethan 
hatte: „Ein Bündniß Preußens mit Rußland würde einem 
Selbſtmorde Preußens gleich kommen.“ Vergebens ſuchte 
der Prinz von Preußen ſowohl Bonin als Bunſen zu halten. 

Die Befriedigung der ruſſiſchen Partei war groß. 
So weit indeß reichte ihr Einfluß doch nicht, daß ſie die 
ruſſiſche Forderung einer „wohlwollenden Neutralität“ 
hätte durchſetzen können. Vielmehr zog ſich die preußiſche 
Regierung vorläufig auf den Standpunkt einer „Politik 
der freien Hand“ zurück. 

Daß König Friedrich Wilhelm IV, und feine Miniſter 
Bedenken trugen, auf Bunſens Plan einzugehen, dürfte 
ihnen faum zu verargen fein. Bet einem Siriege gegen 
Rußland in jo großem Maßitabe, wie jener Plan e3 
voraugjegte, übernahm Preußen, feiner ganzen Lage nad), 
den jchwierigiten und gefährlichjten Theil. Auch wenn die 
völlige Bejtegung Rußlands gelang, wäre fchwer zu fagen 
geweſen, welche Entjchädigung für feine Opfer und welche 
Dedung gegen Rußland für die Folgezeit Preußen hätte 
gewinnen können. Die einzige ftrategijch vortheilhafte 
Grenze, die Weichjellinie mit Warſchau, fonnte e8 nur mittels 
einer Vermehrung jeiner polnijchen Gebietstheile erlangen, 
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welche wieder anderweit große Webeljtände gehabt Hätte. 
Auf den eigentlichen Kern jenes Gedankens aber, die Wieder- 
aufnahme des preußiichen Unionsprojectes von 1849, 
wäre Defterreich jicherlich, jelbit gegen einen Länderzuwachs 
im Often, freiwillig nicht eingegangen, und ebenjowenig 
möchten die Wejtmächte fich dazu verjtanden Haben, auf 
Deiterreich einen Drud zu üben, da Dejterreich3 Bundes— 
genofjenichaft gegen Rußland ihnen mindeſtens ebenſo werth- 
voll war, al3 die Preußen. Bor allem aber war der 
Argwohn des Königs gegen Napoleon III. wohl gerecht: 
fertigt. Was man von Diefem bis jeßt wußte — erſt feine 
revolutionären Attentate zu Straßburg und zu Boulogne, 
dann fein despotiſcher Staatsjtreich vom 2. Dechr. 1851 — 
ließ in ihm einen Mann erkennen, der zu allem fähig 
und dem nichts heilig jet, wenn es feine ehrgeizigen Ab- 
Jihten gelte. Wie nun, wenn diefer Mann plößlich feinen Vor- 
theil dabei fände, mit Rußland Frieden zu machen, Preußen 
im Stiche zu lajjen, wohl gar mit Rußland auf Preußens 
Koſten ſich zu verjtändigen und zu verbünden? Würde 
jelbjt ein vorher abgejchlofjener Vertrag ihn davon abhalten? 

Ein Fehler der damaligen preußischen Politik war e3 
dagegen, daß fie nicht von Haus aus eine entjchiedenere 
Stellung gegen das Attentat Rußlands auf die Türkei 
genommen hatte. Freilich theilte fie diejen Fehler mit der 
Öfterreichiichen, ja auch mit der englifchen Regierung. Ein 
feſtes Zuſammengehen diejer drei Mächte gleich vom An— 
beginn an würde doch wohl den Kaiſer Nicolaus zum 
Einhalten auf feinem Wege veranlaft, dem Kaiſer Napoleon 
aber die Gelegenheit, fich zum Herrn der Lage zu machen, 
geraubt haben. Der erjte Gedanke des Königs: gemeinjam 
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den Schuß der Chriſten in der Türkei zu übernehmen, das 
einſeitige Protectorat Rußlands aber entſchieden zurückzu— 
weiſen, war vielleicht das Richtigſte, was geſchehen konnte, 
wofern es nur mit einer Kriegsdrohung im Falle einer 
Weigerung Rußlands verbunden ward. Aber England und 
Oeſterreich wollten von jenem Schutz nichts wiſſen, weil 
er die Selbſtändigkeit der Pforte gefährde, und, ob zu 
einer wirklichen Kriegsdrohung gegen Rußland König 
Friedrich Wilhelm IV. ſich verſtanden hätte, auch wenn 
die Mächte auf jeinen Plan eingegangen wären, bleibt 
immerhin ungewiß. So trat Preußen damal3 in eine une 
entjchiedene Stellung zurüd; Dejterreich verharrte in einer 
ebenjolchen; England aber ward durch Napoleon Halb 
widerwillig in einen Krieg verwidelt. Der jonderbare 
Einfall des Königs, als Bedingung für feinen Anjchluß 
an England die Wiedergewinnung Nenenburgs zu fordern, 
machte Preußens Stellung noch ungünftiger, da Die 
engliichen StaatSmänner nicht mit Unrecht die als eine 
bloße Ausrede und als ein Zeichen des völligen Sieges 
der ruſſiſchen Partei in Berlin betrachteten. 

Die öfterreichiiche Negierung nahm mit gewohnter 
Schlauheit den günftigen Moment wahr, um abermals ein 
Uebergewicht über Preußen zu gewinnen. Sie hatte an— 
Icheinend lange geſchwankt; ja fie war, wie e3 jcheint, 
einmal nicht ganz abgeneigt gewejen, mit Rußland zu 
gehen, und war davon nur durch Preußens entjchiedene 
Ablehnung einer derartigen Forderung abgehalten worden. 
Die öfterreichiiche Regierung hatte allerdings befonderen 
Grund, Rußland zu Schonen. Zwar von der Verpflichtung, 
welche die ruſſiſche Hülfeleiftung in Ungarn ihr auferlegte, 
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hatte schon Fürſt Schwarzenberg fich [osgejagt, indem er — 
wahrjcheinlich in Vorausſicht der Verwidlungen im Orient 
— jenen Hafjiichen Ausspruch that: „Die Welt wird er- 
jtaunen über Oeſterreichs Undank“. Allein Oeſterreich 
hatte auch politische Rüdjichten auf Rußland zu nehmen, 
die ſich weniger leicht umgehen ließen. Rußland fonnte die 
ſlaviſchen Völkerſchaften Defterreichd gegen Dejterreich auf- 
regen; es konnte fich auch möglicherweile mit den Ungarn 
ebeno einmal verbünden, wie es diejelben jüngjt befämpft 
hatte. Auf der andern Seite jedoch war die Beſetzung 
der Donaufürjtenthümer durch die Ruſſen und deren an— 
jcheinende Feſtſetzung darin auf längere Zeit eine unmittel- 
bare Gefahr für Dejterreich, und letzteres war ebenjo be- 
rechtigt wie zu feiner Selbjterhaltung beinahe verpflichtet, 
diejer bedenklichen Nachbarjchaft um jeden Preis fich zu 
entledigen. Dazu famen noch die von London aus an 
Preußen gemachten Anerbietungen, die dem Wiener Cabinet 
gewiß nicht verborgen blieben. Alles dieſes trieb Die 
Öfterreichiiche Regierung an, aus ihrer bisherigen unklaren 
Stellung herauszutreten und zu einer activeren Politik 
überzugehen. 

Der lette gemeinfame Schritt der vier Mächte war 
der Vorſchlag an Rußland gemwejen, daß diejes die Fürſten— 
thümer räumen, dagegen die Pforte bejtimmte Zuficherungen 
wegen folcher inneren Reformen geben follte, durch welche 
insbeſondere die chrijtlichen Bevölferungen in eine befjere 
Lage verjegt würden. Rußland Hatte diefen Borjchlag 
abgelehnt; die vier Mächte ihrerjeit3 hatten (in einem 
Brotofoll vom 13. Januar 1854) darauf beharrt. Diejes 
Brotofoll nun bildete eine Art von Grundlage für ein 

R® Biedermann, Dreißig Jahre deutih. Geſch. L. 9 
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weiteres Zujammengehen der Mächte. Oeſterreich erklärte 
ſich jett bereit, die Räumung der Fürſtenthümer gemeinjam 
mit den Wejtmächten zu betreiben. Natürlich mußte 
Deiterreich wünschen, für den Tall, daß Rußland nicht qut- 
willig darauf einginge, jo daß aljo ernitere Verwicklungen 
daraus entiprängen, eine Rückendeckung gegen Rußland 
an Preußen zu haben. Preußen zauderte lange, ehe es 
einen beftimmten Entichluß faßte. Es war das Die Zeit, 
wo die rufjiiche Partei in Berlin wieder entichieden das 
Uebergewicht erlangt hatte, wo der König gegen England 
ärgerlich wegen Neuenburgs, gegen Frankreich argwöhniſch 
wegen des Napoleonischen Planes einer Umgeſtaltung der 
Karte Europas war. Endlich, am 9. April 1854, einigte 
ſich Preußen mit Dejterreich und den Weitmächten (in einem 
abermaligen Wiener Protokoll) dahin, daß alle vier Mächte 
die „Sntegrität der Türkei“ als „die nothmwendige Be— 
dingung jeder Unterhandlung über den Frieden“ anerkannten 
und daß fie fich verpflichteten, „gemeinjam die Garantien auf- 
zufinden, welche am geeignetjten jeien, die Exiſtenz der Türkei 
an das allgemeine Gleichgewicht Europas zu knüpfen“. 
Nach) langen Verhandlungen gelang es aud) der öjter- 
reichiichen Diplomatie, am 20. April 1854 einen Bertrag 
mit Preußen zu Stande zu bringen, in welchem beide 
Mächte für die ganze Zeit dieſes Krieges fich gegenfeitig 
ihr Gebiet garantirten, Preußen aber noch in3bejondere 
Deiterreich zu unterjtügen verjprach, falls diejes bei dem 
Berfuche, die Räumung der Donaufürjtenthümer von den 
Ruſſen zu erzwingen, von Rußland angegriffen werben 
jollte. Eine gemeinjfame Aufforderung zu diefer Räumung 
erging an Rußland von Seiten beider deutſchen Großmächte. 


De 
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Diele letzteren ſuchten nun auch die übrigen deutichen 
Staaten zur Theilnahme an dem Vertrage vom 20. April 
zu bewegen. Sie jtiegen dabei anfangs auf Widerſpruch. 
Wie groß auch in den mitteljtaatlichen Cabinetten Die 
öjterreichiichen Sympathien waren, jo waren Doc) Die 
rufjtichen noch größer. Die Auflehnung Dejterreichs gegen 
Rußland erjchien den mitteljtaatlichen Staat3männern fajt 
in ähnlicher Weile als „revolutionär“, wie vorher Die 
Auflehnung Preußens gegen DVejterreih. Dazu kamen 
die verwandtichaftlichen Beziehungen mehrerer dieſer Höfe 
zu Rußland, und endlich war bei manchen der leitenden 
Staatdmänner wohl auch ein nachwirfendes Gefühl des 
Unmuths gegen Dejterreich mit im Spiel, weil dieſes Die 
Mitteljtaaten in der Zollvereinskriſis erſt zu einem 
fühnen Vorgehen verleitet, dann im Stiche gelajjen hatte. _ 

Niederum gab e3 „Bamberger Konferenzen“ zur Ver— 
einbarung einer gemeinfamen Politik zwijchen den vier 
Stönigreichen, Baden, dein beiden Hejjen und Kajjau. Ihr 
Ergebniß war eine „identijche Note“ an die beiden Groß— 
mächte, worin in ziemlich hohem Tone der Beitritt zu dem 
Dertrage vom 20. April nur unter gewiſſen Bedingungen 
in Augficht gejtellt ward. Es follte, wollten fie, nicht an 
Rußland allein die Aufforderung zur Räumung der Donaus 
länder gejtellt, jondern es jollten auch die Weſtmächte 
zur Einjtellung der Feindſeligkeiten zu Waſſer und Lande 
veranlaßt werden. Es jollte ferner nicht blos auf 
die Intereſſen des deutſchen Handels in jenen 
Gegenden und auf einen „wirkſamen Schuß der unter 
türkischer Herrichaft lebenden chriftlichen Bevölferungen”, 
ſondern auch auf die „unverlegte Fortdauer des Königreichs 
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Griechenland” (gegen dejjen Verſuch, die entitandene Kriſis 
zu einem Handjtreich wider die Türfet zu benußen, Die 
Weſtmächte eingejchritten waren) Bedacht genommen werden. 
Auch ward verlangt, daß bei allen weiteren Verhandlungen 
der Deutjche Bund als jolcher zugezogen werde. Die beiden 
Weſtmächte jtellten die Erfüllung dieſer Forderungen — 
freilich nur in jehr unbejtimmten Ausdrüden — in Ausjicht, 
und darauf trat der Deutiche Bund am 24. Juli dem 
öſterreichiſch-preußiſchen Vertrage bei. 

Von jetzt an verfolgte Oeſterreich conſequent die 
Politik, ſich immer mehr den Weſtmächten zu nähern und 
darin Preußen zu überbieten, gleichzeitig aber letzteres mit 
ſich fortzuziehen und in ſein eigenes Vorgehen zu 
verſtricken. 

Auf die Aufforderung der beiden deutſchen Mächte 
wegen Räumung der Fürſtenthümer hatte Rußland geant— 
wortet: „es wolle dies thun, wenn Oeſterreich und Preußen 
ihm garantirten, daß alsdann auch die Weſtmächte alle 
Feindſeligkeiten gegen Rußland einſtellen würden.“ Dies 
konnten Oeſterreich und Preußen nicht verſprechen, da 
Rußland mit der Türkei im Kriegszuſtande war und die 
Weſtmächte ſich mit letzterer zu deren Schutz verbündet 
hatten. Denn die kriegeriſchen Operationen hatten inzwiſchen 
nicht blos zur See, ſondern auch zu Lande begonnen. 
Anfang 1854 waren die Ruſſen in die Dobrudſcha ein— 
gerückt, hatten jedoch dort bei den Türken einen jo tapferen 
Widerjtand gefunden, daß fie am 21. Juni den Rüdzug 
auf das nördliche Donauufer antraten. Inzwiſchen war ein 
franzöſiſch-engliſches Hülfscorps Anfang Juni bei Gallipoli 
gelandet. Weil daſſelbe aber in den dortigen ſumpfigen 
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Niederungen ftarf von der Cholera zu leiden Hatte, 
ward es wieder eingejchiftt und nach der Krim hinüber 
transportirt. Es landete bei Eupatoria, beitand am 
20. Sept. ein fiegreiches Gefecht mit den Ruſſen an 
der Alma und begann am 9. Det. die Belagerung der 
ſtarken Feſtung Sewaftopol, 

Oeſterreich hatte unterdeſſen einen neuen Schritt der 
Annäherung an die Weſtmächte gethan, indem es am 
8. Auguſt 1854 ſich verpflichtete, die von letzteren unter 
ſich vereinbarten „unerläßlichen“ Grundlagen des Friedens 
auch ſeinerſeits anzunehmen und zu unterſtützen. Es waren 
dies folgende vier Punkte: Aufhören des ſpeeifiſch ruſſiſchen 
Protectorats über die Donaufürſtenthümer und ebenſo 
über die Chriſten in der Türkei (an Stelle des erſten Pro— 
tectorats ſollte ein allgemeines der fünf Großmächte treten) ; 
Beihränfung der Kriegsmacht Rußlands im Schwarzen 
Meere und völlige Freiheit der Donaufchifffahrt auch 
an den Flugmündungen, welche Rußland im Befit hatte, 

Preußen hatte am der Webereinfunft vom 8. Auguft 
feinen Theil genommen. Nachdem jedoch Defterreih am 
10. Auguft in einer Note dem ruſſiſchen Cabinet „dringend“ 
die Annahme der vier Punkte empfohlen, ließ ſich auch 
Preußen herbei, diejelben durch feinen Gejandten in 
Petersburg zu befürworten. Rußland wies die vier Punkte 
als „unannehmbar“ zurüd; Oeſterreich beharrte darauf 
und fuchte num auch den Deutjchen Bund zur Unterjtügung 
dieſer Forderungen zu bewegen, während Preußen nicht 
geneigt ſchien, weiter zu gehen. 

Am 20. August rückten Die Dejterreicher in die Donau— 
fürftenthümer ein; die Ruſſen zogen fich, ohne einen Wider 
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stand zu verfuchen, über den Pruth zurück. Darauf erklärte 
Preußen am 6. Sept.: es betrachte nun den Vertrag dom 
20, April al3 erledigt. 

Nocd einmal gelang es dem Wiener Cabinet, nicht 
nur Preußen, jondern auch den Deutjchen Bund auf jeiner 
Bahn mit fortzuziehen. Am 9. Dech. beichloß der Deutjche 
Bund, die vier Forderungen ſich anzueignen, die Friedens— 
verhandlungen auf dieſer Grundlage mit „Nachdruck“ 
betreiben zu helfen, jeden etiwaigen Angriff, jet e8 auf das 
Gebiet Oeſterreichs, jei es auf deffen Truppen in den Donau: 
fürjtenthiimern, „mit allen Mitteln zurückzuweiſen“, zu 
dem Ende aber auf „rechtzeitige militärische Bereitichaft“ 
bedacht zu jet. 

Inzwiſchen hatte Dejterreich wieder auf eigene Hand 
einen Schritt weiter vorwärts gethan; e3 hatte am 2. Deb. 
mit den Weſtmächten einen Vertrag abgeichlojjen, worin 
e3 fich verpflichtete, „die Grenzen der Donaufürjtenthümer 
gegen jede Rückkehr der rufjischen Streitkräfte zu verthei- 
digen, Dagegen der freien Bewegung der weitmächtlichen 
oder türfiichen Truppen ebenda gegen die ruſſiſche Militär— 
macht oder das ruffiiche Gebiet feinen Eintrag zu 
thun“, worin es fich ferner verpflichtete, „falls die Her- 
Itellung des allgemeinen Friedens auf den von den Drei 
Mächten gemeinjfam feitgejegten Grundlagen (in3bejondere 
den vier Punkten) im Laufe des Sahres 1854 nicht 
gejichert fein würde, mit den Nejtmächten ohne Berzug üfe 
die wirfiamen Mittel zur Erreihung des Ziels ihrer 
Allianz in Berathung zu treten“. 


Für Preußen war der Beitritt zu diefem Vertrag 
offen gehalten. 
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Die preußiiche Regierung zauderte; fie verlangte, ehe 
jte fich entichlöjje, von den Berbündeten eine Aufklärung 
über ihre Auslegung der vier Punkte; fie juchte Durch 
diplomatische Agenten und durch Noten, die fie überallhin 
verjandte, eine Vermittelung herbeizuführen. 

Inzwiſchen hatte Rußland endlich am 28. Novbr. 1854 
ſich bereit erklärt, die „vier Punkte“ als „Grundlage“ 
einer Friedensunterhandlung annehmen zu wollen. Allein 
die Wejtmächte wollten jih nun nicht mehr damit 
begnügen. Die friegerijchen Operationen gegen Sewajtopol 
dauerten fort, hatten jedoch, bei dem hartnädigen Wider: 
itande, den die Feſtung leijtete, und infolge mehrerer Aus— 
fälle der Ruſſen, welche den Belagerern große Verluſte 
beibrachten, nur einen jehr langjamen Fortgang. 

Zu einer wirklichen Theilnahme Oeſterreichs an dem 
Feldzuge der Weitmächte gegen Rußland, wie jolche in dem 
Bertrage vom 2. Decbr. in Ausficht genommen war, fam 
e3 nicht. Die von Dejterreich geforderte Aufjtellung eines 
preußijchen Heeres von 200000 Mann zu jeiner Rücken— 
deckung gegen Rußland lehnte die preußiiche Regierung ab; 
ja fie protejtirte auch gegen die von Dejterreich betriebene 
StriegSbereitichaft des Deutichen Bundes gegen Rußland. 
Dadurch Fand fich Dejterreich in jeinem Vorgehen gehemmt. 

Am 2. März 1855 jtarb der Urheber des Striegs, 
Kaijer Nicolaus. Er hatte erleben müſſen, daß feine beiden 
Genoſſen in der Heiligen Allianz, Dejterreich und Preußen, 
auf deren Unterwürfigfeit unter feinen Willen er jo jicher 
gerechnet, fich, die eine Direct, die andere wenigſtens indirect, 
gegen ihn wendeten. Er hatte erfahren müjjen, daß 
Rußlands Kriegsmacht, die er für jo umüberwindlich 
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gehalten, jogar auf dem eigenen Gebiete einem Angriffe, 
der von zwei weit entlegenen Ländern aus und unter den 
für die Angreifenden ungünftigiten Werhältnifjen unter: 
nommen ward, nicht gewachjen war. Er hatte wohl auch 
wahrgenommen, wie jehr er ſelbſt über die eigentliche 
Stärke und Schlagfähigkeit dieſer Kriegsmacht getäuscht 
worden war und fich getäufcht hatte. Das alles mag diejen 
heftigen und ftolzen Geijt in jo gewaltige Aufregungen 
verjeßt haben, daß darunter fein wie auch immer fraft- 
voller Körper erlag. 


Schon bald nach dem Tode des Kaiſers Nicolaus, 
am 10. März, erklärte der Reichskanzler Graf Nejjelrode 
fich zu Friedensunterhandlungen bereit. Diejelben begannen 
am 15. März. Preußen hatte feinen Theil daran. 


Die Verhandlungen waren erfolglo8; am 4. Juni 
wurden die Conferenzen gejchloffen; der Kampf um 
Sewaſtopol entbrannte aufs Neue. Am 8. Septbr. 1855 
gelang es den Franzoſen, den ſtärkſten Punkt der Feſtung, 
den Malakoff, zu erjtürmen. Darauf zogen fich Die 
Nufjen erſt in den nördlichen Theil der Feſtung, dann 
gänzlich aus diefer zurüd; am 10. September nahmen Die 
Verbündeten Befig von Sewaftopol. Die Belagerung hatte 
nahezu ein ganzes Jahr (350 Tage) gedauert. ’ 


' Am 23. December erfolgten neue Friedensvorſchläge 
ſeitens Rußlands. Kaiſer Alerander II. wollte offenbar jeinem 
Neiche möglichit bald den Frieden wiedergeben, nachdem Die 
Waffenehre Rußlands durch die tapfere und hartnädige 
Vertheidigung Sewaftopol3 genugjam gewahrt ſchien. 
Die Weitmächte verlangten jebt auch Gebtetsabtretungen 
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von dem befiegten Gegner. Auch dazu erklärte jich die 
ruſſiſche Regierung bereit. 

E3 begannen nun (zu Ende des Februar 1856) 
Sriedensconferenzen in Paris. Preußen war dazu nicht 
eingeladen. Erſt al3 e3 ſich um eine Abänderung des Ver: 
trages von 1841 handelte, bei welchem Preußen mitgewirkt, 
trat dajjelbe in die Konferenzen ein (am 11. März 1856). 

Die Friedensbedingungen, zu denen Rußland fich ver: 
ftehen mußte, waren, wenn auch weit entfernt von jenen 
Plane einer nachhaltigen Schwächung oder gar Zerſtückelung 
dieſes großen Weich!, immerhin ziemlich) harte. Das 
Schwarze Meer ward für neutral erklärt; Rußland mußte 
fich verpflichten (ebenjo wie die Türkei), feine Kriegsſchiffe 
(einige leichte, für den Küftendient bejtimmte, ausgenommen) 
auf demjelben zu halten. Um jämmtliche Donaumündungen 
der ruſſiſchen Herrichaft völlig zu entziehen, mußte Rußland 
den Streifen Bejjarabiens, der die Hauptmündungen ums 
Ichließt, an die Moldau abtreten. Für Fahrbarmachung der 
Donau bis ins Meer wurden Vorkehrungen getroffen. 
Die Moldau, die Walachet und Serbien wurden unter das 
gemeinſame Protectorat der Großmächte gejtellt, wonach 
jede einjeitige Beſetzung derjelben jowohl jeitens Rußlands 
al3 der Türkei fernerhin ausgejchlojfen blieb. Die Pforte 
theilte den Gropmächten einen am 21. Februar 1856 in 
Eonftantinopel veröffentlichten großherrlichen Ferman (den 
ſog. „Hat-Humayum“) mit, in welchem eine große 
Anzahl von Reformen, namentlich zu Gunsten der chriftlichen 
Bevölferungen, veriprochen wurde; doch erklärten die 
Mächte ausdrücklich, aus diefer Mittheilung fein Necht der 
Einmifchung für jich herleiten zu wollen. Die Türfer 
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ward ausdrücklich „in das europäiſche Völkerrecht aufge 
nommen“ und die Unverleßbarfeit ihres Gebiets von allen 
Mächten verbürgt. 

Dejterreich ſchloß mit den Wejtmächten noch einen 
bejonderen Vertrag, worin alle drei zur ftrengen Aufrecht- 
haltung dieſes Parijer Friedens mit gemeinfamen Kräften 
fi) verbanden. 

Der Parijer Vertrag vom 30. Mär; 1856 berührte 
Deutichland im Allgemeinen hauptjächli nur in Bezug 
auf jeine Handelsintereſſen. Durch die völlige Freigebung 
und die Schiffbarmahung der Donau bis in's Schwarze 
Meer mußte die Schiffahrt und der Verkehr nach diejen 
Gegenden, woran auch der deutiche Handel Antheil hatte, 
gewinnen. Für Dejterreich fpeciell war die Zurüddrängung 
des ruſſiſchen Protectorat3 aus feiner unmittelbaren Nach- 
barjchaft ein entjchiedener Vortheil. 

Bedeutjamer faft, als dieje directen Folgen des Krim— 
frieged, waren die indirecten. Die Heilige Allianz war durch 
Dejterreichd Vorgehen gegen Rußland und durch Preußens 
wenigstens halbe Nachfolge auf dem gleichen Wege geiprengt, 
und jelbit einer jo gewaltigen Kraft wie der des Kaiſers 
Nicolaus möchte es jchwer gefallen jein, Diejelbe wiederher: 
zujtellen. Sein Sohn Alerander II. war weile genug, e3 
gar nicht zu verjuchen, überhaupt auf eine ähnliche Ein- 
miſchung in die Angelegenheiten feiner wejtlichen Nachbarn, 
wie die, welche fein Vater geübt hatte, zu verzichten. Die 
ruſſiſche Politik wandte ſich in den nächjten Jahren ent— 
ſchieden inneren Reformen oder, ſo weit ſie ihre Kräfte doch 
nach außen richtete, dem aſiatiſchen Schauplatze zu. Der 
geheimnißvolle Zauber, der ſo lange Zeit die ruſſiſche 
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Macht als eine unüberwindliche, unnahbare, Alles über: 
wältigende umffeidet hatte, war zerrijjen. Der Krimfrieg 
hatte die Schäden diejes gewaltigen Kolofjes, hatte dejjen 
militärifche Schwäche jogar in der Gelbjtvertheidigung, 
geichtweige im Angriff, vor aller Welt enthüllt. 

Was dadurch Rußland an Anjehen und Machtitellung 
verlor, das gewann freilich das neue Kaiſerthum an der 
Seine. Napoleon II. hatte fich als ein Eluger Kopf und 
al3 ein thatkräftiger Wille erwieſen. Er hatte es ver: 
Itanden, England an jeine Bolitif zu fetten. Seine Armee 
hatte die englische im gemeinjamen Waffenfampf mehrfac) 
überflügelt. Dabei hatte er in den diplomatiichen Ver— 
handlungen Mäßigung und Celbitlofigfeit gezeigt — weit 
mehr, al3 man von ihm erwartet; er hatte feinerlei Vor: 
teil für Frankreich erjtrebt, jondern hatte ſich lediglich zum 
Bertheidiger des europäiichen Gleichgewicht aufgeworfen, 
diejes überlieferten Grundſatzes des alten, vorrevolutionären 
Europas, und hatte damit manches Vorurtheil, das vorher 
gegen ihn in diplomatischen Kreiſen bejtanden, wenn nicht 
völlig bejeitigt, jo Doch abgeſchwächt. Er hatte fich durch 
die raſche und energiſche Art, womit er dem allgefürchteten 
Zaren entgegengetreten, während England zaubderte, 
Deiterreich) und Preußen unentſchloſſen ſchwankten, zu einer 
ausichlaggebenden Stellung in den europäiſchen Dingen, zu 
einer Art von „Schiedsrichter Europas" aufgeſchwungen. 

Die beiden deutjchen Mächte anlangend, jo Hatten fie 
durch ihre Haltung während des Krimfrieges an Anſehen 
und Einfluß in den europätichen Angelegenheiten jedenfalls 
nicht gewonnen. Preußen hatte jich unentjchlojjen, ſchwankend 
gezeigt, weder ſtark genug, um eine entichiedene Politik des 
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Handelns, noch aber auch, um eine ſolche der „freien Hand“ 
zu verfolgen. Es Hatte fich von Dejterreich überflügeln 
und gleichzeitig mit fortziehen lajjen. Es hatte Englands 
Vertrauen verjcherzt, weil, wie die engliichen Staatsmänner 
offen erklärten, „fein Verla auf das preußiſche Cabinet 
war“, und es hatte dem gefährlichen Nachbar im Weiten 
feine Achtung eingeflößt, im Gegentheil ihm wohl den 
Glauben beigebracht, Preußen werde, auch wenn er einmal 
mehr in dejjen Nähe etwas unternehme, aus jeiner Bajjivität 
nicht leicht heraustreten. Defterreich hatte etwas mehr 
Energie bewiejen; doch aber war es im entjcheidenden 
Momente vor den folgen feiner eigenen Entſchlüſſe zurüd- 
geicheut, hatte die Weitmächte im Stiche gelafjen und fich 
auf das diplomatijche Feld zurüdgezogen. Dadurch waren 
dieje genöthigt gewejen, nicht blos größere Opfer für den 
Krieg zu bringen, jondern auch mit geringeren Früchten 
des Sieges fi zu begnügen. In dem Gemüthe des chr- 
geizigen und thatendurjtigen Napoleon blieb davon ein 
Icharfer Stachel gegen Dejterreich zurüd. Schon auf dem 
Barijer Triedenscongrejje war dies zu jpüren. Während 
Deiterreich einer fürmlichen Waffenbrüderjchaft mit England 
und Frankreich ausgewichen war, hatte das Kleine Sardinien 
die Gelegenheit erjehen, durch den Eintritt in Die weſt— 
mächtliche Allianz ich mit England und frankreich näher 
zu befreunden. Allerdings koſtete ihm dies ein unver: 
hältnigmäßiges Opfer an Geld und Leuten; allein es 
erfaufte damit auch den Borzug, neben den Großmächten 
und jogar früher, al3 Preußen, an dem Pariſer Eongreffe 
Theil zu nehmen. Ja, es gelang jeinem Elugen Bertreter 
dajelbjt, dem Miniſter Cavour, durd) die Gunft Frankreichs, 


trotz des heftigen Widerjpruchs des öjterreichijchen Ge— 
jandten, den „Schmerzensjchrei Italiens”, die Bejchwerden 
gegen die Mifregierung Oeſterreichs und jeiner Vajallen, 
der Heineren italienifchen Fürſten, in dem Conferenzjaale 
zu Parts wiederhallen zu lajjen. Die Folgen der dadurch 
angebahnten neuen politiichen Conjtellation jollten nicht 
lange außbleiben. 


X. 
Die neuenburgiſche Frage 


Kaum hatte der Pariſer Vertrag vom 30. März 1856 
den allgemeinen Frieden wieder hergejtellt und einem Kriege 
ein Biel gejeßt, bei dem ſämmtliche Großmächte Europas 
direct oder indirect betheiligt waren, jo entitand eine neue 
Berwicdelung wegen eines an ſich unbedeutenden, im Ber: 
gleich) zu den eben gejchlichteten großen Tragen beinahe 
lächerlich geringfügigen Gegenstandes, gleichwohl in ihren 
möglichen Folgen von unberechenbarer Tragieite. 

Es handelte fi) um eben jenes Neuenburg, wegen 
deſſen Friedrich Wilhelm IV. während des Krimkrieges die 
Annäherung an England zurücdgewiejen hatte, weil das 
engliſche Minifterium inmitten der gewaltigen Angelegen— 
heiten, die damals alle Cabinete bejchäftigten, es nicht 
an der Zeit fand, eine jo untergeordnete Frage auf Die 
europäiiche Tagesordnung zu bringen, Seitdem hatte 
Herr v. Manteuffel auf Befehl feines Königs die neuen- 
burgiiche Angelegenheit auf der Pariſer Friedensconferenz 
angeregt, jedoch damit nur das für Preußen bejchämende 
Reſultat erzicht, daß feiner der anderen Bevollmächtigten 
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auch nur mit einem Worte darauf einging und daß ber 
Vorſitzende des Gongrejjes, der franzöfiiche Minijter des 
Auswärtigen, Graf Walewski, in der Zuſammenſtellung 
der Congreßreſultate zwar aller anderen dabei angeregten 
Punkte gedachte, die neuenburgiiche Trage aber mit völligen 
Stillſchweigen überging. 

Da ſchien es plötzlich, als ſollte dieſe leidige Ange— 
legenheit zu einem Kriegsfall zwiſchen Preußen und der 
Schweiz führen. 

Am 2. September 1856 machte eine Anzahl von Art 
hängern des Königs von Preußen im Canton Neuenburg, 
vorzugsweile aus dem Adel, den Verſuch, die 1848 dort 
eingeführte vepublikanische Verfaſſung umzujtürzen und die 
Herrichaft des Königs wiederherzuftellen. Sie bemächtigten 
fich durch einen Gewaltjtreich des Schlojjes zu Neuenburg. 
Allen fie wurden nach Furzem Kampfe von den Truppen 
der republifanischen Regierung bewältigt; einige wurden 
getödtet, jehr viele gefangen genommen und davon etwa 
jechzig unter die Anflage des Hochverraths geitellt. 

Der König von Preußen verlangte num die jofortige, 
bedingung3lofe Freilafjung der Gefangenen. Er ging davon 
aus, daß noch immer er allem der wahre Souverän von 
Neuenburg, die dort beitehende republifaniiche Negierung 
eine ilfegitime, jomit ein Angriff auf dieſelbe behufs 
Wiederherftellung der legitimen Herrichaft eine berechtigte 
Handlung ei. 

Der Schweizer Bundesrath jeinerjeit3 berief fich darauf, 
da Neuenburg im März 1848 durch den Willen der 
Mehrheit feiner Bevölkerung zur Republif erklärt worden 
fei; er betonte, daß, wie es jedem Wolfe freiltehe, jeine 
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Regierungsform zu ändern, und wie dieſes Necht bet andern 
Bölfern, die dafjelbe geübt, anerfannt worden jet, jo auch 
die Neuenburger zu der gleichen Verfafjungsänderung befugt 
geweſen jeien; er erinnerte daran, daß der König von Preußen 
jelbft, in einer Proclamation an die Neuenburger vom 
5. April 1848, als es fi) um die Beitätigung der ein- 
geführten republifanifchen Verfaſſung durd eine Volksab— 
jtimmung bandelte, feine bisherigen Unterthanen dajelbit 
„im Snterejje ihre® Vaterlandes wie in ihrem eigenen“ 
ausdrücdlich „ermächtigt habe, nur die Lage und Wohlfahrt 
ihres Landes in Betracht zu ziehen, ohne fich durch die 
Bande, welche diejelben an ihn (den König) knüpften, daran 
hindern zu laſſen; endlich gedachte er auch eines jchon am 
23. December 1830 von der damaligen Tagjagung unter 
Zuftimmung des fürjtlih neuenburgiichen Tagſatzungs— 
gejandten gefaßten Beſchluſſes, wodurch das „Selbitcon- 
ſtituirungsrecht“ der einzelnen Cantone, daS heißt, ihr 
Necht, ſich jelbit eine Verfajfung zu geben, (alſo auch die 
bejtehende abzuändern) ausdrüdlich feitgejegt worden jet”). 

Allerdings hatte der König von Preußen jpäter, nad) 
1848, gegen das in Neuenburg Gejchehene protejtirt und 
jeine Souveränetätärechte über das Ländchen gewahrt; aber 
zur wirkſamen Geltendmachung dieſer Berwahrung war 


*) Die bezügliche Denkfchrift des Bundesrathes ift abgedrudt in 
den „Memoire du conseil federal sur la question de 
Neufchätel“ (1856). Gegen diefelbe ward preußifcherjeit3 die „Be— 
leuhtung der Echweizerifchen Denkſchrift über die neuenburgijche 
Frage“ (1857) gerichtet. Eine ausführliche Zujammenstellung und 
Abwägung der beiderjeitigen Nechtsdeductionen findet ſich in dem 
„Staatslerifon von Rotted und Welder,“ 3. Auflage, 1. Bd. ©. 516. ff. 
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nichts gejchehen. Die Grogmächte, von Preußen angerufen, 
hatten in einer Conferenz vom 24. Mai 1852 die Nechte 
des Königs anerkannt; allein, abgejehen davon, ob -fie ein 
Recht hatten, fich einzumiichen, hatten auch fie nichts gethan, 
um diejer Anerkennung eine praktische Folge zu geben. 
Seit acht Jahren bejtand die republifanifche Verfaſſung 
Neuenburgs in thatjächlicher Wirkſamkeit; auch die royaliſtiſche 
Partei hatte ſich thatſächlich ihr unterworfen. Jedenfalls 
alſo war das Unternehmen der Royaliſten eine gewaltſame 
Auflehnung gegen eine thatſächlich beſtehende, von der 
großen Mehrheit der Bevölkerung anerkannte obrigkeitliche 
Autorität, und König Friedrich Wilhelm IV., welcher zuge— 
geben Hatte, dag man den vollfommen gejeßlichen Wider: 
ſtand der Kurheſſen gegen die Willfürmaßregeln eines 
Minifters, daß man den ebenſo gejeßlichen Wideritand der 
Schleswig-Holiteiner gegen Gewaltacte der dänischen Re— 
gierung als „Revolution“ behandelte, Tonnte faum, ohne 
mit fich ſelbſt in Widerjpruch zu gerathen, einen gewalt— 
jamen Aufitand nur deshalb gutheißen, weil die Thäter in 
diefem Falle Royalijten waren?) 

Anderntheil® freilich lag die Sache ganz fo einfach 
nicht, wie in einem Staatsweien, dejjen Nechtszujtand von 
allen Seiten anerfannt, von feiner angefochten gewejen 
wäre. Wohl mit in Berücjichtigung dieſes Umjtandes, und 
um eine völferrechtliche Verwickelung zu vermeiden, erklärte 
jich der Schweizer Bundesrath bereit, die Gefangenen frei 


*) Ein gewaltjamer Aufjtand der welfijchen Partei in Hannover 
gegen die preußifche Regierung unter Berufung darauf, daß der 
depofjedirte König den dermaligen Beſitzſtand nicht anerfannt habe 
würde zweifelsohne als Hochverrath behandelt werden. 


K. Biedermann, Dreißig Jahre deutih. Geſch. II. 10 
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zugeben und deren Proceß Fraft feines Hoheitsrechtes nieder- 
zuichlagen, wofern der König von Preußen, um den 
ichwebenden Conflict ein für alle Mal aus der Welt zu 
ichaffen, die „Unabhängigkeit“ des Kantons Neuenburg 
anerfennen und allen Rechtsanſprüchen darauf ent- 
jagen würde. | 

E3 begann nun eine Weihe diplomatiicher Ver— 
bandlungen. Kaiſer Napoleon ILL, der gern auch bier den 
Schiedsrichter gemacht hätte, juchte die Schweiz zum Ein- 
gehen auf die Forderung des Königs zu bewegen, wogegen 
er veriprach, zu einer ihr günftigen Löſung der Hauptfrage 
auf einer Conferenz der Großmächte beizutragen. Das 
gleiche Anfirnen ward von Rußland und Dejterreich geitellt. 
Auch der Deutiche Bund Schloß fich auf Preußens Antrag 
diefen Vorſtellungen ar. 

Der Schweizer Bundesrath erwiderte auf alle Ddieje 
Anmuthungen: „er werde die Gefangenen freilafien, aber 
nur Zug um Bug mit der Löfung der Hauptfrage.“ 

Die engliiche Regierung wollte zu Gunften der Schweiz 
einen Schritt weiter gehen: jie wollte jich dafür verwenden, 
daß der König von Preußen an England und Frankreich 
die vertrauliche „Zuſicherung“ ertheile, gegen Freigebung 
der Gefangenen jeinerjeit$ auf Neuenburg zu verzichten. 
Der Bundesrath nahm diefes Anerbieten an; in Berlin da- 
gegen zeigte fich Feine Geneigtheit dazu, und jo unterlich die 
englische Regierung, einen fürmlichen Antrag diejer Art 
zu jtellen. 

Dirvet: Unterhandlungen, welche der Schweizer 
Bundesrath mit Preußen anknüpfen wollte, wurden zurück 
gewielen; ja, am 16. December 1856 brach der preußiiche 
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Geſandte in Bern auf Befehl feines Heren die Diplo- 
matischen Beziehungen mit der Schweiz gänzlich ab. 

So ſchien jich diefe neuenburgische Frage gegen Ende 
des Sahres 1856 immer mehr zu einem gewaltjamen Con— 
fliete zwilchen Preußen und der Schweiz zuzujpigen. 
König Friedrih Wilhelm IV. zeigte fich entjchloffen, falls 
feiner Forderung nicht nachgegeben werde, an die Gewalt 
der Waffen zu appelliren. Schon waren Unterhandlungen 


‚mit den jüddeutichen Staaten zu dem Zwecke eingeleitet, 


den freien Durchzug preußiicher Truppen nach der Schweiz 
durch deren Gebiet zu erwirfen; fchon war den anderen 
Gabinetten der feite Entichluß des Königs mitgetheilt, 
„militärtiche Maßregeln vorzubereiten und jolche im Noth- 
falle auszuführen“. 

Die Kreuzzeitungspartei in Berlin betrieb den Krieg 
gegen die Eidgenofjenjichaft ganz offen, und fie machte 
auch daraus fein Hehl, daß fie einen jolchen Krieg als 
einen „Kreuzzug“ anſehe, nicht blos um die gefangenen 
Royaliſten zu befreien und Neuenburg wieder an die Krone 
Preußen zu bringen, jondern um gleichzeitig der ganzen 
„demagogiſchen Wirthſchaft“ in der Schweiz ein Ende zu 
machen, d. h., um auch diejes Land in das große Web 


der Reaction einzubeziehen, welches bereit3 über Deutjchland 


ausgejpannt war. 

Da legte ſich noch in letter Stunde die öfterreichtiche 
Regierung in's Mittel. Ihr mochte es gefährlich jcheinen, 
einen Krieg fich entzünden zu laffen, der, unmittelbar an 
den Grenzen Frankreich geführt, Leicht den Kaiſer 
Napoleon III. zu einer Einmiſchung veranlafjen Fönnte. 
Sie fand es mit Necht bedenklich, daß die preußiiche 

10* 
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Regierung den Bundestag nicht blos zur diplomatischen 
Unterjtüßung ihrer Forderungen veranlaßt, fondern von 
ihm verlangt hatte, er folle „je nach dem Erfolge 
feiner diesfallfigen Schritte fich ernftere Mafregeln gegen 
die Schweiz vorbehalten,” was nicht3 Anderes hieß, als: 
unter Umftänden den Deutſchen Bund in einen Krieg 
mit der Schweiz verwideln zu Gunſten eines außerhalb 
de3 Bundesgebiet3 liegenden Länderbefißes — nicht einmal 
de3 Staates Preußen, jondern nur der Dynajtie Hohen: 
zollern.. Genug, die öfterreichiiche Negierung verſuchte 
der Angelegenheit dadurch ihre Spite abzubrechen, Daß fie 
jolhe auf den Weg europätjcher Conferenzen hinüberleitete. 
Sie jchlug der preußischen Regierung diefen Weg in einer 
Note vom 19. December 1856 vor. Als Antwort darauf 
richtete daS Berliner Cabinet gleichzeitig nach) Wien und 
an die andern Großmächte eine Note, worin es ausſprach: 
„Der König mache den Großmächten den Beruf, durch ihre 
Autorität die Schweiz zum Nachgeben zu bejtimmen, nicht 
ftreitig; allein er fünne, nachdem die Mächte, welche das 
Londoner Protokoll vom 24. Mat 1852 unterzeichnet, 
vier Jahre lang nichts zum Austrag der Sache gethan 
hätten, jeßt feine Action von deren Maßnahmen nicht ab- 
hängig machen; Alles, was er thun könne, fei, den Termin 
der Mobilifirung des Heeres noch bi zum 15. Sanuar 1857 
hinausſchieben. Sei bis dahin die Freigebung der Ge— 
fangenen bedingungslos erfolgt, Jo wolle er jpäter auf Ver- 
Handlungen über die Fünftige Lage Neuenburg eingehen; 
jet dagegen einmal mobilifirt, dann könne er jich mit der 
bloßen Freilaſſung der Gefangenen nicht mehr begnügen, 
vielmehr würden dann die durch die Warten zu erzielenden 
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Ergebnifje an die Situation des Fürſtenthums Neuenburg 
ſelbſt anknüpfen.” 

Die öſterreichiſche Regierung erwiderte darauf inziemlich 
ernjtem Zone: „Daß feit 1852 in der Sache nichts 
geichehen, rühre daher, dag Preußen niemals die Mächte 
zu einem bejtimmten Schritte veranlaßt habe. Oeſterreich 
habe jeßt die Berufung einer Conferenz beantragt, und e3 
erwarte mit Bejtimmtheit von der Weisheit des Königs, daß 
er nichts thun werde, was dieſe friedliche Entſcheidung 
unmöglich machen könnte.“ Dabei ward einerjeit3 zuge- 
jichert, daß die Großmächte auf Freilaſſung der Gefangenen 
hinwirken würden, amdererjeit3 ward nicht umdeutlich zu 
verstehen gegeben, daß eine kriegeriſche Expedition Preußens 
gegen die Schweiz „für einen andern Zweck, als für Die 
Freilaſſung der Gefangenen“ (d.h. für eine Wiedereroberung 
Neuenburgs) ſich der Zuſtimmung Oeſterreichs und der 
anderen Großmächte nicht zu erfreuen haben würde. 

Schon vorher hatte Dejterreich einen Schritt gethan, 
der einer Friegerijchen Verwickelung Preußens mit der Schweiz 
noch wirkſamer vorbeugte. Am 23. December hatte es 
eine Circularnote an die deutſchen Regierungen gerichtet, 
worin ausgeführt ward: „Die Eröffnung von Bundes- 
gebiet für den Durchmarjch preußifcher Truppen ſei beim 
Bunde felbit, nicht blos bei den einzelnen Regierungen, 
deren Länder dabei in Frage kämen, zu beantragen.” 
Gleichzeitig war in diefer Note ausgejprochen: „Nach der 
Ansicht des öſterreichiſchen Cabinets hätte der Bundestag 
einen folchen Antrag, wenn er an ihn gebracht würde, abzu= 
lehnen, weil die neuenburgilche Frage, ehe Preußen zur 
Anwendung der Waffengewalt jc“riten dürfe, vorher in 
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europäiſchen Conferenzen zu verhandeln ſei.“ Die Note 
war „vertraulich”" auch der preußifchen Negterung „zur 
Kenntniß“ mitgetheilt worden. 

Das hieß denn freilich, dem kriegsluſtigen König von 
Preußen geradezu in den Arm fallen und ihn im zwar 
höflicher, aber zugleich jehr erniter Form von etwa zurüd- 
halten, was zu thun er offenbar faum erwarten Eonnte. 
Denn, wenn die füddeutichen Staaten, den Winfen Defter- 
reichs folgend, die Genehmigung zum Durchmarſch preußiicher 
Truppen durch ihr Gebiet (die fie allerdings auf Preußens 
Andringen ſchon gegeben hatten, offenbar gegen den Geilt 
und jelbjt gegen den Buchſtaben der Bundesverfaflung) 
zurüdzogen, und wenn der Bund, ebenfalls der Anficht Defter- 
reichs ſich anſchließend, dieſe Genehmigung verjagte, jo befand 
fi) Preußen in der abjoluten Unmöglichkeit, mit Waffen— 
gewalt etwas gegen die Schweiz zu unternehmen. 

Preußiſcherſeits ward denn auch in jehr gereiztem 
Tone darauf erwidert und auf dem Nechte Preußens, jo 
zu verfahren, wie es gethan, beharrt, wogegen wiederum 
die öfterreichifche Negierung darauf hinwies, daß, wenn ein 
Krieg Preußens gegen die Schweiz von nichtpreußiſchem 
Bundesgebiete aus unternommen würde, der Bund damit 
jeine Neutralität aufgäbe, und alsdann auch ein Angriff 
von der Schweiz aus auf das Buudesgebiet Teicht erfolgen 
könnte. 

Offenbar war in dieſer Frage nicht blos das Bundesrecht 
auf Oeſterreichs Seite, ſondern die öſterreichiſche Regierung 
ſorgte auch für das Intereſſe Deutſchlands beſſer, als der, 
von ſeinem Lieblingsgedanken gegen jede andere Erwägung 
unzugänglich gemachte und von den Männern der Kreuz— 
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zeitung in diefer Richtung beitärkte König. Es war zweifel- 
log, daß, jobald ein deutjcher Bundesstaat den Durchzug 
preußilcher Truppen gegen die Schweiz durch jein Gebiet 
geitattete,. er damit fich ſelbſt in einen Sriegszuftand 
gegen das Schweizer Wolf verjegte, aljo auch dieſem 
leßteren das volle Recht gab, ihn anzugreifen, und es 
war ebenjo zweifellos, daß ein jolcher Angriff auf einen 
Bundesftaat den ganzen Bund in Mitleivenheit ziehen 
mußte. Wenn diefe Gefahr einer Berwidelung mit der Schweiz, 
als einem Kleinjtaate, vielleicht minder bedenklich erjchien, jo 
durfte nicht vergejjen werden, daß jchwerlich der mächtige 
Nachbar im Welten einer jolchen Verwidelung unthätig zu= 
ichauen, ı vielmehr wahrjcheinlic) die Gelegenheit begterig 
ergreifen würde, fich einzumischen, jei e8 mit den Waffen, 
oder wenigitens diplomatijch. Ä 

Der Schweizer Bundesrath hatte inzwilchen, da alle 
jeine Anerbietungen zu einem gütlichen Vergleiche erfolglos 
blieben, und immer erjichtlicher ward, daß König Friedrich 
Wilhelm IV. es auf eine Vergewaltigung der Schweiz 
abgejehen habe, auch ſeinerſeits die entjchiedeniten Maß— 
regeln zur Gegenwehr getroffen. Er hatte zunächit die 
Aufitellung zweier Divifionen (etwa 30000 Mann) bejchlojfen, 
-gleichzeitig aber alle Cantone ermahnt, Bundesauszug 
und Bundesrejerve im Bereitjchaft zu halten. Sowohl die 
Santonalregierungen als die Bevölkerungen entiprachen 
dieſer Aufforderung der Bundesbehörde mit Begeifterung; 
die Bundesverfammlung ertheilte bereitwillig ihre Ge- 
nehmigung zu den getroffenen Maßregeln und eröffnete 
den Bundesrath einen „unbeichränkten” Credit „zur Ver— 
theidigung des Vaterlandes bis auf's Aeußerſte“. 
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Gleichzeitig wurden aber auch die friedlichen Ver— 
ftändigungsverfuche fortgejeßt. Durch Bermittlung des 
franzöfischen Gabinet3 erhielt die Schweiz die Zuficherung, 
daß Preußen von dem Augenblide an, wo die Gefangenen 
freigelafjen wären, auf jede militärische Maßregel gegen 
.die Schweiz verzichten werde. Auch erklärte ſich die fran— 
zöfische Negierung verbindlich für die Unabhängigkeit Neuen- 
burgs. Auf jolche Bürgschaften hin glaubte der Bundes- 
rath der Ehre und Unabhängigkeit der Schweiz nichts zu 
vergeben, wenn er den Proceß gegen die aufftändifchen 
Royaliſten niederfchlüge — unter der Bedingung jedoch, 
daß diejelben die Schweiz auf fo lange verließen, bis der 
Abſchluß eines endgültigen Abkommens in der neuenburgifchen 
Trage erfolgt fei. Die Bundesverſammlung trat dem mit 
einer an Einftimmigfeit grenzenden Mehrheit bei. Die 
öffentliche Meinung, bejonder3 in dem franzöfiichen Theile 
der Schweiz, zeigte fich anfangs darüber ſehr erregt, beruhigte 
ſich aber doch bald. 

Am 5. März 1857 trat eine Conferenz der vier Groß- 
mächte in Paris zujammen. Im ihrer zweiten Sikung, am 
7. März, legte fie der preußijchen Regierung ihren Borjchlag 
zur Regelung der neuenburgijchen Trage vor. Er berubte 
auf der völligen Ablöfung diefes Kantons von Preußen und 
jeiner Dynajftie, Die preußische Regierung weigerte fich, darauf 
einzugehen. Erjt nach längeren Berhandlungen gelang e3, ein 
Abkommen zwiſchen dem König und der Schweiz zu Stande 
zu bringen, welches am 26. Mai 1857 unterzeichnet warb. 
Der König entjagte darin endgültig allen Souveränetäts- 
rechten auf Neuenburg. Den Angeklagten ward volle Straf- 
lofigfeit gewährt; auch mit Tragung der Koften wurden fie 
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verſchont. Die Erträgniffe der Kirchengüter und die Einkünfte 
der milden Stiftungen in Neuenburg follten ihrer Be 
ftimmung nicht entzogen werden dürfen. Eine Entjchädigung 
von zwei Millionen Franes, welche der König für feine 
Privatbefigungen in Neuenburg gefordert, war von den 
Mächten auf die Hälfte ermäßigt worden, wonach der 
König gänzlich darauf verzichtete. Dagegen beharrte er 
auf Fortführung des Titels eines „Fürſten von Neuenburg 
und Balengin.“ Die Schweiz gejtand dies zu gegen die 
ausdrüdliche Erklärung, daß daraus feinerlei Rechte gegen- 
über dem Canton Neuenburg oder der Eidgenojjenichaft 
abgeleitet werden dürften. 

So endete dieſer Streit um Neuenburg, der nahe 
daran geweſen war, einen neuen Krieg, und zwar mitten in 
Europa, zu entzünden. Nachdem wenige Sabre vorher die 
Waffenmacht Preußens in Unthätigfeit erhalten worden 
war, al3 e3 galt, ein großes deutſches Intereſſe zu wahren 
und eine Ehrenjchuld Preußens einzulöſen, Hatte fie jetzt auf- 
geboten werden jollen, um einen zweifelhaften Nechtsanipruch 
in einer Sache zu verfechten, die den Staat Preußen nicht? 
anging, um ein unnatürliches Verhältnig, wie das eines 
monarchiichen Canton inmitten der durch und Durch 
republifanischen Eidgenoffenjchaft, wiederherzuftellen, endlich 
um bie gewaltjame Erhebung einer Minorität gegen einen 
unter Zulafjung des Königs jelbjt gejchaffenen und in viel 
jähriger Wirkſamkeit beftehenden Rechtszuftand zu legitimiren! 


a1, 
Die Erkrankung Friedrich Wilhelms IV., fein Rücktritt 
von der Wegierung und fein Tod. 





Die Erregtheit des Königs in der neuenburgifchen 
Angelegenheit — zuerjt jchon bei dem Vorſpiel dazu 
während des Krimfrieges, vollends bei der Krifis jelbit — 
hatte etwas nahezu Krankhaftes. In der That zeigte 
jich bei dem König je mehr und mehr ein bedenkliches 
Ergriffenjein des ganzen fürperlichen und geijtigen Organis— 
mus. Sehr bald nach dem Ausgange des neuenburgijchen 
Streites, im Juni 1857, nach einer Eur, die er in Marien- 
bad gebraucht, traf ihn auf der Rückreiſe, bei einem Bejuche 
am Dresdener Hofe, ein Schlaganfall. Derjelbe wieder: 
holte fich) im October. Der König war genöthigt, fich von 
den Negierungsgejchäften zurückzuziehen und feinen Bruder, 
den Prinzen von Preußen, mit feiner Stellvertretung zu 
betrauen. Es war dies eine ganz neue, in der preußijchen 
Berfaffung nicht vorhergejehene Art der Regierungsüber- 
tragung. Für den Prinzen hatte ſie infofern etwas Pein— 
liches, al3 fie ihn verpflichtete, fireng in den Bahnen feines 
föniglichen Bruders fortzumandeln, daher auch die Minijter, 


an. 


die deſſen Vertrauen bejejjen, beizubehalten, objchon er mit 
denjelben in Bezug auf die wichtigiten Lebenzfragen des 
preußiichen Staates ſich in einem jchroffen Widerjpruche 
befand. 

Der Zuſtand des Königs verjchlimmerte fich indeß 
mehr und mehr; die Hoffnung, daß er die Zügel der Re— 
gierung wieder ſelbſt ergreifen könnte, ward ſchwächer und 
Ihwächer. Die Verlängerung der dem Prinzen übertragenen 
Vollmachten von Vierteljahr zu Vierteljahr erjchten immer 
unzuläffiger. Die öffentliche Stimme verlangte laut nad) 
Herstellung eines wirklich verfafjungsmäßigen Zuftandes, d.h. 
nach Einjegung einer Regentſchaft. Allein die nächjten 
Umgebungen des Königs fträubten fich gegen einen jolchen 
entjcheidenden Schritt; die Partei der Kreuzzeitung bot 
Alles auf, um den Einfluß nicht zu verlieren, den fie nur 
zu lange in unheilvollſter Weile geübt hatte; unter den 
nichtigsten Worwänden befänpfte fie den Gedanken einer 
Regentschaft; die Minifter, die ihr Schickſal beim Eintritt 
einer jolchen wohl ahnten, thaten wenigſtens nichts, um 
dem unerträglichen Zuftande ein Ende zu machen. Endlich 
gelang es aber doch, von dem König in einem feiner lichten 
Augenblide eine perjönliche Kundgebung jeiner freien Ein- 
ftimmung in die Einſetzung einer Negentichaft zu erlangen. 
Am 7. October 1858 richtete der König am feinen Bruder 
ein Schreiben, worin er, „bei jeiner noch fortdauernden Ver— 
hinderung, die Negierung jelbit zu führen“, den Prinzen 
erjuchte, „die Eönigliche Gewalt in der alleinigen Verant— 
wortlichfeit gegen Gott, nach bejtem Wijjen und Gewiſſen, 
in des Königs Namen als Regent auszuüben“, 

Der König jelbit, nunmehr aller Regterungsjorgen 
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entlebigt, fuchte Genefung in dem milden Klima Italiens. 
Erſt 1860 fehrte er von da zurüäd, ſcheinbar gebefjert; 
allein bald trat wieder eine Verſchlimmerung ein; am 
2. Januar 1861 verjchied er. 

Die Negierung König Friedrich Wilhelms IV. endet 
fomit hier, und die Gefchichte muß daher jchon jeßt Ab— 
fchied von ihm nehmen. Sie kann dies nicht ohne ein 
tiefichmerzliches Gefühl. Ein jo reicher, jo vielbegabter 
Geift, ein Fürst, Scheinbar zu jo Großem auserjehen, auf 
den Thron gelangt in einer jo bedeutungsvollen Zeit, von 
den Umjtänden jelbft in jo hohem Maße begünstigt, ward 
König Friedrich Wilhelm IV. durch eine unglücliche An— 
lage feines Weſens in Bahnen abgelenkt, die ihn mit ich 
jelbft in Die peinlichiten Widerfprüche, da8 von der Vor— 
fehung ihm amvertraute Land und Volk in Die bedenf- 
lichten Lagen brachten. Wohin war es doch mit diejem 
Fürſten, auf den fo große Hoffnungen gejegt worden waren, 
gekommen, wenn der eine feiner Allervertrautejten, und der 
ihm bis auf3 Aeußerſte anhing, Bunſen, mit Bezug auf 
den andern, Nadowis, an Stockmar jchrieb: „Sch fürchte 
von Radowitz feine Slufion der alten Art mehr — außer 
der durch jeine mehr tatarisch » Fatholiiche, als Deutjch- 
protejtantische Liebe, welche er zum König hat. Er nennt 
Dualismus, was entweder Tollheit oder Unredlichkeit ift 
oder werden muß”)! Wohin war es gefommen, wenn 
im englischen Mintjterrathe der Gedanke an ein engliſch— 
preußiiches Bündnig mit der Bemerkung bejeitigt ward: 


— 


*) Brief vom 18. Januar 1851. („Bunſen aus feinen Briefen” 
3. Bd., ©. 164.) | 
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„man könne fich auf den König nicht verlaffen, denn er 
werde im entjcheidenden Augenblict wieder abſpringen!“ 

ALS jene Selbftwideriprüche in der Regierungsweiſe 
Friedrich Wilhelms IV. zuerſt hervortraten, jenes Schwanfen 
zwijchen Fort- und Nücjchritt, jene ſcheinbare Hingebung 
an die freieren Ideen der Zeit und dann wieder jenes 
Ichroffe Sichabwenden davon, jenes liebenswürdige Er- 
jchliegen feines ganzen Innern vor feinem Volke und bald 
darauf wieder die ſpröde Abweilung der Bitten, mit denen 
jein Volk vertrauensvoll ihm nahte, jene jchwungvolfen 
Neden und jene damit jo gar nicht übereinstimmenden 
Handlungen, da ward nicht felten, ſogar in den Streifen 
der höheren Gejellichaft, der Verdacht geäußert: der König 
täuſche abjichtlich die öffentliche Meinung über Das, was 
er jei und was er wolle. Harte Worte in diefem Sinne 
wurden laut. Wir glauben, mit Unrecht. Wenn der 
König ISemand täufchte, jo gewiß zuerjt fich jelbit, freilich 
damit auch die Anderen. Nicht, daß er Gefühle oder 
Vorſätze geheuchelt hätte; er hegte jolche wirklich oder 
glaubte doch, fie zu Hegen; aber er vermochte jte nicht fejt- 
zuhalten. Seine Entjchlüffe entjtanden raſch, aber ebenſo 
rasch verſchwanden fie wieder, ohne zur Reife zu gelangen. 
Ihm fehlte jener feite Mittelpunkt des Handelns, der jtarfe, 
jeldftfichere Wille, der alle Aufwallungen des eigenen 
Innern beherricht und allen Einflüjfen von außen den 
MWiderjtand ruhiger Erwägung entgegenjeßt, und jo ward 
er ein Spielball jener und diefer. Die Unbeftändigfeit 
des Königs, feine Lenkbarkeit durch faljche und feine bis 
zum Trotz gehende Verhärtung gegen bejjere Nathichläge Hat 
viel Unheil über fein Volk und Land, ja über ganz Deutjch- 
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land gebracht; aber auch er ſelbſt Hat ficherlich viel darunter 
gelitten, und wenn man verjucht ift, ihn deshalb anzu— 
lagen, jo muß man ihn ebenjo jehr beklagen, daß er jo und 
nicht anders geartet war. 

Denn er war — troß der äußeren Luftigfeit, zu der jein 
janguinijches Temperament ihn öfters trieb, zu der er wohl 
auch bisweilen ſich gewaltjam zwang — doc) eine innerlich 
zerrijjene und darum gewiß weit mehr unglüdliche, al3 glück— 
lihe Natur. 

Gern mag der Gejchichtsichreiber, wo ein jo räthjel- 
bafter Charakter ihm begegnet, den Schlüjjel zur Löſung 
dieſes Räthſels in deſſen Bildungsgejchichte juchen. Wofern 
ſich dabei zeigen jollte, daß gewiſſe Bildungseinflüffe jchon 
früh dem Wejen des jpäteren Königs eine Richtung auf- 
geprägt, welche verhängnigvoll für fein ganzes Leben und 
Wirken ward, jo würde das Urtheil der Gejchichte über ihn 
ein gerechteres und verfühnlicheres werden. Sie würde den 
König der Berantwortlichkeit für manche Thaten und Unter: 
lajjungen einigermaßen entlaften dürfen, ohne doch des— 
halb feine Erzieher anflagen zu müfjen; denn gewiß haben 
Dieſe in beiter Meinung gehandelt, wenn jchon fie viel 
leicht in den Mitteln zum Zweck fich theilweiſe vergriffen. 

Erjt jeit Kurzem it uns von kundiger Hand ein 
flarerer Einblid in die frühejte Jugendgeſchichte Friedrich 
Wilhelms IV. eröffnet worden”). Wir erjehen daraus, wie 


*) Durch die Lebensbejchreibung Friedrich Wilhelms IV. von 
Leopold v. Ranfe in der „Allgemeinen deutfchen Biographie”, 7. Band, 
©. 729 ff. (aud) als Separatabdrud erjchienen bei Dunder & Humblot 
in Leipzig). Ranke hat dazu officielle Duellen aus dem Hausd- und 
Staatsarchiv benußt. 
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viel von allen Seiten für dejjen Geijteg- und Gemüthsbildung 
geichehen iſt. Wielleicht in mancher Beziehung nur zu viel! 
Seine herrliche Mutter, die Königin Luiſe, hatte von früh 
an auf den reichbegabten Knaben große Hoffnungen gejeßt, 
doppelt große, jeitdem nach dem Unglüd von 1806 ihre 
ganze Seele nur der eine Gedanke an die MWiedererhebung 
Preußens und die Rächung der erlittenen Schmach erfüllte, 
„Sie würde unglüdlich fein,“ äußerte fie, „wenn der 
Kronprinz Andere nicht ebenjo durch feine Verdienjte über- 
träfe, wie durch jeinen Rang.“ 

Wir fennen aus anderer Quelle die ſchwungvollen, ent- 
flammenden Worte, welche die Königin Luiſe bald nach der 
Kataftrophe von Jena an die beiden Prinzen Friedrich 
Wilhelm und Wilhelm richtete, von denen der eritere 
damals elf Jahre altwar. Siebejchwor die Brinzen, „Preußen 
von der Schande und Erniedrigung, worin ed jchmachte, 
zu befreien, nach dem Ruhme großer Feldherrn und Helden 
zu geizen, oder, wenn ſie mit aller Anjtrengung den nieder- 
gebeugten Staat nicht aufrichten Fünnten, den Tod zu 
ſuchen wie Prinz Louis Ferdinand.” 

Solde Mahnungen und Beichwörungen aus dem 
Munde einer jo zärtlich geliebten, jo angebeteten Mutter 
mußten dem königlichen Knaben eine hohe Borjtellung von 
Dem beibringen, was zu fein und zu leiten er dereinſt 
berufen fein würde. Aber freilich mochte vielleicht feine 
dadurch auf's Aeuferjte erregte Phantafie mehr in dieſem 
Bilde Fünftiger Größe jchwelgen, als daß er fich bie 
Pflichten eines jo hohen Berufes und die Schwierigkeiten 
der rechten Ausfüllung dejjelben deutlich vergegenmwärtigte, 

Man jagt — und die Geichichte bejtätigt es in vielen 
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Beijpielen — daß, wo e3 auf Beichtwingung der Einbildungs— 
fraft und Belebung des Gefühls ankommt, bei künſtleriſch 
oder poetilch angelegten Charakteren, der Einfluß geijt 
und gemüthvoller Mütter ein vorwiegend günjtiger 
fe. Ob ganz das Gleiche der Fall it bei Fünf- 
tigen Negenten, ob nicht hier die jtrenge Zucht und Die 
mehr verjtandesmäßige, jelbjt nüchterne Leitung eines männ- 
lichen Willens Noth thut, Das dürfte wenigſtens nicht 
zweifellos fein. König Friedrich Wilhelm IIL, gänzlich in 
Anspruch genommen und fait erdrücdt von den ſchwerſten 
Negierungsforgen in jener fir Preußen jo traurigen Beit, 
fonnte der Bildung feines Kronprinzen nur wenig Zeit 
und Aufmerkfjamfeit widmen. Die Erziehung des Leßteren 
lag fait augichlieglich in der Hand der vorwiegend ideal 
angelegten Mutter, 

Des Prinzen erjter Lehrer war ein junger Theolog, 
Delbrüd. Er war der Königin von dem berühmten 
Pädagogen Kanzler Niemeyer in Halle empfohlen. Gewiß 
fonnte die Königin nicht forglicher verfahren, als indem 
fie an eine jolche Autorität ich wendete. Auch wußte 
Delbrück alsbald des Knaben ganze Liebe zu gewinnen. 
Noch als König hielt der fürjtliche Zögling das Andenken 
feines erjten Erzieher hoch in Ehren und gedachte feiner 
voll Zärtlichkeit — ein jchöner Zug feines dankbaren 
Gemüthes. Für die Heranbildung des künftigen Thronfolgers 
zu jeinem erhabenen Berufe ſetzte Delbrüf von Haus 
aus ſich die höchſten Ziele, hegte er die glänzendften 
Hoffnungen. Letzteres bezeugen die Worte, die er jchon 
wenige Monate nach dem Antritt feines Amtes an einen 
Freund über den Prinzen jchrieb, der damals wenig über 
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fünf Jahre alt war: „Der Kronprinz wird jich, falls die 
Umjtände jeine Erziehung begünjtigen, einft unter den 
deutjchen Fürſten auszeichnen durch Kraft des Wirkens, 
durch Gewifjenhaftigfeit im Berufe, duch Edelfinn und 
Liebenswürdigfeit.“ 

Der Philantropismus und die Humanitätsphilojophie 
hatten gegen das Ende des vorigen Sahrhunderts dem 
Erziehungswejen eine neue Richtung gegeben. Man wollte, 
im Gegenjaß zu der damaligen Beengtheit und der jchroffen 
Trennung der Berufs: und Geburtsitände, die Jugend 
vornehmlich, wenn nicht ausjchlieglich, zu „Menjchen“ 
bilden, ihre Geiſtezs- und Gemüthsfräfte ganz im All 
gemeinen, ohne Rückſicht auf eine beftimmte Anwendung 
im praftiichen Leben, ausbilden und entwideln.. Man 
wollte ferner, ebenfall3 tim Kampfe gegen eine Verein— 
jeitigung der früheren Pädagogik, die despotifche Disciplin 
und daS mechaniche Einprägen von Kenntniſſen, dem 
Zögling mehr Freiheit gewähren und, was er lernen 
müſſe, ihm möglichſt jpielend beibringen. Dieſer päda— 
gogiſchen Richtung ſcheint auch Delbrück gehuldigt zu 
haben. An ſeiner Begeiſterung ſowohl für ſeinen fürſt— 
lichen Zögling ſelbſt als für die hohe Aufgabe, welcher 
er denſelben entgegenführen ſollte, war nicht zu zweifeln. 
Er wollte in dem Prinzen, ſo äußerte er, „Liebe für die 
Deutſchheit in Wort und That, Wärme für das Elend 
und die Knechtſchaft von Europa und einen frommen 
Heldenmuth anregen und beleben.“ Die Kunſt des Feld— 
herrn und des Staatsmannes, meinte er, entwickle ſich von 
ſelſſt aus einer wiſſenſchaftlichen Vorbereitung, „am 
ſicherſten aber durch die geſammte Ausbildung des Ger 

K. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. IL 11 
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müths“. Zu frühe Beichäftigung mit den Kleinigkeiten des 
Militärdienits könnte eher jchädlich als nützlich wirken. 
Erft wenn der Prinz reif ſei an Körper und Geijt, etwa 
im 18. Sahre, möge er in den Dienft eintreten. „Dann 
werde er mit eigenen Mugen jehen und mit jener Selbit- 
jtändigfeit handeln, die nicht der Rathgeber, jondern bloßer 
Vollſtrecker des Willens bedürfe. Solcher Männer bedürfe 
das Vaterland, bedürfe Europa. Das preußische Haus fei 
von der Vorſehung beitimmt, der Welt dieſen Netter ‘zu 
ſchenken.“ 

In Aeußerungen ſolcher Art iſt, bei aller Achtung vor 
der edlen patriotiſchen Geſinnung, doch eine gewiſſe Ueber— 
ſchwänglichkeit nicht zu verkennen. Wie leicht mochte dieſe 
ſich auch auf den fürſtlichen Zögling — der jetzt, mit 
14 Jahren, ſchon in das Alter des Selbſtbewußtſeins 
trat — übertragen; wie leicht mochte letzterer in ſich eine 
von der Vorſehung beſonders ausgewählte, eine providen— 
tielle Perſönlichkeit erblicken, die künftig einmal in Allem 
mit größter „Selbſtſtändigkeit“ handeln, die „keiner Rath— 
geber, ſondern bloßer Vollſtrecker ſeines Willens“ bedürfen 
werde! Manche Aufzeichnungen des Prinzen aus jener 
Zeit (in denen, wie Ranke anmerkt, „wohl viel dem 
Lehrer zugeſchrieben werden muß“) deuten auf einen in 
des Prinzen Seele geworfenen Funken eines begeiſterungs— 
vollen Schwunges hin, eines Schwunges, der, richtig 
geleitet, Großes ſchaffen, freilich aber auch leicht auf 
Irrwege gerathen konnte. 

Der Freiherr von Stein, damals preußiſcher Miniſter 
und eben mit der politiſchen Neugeburt Preußens beſchäf— 
tigt, nahm an der Bildung des künftigen Thronerben, der 
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vielleicht berufen jein mochte, Das vollends Hinauszuführen, 
was jet angebahnt ward, das lebhafteſte Intereſſe. Er 
hatte gegen Delbrücks Erziehungsmethode zwei gewichtige 
Bedenken. Einmal fand er, dag der Prinz zu wenig für 
jeinen einjtigen Beruf vorbereitet werde; er vermißte an 
dem Erzieher ſelbſt „die lebendige Auffaffung der Ge 
jchichte, namentlich) der des preußischen Haufes, die 
Welt: und Menfchenkenntnijie, Die dazu gehörten, dem 
Prinzen die Bildung zu verichaffen, die deſſen Fünftiger 
Beruf fordere”. Sodann aber bemerfte er am dem 
Frinzen „eine Zügelloſigkeit des Willens, die in dem Alter, 
wo die Leidenjchaften jtärfer hervortreten, von den nach- 
theiligiten Folgen werden könne“. 

Senen eriten Einwand wollte, wie jchon angeführt, 
Delbrück nicht gelten lafjen; dieſen zweiten geſtand er ſelbſt 
als nicht umberechtigt zu. Er verhehlte nicht, „daß aus 
der großen Lebendigkeit des Prinzen auch manche unange— 
nehme Eigenheit entjpringe: Ausgelaſſenheit, auffahrendes, 
gebieteriiches Weſen, fo daß er ſelbſt Diejenigen beleidige, 
die er am meiiten liebe“. 

Stein empfahl die Erjeßung Delbrüds durd) einen 
militärischen Gouverneur. Einen folchen erhielt denn auch) 
der Kronprinz in der Perſon des Generals Diericke, der 
jeinerjeit wieder als jpeciellen militärischen Erzicher den 
Oberſt Gaudy empfahl. Zur Entlafjung Delbrüds jedoch 
fonnte jich die Königin in ihrer großen Güte und Bart: 
heit der Gefinnung lange nicht entichliegen, um jo weniger, 
al3 der Prinz jo jehr an Delbrücd hing, daß der Gedanfe einer 
Trennung von diefem feinem Lehrer auf den leidenschaftlich 
empfindenden und jich äußernden Knaben jogar Förperlic) 
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nachtheilig wirkte. Eine jolche Doppelftellung zweier, in 
ihrem Weſen gänzlich von einander verjchiedener Erzieher 
fonnte unmöglich günjtig auf den Prinzen wirken. General 
Dieride drang daher auch fort und fort auf Befeitigung 
dieſes Uebelſtandes. Zugleich machte er über Delbrüc folgende 
Bemerkung, die, zutreffend, wie fie gewiß war, einen 
wichtigen Beitrag zu der piychologiichen Erklärung ſo 
mancher Züge in dem jpäteren Leben de3 damaligen Kron— 
prinzen liefert. „Delbrück“, ſagte Dieride, „hat zu wenig 
die Fünftige Beitimmung des Kronprinzen in’3 Auge ge 
fat, ſonſt hätte er dejjen Erziehung weniger äſthetiſch und 
mehr militäriich eingerichtet, Hätte zeitig den Prinzen die 
ſchwere Kunst gelehrt, fich felbft, feine Phantafie und jeine 
Launen zu beherrichen.“ 

An die Stelle Delbrüds trat, zum Theil auf Stein 
Borjchlag, Ancillon, der, von Haus aus auch Theolog, ſich 
mehr und mehr der Bhilofophie und den Staat3wijjenjchaften 
zugewendet hatte und jpäter, wie befannt, den Poſten eines 
preußiſchen Minifter3 des Auswärtigen beffeidete. Im der 
Zwiſchenzeit hatte der Charakter des Kronprinzen, vielleicht 
mit infolge jenes Dualismus in feiner Erziehung, fich nicht 
günstig entwidelt. „Eigenwille, Unbotmäßigfeit, Mangel 
an Rückſicht zeigten fich in jo hohem Grade, daß fie die 
Königin bejorgt machten“*). Auch) Ancillon fand beim 
Prinzen Mangel an Selbjtbeherrichung, Hang zur Un: 
gebundenheit und zum Egoismus. Doc hoffte er, dieſe 
Fehler des Prinzen würden „durch richtiges Denken und 
durch die angeborene Gerechtigkeit feines Herzens gemäßigt 


*) Worte Ranke's a. a. O. 
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werden“. Der Prinz habe Empfindung für das Schüne 
und Würdige; er jet empfänglich für die edle Begeijterung, 
das Princip großer Thaten; er Habe religiöje Gefühle, 
wie man fie bei diefem Alter jelten in gleicher Lebhaftigkeit 
finde; jeine Moralität quelle aus einem Gefühle des Un- 
endlichen, das er jelbjt noch nicht fenne. 

Man jieht: große Eigenschaften und gefährliche Ver- 
irrungen lagen in dem Weſen des Prinzen dicht neben- 
einander, und vielleicht hatte gerade das zu eifrige Bemühen, 
jene erjteren Fünftlich immer höher zu jpannen, dieje legteren 
noch mehr hervorgelodt. 

Die Verjönlichfeit Ancillons war übrigens auch nicht 
dazu angethan, dieſen Verirrungen abzuhelfen und jene 
Eigenichaften in einer für die Zukunft fruchtbaren Weiſe 
zu entiwideln. Ihm fehlte die einfache Größe und Sicher: 
beit des Charakters, welche einem Süngling wie der Kron— 
prinz imponiren und feinem Wejen eine feite Nichtung 
hätte geben fünnen. Er war ein mittelmäßiger Geijt, der 
jich wohl zu Höheren verjtieg, al3 wohin jeine Kräfte reichten, 
eine bieg- und jchmiegjame Natur ohne fejte Weberzeugungen 
und tiefgewurzelte Grundjüße, ein Mann der Bermittelung 
in dem Sinne, daß er nach feiner Seite hin rechte Ent- 
ichiedenheit zeigte, bald conftitutionell, bald altſtändiſch, bald 
von jedem ein Stüd. Schwerlic) hat er daher günftig auf 
den Kronprinzen gewirkt, weder damals, als er die wijjen- 
ichaftliche Fortbildung des fünfzehnjährigen Knaben über: 
nahm, noch jpäter, wo er den Prinzen in der Verfaſſungs— 
jache berieth, am welcher der alte König jeinen Sohn 
betheiligte. i 

Ueber die weiteren Stadien der Erziehung und der 
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fpäteren Selbjtentwidlung des Kronprinzen geht leider die 
authentifche Quelle, der wir das Obige entnehmen, jo 
flüchtig hinweg, daß wir ung bejcheiden müſſen, ähnliche 
Folgerungen aus diejen Stadien, wie wir fie an die erite 
Sugendgejchichte Friedrich Wilhelms IV. in Bezug auf 
feine Charaktereigenthümlichkeit geknüpft haben, einer 
ſpäteren Gejchichtsichreibung zu überlaſſen. 

Unwillfürlic) vergleicht man den oben gejchilderten 
Bildungsgang des jugendlichen Friedrich Wilhelm IV. mit 
Dem, was man liber die Erziehung feines großen Vorfahren, 
Friedrichs II., weiß, jenes Monarchen, dem nachzueifern 
Friedrich Wilhelm IV. nicht abgeneigt jchien und, jo weit 
e3 nur auf die geiftigen Fähigkeiten anfanı, vielleicht nicht 
ganz unfähig gewejen wäre. Mit wie Dürftigen Mitteln ward 
die Ausbildung des großen Königs in's Werk gejegt! Wie 
wenig idealijtiich angelegt waren jeine Erzieher, einfache 
Lehrer aus der franzöfiichen Colonie! Wie viel mußte 
er durch fich ſelbſt lernen, um die Lücken jenes Unterrichts 
auszufüllen! Unter wie jtrenger väterlicher Zucht wuchs 
er auf! Wie wenig ward ihm von jeinen fünftigen 
Leijtungen und feiner hohen Bejtimmung vorgeredet! Wie 
ward jein Gemüth, weit entfernt, verweichlicht zu werden, 
vielmehr faft verhärtet durch die rauhe Behandlung, die er 
erfuhr! Und dennoch, wie arbeitete fich fein Geijt und 
jein Charakter durch alle dieſe Hemmnifje ſiegreich hindurch, 
während fein, mit jo überjchwänglicher Zärtlichfeit und jo 
viel Sorgfalt für alljeitige reichjte Ausbildung umgebener 
Urgroßneffe jich der Hohen Aufgabe, die jein Föniglicher 
Beruf ihm jtellte, leider jo wenig gewachjen zeigte. 


XII. 


Das wirthſchaftliche und ſociale Leben des dentſchen 
Volkes ſeit 1848. 





Der Moment, wo durch den Uebergang der Regierung 
Preußens in andere Hände ſich vorausſichtlich ein Umſchwung 
nicht blos in den preußiſchen, ſondern auch in den allge— 
meinen deutſchen Angelegenheiten vorbereitet, ſcheint dazu 
angethan, eine kleine Pauſe in der Darſtellung der 
politiſchen Ereigniſſe zu machen und dafür einen Blick auf 
andere Beſtrebungen des deutſchen Volkes zu werfen, welche 
in den Jahren nach 1848 neben den politiſchen hervor— 
treten. 

Es iſt ein ſchönes Zeugniß für die Stärke und Zähig— 
keit des deutſchen Volksgeiſtes, daß, ſo oft derſelbe auch 
in einer und der andern Richtung gehemmt oder unter— 
drückt ward, er dennoch niemals erſchlaffte oder in Unthätig— 
keit verfiel, vielmehr nur andre und neue Wege ſeiner Ent— 
faltung und Bethätigung betrat. 

Diesmal waren es vorzugsweiſe wirthſchaftliche und 
ſociale Ziele, in deren Verfolgung das deutſche Volk, nach 
dem Scheitern der politiſchen und nationalen Hoffnungen 
des Jahres 1848, ſeine ungebrochene Spannkraft zeigte. 
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Abgeiehen von den unmittelbaren praftiichen Er- 
gebnijfen dieſer Bejtrebungen, find Ddiejelben auch darum 
in hohem Grade wichtig und erfreulich, weil in ihnen zwei 
der ftärkiten Hebel jedes nachhaltigen Culturfortſchrittes, 
der Trieb der Selbitthätigfeit des Einzelnen und der 
Trieb der Ajjociation oder der freien Vereinigung Bieler 
zu einem gemeinjamen Wirken, ihre wohlthätige Kraft 
bewährten. Früher lange Zeit unterdrlicdt durch das von 
Frankreich nach Deutjchland herüber verpflanzte Syjtem 
der Bevormundung und Vielregiererei, hatten dieje beiden 
Triebe zuerſt (in Preußen namentlich jchon längſt) in dem 
allmälig wieder freier geftalteten Gemeindewejen gleichlam 
ihre Auferftehung gefeiert. Dann, in den dreißiger und 
vierziger Jahren, hatten fie ſich der großen induftriellen 
Unternehmungen, in3bejondere der Eijenbahnen, bemächtigt 
und auf diejem Gebiete gewaltige, ungeahnte Erfolge erzielt. 
Jetzt nun begannen fie ihre befruchtenden Wirkungen auch 
in den weitern Schichten des Volkes, in den Streifen der 
Eleineren Getverbtreibenden und der Arbeiter zu äußern. 

Das deutſche Gewerbewejen lag damals noch größten- 
theils in den Feſſeln des Yunftzwanges. Selbſt in Preußen, 
wo die Stein-Hardenbergischen Reformen einer freieren Ge— 
jtaltung dejjelben die Bahn gebrochen hatten, waren ſpäter 
wieder manche Nüchchritte gejchehen. 

Allein der im den ganzen Zeitumſtänden begründete 
Zug nach größerer Freiheit und Beweglichkeit im gewerb: 
lichen Leben ließ jich nicht mehr aufhalten. Die ort: 
ichritte der Technik Ichufen neue Arten und Formen des 
Betriebes und verwilchten Damit die jtrengen Grenzen, die 
nach der alten Zunftgefeggebung Handwerf von Handwerk 
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ſchieden. Der täglich jchwieriger werdende Wettkampf der 
fleinen mit der großen, fabrikmäßig betriebenen Induſtrie 
zwang die eritere, jo viel möglich) aus ihrer veralteten 
Betriebsweije herauszutreten, neue Mittel und Wege des 
Schaffens und des Abjages aufzujuchen. Der immer 
mehr jich ausbreitende und durch Feine Verbote zu unters 
drüdende Handel mit fremden Handiwerksartifeln, die, aus 
Ländern mit Gewerbefreiheit fommend, fajt immer billiger 
und meijt auch beſſer waren, al3 die zunftmäßig im Inlande 
gefertigten, bereitete dem Handwerk eine Concurrenz, welche 
zu bejtehen nur bei größerer Freiheit der Bewegung mög— 
fih ſchie. So drängte Alles unaufhaltiam auf Die 
Vertauſchung der alten, überlebten Formen des Gewerbe: 
weſens mit neuen, zeitgemäßeren hin. 

Merkwürdigerwetie jollte gerade noch das Jahr 1848, 
diejes in fait allen Richtungen jo gewaltig voraneilende Jahr, 
das jonderbare Schaujpiel einer reactionären Bewegung 
der ärgiten Art im Handwerferitande erleben. Zu der— 
telben Zeit, wo in Frankfurt a. M. der volfswirthichaft- 
fiche Ausſchuß des Barlamentes damit beichäftigt war, die 
Grundzüge einer deutjchen Gewerbeordnung im Geiſte und 
nach den Bedürfnifien der Gegenwart zu entwerfen, tagte 
am gleichen Orte ein jog. „Handwerferparlament”, eine 
Verſammlung von Delegirten der Zünfte aus den ver- 
ichiedenen deutjchen Ländern, und faßte Beichlüfje, die in 
Bezug auf Beichränftheit und Engherzigfeit in Behandlung 
gewerblicher Fragen das Unglaubliche leiſteten. Zur Er: 
klärung dieſer überrajchenden Erjcheinung muß man jich 
vergegenwärtigen, daß 1848 Handel und Wandel vielfac) 
ftockten und daß die dadurch im Noth Gerathenen nach 
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jedem Mittel griffen, von dem jie ſich augenblicklich eine 
Hülfe veriprachen, daß andererfeit3 bei jolchen großen, allge: 
meinen Bewegungen der minder gebildete Theil des Volfes 
leicht in den Irrthum verfällt, daS Streben nach einer 
Allen gemeinjamen Freiheit in das Streben nad) Geltend- 
machung eigenjüchtiger Vorrechte des Einzelnen oder eines 
bejonderen Standes zu verfehren. Gejchah es doch auch 
in eben junem Sahre der Freiheit, daß die Schiffszieher 
am Rhein von dem Fünfzigerausſchuß die Unterdrüdung 
der Dampfichiffahrt verlangten, weil diejelbe ihrem Gewerbe 
Abbruch thue! 

Einen praktiſchen Erfolg Hatten die Bejtrebungen des 
Handwerferparlamentes nicht, den ausgenommen, daß jie 
der bald darauf hereinbrechenden politijchen Reaction will 
kommenes Material lieferten für die Behauptung: die 
Gewerbetreibenden jelbjt jehnten fich nach einer größeren 
„corporativen Gebundenheit“. 

Indeſſen war jene nach rüchvärts gekehrte Richtung 
im Handwerferjtande keineswegs die alleinherrichende. Die 
entgegengejeßte, vorwärtsftrebende, fand ihren Ausdrud und 
ihren Rückhalt in den freien Ajjociationen der Gewerb— 
treibenden, den Gewerbevereinen. Das Gewerbevereinsweſen 
war in Deutjchland älteren Datums; allein bisher hatten 
die Gewerbevereine ſich vorzugsweife nur mıt Bejtrebungen 
für eine verbejjerte allgemeine Bildung ihrer Mitglieder, da- 
neben etwa noch für eine veredelte Gejelligfeit abgegeben. 
Schon dadurch war jedoch ein freierer Geift in ihnen genährt 
worden, ein Geijt, der über die enggezogenen Schranken 
der alten Zunftverfafjung Hinausjtrebte. Nunmehr trat 
auch an fie die Frage: „vor= oder rückwärts?“ heran, 
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und die meilten Gewerbevereine wandten ſich allmälig auf . 
die Eeite des Fortſchritts. Im diefen Vereinen und in 
anderen von ähnlicher Richtung (3. B. den Bolytechnijchen 
Gejellichaften) traten die Männer der Praxis, die Hand» 
werf3meijter, in nähere perjönliche Berührung mit Männern 
der Wiſſenſchaft, Volkswirthen, Technologen, Technikernu. ſ. w. 
oder mit Männern des Kaufmannsſtandes und der Groß— 
induſtrie, lernten durch dieſe die Erfahrungen, die man 
anderwärts mit der Gewerbefreiheit gemacht, die Vortheile, 
die ſie gebracht, näher kennen und unbefangener beurtheilen, 
als bisher, und gewannen jo zum Theil neue und richtigere 
Anjchauungen über diefe Frage. ine derartige ſreie Ver— 
einigung von Gewerbtreibenden war es, (die jog. „Bes 
fleidungsafademie” in Dresden), welche durch eine Preis: 
aufgabe die populäre Schrift von V. Böhmert über 
Zunftweſen und Gewerbefreiheit hervorrief, die wejentlic) 
mit zur Abklärung der Anfichten in den Streijen der Hands 
werfer beitrug. Die größere geijtige Nührigfeit und die 
Anregung zum eigenen Nachdenken, die durch den im den 
Gewerbevereinen über diefe Tagesfrage entbrennenden Streit 
hervorgerufen ward, war allein ſchon ein nicht zu unter— 
ihäßender Gewinn. | 

Einen gemeinfamen Mittelpunkt und dadurc) einen 
jtärferen Nachdrud erhielten die vereinzelten Bejtrebungen für 
Gewerbefreiheit in dem 1858 begründeten „Congreß deutjcher 
Volkswirthe“. Beidemim Jahre 1857 in Frankfurt a. M. 
abgehaltenen „Internationalen Wohlthätigkeitscongreß“ 
hatten mehrere hervorragende deutſche Mitglieder diejer 
Verſammlung, wie Lette und Schulze: Deligjch, die Idee 
regelmißiger Zujammenfünfte der deutſchen Volkswirthe 
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berathen. Bon ihnen ging die Anvegung zur Bildung 
eines jolchen Congreſſes aus. Der erjte Congreß fand noch 
im Herbit 1858 in Gotha jtatt. Sogleich in diejer erjten 
Sitzung ward die Frage der Gewerbefreiheit lebhaft verhandelt. 
Die große Mehrheit der Verfammlung,. in welcher auch 
der Gewerbejtand vertreten war, ſprach fih zu Gunften 
der Gewerbefreiheit aus. 

Auch in den Kreiſen der Gehülfen und Arbeiter Ichlug 
der Aſſociationstrieb Wurzeln. Schon vor 1848 hatten 
fich) hier und da „Gejellen“= oder „Arbeitervereine" gebildet, 
zum Theil im Anjchluß an die Gewerbevereine, Poly: 
techniichen Gejellichaften u. }. w. Manche diefer Vereine 
waren in die politiiche Strömung des Jahres 1848 hin— 
eingezogen worden; andere Hatten jich davon fern gehalten. 
Die Reaction, in ihrem Plinden Wüthen gegen alles jelbit- 
ſtändige Volksleben, unterdrücdte in dem meilten Ländern 
die einen wie die anderen, und nur allmählich gelang es, jolche 
Vereinigungen wiederherzuftellen oder aus dem Friſchen zu 
gründen. 

Das gemeinfame Streben der damaligen Arbeiter- 
vereine ging vor allem (ähnlich, wie bei den Gewerbe— 
vereinen) auf eine bejjere Bildung des Arbeiterjtandes 
durch Vorträge, Unterricht in den für dem Arbeiter noth- 
wendigen Kenntniſſen und Fähigkeiten, Bibliothefen, Leſe— 
zimmer u. dgl. m.; daneben fuchten manche auch für die 
ökonomiſche Hebung ihrer Mitglieder (durch Conſumvereine, 
Krankenkaſſen u. ſ. mw.) zu wirken. Bon jocialiftiichen 
Tendenzen, von einem Klafjenhajje wider das Bürgerthum 
(die „Bourgeoiſie“) waren diejelben damals frei; im Gegen- 
theil zeigten ſie jich dankbar fir jede Förderung, welche 
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ihren Bildungsbejtrebungen durch Männer aus dem Ge— 
lehrten- und Bürgerjtande zu Theil ward. 

E3 war natürlich, daß diefe Beweaung in den Hands 
werfer- und Arbeiterfreiien, da fie auf eine freiere Ent« 
wicelung und zugleich auf eine geiltige Veredlung der 
Volkskraft abzielte, vorzugsweiſe bei den politijch Liberalen 
Anflang und Unterftütung fand, daß ınngefehrt die Wer: 
eine vorwiegend die Mitwirkung liberaler Männer in Ans 
jpruch nahmen, und daß auf diefe Weile ganz von jelbit, 
ohne ein abfichtliches Bemühen von hüben oder drüben, 
jic) engere Beziehungen zwiſchen den politisch Liberalen 
und den vorwärts jtrebenden Arbeiterkreiſen bildeten. 

Sm Gegenſatze zu den vorgenannten, wejentlich aus der 
eigenen Thätigfeit der Betheiligten  hervorgegangenen, 
daher auch nur durch deren eigene Beiträge erhaltenen Ver: 
einen waren jchon früher andere entitanden und entjtanden 
während diejer Periode noch mehrere, welche von einfluß— 
reichen Mächten außerhalb ihrer jelbjt begründet, unter: 
halten und geleitet wurden. Diefe Mächte waren: einerjeits 
eine bejtimmte Nichtung in der evangeliſchen Stirche, 
andererjeit3 die katholiſche Geiftlichkeit. Sie verfolgten 
den Zweck, die ſich ſelbſt überlafjenen, nicht nicht, 
wie früher, der Familie des Meijters eingeordneten Gehülfen 
in einer chrüftlichen Zucht zu halten, fie vor jittlichen und 
öfonomischen Ausjchreitungen zu bewahren, womit dann 
ganz von ſelbſt die Abficht fich verband, die Vereins— 
mitglieder auch für ihr jpäteres Leben an die Kirche, Die 
fich ihrer angenommen, feiter zu knüpfen. Die Bildung, 
welche man den jungen Leuten bier angedeihen ließ, war 
daher überwiegend eine religiöfe, und zwar confejjionelle. 
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Drefelben erhielten häufig Aufnahme, Unterhalt umd fitt- 
fiche Aufficht in befonder3 dafür beftimmten Wohnräumen 
(„Gefellenhäufern“, „chriftlichen Heimftätten” u. j. w.). Die 
„Innere Miſſion“ in der evangelijchen Kirche hatte zuerſt 
solche „hriftliche” Gefellenvereine (oder, tvie man es häufiger 
mit einem allgemeineren Namen bezeichnete, „Süngling3- 
vereine“) gegründet. Allmählich wurden dieſe Vereine in 
größere Organijationen einbezogen. So entſtand in den fünf— 
ziger Sahren ein „Rheiniſch-weſiphäliſcher Jünglingsbund“, 
der etwa 50 Bereine mit 2060 Mitgliedern umfaßte, fo 
der „Oſtdeutſche Jünglingsbund“ im öjtlichen Preußen mit 
20 Bereinen und 1100 Mitgliedern. 

Anscheinend in Nachahmung diefes von der evangelischen 
Kirche aus gegebenen Beiſpiels, und um nicht der leßtern 
das Feld allein zu überlaſſen, unterzog nun auch Die 
fatholifche Stirche fich der Bildung von „Tatholiichen 
Gefellenvereinen“, Wie das bei ihrer ausgedehnten 
Drganijation und ihren reichen Mitteln nicht anders zu 
erwarten war, nahm jie die Sache al3bald in größtem Maß— 
Itabe in Angriff. Gegen Ende der vierziger Jahre ent- 
ſtand der erjte „Eatholiiche Gefellenverein“ (in Elberfeld); 
zehn Sahre darauf zählte ein päpftliches Schreiben ſchon 
über 150 folcher Vereine mit 20000 Mitgliedern auf, und 
noch ein Jahr jpäter hatte fich dieſe Zahl angeblich auf 
200 Vereine mit 30060 Mitgliedern erweitert. Bedeutende 
Summen wurden fir diefe Vereine von der Fatholischen 
Kirche aufgewendet. 

Auch das landwirthſchaftliche Vereinsweſen nahm in den 
fünfziger Jahren einen höheren Aufichwung. Hier galt 
e3 nicht, wie in dem Gewerbeweien neue geſetzliche Formen 


für die Entwidelung der Landwirthichaftlichen Thätigkeit 
zu finden oder zu erfämpfen, wohl aber, größere Bildung 
unter den Landwirthen zu verbreiten und die Ergebnifje 
der Wiſſenſchaft, befonders der jo mächtig vorangejchrittenen 
Naturwifjenschaft, auc) für die landwirthichaftliche Praxis 
fruchtbar zu machen. E3 war die Zeit, wo die genialen 
Entdeckungen Liebigs im Fache der Agriculturchemie, anfangs 
von den Braftifern mit Mißtrauen betrachtet, bejjer gewürdigt 
zu werden begannen. Die landwirthichaftlichen Vereine 
boten für die Einführung ſolcher Verbeſſerungen ein geeig— 
netes Organ, Um ihre Wirkſamkeit zu veritärfen und 
planmäßiger zu gejtalten, ſchloſſen fie fich jeßt zu größeren 
Gruppen, in Kreis- und Gentralvereinen, zufammen. Auf 
ihre Anregung hielt in Sachſen Stödhardt feine „chemischen 
‚scldpredigten”, in denen er die Landiwirthe über Die 
praftiiche Verwerthung der neuen Entdedungen in der Agri— 
culturchemie belehrte; zum Theil durch ihre Unterſtützung 
traten um die Mitte der fünfziger Jahre die erjten „land— 
wirthichaftlichen Verſuchsſtationen“ in’3 Leben. 

Unter allen den Bereinen, welche der freien Selbit- 
thättgfeit und dem Ajjociationgtriebe der eriwverbenden und 
arbeitenden Klaſſen ihre Entitehung verdankten, nahmen 
duch ihre wirthichaftliche und fociale Bedeutung die verſchiede— 
nen Arten der jog. „Genoſſenſchaften“ den erjten Rang ei, 
Zwei Männer von ganz entgegengejeßten politischen Rich— 
tungen reichten ſich gleichfam über der Wiege Ddiejer jo 
jegenzreichen Einrichtung die Hand. Eine fruchtbare 
theoretijche Anregung dazu gab der politisch und religiös 
ftrengconfervative ®. A. Huber durch feine inhaltreichen 
Schriften iiber die in England jchon fett längerer Zeit in 
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gedeihlichiter Wirkſamkeit bejtehenden Vereine ähnlicher Art; 
das größere Verdienjt jedoch der praktischen Errichtung 
und der fortwährenden umfichtigen Leitung diefer Genojjen- 
haften gebührt im volliten Maße einem hervorragenden 
Führer der demokratischen Partei in Preußen, Schulze— 
Delisich. 

ALS Vorſitzender der Commiſſion, welche die preußiſche 
Nationalverfammlung 1848 für Crörterung der „Ars 
beiterfrage” einjegte, hatte Schulze die Weberzeugung 
gewonnen, daß dieje Frage weder durch Nückkehr zum alten 
Zunftzwang, noch aber auch mit den Mitteln, welche die 
franzöjischen Socialiſten vorjchlugen, zu löſen jei, vielmehr 
nur auf demjelben Wege der freien Afjociation, der bereits 
in England mit jo viel Erfolg betreten worden war. Aber 
er erkannte auch, wie jchwierig es fein würde, im deutjchen 
Bolke, das bisher gewohnt war, alle Verbefjerungen von 
oben ber zu erwarten, ein jolches Maß von Selbit- 
thätigfeit zu erweden, wie es nothwendig jchien, um eine 
gejunde, lebensfähige Schöpfung darauf zu gründen. 

Mit bloßen Aufrufen oder mit einer Agitation und 
Drganijation im großen Stil, von einem Mittelpunfte aus, 
war, Das erfannte Schulze wohl, hier nicht auszurichten: 
von feinen Anfängen, von einzelnen, localen Anſätzen mußte 
ausgegangen werden. So gab er ji) Daran, zuerjt in 
jeinem damaligen Wohnorte, Delitzſch, einem kleinen 
Städtchen in der preußischen Provinz Sachjen (dejien 
Name, mit dem Schulze’3 verknüpft, ſeitdem eine weit über 
Deutjchland hinaus reichende Berühmtheit erlangt hat), einen 
„Borfchußverein” zu gründen. Sein praktischer Sinn, feine 
feurige Nedegabe, feine jelbjtlofe, begeijterte Hingebung für 
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einen gemeinnüßigen Zweck, nicht am wenigften auch feine 
Kenntnijje und Erfahrungen als Jurtit, al3 Richter, der mitten 
im Leben jtand, Berjonen und Verhältnijje kannte, famen ihm 
dabei zu Hülfe Er wußte die Eleinen Handwerfer feines 
Orts von der Nützlichkeit der Einrichtung, die er im Sinne 
hatte, zu überzeugen. Er zeigte ihnen, wie, abjehend von 
der bisherigen Form jolcher Borjchußvereine, die fait aus— 
Ichlieglich durch die Wohlthätigfeit reicher Gönner oder für- 
jorglicher Gemeindebehörden ihr Leben gefriftet, fie fich auf 
die eigenen Füße Stellen müßten und wie jie recht wohl die 
zu ihrem Zweck nöthigen Capitalien beichaffen fünnten, fobald 
nur eine gewiſſe Anzahl von Mitgliedern fich für derartige 
Darlehne „ſolidariſch“ verpflichte, d. h. jo, daß jedes Mit- 
glied für das Ganze hafte. Er entwarf Statuten für die 
Vereine; er gab Anweiſungen, wie die erborgten Capitalien 
und die von den Mitgliedern jelbit gezahlten Beiträge zu 
verwenden jeien, um folchen Mitgliedern, die augenblicklich 
zu ihrem Fortkommen, zur Begründung oder Erweiterung 
eines Gejchäfts u. ſ. w. eines Vorſchuſſes bedürften, diejen 
zu gewähren, ohne Gefahr für die Caſſe des Vereins, 
gegen Bürgichaft und gegen die Verpflichtung erſt einer 
angemejjenen Verzinſung und dann der Nüdzahlung zur 
beitimmten Friſt ganz oder in Naten. Er ward Tpäter 
und blieb unausgejeßt der juriftiiche Berather, der „Ans 
walt” aller der zahlreichen Vereine und Genojjenjchaften, 
die fich bald über ſämmtliche deutiche Länder auSbreiteten 
und deren Gejchäfte jich mehr und mehr in ganz unges 
ahnter Weiſe ausdehnten. 

1850 war der erite Vorſchußverein gegründet; 1859 
gab es bereit3 achtzig jolcher Vereine mit einem Vermögen 
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von zujammen beinahe 1212 Mill. Mark; um das Ende 
der Periode, die wir hier jchildern, hatte fich die Zahl ter 
Vereine verzehnfacht, die Summe der Vorſchüſſe auf mehr 
al3 eine Milliarde Mark erhoben. Arbeiter, Handwerker, 
Landwirthe nahmen an den Wohlthaten diefer Vorſchuß— 
vereine Theil, 

Da jah man recht, welche ganz außerordentliche 
Trieb» und Scaffensfraft in einer gutgeleiteten Selbſt— 
thätigfeit des Volkes und in der Vereinigung der Einzel- 
fräfte lieat, ohne daß e3 einer Einmiſchung der Verwaltung 
oder eines Eintreten des Staates mit feinen Mitteln 
bedarf. Wie aus einem gemeinjamen Fräftigen Stanme, 
ſproßten die verjchiedenartigften Genojjenjchaften aus jenen 
eriten Anfängen hervor, Neben den Borjchußvereinen 
entitanden „Nobitoffvereine”, deren Zweck war, für ihre 
Mitglieder (Gemerbtreibende) die Materialien für ihren 
Gewerbebetrieb (Tuch, Leder u. dgl.) im Großen und aljo 
wohlfeiler zu beichaffen, um jolche an die Einzelnen zu 
billigen Preiſen abzugeben; „Productivgenojjenjchaften“, 
welche einen ganzen Gewerbebetrieb (Schneiderei, Schuh: 
macherei, Buchdruderei) auf gemeinfame Koſten der Mit» 
gliederunternahmen, Eins und Verkauf im Ganzen bejorgten 
und den Ertrag an ihre Mitglieder nach Verhältniß der 
gelieferten Arbeit vertheilten. Auch die Landwirthichaft zog 
bier und da von dieſem neuen Syſteme der Aſſociation 
Bortheil: eine Anzahl Eleiner Landwirthe vereiniate ſich 
zum gemeinjamen Ankauf von Saatgetreide, zur Beichaffung 
von Zuchtthieren, zur Erwerbung landwirthichaftlicher 
Maſchinen, deren die Mitglieder eines jolchen Vereins jich 
abwechjelnd bedienen könnten. Und, wie alle dieſe Vereine 


in einer oder anderer Art das Princip der Gemeinjamfeit 
zur Förderung der Production, des jchaffenden Erwerbes, 
fruchtbar verwendeten, jo wirkten wieder andere Vereine — 
„Conſumvereine“ — mit Hülfe dejjelben Princips (durch Ein- 
fäufe der Lebensbedürfnijfe im Großen) dahin, ihren Mit 
gliedern den Lebensunterhalt billiger zu machen und fie 
dadurch zu befähigen, entweder bejjer, als bisher, fich zu 
nähren, zu Eleiden, zu wohnen (was wiederum auf deren 
Erwerbsthätigfeit günjtig zurüchwirkte), oder aber etwas 
zurüczulegen und für knappere Zeiten zu jparen, wozu 
dann auch die meilten jener Vereine durch mit ihnen ver- 
bundene Sparfajjen, Krankenkaſſen u. j. w. eine bequeme 
Gelegenheit boten. Solcher „Conjumvereine* gab es am 
Ende unſrer Periode, zu Anfang der fiebziger Jahre, über 
600 mit einem Geſammtumſatz von 70—80 Mill. Mark. 

Fürwahr, wenn irgend etwas über die trojtloje Dede, 
die nach 1850 auf politiichem Gebiete in Deutichland ein- 
trat, ung zu tröjten vermag, jo iſt es dieſe Rührigkeit 
unjers Volfes in eben diefer Zeit auf wirthichaftlichem und 
jocialem Gebiete, jo iſt e8 der gejunde Sinn, den e3 Dabei 
entwidelte, jo jind es die ftaunenswerthen materiellen 
und die nicht minder bedeutjamen moralichen Erfolge, 
welche das Princip der wirthichaftlichen Selbithülfe und 
der Ajjociation in der Form des Vereins- und Genoſſen— 
Ichaftswejens errang. Und nur das Eine bleibt unbegreif- 
fih: wie man bei einem Bli auf die unleugbaren Er— 
folge und auf die gedeihliche Entwicklung jener jo groß— 
artigen, lediglich) aus dem Bolfe heraus und mit den 
eigenen Kräften des Volkes gejchaffenen Organijationen, um 
welche das Ausland ung beneidet und welche in Dejter- 
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reich, in Belgien, in Italien, ja ſelbſt in dem Napoleoniſchen 
Frankreich und dem autokratiſchen Rußland nachgeahmt 
wurden — wie man dennoch wieder daran hat denken 
können, dieje friiche Triebfraft des deutichen Volksgeiſtes 
verdrängen oder künſtlich erjegen zu wollen — jet e8 durch 
eine neue Art von Staatshülfe und Staatsbevormundung, 
ſei es duch eine Rückkehr zu dem alten „corporativen“ 
BZuftänden im Gewerbe mit ihren überwiegend beichränfenden, 
hemmenden, trennenden und augjchliegenden Tendenzen! 


XII. 

Die Regentfchaft. 

Am 8. October 1858 übernahm der Prinz von 
Preußen infolge der vom König abgegebenen Erklärung, 
daß er dauernd behindert jei, die Regierung zu führen, 
und de3 hinzugefügten Wunjches, daß jein Bruder nun— 
mehr im eigenen Namen und mit alleiniger Berant- 
wortlichfeit gegen Gott diejelbe führen möge, die Regent: 
ſchaft mit allen den in der Verfaſſung begründeten Rechten. 
Am 20. October traten, von ihm berufen, die beiden Häufer 
des Landtags zujammen, um, wie die Berfafjung in 8 56 
vorjchreibt, „über die Nothwendigkeit der Regentichaft zu 
beichließen”. Ohne Debatte, einjtimmig, Tprachen beide 
Häufer ihre Zuftimmung zu dem Uebergange der Regierung 
auf den Prinzen von Preußen aus. Am 26. October 
feiftete der Prinz-Regent in vereinigter Gißung beider 
Häufer den Eid auf die Berfafjung. 
Die Stimmung, welche das preußiiche Volk diefem 
neuen Wechſel in der Perfon feines Staatsoberhauptes 
entgegenbrachte, war weſentlich verjchieden von der, womit 
e3 die Thronbefteigung des jebt von der Regierung zurüd- 
getretenen Königs begrüßt hatte Damals, 1840, war 
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das politiiche LXeben, welches mit dem Thronwechſel anzus 
brechen jchien, ein ganz neues, unbefanntes Zand, welches 
ein Jeder nach feiner Phantaſie mit den bunteiten 
Farben ſich ausmalte; jet hatte das preußiiche Volk 
eine achtzehnjährige politiiche Schule voll der merk: 
würdigſten Wandlungen, voll der ernjteiten, zum Theil 
trübjten Erfahrungen hinter jih. Damals hatte der Um— 
jtaıd, daß man von dem neuen König, jeinen Ans und 
Abſichten noch jo gut wie nicht? Zuverläfliges wußte, zu Den 
allerverjchiedenartigjten, zum Theil übertriebenjten Er— 
wartungen Beranlafjung gegeben; wa® man von dem 
Prinzen von Preußen Fannte, berechtigte zu feinen aus— 
ichweifenden, aber zu um jo zuverläfjigeren Hoffnungen, 
vor Allem auf eine jtetige, charaftervolle, gerechte und 
gewijjenhafte Politif im Innern wie nach außen, eine 
Bolitif, welche vielleicht nicht allen Wünfchen des vorge- 
Ichrittenjten Theils der Liberalen, aber ganz gewiß noch viel 
weniger denen jener äußerſten Nechten entjprechen werde, 
die nur zu lange einen jo verhängnigvollen Einfluß auf 
die Geſchicke Preußens geübt hatte. Es war nicht unbe- 
fannt geblieben, daß der nunmehrige Regent jchon als 
blofer Prinz von Preußen ſich von jeder Gemeinschaft 
mit dem Treiben der Sreuzzeitungspartet auf das Ent- 
ſchiedenſte losgeſagt hatte. Man wußte, daß er eben des— 
halb von der Camarilla mit faum verhehlten Haſſe 
verfolgt, mit Spionen umgeben, in Bezug auf feinen 
perjönlichen und feinen  brieflichen Berfehr insgeheim 
überwacht worden war. Mit Befriedigung hatte man 
vernommen, daß der Prinz in mehreren entjcheidenden 
Fragen von höchſter Wichtigkeit gegen das Syſtem 


185 


Manteuffel fi) erklärt, daß er insbejondere die Fahne 
der Machtitellung und der Ehre Preußens überall hoch» 
gehalten habe. Man erwartete nicht, daß der Prinz, 
aufgewachjen und zum Manne gereift in den militärischen 
und ſtrengmonarchiſchen Ueberlieferungen. des Hohenzollern= 
ſchen Hauſes, mit einem Male in einen begeiiterten Anhänger 
der conjtitutionell- parlamentarifchen Regierung ich ver: 
wandeln werde; aber man begte zu ihm die feite Zuver— 
ſicht, daß er, als der offene, gerade, männliche und 
joldatijche Charakter, al3 den er fich bei allen Gelegenheiten 
gezeigt, der Berfafjung nicht blos äußerlich die geſchworene 
Treue halten, fondern ihr auch diejenige innere Hingebung 
widmen werde, womit der ächte Mann und Soldat jeine 
ganze Kraft an die gewijienhafte Erfüllung einer über: 
nommenen Pflicht ſetzt. | 

Daß, nachdem der Prinz die Negentichaft angetreten, 
ein Wechjel in den Perjonen der verantwortlichen Räthe 
der Krone nicht ausbleiben werde, davon war man alljeits 
überzeugt. Die freilinnige Preſſe forderte einen ſolchen 
Wechjel einmüthig und auf's Dringendjte. Der Miniſter 
des Innern, Graf Weltphalen, der wegen jeiner Maß— 
regeln gegen die Preſſe und ſonſt beſonders verhaßt war, 
hatte bereit3 feine Entlafjung genonmen. Sein Name 
Itand nicht unter dem füniglichen Erlaß wegen Einjegung 
der Negentichaft. Bon Herren von Mantenffel verlautete, daß 
er alles aufbiete, um fich auf jeinem Posten und damit feine 
Tartet am Ruder zu erhalten. Seine Organe in der Preſſe 
pricjen ihn al8 den Mann der „rettenden That“ vom 
November 1848, als einen „Staat3mann“, den auch der neue 
Regent nicht werde entbehren fünnen. Mit heuchlerijcher 
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Miene ſagten fie fich im feinem Namen von der „Politik 
Weſtphalen“ [os und juchten ihren Herrn und Meijter 
als verfannt und verleumdet in Bezug auf feine politijchen 
Anfichten, die nicht weniger als illiberal ſeien, darzuftellen. 

Allein das Schickſal des Miniſteriums Meanteuffel 
war unwiderruflich. Am 5. November 1858 verkündete 
der Staatsanzeiger deſſen Entlaſſung, eine Nachricht, die 
in Preußen und in ganz Deutſchland von dem weitaus 
größten Theile der Bevölkerung mit Jubel aufgenommen 
wurde. 

Rückſichtlich der Nachfolger des Herrn v. Manteuffel 
und ſeiner Collegen fanden ſich die Hoffnungen der frei— 
ſinnigen Partei nahezu übertroffen. Man würde es von 
dieſer Seite her ſchon als einen nicht geringen Gewinn 
erachtet haben, wenn an die Stelle von Männern, die im 
Innern eine brutale Reaction, nach außen eine Politik der 
Schwäche betrieben hatten, Männer geſetzt worden wären, 
welche dort wie hier den guten altpreußiſchen Ueberlieferungen 
folgten. Daß der Prinz an die weitergehenden Richtungen 
des Jahres 1848 wenigſtens theilweiſe anknüpfte, war 
mehr, als man erwartet hatte. 

Allerdings erſchien das neue Miniſterium nicht als 
ein ganz gleichartiges, und es war Das ein Umſtand, 
der wohl Bedenken erregen konnte. Zwei der neuen 
Miniſter, der Juſtizminiſter Dr. Simons und der 
Handel3mintiter von der Heydt, waren aus dem alten in 
da3 neue Cabinet übergegangen. Herr von Flottwell, der 
neue Minifter des Innern, war ein Beamter aus der 
alten preußiichen Schule, aber von mehr confervativer, als 
Iiberaler Richtung. Das Gleiche galt von dem Minifter 
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der landwirthichaftlichen Angelegenheiten, Graf Pückler. Der 
Cultusminiſter von Bethmann:Hollweg war einer der Führer 
der Bartei des „Preußiſchen Wochenblattes"; im Neligiöfen, 
alio auf dem Gebiete, welches er verwalten jollte, gehörte 
er mehr einer jtrengen, al3 einer freien Nichtung an; er 
hatte neben Stahl und Wichern in dem Centralausſchuß 
für die „Innere Miſſion“ gejeffen und war für letztere immer 
bejonders thätig gewejen. Herr von Patow, der Finanz— 
minilter, eine anerfannte Gapacität in feinem Fache, hatte 
in dem erjten liberalen Mintjtertum nach den Märztagen 
von 1348 gejejjen, war aber bald zurücgetreten, hatte 
dann in der Sammer die Demokratie befämpft, Tpäter 
jedoch, als man auf der anderen Seite immer weiter ging, 
von dieſer Politif der Reaction fich entjchieden abgewendet, 
jogar feine Stelle als Oberpräfident niedergelegt, um nicht 
in Conflicte zwijchen Amt und Ueberzeugung zu gerathen, 
In Erfurt war er ein warmer Bertreter der Union geweſen. 
Mit der Union war auch der Name des Frh. dv. Schleinit, 
des neuen Miniſters des Auswärtigen, eng verknüpft. 
Man erinnerte jich der jchlagfertigen und gewandten Noten, 
die er als Mintjter des Auswärtigen gegen Dejterreich 
gerichtet hatte, wenn auch freilich die unter feiner Mit— 
wirkung getriebene Unionspolitik keineswegs zu den Glanz: 
punkten der neuejten preußiichen Geichichte gehörte. General 
v. Bonin, der Kriegsminiſter, brachte in das Cabinet einen 
doppelten Anſpruch auf Popularität mit: feine wacere 
Betheiligung an der jchleswig=holjteiniichen Sache und 
feinen mannhaften Proteſt gegen ein Bündniß mit Rußland 
im Krimkriege. Rudolph v. Auerswald, der ältere der 
beiden Brüder, hatte 1848 an der Spite des Miniſteriums 
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geitanden, welches auf das Camphauſenſche folgte und 
welches in feiner YZujammenjegung noch etwas weiter 
links reichte, al3 jenes. Mit ihm jchien das „Mintjterium 
der neuen era” (wie man das neue Cabinet nannte) 
wirklich an die Zeit von 1848 wieder anzufnüpfen. Daß 
Herr v. Auerswald fein bejtimmtes Departement verwalten 
jollte, vielmehr nur zum „Staatsminifter“ ernannt war, 
fonnte die Bedeutung jeiner Ernennung nur erhöhen, 
denn man folgerte daraus, und wohl nicht mit Unrecht, 
daß Herr v. Auerswald al3 eine Art von Premierminijter 
den Prinz-Regenten unmittelbar berathen werde. Die 
formelle Spitze de3 Cabinet3 bildete der Fürſt Karl Anton 
von Hohenzollern-Sigmaringen, ein entfernter Verwandter 
des Königshauſes, der im Sahre 1849, ebenſo wie jein 
Better von Hechingen, jein Land an Preußen abgetreten 
und mit dem Nange eine nachgeborenen preußijchen 
Prinzen alsbald ſich in den Privatitand zurückgezogen 
hatte. Er galt für den Ideen der neuen Zeit nicht ab- 
hold; auch erjchien es als eine günstige Borbedeutung, daß 
der Prinz Regent darauf bedacht geweſen war, dem feiner 
Mehrheit nach liberalen, jedenfalls aufrichtig conſtitutionellen 
Miniſterium durch Rang und Namen eines fürjtlichen 
Miniterpräfidenten einen bejonderen Glanz in den Augen 
des In- und Auslandes zu verleihen; endlich aber follte 
wohl der Fürft als Mitglied der hohen Xrijtofratie 
den Gonjervativen, als Katholik den Katholiken fo viel 
Bürgichaften gegen eine zu weit nach links gehende Rich— 
tung bieten, daß jene wie dieſe ſich einer grundjäßlichen 
Oppoſition gegen da3 neue Mintjtertum enthalten könnten. 

Das Negierungsprogramm, mit welchen — in der 
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Form einer perjönlichen Anjprache an die neuen Minijter 
und wohl nicht ohne vorherige Verjtändigung mit biefen — 
der Prinz-Regent ſich als jolcher einführte, kennzeichnete 
jein Weſen al3 ein von dem feines föniglichen Bruder3 durch- 
aus verjchiedenes. Dajjelbe war ſachlich, Har, einfach 
gehalten; es ließ genau erfennen, was der Prinz wolle 
und verjpreche, was nicht. Der Umstand jelbit, daß dieſe 
Verſprechungen nit in's Unbejtimmte hinaus wieſen, 
vielmehr jich in Itreng bemeſſenen Grenzen hielten,- befejtigte 
nur um jo mehr die Zuverjicht, daß das hier Verſprochene 
auch ganz und ohne Rückhalt in Erfüllung gehen werde. 

„Die Pietät gegen den jo jchwer heimgejuchten 
König“ — jo begann die „Anſprache“ — „habe den Prinzen 
lange ſchwanken lajjen, auf welche Weile manche Erleb- 
nijje, Die er, der Prinz, unter der Regierung des Königs wahr: 
genommen, in eine bejjere Bahn wieder überzuleiten jeien, 
ohne des Prinzen brüderlichen Gefühlen und der Liebe, 
Sorgfalt und Treue, womit der König jeine Negierung 
geführt, zu nahe zu treten.“ 

Die „Anfprache” fuhr fort: „Bon einem Bruch mit 
der Bergangenheit jol nun und nimmermehr die Rede 
fein. Es joll nur die jorgliche und bejjernde Hand ange- 
legt werden, wo ſich Willfürliches oder gegen die Bedürf- 
nifje der Zeit Laufendes zeigt.“ 

E3 folgte eine Stelle, worin der Prinz-Regent bemüht 
war, libertriebene Erwartungen, vollends ausjchweifende 
Hoffnungen, welche ſich an den Negierungswechjel knüpfen 
möchten, im voraus im ihre rechten Grenzen zurüdzus 
weiſen. Mit einer gewiſſen Selbjtberuhigung erklärte er 
e3 für die gemeinfame Ueberzeugung „aller“ jeiner Miniſter 
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und für feine eigne, „daß das unzertrennliche Wohl der 
Krone und des Landes auf gefunden, kräftigen ‚conjervativen‘ 
Grundlagen beruhe.“ Er nahm dabei Bezug auf „eine 
feit Kurzem im öffentlichen Leben hervortretende Bewegung, 
die, wenn ſchon theilmeife erklärlich, doch bereit3 Spuren 
von abjichtlich überjpannten Ideen zeige, Ideen, denen 
ducch ebenſo beionnenes als gejegliches und ſelbſt energijches 
Handeln entgegengetreten werden müſſe“. 

„Beriprochenes muß man treu halten, ohne jich der 
beifernden Hand dabei zu entjchlagen; nicht Verſprochenes 
muß man muthig verhindern.“ „Bor Allem,“ jo redete 
der Brinz feine Mintjter an, „warne ich vor der jtereotypen 
Phraſe, daß die Negierung fich fort und fort treiben laſſen 
müjfe, liberale Ideen zu entwideln, weil jolche ſich ſonſt 
Bahn. brächen. Wenn in allen Regierung3handlungen jich 
Wahrheit, Gejeglichkeitt und Conſequenz ausipricht, jo iſt 
eine Regierung jtark, weil fte ein reines Gewiljen hat, und 
damit hat man ein Recht, allem Böjen Fräftig zu wider- 
jtehen.“ 

Nach ſolchen allgemeinen Vorbetrachtungen ging Die 
„Ansprache“ Jämmtliche Hauptgebiete des Staatslebens 
einzeln duch, bei jedem genau die Richtung bezeichnend, 
in welcher der Prinz-Regent dafjelbe von dem Minijter, 
dejjen ſpecieller Fürſorge er es anvertraute, verwaltet zu 
jehen wünjche und Hoffe. Auf dem Gebiete der inneren 
Verwaltung erklärte der Prinz-Regent für das Biel, welches 
angejtrebt werden müſſe — allerdings nur allmählich, 
um nicht neue Unficherheit und Unruhe zu erzeugen — 
„die rechte Mitte zwiichen einer ganz unvorbereiteten Ein— 
führung des Selfgovernment und einem Rüdfall in die 
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alten Berhältnifje.” Die Finanzen, die feit acht Jahren 
ſich im erfreulicher Wetje gehoben hätten, müßten gleichwohl 
noch ausgiebiger gemacht werden, um den Bedürfnijjen zu 
entiprechen, die jtch in allen Zweigen der Verwaltung funds 
gäben. Dies könne geichehen durch eine richtige Art der 
Beitenerung, wobei „die wahre Beiteuerungsfähigfeit des 
Landes vor allem in’3 Auge zu faſſen.“ 

Handel und Gewerbe hätten einen nie geahnten Auf: 
ſchwung genommen; doch müjje auch Hier Map und Ziel 
gehalten werden, „damit nicht der Schwindelgeiit ung 
Wunden jchlage*, 

Zu Diejer lebten Warnung hatte der Prinz-Regent 
guten Grund. Das Napoleontjche Regiment in Frankreich, 
das gern „Borjehung” jpielen wollte, hatte zu einer Entwick— 
fung der Speculation in's Ungemejjene hinaus einen Anstoß 
gegeben durch die unter bejonderer Aufmunterung und Bes 
günjtigung ſeitens des Katjers in's Werk geſetzte Begründung 
einer großen Bankanſtalt, des Credit mobilier. Derſelbe 
follte namentlich die Maſſe der Eleineren Capitalien an ſich 
ziehen und Damit indujtrielle Unternehmungen in's 
Leben rufen und betreiben. 

Das verlodende Beiſpiel dieſes Credit mobilier, 
der anfangs einen fabelhaften Aufihwung nahm, (freilich 
nur, um jpäter einem deſto entjchiedeneren Zuſammenſturze 
zu verfallen), hatte auch in Deutjchland eine Menge von 
ähnlichen Unternehmungen zur folge gehabt. In Deiterreich 
ſowohl als in den Kleinen Staaten hatten die Regierungen dieſer 
neuen Form der Speculation, obgleich fie allen Regeln einer 
gefunden Volkswirthſchaftslehre widerſprach, durch Con— 
ceſſionirung ähnlicher Bankanſtalten Vorſchub geleiſtet. 
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Dadurch und durch die gleichzeitige Vermehrung des Staats— 
papiergeldes im vielen‘ Heinen und kleinſten deutſchen 
Staaten waren dein Speculationsgeijte eine Menge neuer 
Anregungen und Gelegenheiten geboten worden. Als dann, 
nad) der Mitte der fünfziger Sahre, durch Verhältniſſe 
mancher Art in Nordamerifa und England eine Geld- und 
Geſchäftskriſis eintrat, die natürlich auch auf das europätjche 
Feſtland zurüdwirkte, da mußte Deutichland für den 
„Schwindel“, zu dem es fich hatteverführenlafjen, ſchwer büßen: 
fajt alle jene neuen Banken erlitten bedeutende Verluſte; eine 
groge Menge von Brivaten,. welche ſich zu denſelben, ver- 
lockt durch die hohen Dividenden, die fie zahlten, gedrängt 
hatten, geriethen jeßt durch die Entwerthung der Actien 
und das Ausbleiben der Dividenden in größte Noth. 

Die preußiiche Regierung hatte diejem Schwindelgeijt 
am wenigiten nachgegeben. Sie hatte zur Errichtung von 
Banken nad) Art de3 Crödit mobilier feine Concejfion 
ertheilt, und nur unter anderer Form hatte fich die „Dis— 
contogejellichaft” in Berlin, die anfänglich auch eine Art von 
Credit mobilier war, bilden können. Die dem Staate zu: 
gehörige „Seehandlung”, ein aus der Zeit Friedrichs des 
Großen ftammendes Inftitut, welche inſofern Aehnlichkeit mit 
dem Credit mobilier hatte, al3 fie nad) ihrem urjprünglichen 
Statut ebenfall3 alle mögliche industrielle und finanzielle 
Unternehmungen betreiben durfte, war 1848 durch eine 
damals ergangene Cabinet3ordre in ihrem Geſchäftsbetriebe 
wejentlich bejchränft worden und Hatte auch aus eignem 
Antriebe diefen mehr und mehr eingefchränft. 

Die Warnung vor dem „Schwindel“ in der prinzlichen 
„Ansprache“ erſchien als eine beruhigende Bürgfchaft dafür, 
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daß auch) fernerhin im Preußen das in dem Napoleoniſchen 
Frankreich verjuchte Syitem einer fünjtlichen Centralifirung 
der großen Industrien Feine Nachahmung finden jolle. 

Speciell in Bezug auf die Eijenbahnen erklärte der 
Prinz: „es müßten denjelben zwar nach wie vor bedeutende 
Mittel zu Gebote geitellt werden,“ allein dieſe Mittel „dürften 
nur mit Nüdjicht auf die geſammten Staatsbedürfnifje 
bemejjen und es müßten dann die Etat3 eingehalten werden“. 

Bei Beiprechung der Suftiz ftellte fih der Prinz 
volljtändig auf den Boden des „veränderten Princips der 
Nechtspflege”, d. h. der Gejchwornengerichte. Nur üußerte 
er (und wer hätte ihm bier nicht Necht geben wollen?): 
„Wir müſſen bemüht jetn, das Gefühl der Wahrheit und 
der Billigfeit in alle Klaſſen der Bevölferung eindringen 
zu laſſen, damit Gerechtigkeit auch Durch Geſchworne wirklich 
gehandhabt werden kann.“ 

Mit ganz befonderem Intereſſe nahm die öffentliche 
Meinung von Dem Kenntniß, was der Prinz-Regent wegen 
Behandlung der Eirchlichen Fragen jagte, und jeine Aussprache 
darüber erregte in allen Kreifen, die nicht dem einen oder 
andern Extrem Huldigten, ungetheilte Befriedigung. 
„Eine der jchwierigiten und zugleich zartejten ragen“ 
— jo hieß e8 im der „Anſprache“ — „tt die Firchliche, da 
auf dieſem Gebiete in der legten Zeit viel vergriffen worden 
it. Zunächſt muß zwiſchen beiden chriftlichen Confeſſionen 
eine möglichite Parität obwalten. In beiden Stirchen muß 
aber mit allem Ernſte den Beltrebungen entgegengetreten 
werden, Die dahin abzielen, die Neligton zum Deckmantel 
politifcher Beitrebungen zu machen, Im der evangelischen 
Kirche, wir können es nicht leugnen, iſt eine Orthodoxie 
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eingefehrt, die mit deren Grundanſchauung nicht verträglich 
it und die jofort in ihrem Gefolge Heuchler hat. Dieſe 
Drthodorie iſt dem jegensreichen Werke der evangeltichen 
Union hinderlich in den Weg getreten, und wir find nahe 
daran geweien, die Union zerfallen zu jehen. Die Auf— 
vechthaltung derjelben und ihre Weiterförderung iſt mein 
feiter Wille und Entſchluß — mit aller billigen Berück— 
jihtigung des confeljionellen Standpunftes, wie Dies Die 
dahin einjchlagenden Decrete vorjchreiben. Um dieje Auf— 
gabe löſen zu können, müſſen die Organe zu deren Durch- 
führung jorgfältig gewählt und theilweiſe gewechjelt werden. 
Alle Heuchelet und Scheinheiligfeit, furzum alles Kirchen— 
weſen als Mittel zu egoiftiichen Zwecken, iſt zu entlarven, 
wo es nur möglich iſt. Die wahre Neligiofität zeigt ich 
im ganzen Verhalten des Menſchen; dieſes ijt immer 
in’3 Auge zu fajjen und von äußerem Gebahren und Schau— 
jtellungen zu unterjcheiden. Nichtsdeſtoweniger hoffe ich, 
daß, je höher man im Staate fteht, man auch das Beilpiel 
des Stirchenbejuch® geben wird.” » 

„Der katholiſchen Kirche jind ihre Rechte verfaſſungs⸗ 
mäßig feſtgeſtellt; Uebergriffe über dieſe hinaus ſind nicht 
zu dulden.“ 

Beinahe jeder Satz in dieſem Theile der prinzlichen - 
„Anjprache” über die Kirche war ein Schlag ins Geficht der 
Partei, welche die Union zu zerjtören, die Confejftonen 
wieder in bitterem Haß einander gegenüberzuftellen und 
an die Stelle der wahren SHerzenzfrömmigfeit einen 
außerlichen Buchjtaben- und Ceremoniencultus zu ſetzen 
juchte, der fo leicht zur Heuchelei führt. Nicht minder war 
dies der Fall mit dem folgenden Ausſpruch über die Schule, 
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denn auch er enthielt einen direkten Gegenſatz zu den Be— 
jtrebungen eben jener Partei für eine „Umkehr der Wijjen- 
ihaft“ und zu den Raumer-Stiehlichen Schufregulativen. 
Der Ausſpruch lautete: 

„Das Unterrichtäwejen muß in dem Bewußtſein geleitet 
werden, daß Preußen durch feine höheren Lehranftalten an 
der Spige geijtiger Intelligenz ftehen ſoll, und durch feine 
Schulen die dem verjchiedenen Klaſſen der Bevölkerung 
nöthige Bildung gewähren, ohne dieſe Klaſſen über ihre 
Sphäre zu heben. Größere Mittel werden Hierzu nöthig 
werden.“ 

Bon der innern Politik zu der äußeren ſich wendend, 
fuhr der Prinz-Regent in feiner „Anjprache” fort: 

„Die Armee hat Preußens Größe geichaffen und 
dejjen Wachsthum erfämpft; ihre Vernachläffigung hat eine 
Kataftrophe über fie und dadurch über den Staat gebracht, 
die glorreich verwiſcht worden ift durch die zeitgemäße 
Reorganiſation des Heeres, welche die Siege des Befreiungs— 
friege3 bezeichneten. Eine 40jährige Erfahrung und zwei 
furze Kriegsepijoden haben ung indeß auch jetzt aufmerf- 
jam gemacht, dag Manches, was jich nicht bewährt Hat, 
zu Aenderungen Veranlafjung geben wird. Dazu gehören 
ruhige politiiche Zeiten und — Geld, und es wäre ein 
ſchwer fich betrafender Fehler, wollte man mit einer wohl- 
feilen Heeresverfaſſung prangen, die deshalb im Momente 
der Entjcheidung den Erwartungen nicht entipräche. 
Preußens Heer muß mächtig und angejehen fein, um, wenn 
e3 gilt, eim jchwerwiegendes politiſches Gewicht in Die 
Wagichale legen zu Fönnen.“ 

„Preußen muß mit allen Großmächten im freund: 
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Schaftlichiten Vernehmen jtehen, ohne ich fremden Einflüffen 
hinzugeben und ohne fich die Hände frühzeitig durch Ver: 
träge zu binden. Mit allen übrigen Mächten iſt das 
freundliche Verhältnig gleichfalls geboten. In Deutjchland 
muß Preußen moralische Eroberungen machen durch eine 
teile Gefeßgebung bei fich, durch Hebung aller fittlichen Ele— 
mente und durch Ergreifung von Einigumggelementen, wie 
der Zollverband eines ijt, der indeß einer Reform wird 
unterworfen werden müſſen. Die Welt muß willen, daß 
Preußen überall das Necht zu ſchützen bereit ift. Ein 
feftes, confequentes und, wenn es fein muß, energijches 
Verhalten in der Politik, gepaart mit Klugheit und Bes 
fonnenheit, muß Preußen das politische Anfehen und die 
Machtjtellung verjchaffen, die es durch feine materielle 
Macht allein zu erreichen nicht im Stande it.“ 

Die gewichtigen praktiichen Folgerungen, welche aus 
der obigen Stelle über die Nothwendigkeit einer Kräftigung 
des Heeres ſchon bald gezogen werden jollten, wurden 
damal3 wohl nur von Wentgen vorausgejehen. Dagegen 
begrüßte die öffentliche Meinung mit ungetheilter Be— 
friedigung Sätze wie den über Preußens „moralijche 
Eroberungen” und den: „Die Welt muß wiſſen, daß Preußen 
überall das Necht zu jchügen bereit iſt. Mit Freuden 
erfannte man darin die Ankündigung einer Politik, welche 
das gerade Gegentheil der Politif von Olmütz fein würde, 
jener Politik, die Kurheſſen und Scleswig-Holitein preise 
gegeben Hatte, 

Im Allgemeinen machte das RN 
des Prinz » Negenten auf alle Freigeſinnte und Patrioten 
den beiten Eindrufd, Der Bruch mit dev Kreuzzeitungs— 
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partei, der darin rücdhaltlos angekündigt war, genügte 
allein jchon, die gedrücdte Stimmung, in welcher das Land 
jeit dem jo entichiedenen Siege diejer Partei ſich befunden, 
in eine gehobene, hoffnungsvolle zu verwandeln. Daß der 
einzuführenden Reformen in der „Anjprache” nur mit 
einer gewiſſen Zurückhaltung, faſt Aengftlichfeit gedacht 
ward, erjchten nicht überrafchend. Ein jofortiger totaler 
Wechjel des politischen Syſtems, etwa eine Rückkehr von 
der Herrichaft der äußerjten Nechten zu der 1848 einge- 
ichlagenen Richtung, war überhaupt nicht wohl, am aller: 
wenigfien aber von einem Negenten zu erwarten, der ſich 
zweimal bejann, ehe er etwas verjprach, weil er entichlojfen 
war, das einmal Beriprochene auch ummeigerlich zu 
haltet. 

Die Befürchtung, welche der Prinz-Regent in feiner 
„Anſprache“ durchbliden ließ, „zu weit nad) linf3 getrieben 
zu werden“ *), glaubte man den Erinnerungen des Prinzen 
an Das zufchreiben zu müjjen, was er zehn Jahre früher 
erlebt und erfahren hatte. Auch jet wieder zeigte fich, 
wie Das natürlich war, eine lebhaftere Bewegung der 
Gemüther. Wünſche, Hoffnungen, Anforderungen wurden 
laut und um fo lauter, je länger fie unterdrücdt gewejen 
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*) Diefen Ausdruck jelbjt fcheint der Prinz-Regent in einem 
Briefe an den Prinz-Gemahl von England gebraucht zu haben, wie 
aus des Lebteren Antwort (von 26. Nov. 1858) ſich herausleſen läßt. 
Der Prinz-Gemahl fuchte dem Prinz-Regenten diefe Befürchtung auge 
zureden, indem er fein volles Vertrauen auf den gefunden Sinn des 
preugifchen Volkes ausfprad. („Aus dem politifchen Briefwechjel 
des deutfchen Kaifer® mit dem Prinz-Gemahl von England aus den 
Jahren 1854—1861“, 2. Auff. 1881, ©. 33.) 
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waren. Sie jchienen zum Theil auf weitgehende und 
ftarfe Strömungen in der öffentlihen Meinung zu deutet. 
Es lag nahe, dieſe Ericheinung mit den Vorgängen von 
1848 zu vergleihen, und wohl fonnte die Beſorgniß Raum 
gewinnen, ob nicht auch dieje neuejte Bewegung, ftatt in 
einem ruhigen und begrenzten Bette jich zu halten, immer 
jtärfer anſchwellen und vielleicht zulegt die Grenzen der 
Mäßigung überſchreiten möchte. 

Das Volk im Ganzen zeigte übrigens den beſten Willen, 
dieſe Zurückhaltung des Prinz-Regenten zu ehren und, ſo viel 
an ihm wäre, deſſen Beſorgniſſe zu beſchwichtigen. Selbſt 
ein jo weit links ſtehender Mann wie J. Jacoby verwahrte 
jich öffentlich dagegen, als wolle er „drängen.“ 

E3 traf ſich glücklich, daß gerade in demfelben Jahre, 
wo mit Einjegung der NRegentihaft ein Umſchwung von 
oben eintrat, Neuwahlen zum Abgeordnetenhauje jtattfanden 
und aljo die Wählerihaften in der Lage waren, ihre 
Stellung zu der „neuen Aera“ duch die That zu befunden. 
Die Demokratie hatte ſich jeit der Detroyirung des Klaſſen— 
wahliyitems der Stimmabgabe bei den Wahlen enthalten; 
jegt trat fie wieder auf den politiihen Schauplaß. Indeſſen 
beichränkte fie ihre Thätigfeit bei den Wahlen größtentheils 
darauf, liberale Candidaten gegen conjervative durchzuſetzen. 
Namhafte Führer diejer Partei, wie von Unruh, Rodbertus, 
Schulze-Delitzſch, verzichteten freiwillig auf Candidaturen, 
weil, wie Schulze erklärte, „durch die Wahl von Männern 
ihrer Vergangenheit dem liberalen Minifterium, der Rück— 
fchrittspartei gegenüber, mande Schwierigkeit bereitet 
werden möchte.” Bon der andern Seite fuchte ein Führer 
der Liberalen, Graf Schwerin, die Furcht der Conjervativen 
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zu beichtwichtigen, welche „hinter dem friichen Leben, das 
ſich überall zeigt, Schon das rothe Geſpenſt der Demokratie 
herauffteigen jehen.” Er bot jogar allen den Demokraten, 
„die fich aufrichtig auf den Boden der beftehenden Ver— 
fafjung Stellen,” die Hand zum gemeinfamen Wirken für 
eine gejegliche Ordnung des Staatslebens. 

Die große Mehrheit des neuen Abgeordnetenhaufes 
beitand theil3 aus jogenannten „Sothanern“, an ihrer Spike 
vielbewährte Führer, wie Graf Schwerin, von Binde, Simfon, 
theil3 aus Mitgliedern der Partei des „Preußiſchen Wochen- 
blattes". Die Rechte, welche bisher mit ihren 224 Ab— 
geordneten die Kammer beherrijcht Hatte, war durch die 
Neuwahlen zu der winzigen Minderheit von 38 Köpfen 
zufammengefchmolzen. Statt der 102 PBermaltungs- 
beamten in der Kammer von 1855 ſaßen in der jeßigen 
Kammer nur 41. 

Die Thronrede, mit welcher am 12. Sanuar 1859 
der Prinz-Regent den Landtag eröffnete, bewegte fich in 
allgemeinen Ausdrüden. Sie betonte das Fejthalten an 
ben „Königthum von Gottes Gnaden”, aber ebenjo an 
„Geſetz und Verfaſſung“; fie forderte die Vertreter des 
Volkes auf, den Prinz-Regenten auf dem Wege zu unter: 
ftüßen, den er „im Hinblid auf Preußens Aufgabe, feine 
olorreiche Geichichte und die vaterländiichen Traditionen“ 
betreten habe und den er „mit Tejtigfeit in den von ihm 
underrüdbar gezogenen Grenzen zu verfolgen” entſchloſſen 
fer. Beſtimmte Vorlagen wurden nicht angekündigt. Eine 
Stelle der Thronrede lieferte den erfreulichen Beweis, daß 
der Sab de3 Negierungsprogramms: „Die Melt muß 
willen, daß Preußen überall das Recht zu jchüßen bereit 
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iſt“, bereit3 in einem wichtigen Punkte zur Wahrheit 
gervorden jei. Die neue preußiiche Negierung hatte am 
Bımdestage einen Fräftigen Anjtoß dazu gegeben, und nicht 
erfolglos, den Herzogthümern Schleswig-Holitein endlich 
zu der Ausübung der Rechte zu verhelfen, auf welche die 
jelben nach den Gejegen des Bundes und nach den zwischen dem 
Bunde und dem dänischen Cabinet 1851 getroffenen Verein- 
barungen einen wohlbegründeten Anspruch Hatten, welche 
ihnen aber während der ganzen jeitdem verflofjenen Reihe 
von Sahren theil3 gänzlich vorenthalten, theil3 verfümmert 
worden waren. 

Schon vor dem Zujammentritt des Landtages hatte 
die Regierung des Prinz Regenten im Wege der Verwaltung 
den guten Willen bethätigt, Mißſtände des früheren Re— 
giments möglichjt auszugleichen. Die Behandlung der Preſſe 
war eine andere geworden. Bon einer jolchen Beeinfluffung 
der Wahlen, wie fie unter dem Minijtertum Meanteuffel 
an der Tagesordnung geweſen, hatte das neue Minijterium 
jich ferngehalten. Webergriffen der Polizei wurde, wo jie 
vorgefommen, auf erhobene Bejchwerde bereitwillig abgeholfen. 
Die harte Mafregelung gewifjer Firchlicher Secten, die man 
fange nur wie politijche Clubs behandelt hatte, wich einem 
gerechteren und duldjameren Verfahren. Eigenmächtige 
Auflehnungen einzelner Geiftlichen von überftrenger Richtung 
gegen die jchon unter König Friedrich Wilhelm IV. ange 
ordnete gegenjeitige Zulaffung der Lutheraner und der 
Reformirten zum Heiligen Abendmahle wurden jtreng gerügt 
und im die pflichtmäßigen Grenzen zurückgewieſen. Unbillige 
Härten gegen andre Geiltliche, welche dag frühere Regiment 
jich erlaubt Hatte, wurden nachträglich gutgemacht. Für 
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die Angelegenheiten des höheren UnterrichtS wurde ein Mann 
in das ultusminifterium berufen (Profeſſor Olshaufen), 
von deſſen wifjenfchaftlicher Bildung und politiicher Richtung 
eine unbefangene und freifinnige Behandlung diejes wichtigen 
Zweiges des Volkslebens zu erwarten ftand. Einige höhere 
Beamte im Departement des Innern wurden, weil fie im 
Geiſte der vorigen Verwaltung weiter jchalteten, Durch 
andre erjebt. 

Die Zeit zwiſchen dem Eintritt der Regentſchaft und 
der Eröffnung des Landtags war zu kurz geweſen, als 
daß die Regierung noch wichtige Gejegentwiürfe zur Bor» 
legung an den leßteren hätte fertig jtellen können. Das 
Minijterium erklärte dies offen vor den Kammern und 
bat Diejelben, jich zu gedulden. Diejem Wunjche ward 
entjprochen. Das Abgeordnetenhaus enthielt jich jeden 
Dringens jelbft auf jolche Reformen, welche die öffentliche 
Stimme lebhaft verlangte. Ein einziges Geſetz von grund: 
jäßlicher Bedeutung fam zur Berathung: es betraf die 
Bejeitigung der Hindernijje, welche der Wiederverheirathung 
gejeglich Gefchiedener von Seiten mancher orthodoren 
Seijtlichen dadurch bereitet wurden, daß dieſe die Zus 
fäjfigfeit einer Chefcheidung nur unter ganz bejonderen 
Borausjeßungen zugeitehen wollten und deshalb ihre Mit: 
wirfung zu einer jolchen Wiederverheirathung verjagteı. 

Das Minijterium ſchlug als Auskunftsmittel für ſolche 
Fälle die Einführung der „Notheivilehe” vor. Die liberale 
Partei in ihrer Mehrheit hätte die allgemeine Einführung 
der Givilehe vorgezogen; doch ertheilte fie, um nicht das 
Ministerium in Verlegenheit zu jegen, dem Gefeßentwurf 
ihre Genehmigung. Im Herrenhauſe kam es zu einer 
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Beichlußfaffung über den Entwurf nicht mehr, jo daß in 
der Seffion von 1859 feine Löſung diefer Frage erfolgte. 

Der Landtag von 1859 verlief ſomit ohne eigentliche 
geſetzgeberiſche Nejultate; indeß befundete er den guten 
Willen des Minifteriums, den Wiünjchen der liberalen 
Mehrheit wenigftens nach) Möglichkeit entgegenzufommen, 
andrerjeit3 den guten Willen diefer Mehrheit, mit dem 
Minifterium fich zu verjtändigen. Nur die jchroffe Gegen 
ftellung des Herrenhauſes gegen das letztere und gegen 
da3 andere Haus, wie fie fchon jet bei manchen Ber: 
Handlungen offen zu Tage getreten, warf einen bedenkflichen 
Schatten auf die innere Lage Preußens. 

Zur Befeftigung der guten Beziehungen zwijchen dem 
Prinz-Regenten und dem ganzen freilinnigen Theile des 
preußijchen Volkes, ja auch zur Stärkung des Vertrauens 
auf Preugen im übrigen Deutjchland trug nicht wenig 
ein Ereigniß bei, welches jchon vor dem Eintritt der 
Negentichaft, noch während der Stellvertretung des Prinzen, 
jtattgefunden hatte. Es war Das die am 25. Sanıtar 1858 
vollzogene Vermählung des ältejten Sohnes des Prinzen 
von Preußen, Friedrich, mit der älteſten Tochter der Königin 
von England, Victoria. Die immer engere Befreundung 
des Hohenzollernfchen Haufes mit der königlichen Familie 
von England, zu welcher Schon lange der Prinz von Preußen 
in einem innigen Wertrauensverhältnijje geftanden, erjchien 
als eine neue, bedeutungsvolle Bürgfchaft für die Herftellung 
einer aufrichtig conftitutionellen Regierung in Preußen. 
Der ruffiich-öfterreichiichen Partei war fie eben darum ein 
Dorn im Auge. Berlin hatte das junge prinzliche Paar 
bei feinem Einzuge mit größtem Jubel empfangen. 
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XIV, 
Der italieniſche Krieg. 





Am 1. Januar 1859, bei der Neujahrsvorſtellung des 
diplomatiſchen Corps in Paris, ſprach Kaiſer Napoleon III. 
zu dem öſterreichiſchen Botſchafter die bedeutungsvollen 
Worte: „Ich bedaure, daß die Beziehungen meiner Regierung 
zu der Ihrigen nicht mehr ſo gute ſind, wie früher.“ 

Dieſe Worte, die wie eine halbe Kriegserklärung klangen, 
erregten in ganz Europa das ungeheuerſte Aufſehen. 

Seit dem Krimkriege, an welchem Kaiſer Napoleon 
ſowohl diplomatiſch, als militäriſch einen ſo hervorragenden 
Antheil gehabt hatte, war Frankreich entſchieden die erſte 
Macht Europas. Kaiſer Napoleon, der bei jener Gelegenheit 
als Vertheidiger des europäiſchen Gleichgewichts und des 
beſtehenden Rechtszuſtandes aufgetreten war, hatte bald 
darauf die noch dankbarere Rolle eines Beſchützers der 
„Selbſtbeſtimmung der Völker“ übernommen. Jedenfalls auf 
ſeine perſönliche Anregung hin hatte beim Pariſer Congreß 
von 1856 Graf Walewski, einer ſeiner Vertrauteſten, als 
Vorſitzender dieſes Congreſſes die Aufmerkſamkeit der 
Mächte auf die Uebelſtände hingelenkt, die aus der öſter— 
reichiſchen Beſetzung des Kirchenſtaates und der kleinen 
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italienischen Fürſtenthümer entjprängen, Hatte auch dem 
Grafen Cavour, dem Bevollmächtigten Sardinieng, Gelegen: 
heit gegeben, die Beichwerden Italiens gleichjam officielf 
zur Kenntniß Europas zu bringen. Der Einſpruch des 
öfterreichijchen Bevollmächtigten gegen dieſe Hereinziehung 
einer ganz fremdartigen Angelegenheit in die Verhandlungen 
des Friedenscongreſſes war unbeachtet geblieben. 

Seitdem waren die Beziehungen zwijchen dem Kaiſer 
Napoleon und der jardinischen Regierung immer vertrautere 
geworden; Cavour hatte diejelben jorgjam gepflegt. 

Ein unerwartete Ereignig fam ihm dabei zu Hülfe. 
Am 14. Januar 1858 geſchah ein meuchelmörderijcher An— 
griff auf Napoleon II. Am Eingange in die Große Oper 
zu Paris wurden, als der Kaiſer daſelbſt vorfuhr, drei 
Bomben unter den Faiferlichen Wagen gejichleudert, welche 
alsbald erplodirten. Der Katjer blieb unverlegt; nur von 
den jeinen Wagen umgebenden Reitern ward eine große 
Zahl getroffen. Die Thäter waren drei Italiener, an ihrer 
Spibe Felix Orſini. Lebterer richtete aus feinem Gefängniß 
einen Brief am den Kaifer, worin er feinen Haß gegen 
Napoleon III. befannte, weil diejer 1849 durch die Belegung 
Roms „die Freiheit Italiens in ihrem Entjtehen getödtet,“ 
worin er aber gleichzeitig denjelben beſchwor, „Italien die 
Freiheit wiederzugeben, welche es 1849 durch die Schuld 
der Franzoſen verloren.” „Die Ruhe Europas,” fügte 
Orſini Hinzu, „und die Ruhe des Kaiſers werde nur eine 
Chimäre fein, jo lange Italien nicht unabhängig jei.“ 

Diefer Brief, den Orſini's Vertheidiger, Jules Favre, 
bei der öffentlichen Verhandlung vorlas, um zu beweifen, 
daß Orſini nicht als gemeiner Meuchelmörder, fondern nur 
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als fanatiſcher Ratriot gehandelt habe, und den merhvürdiger- 
weije der amtliche Moniteur abdruckte, jcheint auf den Kaiſer 
einen tiefen Eindruck gemacht zu haben. 

Vielleicht war es neben der Furcht vor den Dolchen 
der Genoſſen Orfint’3 auch noch ein gewiſſer fataliftiicher 
Zug in dem Charakter Napoleons III. was diejen beivog, die 
Rolle eines „Befreiers Italiens” zu übernehmen. Vielleicht 
auch jah er voraus, daß das in den meisten Ländern Italiens 
herrfchende, von Dejterreich ftreng aufrecht erhaltene Syſtem 
eines umerträglichen Drucdes früher oder jpäter zu revo— 
[uttonären Zudungen führen müßte, welche dann leicht nach 
Frankreich herüberſchlagen könnten, und hielt e3 fürgerathener, 
eine Aenderung jener Zuftände jelbjt anzubahnen, um da- 
durch der Bewegung Herr zu bleiben und ihr die Grenzen 
anzumeifen, in denen fie zu halten ihm gut dünken würde, 

Innere Schwierigkeiten mögen ihn in diefem Entjchlujfe 
bejtärft haben, Die lange unterdrücdten freieren Neigungen 
des franzöfiichen Bolfsgeiftes fingen an, fich wieder zu 
regen. Eine Ableitung nach außen ſchien wünſchenswerth. 
Ein Krieg zur Befreiung Italiens würde dem Kaiſer neue 
Zorbeern eintragen, der Eitelfeit des franzöfiichen Volkes 
neue Genugthuung verjchaffen. Auch materielle Bortheile 
ftegen ſich dabei erreichen: der Kaiſer konnte feine Bundes: 
genojjenichaft dem jehnfüchtig danach trachtenden Sardinien 
für einen entiprechenden Preis verkaufen. 

Im Sommer 1858 erhielt Graf Cavour eine Eins 
ladung zum Kater Napoleon nach Wlombiöres, wo der 
Kaifer das Bad gebrauchte. Heimlich, unter falſchem Namen, 
begab jich der jardinische Minifterpräfident dorthin. Im 
engiten Bertrauen, ohne Zuziehung eines Failerlichen Minifters, 
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wurden Berabredungen getroffen. Gewiß fcheint, daß 
Napoleon jchon damals für feine Hülfeleiftung an Sardinten 
die Abtretung Savoyend an Frankreich forderte und daß 
Cavour darein willigte. Außerdem ward, als Vorbedingung 
des Eintritt? einer jolchen Hülfe, ausgemacht: Sardinien 
müſſe von Dejterreich angegriffen fein. 

Inzwiſchen wuchs in Italien, zunächit im Norden, 
die nationale Bewegung im engen Anfchluß an die jardinijche 
PBoliti. Es entitand ein „Nationalverein” (societä 
nationale), der mit dem Grafen Cavour in Verbindung 
trat und bei dieſem freundliche8 Entgegenfonmen fand. 
Emigranten aus allen Theilen Italiens, meiſt den beften 
Gejellichaftsfreiien angehörig, jammelten ſich in Turin und 
vertraten hier gewijjermaßen ihre, durch die öſterreichiſchen 
Bajoınette an der Kundgebung ihrer Sympathien gehinderten 
Heimathländer. In Toscana, dem zweitgrößten nord» 
italienischen Staate, wirkte in Cavours Sinne der Baron 
Nicafoli, ein Mann von ftarkem Willen und großem Ein- 
fluß, in der Romagna Maſſimo d’Azeglio, jonft der Gegner 
Cavours. Der feurige Republikaner Manin, 1848 „Dictator 
von Venedig”, bezähmte feine republicanischen Neigungen um 
des dringenderen Intereſſes der italienischen Einheit willen und 
rief feinen Landgleuten mahnend zu: „Sammelt Euch um 
den conjtitutionellen König Victor Emanuel!“ 

Dies waren die Vorgänge, welche jener Anrede des 
Kaiſers Napoleon III. an den Botjchafter Dejterreichs zum 
Hintergrunde und zur Erklärung dienten. Hätte es einer 
jolchen Erklärung überhaupt noch bedurft, jo würde fie in 
der Thronrede gegeben worden jein, womit wenige Tage 
darauf (am 10, Sanuar 1859) König Victor Emanuel die 
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Jardinischen Kammern eröffnete Der König erklärte darin: 
„Ber aller Achtung vor den Verträgen Fönne er doch nicht 
unempfindlich bleiben für den Schmerzeusſchrei Italiens.“ 

Um die gleiche Zeit wurde ein dynaftiiches Band zwiſchen 
den Häufern Bonaparte und Savoyen-Carignan geknüpft: 
Prinz Jerome Napoleon, des Kaiſers Vetter, vermählte 
jich mit der Tochter des Königs Victor Emanuel, Clotilde. 

In Paris erjchien damals eine Flugſchrift: Napoléon 
et /’Italie.“*) 3 war ein öffentliches Geheimniß, daß jie 
die Gedanken des Kaiſers ausipreche und gewijjermaßen das 
Programm enthalte, auf welches hin der Kaijer fich mit 
Sardinien verbünde, „Die Verträge Dejterreichd mit den 
italienischen Fürſten,“ hieß e3 darin, „haben ihre moralijche 
Kraft verloren. Oeſterreichs Herrichaft in Italien ijt 
unbaltbar. Frankreich kann bei einem Kampfe Sardiniens 
mit DOejterreich nicht neutral bleiben.” Die» „Selbit- 
bejtimmung der Völker,“ ſagte die Flugſchrift, jet heutzu— 
tage das oberjte Gejeb des Staats- und Bölferrechts. 

Bon einer einheitlichen Geſtaltung Italiens war in 
der Flugſchrift nicht die Nede; vielmehr ward die Bildung 
eines „italienischen Bundes“ (ähnlich dem Deutjchen Bunde), 
mit dem Papſte an der Spibe, vorgejchlagen. 

Die öjterreichiiche Regierung hatte jchon am 3. Januar 
1859, gleichſam al3 Antwort auf die drohende Neujahrs- 
anrede Napoleons III, 30000 Mann Truppen nach der 
Lombardei geworfen. Dies gab dem jardinischen Cabinet 
erwünschten Anlaß, ebenfall3 zu rüsten, „um,“ wie Cavour in 
einer Cirenlardepefche (vom 4. Februar) jagte, „Sardinien 








*) Bon Qaguerroniere, 
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in Vertheidigungszuftand zu ſetzen.“ Neben der regulären 
Armee wurden auch zsreiwilligencorps gebildet, zum 
großen Theil aus Angehörigen anderer italienischer Staaten. 
An die Spige diejer Freiwilligen jollte jich nach der Ab— 
fit Cavours Garibaldi jtellen. Er jollte mit ihnen im 
gegebenen Augenblid die Fahne des Aufruhr im den 
Herzogthümern erheben. Wie es fcheint, wollte Cavour 
dadurch Defterreich zum Angriffe reizen. 

Garibaldi hatte 1849 Nom gegen die Franzoſen, 
welche e3 belagerten, um den Papſt mit Waffengemwalt 
dahin zurückzuführen, bis auf’3 Aeußerſte vertheidigt. Als 
alles verloren war, Hatte er fich nach den BBereinigten 
Staaten von Nordamerika geivendet. Später war er nad) 
Italien, zurüdgefehrt und lebte jet zurüdgezogen auf der 
Inſel Saprera. Seiner Gejinnung nach eben }o glühender 
Republikaner, wie Manin, übertraf er diefen noch an 
patriotiſcher Selbjtverleugung, indem er feinen tapfern 
Degen und feinen populären Namen in den Dienft des 
constitutionellen Königs Vietor Emanuel jtellte. 

So wuchs von Tag zu Tag die Gefahr eines Krieges 
zwilchen Defterreich und dem mit Frankreich verbündeten 
Sardinien. 

Die nichtbetheiligten Großmächte juchten vermittehrd 
dazwilchenzutreten. England und Breußen mahnten jo: 
wohl in Wien als in Paris von äußerten Entſchlüſſen ab. 
Rußland, welches insgeheim zu Frankreich neigte und gegen 
Dejterreich vom Krimkriege her bittern Groll hegte, jchlug 
zur Schlichtung der italienischen Frage einen Kongreß vor. 

Den Angelpunkt des Streites zwiſchen Oeſterreich 
und Sardinien bildeten jene von der öſterreichiſchen 
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Negiernng mit den Eleinen italienischen Souveränen und 
mit dem Papſte geichloffene Verträge, kraft deren Deiter- 
reich berechtigt war, unruhige Bewegungen in den betreffenden 
Ländern durch fein Einfchreiten zu unterdrüden. Oeſter— 
reich behauptete: „das Necht zu folchen Verträgen fliege 
aus der Souveränetät jener Fürſten; für Oeſterreich aber 
feien diejelben eine Nothwendigfeit, weil ſonſt durch Die 
von Sardinien ausgehende Bewegung das in’den anderen 
italienischen Staaten und im lombardijch » venetianijchen 
Königreiche herrjchende Regierungsſyſtem unterwühlt werde.“ 
Sardinien feinerjeit3 erklärte: „durch Diele öjterreichiiche 
Einmifhungspolitif werde wicht blos der vevolutionäre 
Geift in Italien genährt, (der dann leicht auch gegen Die 
constituttonelle Regierung Sardiniens fich richten könne), 
jondern es ſei Das auch eine fortwährende Bedrohung 
Sardiniend, das von dem öjterreichijchen Garnijonen und 
Feſtungen wie von einem eiſernen Gürtel eingejchnürt 
werde." Sardinien und fein Verbiindeter, Kaiſer Napoleon, 
forderten daher die Aufhebung dieſer bejonderen Verträge, 
während fie der Anerkennung jener Verträge, auf welchen 
Oeſterreichs Beſitzſtand in Italien beruhte, (dev Bejchlüfje 
des Wiener Congreſſes von 1815), fich nicht entziehen wollten. 
Ein europäiſcher Congreß konnte nur dann ein Er: 
gebniß liefern, wenn die ſchwebende Streitfrage demſelben 
wenigstens zur Erörterung, behufs des Verſuchs einer 
Perjtändigung darüber, vorgelegt ward. Die engliſche 
Regierung formulirte zu dem Ende ein Programm für 
den Congreß in vier Punkten. Diefe vier Punkte be 
ſagten: einerfeit3 die Unantaftbarfeit der Verträge von 1815, 
alſo dir Beſitzverhältniſſe in Italien, andererjeit3 Die 


Discutirbarfeit der Specialverträge jo wie der Frage, welche 
Reformen in den italieniſchen Staaten nothwendig ſeien 
und ob nicht die Räumung des päpftlichen Gebiets von 
den fremden Truppen erfolgen fönne. 

Die öfterreihiihe Negierung nahm jenen erſten 
Punkt an, wies aber den wegen der Specialverträge 
zurüd. Die Specialverträge, erklärte fie, jeien eine rein 
private Angelegenheit zwiſchen ihr und den betreffenden 
italienischen Regierungen, jeien „bloße Ausführungen 
der Verträge von 1815”. Sie berief fih auch darauf, daß 
nah der beim Gongreß zu Aachen 1818 von den 
Mächten gegebenen Erklärung Ddergleihen Congreſſe mit 
Angelegenheiten dritter Staaten nur dann fich beſchäftigen 
jollten, wenn diefe Staaten jelbit es gewünſcht hätten. 
Sie verlangte ferner, bevor fie überhaupt auf den Gongreß 
eingehen könne, die vorherige Entwaffnung Sardiniens (ein 
Verlangen, das fie jpäter in das einer allgemeinen Ent- 
waffnung ummandelte), jo wie die Ausſchließung Sardiniens 
vom Gongreß. Auf diejer letzteren Forderung beharrte jie auch 
noch dann, als die Großmächte die Zuziehung aller betheiligten 
italieniihen Staaten beim Congrefje, jedoh nur mit be: 
rathender Stimme, vorjehlugen. | 

Sp war der Congreß durch Defterreihs Widerftreben 
unmöglich gemacht. Die öfterreihiiche Regierung ging nun 
dazu über, fi auf eigene Hand Recht zu verschaffen. 
Am 23. April richtete fie an die Regierung Sardiniens 
ein Ultimatum, d. 5. eine Kriegsdrohung, wofern leßtere 
nicht binnen drei Tagen fich bereit erkläre, abzurüften. 
Die ſardiniſche Regierung weigerte ſich deifen. Der Krieg 
war erflärt! 


Die Kühnheit, womit die öfterreichiiche Regierung den 
Kampf mit einem jo furchtbaren Gegner, wie dad Napo— 
leoniſche Frankreich, jelbjt heraufbejchwor (da fie doch gewiß 
wußte, unter welcher Bedingung die franzöfiiche Hülfe den 
Sardiniern verjprochen war), läßt fih nur aus der 
damaligen Geſammtlage Defterreichs erklären. Seit 1850 
war die öfterreichiiche Regierung völlig zu dem alten 
Spiteme des Abjolutismus zurücgefehrt. Sie hatte diejes 
Syitem auch über Ungarn in einer dort noch nie gefannten 
Strenge ausgedehnt. Ste fonnte aber eine ſolche Politik 
nur dann im eigenen Haufe durchführen und behaupten, 
wenn e3 ihr gelang, auch ringsumher alle Keime freiheitlicher 
Bewegung zu erjtiden. Dieje Erfahrung hatte fie jchon 
früher namentlich mit ihren italienischen Ländern gemacht. 
Die erjten Zudungen eines freieren Geiſtes in Italien 1848 
hatten jogleich auch über die Lombardei und Venetien 
ji) verbreitet. Dem fiegreichen Schwerte Radetzky's war 
e3 damals gelungen, den, in Wien jchon beinahe aufgegebe- 
nen Beſitzſtand in Italien noch einmal der Monarchie zu 
retten, ja auch Sardinien, den Hauptherd der Bewegung, für 
einige Zeit unfchädlich zu machen. Auch über Deutjchland 
hatte die öfterreichiiche Politik — Dank der Schwäche der 
damaligen preußischen Regierung! — jeit dem Tage von 
Olmütz die „Ruhe eines Kirchhofs“ ausgebreitet. 

Geitdem hatte aber Sardinien fich von jeinen Nieder- 
lagen wieder erholt und hatte durch ein aufrichtig conmiti- 
tutionellesg Regiment im Innern ſich mehr denn je zum 
Hort und Haupt des ganzen freifinnigen und nationalen 
Theil der italienischen Bevölkerung gemacht. In Deutſch— 
(land drohte der öjterreichiichen Regierung infolge der 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutih. Geh. IL 14 
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Einjegung der Regentichaft in Preußen ein ähnlicher 
Rückſchlag gegen ihre Unterdrüdungspolitil, Wenn dort 
oder bier, wohl gar an beiden Orten zugleich, Die freieren 
Negungen wieder die Oberhand gewannen, jo jtand eine 
bedenkliche Einwirkung davon, wo nicht auf die deutichen 
und jlaviichen Völker Oeſterreichs, jo doch ficherlich auf 
Ungarn, wo es längſt gährte, zu befürchten. Die öſter— 
reichtiiche Regierung mußte daher um jeden Preis ihre 
beherrichende Stellung in den oberitaliichen Herzogthümern 
und im Slirchenftaate behaupten; ja, fie mußte womöglich, 
um die Quelle jelbjt des Unheils zu verjtopfen, das con— 
jtitutionelle Sardinien niederzumerfen und zur Unterftügung 
der freiheitlichen und nationalen Beitrebungen im übrigen 
Stafien unfähig zu machen fuchen. Auf jolche Pläne 
ichienen denn auch die Worte zu deuten, mit denen Kaijer 
Franz Joſeph in einem Manifejte an jeine Wölfer die 
Krieggerflärung gegen Sardinien zu vechtfertigen juchte. 
„Delterreich,“ hieß es darin, „vertheidigt die heiligiten 
Güter der Menjchheit gegen die Umfturzlehren, welche jeßt 
jogar von Thronen aus gejchleudert werden.” 

E3 gab eine Partei in Deiterreich, deren Abjichten 
noch weiter gingen. Dieſe Partei — die legitimiſtiſch— 
clericale — befämpfte in der Regierung Victor Emanuels 
nicht blos die Beſchützerin freiheitlicher politiicher Beſtre— 
bungen, jondern vor allem die Feindin der päpftlichen 
Oberherrlichkeit. Sie jchien jogar nicht übel Luft zu haben, 
diefen Kreuzzug gegen Sardinien auch auf Frankreich aus- 
zudehnen und womöglich an Stelle des Napoleoniden den 
legten Bourbon, den Grafen von Chambord, als Heinrid) V. 
auf den Thron jeiner Väter zurückzuführen. 
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Offenbar zählte die öfterreichiiche Negierung bei dem 
gewaltigen Wagniß, das fie unternahm — einem Kampfe 
gleichzeitig gegen Frankreich, Sardinien und die ohne allen 
Zweifel mit Sardinien fich verbündende Nevolution in 
Stalten — mit voller Zuverfiht auf die Hülfe Deutfch- 
(ande. In eben jenem fatferlichen Manifeſte war die 
beitimmte Hoffnung ausgeiprochen: „Die deutjchen Brüder 
werden das öſterreichiſche Heer nicht allein kämpfen laſſen.“ 
Als „Haupt des deutjchen Bundes“ mahnte Kaiſer Franz 
Sojeph an die Gefahr, welche Deutjchland bedrohe, wenn 
das „mit Strömen deutjchen Blutes eroberte Bollwerk 
Italien“, das die Feinde Deutjchlands ſtets zuerſt ange- 
griffen hätten, nicht „mit gemeinfamen Kräften“ vertheidigt 
würde, erinnerte er an die „Einmüthigfeit der Begeilterung“ 
aller deutjchen Völker, welcher im Befreiungsfriege von 
1813 der Sieg zu verdanken geweſen jet. 

Dem Wiener Cabinet war jicherlic) das tiefe Miß— 
trauen nicht unbekannt, welches an höchjter Stelle zu 
Berlin, wie früher, jo auch jegt noch, gegen Napoleon TII. 
beitand, und eben jo wenig die hochherzige Gefinnung des 
PrinzeNegenten, welcher in der deutſchen Großmacht 
Deiterreich troß Allem, was gejchehen, doch immer den 
Verbündeten ſah. Um jo eher hoffte es wohl, Preußen in 
den Kampf, den es beginnen wollte, mit fortziehen zu fünnen. 
War ihm doch etwas Aehnliches jogar im Strimfriege 
gelungen, obſchon damal3 die Sympathien des preußiichen 
Hofes entjchieden auf Seiten des Gegners, Rußlands, jtanden. 
Aeußerſtenfalls konnte man Preußen vielleicht durch den 
Bundestag majorijiren. Die Stimmung im übrigen 
Deutichland und theilweife in Preußen ſelbſt erjchten für 
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die öfterreichiichen Pläne nicht ungünftig, und Die öſter— 
. reihiiche Diplomatie bot Alles auf, um die öffentliche 
Meinung, zumal in Süddeutichland, für ihre Zwecke zu 
bearbeiten. 

Der Preis war aber auch der höchiten Anftrengungen 
werth. Denn, wenn e3 gelang, Deutjchland und Preußen 
zur SHeeresfolge für einen Kriegszug zu gewinnen, deſſen 
Zweck die Befeftigung der abjolutijtiichen Politik Dejter- 
reih3 in Italien wäre, fo fonnte die natürliche Folge 
davon kaum eine andere fein, al3 die Befeſtigung der— 
jelben Politik auch im Deutjchland und damit die Nüd- 
gängigmachung jener freieren Bewegung, zu der eben jegt 
in Preußen ein Anlauf genommen ward. 

Schon am 5. Februar hatte die üjterreichiiche Re— 
gierung, ohne vorherige Berjtändigung mit der preußilchen, 
jih an den Bundestag gewendet. Sie hatte vorerjt zwar 
feinen jofortigen Bundesbeichluß beantragt, jedoch e3 als 
wünſchenswerth bezeichnet, „daß die deutſchen Regierungen 
ſich durch ein fejtes Einverjtändnig darauf vorbereiteten, 
für ein gemeinjames Auftreten Dejterreihs und Deutſch— 
lands der Sache nach volle Gewißheit herzuftellen”. Ans 
fang März Hatte fie dann bejtimmte Maßregeln „zur Ab- 
wendung der gemeinfamen Gefahr” gefordert: Armirung 
der Bundezfeitungen, Pferdeausfuhrverbot, Bejtellung der 
Bundescommando3 u. ſ. w. 

Diejes jo haſtige und gegen die andere deutſche 
Großmacht jo rücdjichtsloje Vorgehen ließ die gewohnte 
Klugheit des Wiener Cabinet3 einigermaßen vermiſſen. 
Offenbar Hatte dajjelbe den Wechſel der Perjonen, der 
inzwilchen in Preußen vor ſich gegangen, zu wenig in 
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Anſchlag gebracht. Das Minifterium des Prinz-Regenten 
erklärte bei der eriten Anregung Dejterreich am Bundes» 
tage: „Preußen müſſe jich feine vollite Selbitändigfeit als 
europäische Großmacht wahren, könne daher andere als 
die durch die Bundesverfafjung ihm vorgezeichneten Ber: 
pflichtungen nicht ohne Weiteres übernehmen." Als dann 
Defterreich fürmliche Anträge zu einen Aufgebot des Bundes 
für feine Zwecke jtellte, da erfolgte preußiicherjeit3 gegen 
ein jolches einjeitiges Vorgehen ein fürmlicher Proteſt, und 
damit waren jene Anträge vor der Hand befeitigt. 

Die mitteljtaatlichen Regierungen wären wohl nicht 
abgeneigt geweien, ihre und des Bundes Kräfte dem 
öjterreichiichen Cabinet zur Verfügung zu stellen. Im 
Bayern und in Sachſen dachte man ſogar einmal an 
Separatbindnifje mit Defterreich bei einem Kampfe mit 
Frankreich. Bon rheinbindlerischen Anwandlungen aljo 
war zum Mindejten in jenen Streifen nicht3 zu ſpüren. 
Das Napoleonifche Programm: „Selbjtbejtimmung der 
Völker“ hatte für die mitteljtaatlichen Regierungen wenig 
Lockendes; die Entfejjelung einer freiheitlichen, vollends einer 
nationalen Bewegung in Stalien war nicht nach ihrem 
Geſchmack. Eine Befejtigung der Herrichaft Dejterreichs 
über Italien dagegen bedeutete auch ihnen die Verſtärkung 
der gleichen Herrichaft in Deutjchland, die Niederhaltung 
Preußens und der auf Preußen fich jtügenden Elemente, 
die Berewigung der bundestäglichen Zuftände, bei denen 
jie ſich wohl befanden. 

Was die Bevölferungen anbetrifft*), jo war in diefem 


*) Für die Schilderung der öffentliden Stimmung in Deutfch- 
land und ihrer mannigfachen Wandlungen während des italienischen 
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eriten Stadium der Verwidelung das vorherrichende Gefühl 
beinahe überall das des Unwillen3 wider den Friedensſtörer 
Napoleon, und zwar jelbjt in jolchen Kreifen, welche keines— 
wegs Sympathien für Dejterreich hegten. Gleichviel, ob 
Dejterreich im Necht oder Unrecht ſei — unerträglich ſchien 
e3 und gefährlich für alle Staaten und Völfer Europas, 
dag Napoleon IH. fich gleihjam zum oberjten Schieds— 
rihter in allen europäilchen Angelegenheiten aufwerfen 
wolle. Daher war die öffentlihe Meinung anfänglich 
jelbjt iin Norddeutichland überwiegend günſtig für Defterreich 
geſtimmt. 

Ganz anders noch ſtand es im Süden. Hier war man 
zu einem großen Theile öſterreichiſch um jeden Preis. Die 
Großdeutſchen erblickten in der Sache Oeſterreichs ſchlecht— 
hin cine Lebensangelegenheit für ganz Deutſchland. Die 
Ultramontanen drängten zu einem Sireuzzuge unter den 
öjterreichtiichen Fahnen gegen das ketzeriſche Sardinien. 
Dazu endlich die zahlreichen Beſitzer öſterreichiſcher Papiere, 
die ber einem Mißerfolg der öfterreichiichen Waffen für 
ihr Vermögen fürchteten. Die üfterreichiiche Diplomatie, 
eifrigjt bemüht, dieſe für Oeſterreich günjtige Stimmung 
zu nähren und noch immer mehr zu jteigern, bemußte 
namentlich mit gewohnter Gejchidlichkeit die einflußreichiten 
Organe der ſüddeutſchen Prefje, un die öffentliche Meinung 
daſelbſt über dem eigentlichen Stand der italienischen 
Sache möglichſt im Unklaren zu erhalten. 


Krieges 1859 diente dem Verfaſſer als Duelle hauptjächlich mit ein 
von ihm in jener Zeit nach den verjchiedensten Eeiten Hin und mit 
den beiten Kennern der politifchen Zuſtände ihrer Einzelländer 
gefübrter Briefwechſel. 
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So kam es, daß im Süden faſt durchweg ein wahrer 
Sturm der Begeiſterung für Oeſterreich ſich erhob, daß 
man dort ungeſtüm das Eintreten Preußens und ganz Deutſch— 
lands für Oeſterreich verlangte, und daß man unwillig 
ward, als die preußiſche Regierung, ſtatt dieſem Verlangen 
ſofort nachzugeben, ſich auf der Linie einer wohlwollenden 
Vermittelung hielt. 

Auch im Norden fehlte es nicht an Stimmen, welche 
ein unbedingtes Eintreten für Oeſterreich forderten. Die 
hannoveriſchen Kammern wetteiferten mit den ſüddeutſchen 
in Anträgen in dieſem Sinne. In Preußen ſelbſt ſtellte 
ſich auf die gleiche Seite jene Partei, welche von jeher 
weit mehr öſterreichiſch, als preußiſch geweſen war. Für 
ſie war der Zweck, um deſſen willen Oeſterreich das Schwert 
ziehen wollte, die Unterdrückung der freiheitlichen und ein— 
heitlichen Beſtrebungen Italiens, nur ein Grund mehr, 
das Zuſammengehen Preußens mit Oeſterreich zu wünſchen 
und zu befürworten. Sie erblickte in einem ſolchen Zuſammen⸗ 
gehen der beiden Mächte mit Befriedigung das Wieder: 
eritehen der Heiligen Alltanz, die Erneuerung Der 
Songreßpolitif von Troppau und Laibach. 

Ein hervorragendes Mitglied der preußiichen Feudal— 
partei trennte fi) in Diefer Frage entjchieden von 
jeinen Gefinnungsgenoffen. Herr von Bismard-Schön- 
haufen war 1851 von dem Minijterium Manteuffel 
als Geheimer Legationgrath der preußtichen Bundes» 
gejandtichaft in Frankfurt am Main beigegeben, dann, noc) 
im gleichen Jahre, zum Bundestagsgejandten, an des Herrn 
v. Rochow Stelle, ernannt worden. Der Eifer, den er im 
Kampfe gegen den Liberalismus gezeigt hatte, feine Ab— 
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neigung gegen die Union, feine offen Fundgegebenen 
Sympathien für Defterreich, die ihn jo weit geführt hatten, 
daß er jogar den Tag von Olmütz als eine heiljame 
Wendung der Dinge begrüßte, dies alles ſchien ihn für 
einen folchen Posten ganz befonder3 zu befähigen. Bon 
ihm Stand, jo meinte man, wenn von irgend Einem, Die 
Befeftigung des guten Einvernehmens mit Defterreich, diejes 
höchite Ziel der Manteuffelichen Politik, mit Zuverficht 
zu erwarten. 

Allein es kam anders. Die diplomatiiche Stellung 
Bismarcks in Frankfurt ward für ihn felbjt der Anfang 
einer der merfwürdigiten inneren Wandlungen, für Preußen 
und Deutjchland ein bedeutungsvoller Wendepunkt ihrer 
Geſchicke. In der täglichen Beobachtung des unerquid- 
lihen XTreibens im Schooße des Bundestags, im uns 
mittelbaren perjönlichen Verkehr mit den andern Bundestags 
gejandten und bejonder3 mit dem öjterreichiichen Präſidial— 
gefandten erfannte Bismard jehr bald die theils unzu⸗ 
reichende, theil3 geradezu unheilvolle Thätigfeit, welche dieſe 
oberjte Bundesbehörde Deutjchlands in den deutichen An- 
gelegenheiten entwidelte, empfand er, als Preuße, mit 
Schmerz und Entrüftung die unwürdige Rolle, zu welcher fein 
preußtiches Baterland herabzudrüden man dort von allen 
Seiten wetteifernd bemüht war. Und jo geichah e8, daß er, der 
1851 als ein warmer Freund Dejterreihs nach Frankfurt 
gegangen war, 1859, wo das Mintjtertum der neuen Aera 
ihn von da nach Petersburg verjeßte*), die Bundesſtadt 


— ——— 





*) Die Häufig gehörte, auch in Reuchlins „Geſchichte Italiens“ 
(4. Theil ©. 3) übergegangene Annahme, al3 fei Bismard wegen 
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mit dem feſten Vorſatze verließ, der Dictatur Dejterreiche 
in Deutfchland, jo viel im feinen Kräften ftehe, gründlich 
ein Ende zu machen. Betreff3 der italienischen Krifis war 
Bismarck entichieden dagegen, daß Preußen für einfeitie 
öſterreichiſche Interejjen eintrete. Sa er hielt jchon damals 
den Moment für gefommen, wo Preußen, wenn Dejterreich 
es mit Hülfe des Bundes dazu follte zwingen wollen, 
dies Für eine Competenzüberjchreitung de® Bundestages er- 
flären und davon Anlaß zu einer Umgejtaltung ver 
ganzen Bundesverhältniffe nehmen müßte. 

Der Prinz Regent ſelbſt hatte jchon am 2. Febr. 1859, 
bald nach dem Friegeriichen Neujahrsgruß Napoleons IIL, 
in einem Briefe an den PBrinz-Gemahl von England, 
mit dem er gern politische Anjichten austaufchte, feine Auf- 
faffung der Sachlage entwidelt und den Prinz-Gemahl ge- 
beten, ihm die jeinige mitzutheilen. Der Prinz-Regent 
glaubte, dag Napoleon aus Furcht vor den italienischen 
Dolchen einen „Haupteoup* in Italien ausführen wolle 
und dafür Alliirte juche Im der That hatte Napoleon 
auch in Berlin wegen der Stellung Preußens beim Aus— 
bruch eines Krieges jondiren laſſen, hatte allerhand lockende 
Anerbietungen gemacht, fall3 Preußen neutral bliebe. Der 
Prinz⸗Regent meinte nun zwar, Napoleon werde feine Alliirten 
finden, fürchtete aber, derjelbe werde, feinem Charakter nad), 


der Stellung, die er in Frankfurt in der italienifchen Frage einge- 
nommen, verjeßt worden, ift nicht zutreffend. . Diefe Verjegung 
war nad) Briefen Bismard® an feine Gemahlin ſchon im 
November 1858 jo gut wie entichieden und erfolgte aus anderen 
Gründen. Die oben erwähnten Meinungskundgebungen Bismards 
über die italienifche Frage find von Petersburg aus Datirt. 
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gleichwohl den Plan nicht aufgeben. Daher ſei Wach- 
ſamkeit und Berjtändigung unter den anderen Mächten 
nothwendig. Zur Aufrechterhaltung der Berträge von 
1815 müßten alle Großmächte fich vereinigen. Wenn 
Napoleon dies bejtimmt wijje, werde er fich zweimal be- 
finnen, ehe er zum Krieg fchreite. Aber diejelbe Sprache 
der „Abmahnung“ von irgend einem provocirenden Schritte 
müjje auch nach der anderen Seite geführt werden. Einen 
Angriff Frankreichs auf Deiterreich glaubte der Prinz— 
Negent nicht ruhig mit anjehen zu Dürfen, damit nicht, 
wie in den Nevolutionzkriegen, wenn Dejterreich bejiegt 
wäre, während Deutjchland und Preußen ruhig zugejehen 
hätten, der Sieger ſich dann auf dieje ſtürze. „Aber auch 
dann“ — führt der Prinz-Regent fort, „wenn Dejterreich 
gegen eine franzöſiſch-italieniſche Allianz jtegreich bliebe, würde 
e3 für Preußen nicht vortbeilhaft fein, bloßer Zufchauer 
bei einem jolchen Kampfe gewejen zu fein. Oeſterreichs 
Actien in der Welt und vor allem in Deutichland würden 
dadurch bedeutend jteigen, und das könnte Preußen nicht 
gleichgültig ſein.“ 

Man fieht, auch bei dem Prinz-Regenten jtand der 
Argwohn gegen Napoleon II. und die Furcht vor einer 
Wiederholung der Politik des erjten Napoleon, der 
einen feiner Nachbarn nach dem andern vereinzelt ange- 
griffen, in erjter Line der Erwägung. Dazu fam bei ihn 
ein gewiſſes vitterliche8 Gefühl, welches nicht dulden wollte, 
daß man den alten Bundesgenofjen, auch wenn er fich 
nicht bundesfreundlich gezeigt, bei einem meuchleriichen Anfall 
eines Dritten im Stiche lafje. Und endlich fürchtete der 
Prinz: es würde dem Anjehen der Großmacht Preußen 
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ſchaden, wenn ſie einem Kampfe zweier anderen Großmächte 
in ihrer unmittelbarſten Nähe müßig zugeſehen hätte. 
Der Prinz-Gemahl von England antwortete um— 
gehend (7. Februar). Inzwiſchen hatte die Königin Victoria 
in der Thronrede vom 3. Februar erklärt, daß die Sorge 
für Aufrechterhaltung der Verträge und des allgemeinen 
Friedens die Politik der engliſchen Regierung beſtimmen 
werde. Die beiden Häuſer des Parlamentes Hatten ſich 
Dem angeſchloſſen. Die öffentliche Meinung des Landes 
hatte ſich ſo entſchieden gegen die Napoleoniſche Politik 
des Händelſuchens ausgeſprochen, daß ſelbſt der warme 
Freund Napoleons, Lord Palmerſton, nicht wagte, ſich auf 
deſſen Seite zu ſtellen. Der Prinz-Gemahl konnte daher 
ſeinem erlauchten Verwandten die Beruhigung geben, daß 
England nicht mit Frankreich gehen werde, „es wäre 
denn, daß Oeſterreich die gröbſten Fehler machte“. Solchen- 
falls würde aber Preußens und Deutſchlands Stellung ſich 
ebenfalls ändern, denn „für das Unrecht würde Preußen 
nicht aus blos politiſchen Rückſichten das Schwert ziehen“. 
Prinz Albert rieth dem Prinz-Regenten, ſich ebenſo, wie 
die engliſche Regierung dies thue, „auf die Macht der 
durch freie Discuſſion gebildeten und geläuterten öffentlichen 
Meinung zu ſtützen“. Dieſe Macht ſei es, die am meiſten 
dem Kaiſer Napoleon imponire. Im Uebrigen möge der 
Prinz⸗Regent zunächſt eine Politik der Zurückhaltung be— 
folgen, auf Ordnung und Herſtellung des Bundesheeres 
dringen, beim wirklichen Ausbruch des Krieges die Armee 
mobiliſiren, die Feſtungen ausrüſten, dabei aber jede Art 
von Herausforderung vermeiden. Sollte ſelbſt Oeſterreich 
in Italien von Frankreich angegriffen werden, ſo würde 
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die Klugheit doch gebieten, ſich nicht ohne Weiteres einzu— 
miſchen, um nicht den Krieg an den Rhein zu ziehen. 
Preußen habe keine Beſitzungen in Italien und ſei auch 
nicht ſchuld an der verkehrten Politik, die Italien in 
ſo elende Zuſtände gebracht habe. Sollte Oeſterreich 
im Laufe des Krieges in Nachtheil kommen, ſo ſei es 
für Preußen und Deutſchland immer noch Zeit, bevor 
Oeſterreich ganz unterliege, ſich am Kriege zu betheiligen, 
wenn die Regierung dies aus dem Grunde für nothwendig 
fände, damit nicht das fiegreiche Frankreich jeine ganze 
Kraft gegen Deutjchland wenden könne. 

Sm Sinne diejer Eorreipondenz waren die Erklärungen 
gehalten, welche die Regierung des Prinz-Regenten in Be- 
zug auf Preußens Haltung in dem gegenwärtigen Stadium 
der Kriſis abgab. In einer Gireulardepeiche an die 
deutjchen Regierungen (vom 12. Februar) ftellte fie als Ziel 
ihrer Bolitif auf, „den europäifchen Berträgen die ihnen 
gebührende Achtung, dem Bejtehenden jeine Geltung und 
damit dem Welttheil den, Frieden zu bewahren.“ Dieſelbe 
Erklärung wiederholte der Minifter des Auswärtigen am 
9. März vor den Kammern; er fügte Hinzu, daß Preußen 
„nach beiden Seiten Hin feinen Rath im Sinne der Ver: 
jöhnung und Mäßigung geltend mache“, daß aber Preußen 
das Gewicht jeiner Macht „nur für ein wahrhaft deutjches 
Interefje in die Wagjchale legen werde, “ 

Der öſterreichiſchen Regierung war aljo der Verſuch, 
Preußen mit Hülfe des Bundes fopfüber in den Krieg 
zu jtürzen, mißglüdt. Sie betrat nunmehr einen anderen 
Weg. Am 14. April erichien im Auftrage des kaiſerlichen 
Hofs Erzherzog Albrecht in Berlin, um wegen einer Theil: 
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nahme Preußen3 am Kriege zu verhandeln. Die öfterreichijche 
Regierung hatte erkannt, daß fie mit Preußen wie Macht 
gegen Macht fich verjtändigen müſſe, jchien. es aber noch 
immer al3 jelbjtveritändlich zu betrachten, daß Preußen für 
Dejterreich da3 Schwert ziehen müſſe. Sie jchlug vor, durch 
eine militärische Action am Rhein den Krieg dorthin und 
von Stalien abzuziehen. Zu dem Ende jollte ein preußijches 
Heer am Unterrhein, ein öfterreichtiches (von 250000 Mann) 
am Oberrhein aufgejtellt werden. Die Bundescontingente 
der andern Etaaten wären diejen beiden Heeren anzuschließen; 
ein gemeinſames Hauptquartier würde die Bewegungen 
der beiden gejonderten Heere einheitlich leiten. | 

Die preußiche Regierung stellte diejem Plane das 
Bedenken entgegen, daß, wenn, wie wahrjcheinlich, Italien 
der Hauptichaupla des Krieges würde, Deiterreich ſchwer— 
(ih in der Lage fein möchte, 250000 Mann an den Ober- 
rhein zu werfen. Dann aber fiele die Hauptlaft der Action 
dort auf Preußen, und außerdem wäre Deutichland zum 
Schauplab de3 Krieges gemacht. 

Auch Bayern widerjprach dem öfterreichtichen Plane, 
jedoch aus einem andern Grunde; e3 verlangte ein drittes 
Commando am Rhein für jich. 

Eben damals hatte England feinen lebten Ver— 
mittelungsverjuch (mit den vier Punkten) in Wier gemacht. 
Das Berliner Cabinet rieth dringend zu deſſen Annahme, 
widerrieth noch dringender die Abjendung eines Ultimatums, 
an welche, nach des Erzherzog Mittheilung, in Wien 
bereit3 damal3 gedacht ward. Man verhehlte dem Erz- 
herzog nicht, daß, wenn Dejterreich diefen Weg beträte und 
dadurch ſich als den Angreifer Hinjtellte, die preußifche 
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Regierung genöthigt jein würde, von jeder Mitverantwort- 
lichkeit für einen jolchen Schritt ſich loszuſagen. Der Erz- 
herzog veriprach die Beachtung diefer Warnung; allein faum 
hatte er Berlin verlajjen, jo erfolgte das Ultimatum — wie 
man jagt, hinter des Erzherzogs Rüden. Die öfterreichtiche 
Negierung ſchien zu glauben, Preußen müfje unter allen 
Umjtänden ihr folgen; ja e3 gewann fajt das Anjehen, 
al3 Habe fie durch die Sendung des Erzherzogs geflifjentlich 
der Meinung Vorjchub leiſten wollen, der Strieg jet in Berlin 
gemeinschaftlich von beiden Mächten bejchlojjen worden, 

Sn einem alle wie der vorliegende, wenn ein Deutjcher 
Bundesjtaat in feinen außerdeutſchen Beſitzungen angegriffen 
würde, gab die Bundesverfafjung es dem Bunde anheim, 
ob er dem Angegriffenen zu Hülfe fommen wolle. Die 
preußiiche Regierung war einem ſolchen Bundesbeſchluſſe 
gewiſſermaßen zuvorgefommen, indem fie (am 20. April) 
die Marjchbereitichaft der drei Armeecorps anordnete, 
welche Preußens Bundescontingent bildeten, gleichzeitig am 
Bunde dafjelbe für die andern Bundescontingente beantragte, 
was denn auch am 23. April beichlojjen ward. Doch 
hatte fie dabei ausdrücklich erklärt: „dieſe Vorbereitungen 
hätten einen lediglich defenfiven Zweck.“ Nachdem nun aber 
Defterreich durch das Ultimatum fich zum Angreifer gemacht 
hatte, jomit jener Sal des Angegriffenjeins nicht mehr 
vorlag, jagte fie ji) von jeder Gemeinſamkeit mit der 
von Dejterreich befolgten Bolitif los, ſprach ihr „Bedauern“ 
über den gethanen Schritt aus und erklärte: „jie werde 
jich durch dieſes Vorgehen Dejterreich8 nicht in den Krieg 
hinein drängen lafjen*. England und Rußland protejtirten 
gegen das öfterreichiiche Ultimatum. 
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An demielben Tage, wo das Ultimatum in QTurin 
übergeben ward (am 23. April), ſetzten fich die für den 
Feldzug in Italien bejtimmten franzöfiichen Colonnen in 
Bewegung. Ein Theil davon zog über den Mont Cenis, 
ein anderer ward nach Genua eingejchifft. 

Der Uebergang der Dejterreicher über den Teſſin war 
auf Andrängen Englands noc ein paar Tage verzögert 
worden. Am 29. April betraten die öjterreichiichen Truppen, 
unter Gyulay, den jardinischen Boden. Furchtbare Negen- 
güffe Hatten die Tiefebene am Bo, die ſog. Zomellina, 
fat unwegſam gemacht, jo dal die Defterreicher nur 
unter großen Schwierigfeiten vorrüden fonnten. Es ſchien 
erit, als wollte Gyulay fih raſch auf die Piemontejen 
werfen, ehe die Franzoſen anlangten; allein am 9. Mai 
zog er ſich wieder zurüd. 

Um ihre Kräfte nicht zu eriplittern, zog die öſterreichiſche 
Regierung ihre in den Herzogthümern und in der Romagna 
jtehenden Truppen von da heraus. Die Folge war, daß 
die Bevölferungen diejer Yandestheile fich alsbald erhoben. 
Das Gleiche geichah in Toscana. Der Großherzog von 
Toscana und Die anderen Fürſten waren genöthigt, 
ihre Länder zu verlafjen. 

Am 3. Mat erfolgte die franzöfiiche Krieggerflärung; 
am 10. Mat begab Kaiſer Napoleon III. ſich zur Armee, 
um perjönlic) deren Operationen beizumohnen. 

Das öſterreichiſche Kriegsmanifeſt vom 28. April 
erklärte den Kampf Oeſterreichs gegen Sardinien für einen 
Kampf gegen die Revolution. „Wenn die Schatten einer die 
höchſten Güter der Menjchheit bedrohenden Umwälzung“ — 
fo hieß e8 darin — „über den Welttheil fich auszubreiten 
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juchten, dann hat jich die Vorfehung oft des Schwertes 
Defterreich8 bedient, um mit feinem Blie die Schatten zu 
zerjtreuen.“ Und General Gyulay verkündete bei jeinem 
Uebergange über den Teifin: „Sch fomme, um die Ume 
jturzpartei zu vernichten”. Diefe Ankündigungen riefen Die 
Erinnerung wah an einen ähnlichen Kreuzzug, den im 
Jahre 1821 eim öfterreichifches Heer angetreten hatte, um 
die in Neapel eingeführte und vom König bejchworene 
Berfafjung wieder aufzuheben. Damals handelte Defterreich 
als Beauftragter der Heiligen Allianz, im Einverjtändnik 
mit Rußland, Preußen und ?sranfreich; diesmal ftand 
3 allein; Rußland, England und Preußen hatten jeine 
Angriffspolitif gemißbilligt; Frankreich war der Berbündete 
de3 von ihm Angegriffenen. 

Kaiſer Napoleon jeinerjeit3 gab als Programm feiner 
Betheiligung am Kriege die Loſung aus: „Italien frei bis 
zur Adria!” Damit jchien er auf Eroberungen für fich 
jelbjt oder für Frankreich in Italien zu verzichten und 
ſich lediglich al3 bewaffneten Anwalt der Unabhängigfeits- 
bejtrebungen der Italiener (wenigjtens in Oberitalien) hin: 
zuſtellen. Freilich — die Verträge von 1815 waren damit 
zerrijjen, denn „frei bis zur Adria“ konnte Italien nur 
werden auf Kojten des Beſitzſtandes Dejterreihs und der 
fleinen Fürſten. | 

Der Krieg nahm damit den Charakter eines Principien- 
frieges an. Auf der einen Seite ftand Defterreich mit der 
ziemlich unzweideutig erflärten Abficht, nicht etwa blog, wie 
1848, Sardinien in feine Echranfen zurückzuweiſen, jondern 
Sardinien dadurch unjchädlich für ich zu machen, daß es 
dejjen conftitutionellen Aufichwung hemme und womöglich 


225 


ein feinem eigenen entiprechende8 Regiment dajelbit her- 
itelle, aljo etwas Aehnliches dort zu thun, was e3 1821 in 
Neopel gethan. Auf der andern Seite jtand Sardinien, 
welches ich zum Führer und Beichüger eines unabhängigen, 
einheitlich verbundenen Italiens aufwarf, Hinter Sardinien 
aber Napoleon III. entjchlofjen, dieſer ſardiniſchen Politil 
bis zu einem gewiſſen Pu das Vollgewicht jeiner 
Macht zu leihen. 

Damit trat für Deutſchland und Preußen die italieniſche 
Frage in ein neues Stadium. 

Einzelne Stimmen in der norddeutichen Preſſe Hatten 
ſchon früher die Anficht vertreten: Preußen müſſe entweder 
mit Napoleon gegen Dejterreich gehen, oder wenigſtens 
Napoleon jchalten laſſen, inzwijchen aber jich der Führung 
Deutjchlands bemächtigen*). Andere und zwar preußifche 
Stimmen wiejen diefen Rath entichteden zurück, erklärten 
aber, dag Preußen ebenjo wenig (etiva aus Furcht vor der 
Gefahr, die ein Napoleonijcher Sieg für das übrige Deutſch— 
fand haben fünnte) jich „in die Dienjtbarfeit Defterreichs “ 
begeben dürfe. Wieder eine andere Stinme**) erörterte den 
feiner Zeit von Heren von Radowig in der Paulskirche 
aufgeitellten und jeitdem, auf dejjen Autorität Hin, zu einem 
vielcitirten Schlagwort gewordenen Sat: „Deutſchland 
müjje den Rhein am Po verteidigen.“ Der militärijch- 
jachkundige Berfajjer ließ dieſen Sab nur theilweie gelten, 


*), So die Flugfchrift: „Preußen und die italienifche Frage”, - 
welche in Kurzem vier Auflagen erlebte. Ihre Verfaſſerſchaft ward 
anfänglich dem ehemaligen preußiſchen Minifter des Auswärtigen 
Heinrich von Arnim zugefchrieben, der aber öffentlich dagegen proteftirte, 

**, Die Flugfchrift: „Bo und Rhein”, - 

R. Biedermann, Dreißig Jahre deutich. Geſch. M. 15 
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nämlich nur jo lange, al3 Deutjchland nicht in fich ſtark 
genug fei, um den Rhein am Rhein jelbjt zu vertheidigen. 
Deutjchland, meinte er, würde die Po- und ſelbſt die 
Minciolinie mifjen fönnen, „wenn es dafür die Einheit 
eintaufchte” ; denn dann brauchte es einen Angriff Frank— 
reichs nicht mehr zu fürchten. 

Auch in Süddeutjchland wich die anfängliche Auf: 
regung allmählich einer ruhigeren Erwägung. Die Sprödig- 
feit Dejterreich3 gegenüber allen, auch den wohlwollendſten 
Vermittlungsverfuchen hatte Viele ernüchtert. Die unbe— 
fangen Urtheilenden begannen das jpecifiich öfterreichiiche 
Intereſſe von dem allgemein deutjchen zu fcheiden. Nicht 
blos die Liberale, auch ein Theil der demofratijchen Prefje 
des Südens erinnerte daran, daß Dejterreich eine ganz 
ähnliche Bolitif der Unterdrüdung aller Freiheits- und 
Einheitsregungen, wie hier in Italien, jchon längft auch in 
Deutjchland betrieben habe. 

Innerhalb der feudalen Partei in Preußen vollzog 
ſich ebenfalls theilweife ein Umſchwung der Gefinnungen. 
Als die preußiiche Regierung am 5. Mai den beiden 
Häufern ihres Landtags die Forderung eined Credits 
von AO Mill. Thalern vorlegte, (um ihre militärischen Vor- 
bereitungen zu vervollftändigen, damit fie für alle Vor: 
kommniſſe gerüftet jei), erklärten die Führer diefer Partei 
im Herren- und Abgeordnnetenhaufe, Stahl und von Blanken— 
burg, daß Preußen nur felbftändige Politik treiben, daß 
e3 jich nicht vom Bundestage majorifiren lajjen dürfe. 

- Stärfer äußerten ſich natürlich Die Liberalen. 
Der Abgeordnete Simjon jagte: „Wenn Preußen jeden 
folchen Verſuch des Bundestages entichieden zurückweiſe, 
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werde es das ganze Land Hinter fich haben.” Er ſowohl 
als Binde erklärten: „Nicht der Bundestag, ſondern 
Preußen müfje die Führung Deutjchlands Haben, wenn dieſes 
in die Action eintrete.” Zwar gaben dieje beiden Redner 
dem Mißtrauen gegen Napoleon lebhaften Ausdrud, nicht 
minder lebhaften aber auch dem Mißtrauen gegen Dejterreich, 
deſſen Politik jowohl in Italien ala in Deutjchland jie 
einer jcharfen Kritik unterwarfen. 

Der von der Regierung geforderte Credit ward von 
beiden Häuſern einftimmig bewilligt. 

Sofort nach Ausbruch des Krieges, am 28. April, 
hatte die Regierung außer den jchon Friegäbereiten drei 
Armeecorps noch weitere ſechs kriegsbereit gemacht, weil 
fie, wie der Minifter von Schleinig im Abgeordnetenhauje 
erklärte, „zur Unterjtügung ihrer Action einer bewaffneten 
Stellung nicht entbehren könne.“ ALS Ziel ihres Handelns 
verfündigte fie: „Wiederherftellung des Friedens auf jolchen 
Grundlagen, welche mit der Bürgjchaft der Gerechtigkeit 
diejenige der Dauer in fich vereinigen.” Damit erklärte 
fich die Regierung einerjeit3 für die Aufrechthaltung der ' 
Verträge von 1815 und folglich des italienischen Beſitz— 
ftandes Dejterreichs, andererjeit3 gegen den Fortbeſtand 
der Specialverträge, denn diefe machten einen “Dauer ver: 
heigenden Frieden unmöglich. „Es it Preußens Auf: 
gabe,“ jagte der Minifter, „zu wachen über die Sicherheit 
Deutichlands, über die Wahrnehmung der nationalen 
Intereſſen und über die Aufrechthaltung des europätjchen 
Gleichgewichts." 

In der Thronrede, womit der Prinz = Negent den 
Landtag ſchloß, ward erflärt: 

15* 
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„Es ift Preußens Recht und Pflicht, für Die Sicher: 
heit und den Schuß der nationalen Intereſſen Deutjch- 
lands einzuftehen. Die Obhut diefer Güter wird es nicht 
aus der Hand geben.” 

Um mit Erfolg eine folche „bewaffnete Vermittlung” 
in's Werk zu jeßen, mußte die preußiiche Negterung ſich 
vergewifjern, daß Defterreich gegen Sicherung feines Beſitz— 
Itandes auf die Specialverträge verzichte. Zu dem Ende 
landte fie um die Mitte des Mai den General Williien 
nah Wien. Das Wiener Cabinet beharrte anfänglich 
nicht blos auf feiner Politik der Specialverträge und der 
„Unſchädlichmachung Sardiniens“, fordern wollte jogar 
jenen abenteuerlichen Plan, den man bisher für eine bloße 
Ausgeburt des Fanatismus legitimiſtiſch-elericaler Heißſporne 
gehalten hatte, zu dem ſeinigen machen, den Plan, 
„Napoleon III. zu ſtürzen“). 

Als General Williſen im Namen der preußiſchen 
Regierung das Anſinnen, für einen ſolchen Plan ein— 
zutreten, entjchieden zurückwies, ſchien Graf Rechberg (der 
an die Stelle des inzwilchen ausgejchiedenen Grafen Buol 
getreten war) nachzugeben. Er wollte fich damit begnügen, 
dag Preußen den Beſitzſtand Oeſterreichs in Italien 
„garantire”, 

Die preußiiche Regierung Hatte fr den Fall ihrer 
Hiüffeleiftung die Bedingung geitellt, daß ihr fowohl von 
Oeſterreich als von den andern Bundesstaaten die Initiative 
zu allen vom Bunde zu ergreifenden Maßregeln ausschlich- 


*, Obiges nad) der, anertanntermaßen aus officiell preußiſcher Duelle 
ſtammenden Flugſchrift: „Preußen und der Friede von Billafranca“, 
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lich überlafjen und daß öſterreichiſcherſeits auf alle Separat- 
bündnifje mit andern deutichen Staaten verzichtet werde. 
Auch dies ward zugeitanden. 

Allein mit den Worten des öfterreichiichen Minijters 
ſtanden die Handlungen der von ihm vertretenen Regierung 
nicht im Einklang. Schon vor der Sendung Willifens 
‚hatte die öfterreichifche Negierung fich in einer Circularnote, 
(welche der preußijchen Regierung nicht mitgetheilt worden 
war) an die anderen Bundesregierungen gewendet und hatte 
dieje aufgefordert, die Mobiliſirung des Bundesheeres zu 
beichließen. Am 13. Mai erfolgte ein Antrag Hannovers 
in diefer Richtung. Preußen protejtirte dagegen, indem e3 
erklärte, daß; da Preußen bereit und gerüjtet ſei, mit feiner 
ganzen Macht für Deutjchlands Intereſſe einzutreten, auch 
ihm die Initiative überlajjen bleiben müſſe. Dieſer Forde— 
rung juchten die Mitteljtaaten auszuweichen. Ihre Abficht 
Ichien zu fein, den Bundeskrieg zu beichliegen und Preußen 
als Bundesstaat in diejen hineinzuziehen, ohne daß vorher 
Zwei und Ziel des Krieges feſtgeſetzt wäre. 

Noch ſchwebte diefe Frage am Bundestage, da fanden 
die erſten Zujammenftöße in Stalien ſtatt. In einem 
Treffen bei Montebello (am 20. Mai) wurden die Deiter- 
reicher zurüdgedrängt; in einem zweiten bei Magenta 
(am 4. Juni) erlitten fie eine .entjchiedene Niederlage. 
Franzoſen und Sardinier rücdten in Mailand ein. Napoleon 
erklärte nochmals, daß er Feine Eroberungen beabfichtige. 
Auch die Bertreibung der Kleinen Fürſten ſtrich ec aus 
- feinem Programm. 

Die preußiſche Regierung, obgleich fie zu der öſter— 
reichijcherjeit8 von ihr geforderten „Garantie” des öſter— 


230 





reichſſchen Yänderbeftandes in Italien fich nicht verpflichtet 
hatte, mobiltfirte doch nunmehr (am 14. Juni) ſechs ihrer 
Armeecorps und traf auch ſonſt alle Vorkehrungen zu 
einem Kriege. Den Mächten erklärte fie, daß fie, um 
Deutjchland den ihm gebührenden Einfluß bei Löjung 
einer Trage zu fichern, die das europätiche Gleichgewicht 
berühre, entjchloffen jet, die Kräfte ihrer deutjchen Bundes. 
genofjen zu gemeinfamer Action zu vereinigen, daß fie im 
Uebrigen aber dahin ftrebe, den Frieden auf billigen und 
dauerhaften Grundlagen berzuftellen. 

Der Verſuch, Rußland und England zur Theilnahme 
an einer Vermittelung herbeizuziehen, mißlang; man fonnte 
ſich über die Bafis einer folchen nicht einigen. England 
insbejondere erklärte: „Dejterreich habe durch feine Miß— 
regierung jeine italtenijchen Provinzen verwirkt.“ Preußen 
jeinerjeit3 hatte al3 Ziel jeiner WVermittelung den unver: 
änderten Befigitand Oeſterreichs in Italien Hingejtellt, 
wogegen das Hiterreichiiche Protectorat über die kleineren 
Staaten aufhören und die Einführung von Reformen 
daſelbſt in’3 Auge gefaßt werden jollte. 

Seinen deutichen Bundesgenojjen zeigte Preußen gleich» 
falls feine Abficht einer Vermittlung an und beantragte die 
Aufftellung von drei Armeen am Rhein, wovon die ſüd— 
[iche, aus zwei Bundesarmeecorps beitehend, unter Bayerns, 
die mittlere und nördliche, aus jech® preußtichen und zwei 
Bundesarmeecorps beftehend, unter Preußens Commando 
jtehen jollten. Für fich forderte es, da es dei weitaus 
größten Theil der ganzen Heeresmacht ſtelle, den einheit— 
lichen Oberbefehl über das Ganze, 

Während folchergeitalt Preußen fish zum Kriege fertig 
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machte, wies Defterreich (in einer Note vom 22. Juni) 
die „Vermittlung“ Preußens zurück und verlangte bald 
darauf durch einen nach Berlin entjendeten aufßerordent- 
lichen Gejandten, den Fürſten von Windiſchgrätz, daß 
Preußen, unter Aufgebung feines Vermittlungswerfes, jofort 
den Krieg am Rhein beginne, und zivar für einen doppelten 
Zwed, einmal für Aufrechthaltung des öfterreichiichen Be— 
figftandes in Italien, jodann aber auch für die Special: 
verträge. Die öſterreichiſche Negierung forderte aljo jebt 
aufs Neue, was fie gegenüber dem aan Williſen auf- 
gegeben zu haben jchien. 

alt genau zu derjelben Zeit beantragte Dejterreich 
am Bundestage, daß nicht, wie Preußen mollte, blos einige 
Bundescontingente mobilijirt und unter Preußens Ober: 
befehl gejtellt witrden, ſondern daß, jtreng in den Formen 
der Bundezfriegsverfafjung, vom Bunde aus der Krieg 
erklärt, den Bundestage die ganze militärische und Diplo- 
matische Leitung vorbehalten, zum „Bundesoberfeldheren“ 
aber der Prinz-Regent von Preußen ernannt werde. 

Jenes Anfinnen: Preußen jolle das Schwert ziehen 
für Aufrechterhaltung der, von der aufgeflärten öffentlichen 
Meinung aller Länder verurtheilten, von der preußiichen 
Regierung ſelbſt für unhaltbar erflärten öſterreichiſchen 
Specialverträge, und dieſe Zumuthung: der Souverän 
Preußens jolle al3 „Bundesfeldherr”, alfo nach den Be— 
fehlen der Herren v. d. Pfordten, v. Beuit, v. Dalwigk u. ſ. w., 
das Commando im Kriege führen — das Eine wie das 
Andere war jo unerhörter Art, daß man beinahe nicht 
umhin kann, anzunehmen, beide Forderungen jeien nur 
gejtellt worden, um abgewiejen zu werden. Die öjter- 
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reichifche Regierung wünschte eine folche Abweilung, um 
bei einem vorjchnellen Friedensſchluſſe mit Napoleon 
alle Schuld von fich ab- und auf Preußen (als ob diejes 
fie im Stiche gelajjen habe) hinüberzumälzen. 

Inzwiſchen waren (am 24. Juni) die Defterreicher 
abermals bei Solferino gejchlagen worden. Und nun 
erfolgte, noch während Fürſt Windiichgräg in Berlin 
weilte, (am 8. Juli) der Abſchluß des Waffenſtillſtandes. 
Obſchon Fürſt Windiſchgrätz auf telegraphiichem Wege 
abrieth, Frieden zu jchliegen, „da die Dinge in Preußen 
günftig ftänden” (Preußen war nach wie vor entjchlofjen, 
für Oeſterreichs Beſitzſtand in Italien einzutreten), jo folgte 
doch jchon am 11. Juli der Präliminarfriede von Villafranca. 
In diefem verzichtete Defterreich auf die Lombardei, welche 
der Sieger, Napoleon, alabald an feinen Verbündeten, den 
König Victor Emanuel, abtrat. 

Napoleon war e3 geweſen, der den Frieden angeboten 
hatte. Er rechtfertigte diefen Schritt vor feinem Heer und 
Bolf damit, daß er erklärte: „Nach den fo rafchen und 
glänzenden Erfolgen der franzöfiichen Waffen, und nachdem 
das Biel, das er fich geſteckt, erreicht fei, habe er nicht in 
einen neuen, weitausjehenden Krieg ſich einlafjen wollen.“ 
Dffenbar war es das in voller Waffenrüftung dajtehende 
Preußen, vor dem er zurückwich, mit einem mäßigen 
Erfolge jeiner Stege ſich begnügend. 

Was aber hatte den Kaifer Franz Joſeph bewogen, 
fo rafch von einem Kampfe abzuftehen, den er mit jo 
großer Zuverficht unternommen hatte, eine der ſchönſten 
Provinzen jeines Reiches aufzugeben, nachdem er noch eben 
erſt anscheinend entſchloſſen war, nicht blos für diefe, ſondern 
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aud für die Aufrechthaltung des üjterreichiichen Schuß- 
verhältnijjes über die andern italieniichen Staaten Alles 
an Alles zu jegen? Es iſt wahr, die öjterreichiiche 
Armee hatte jich (weniger in Bezug auf die Tapfer— 
feit der Soldaten, als in Bezug auf das Geichid 
der Führer) der franzöfifchen nicht gewachſen gezeigt. Im 
den militärischen Anordnungen und in der ganzen Kriegs— 
verwaltung waren jchwere Uebeljtände zu Tage getreten. 
In den öfterreichiichen Bevölferungen fehlte e8 an jenen 
Schwunge der Begetjterung, ohne welchen ein großer Krieg 
nicht leicht zu einem glüdlichen Ende hinausgeführt wird. 
Die Ungarn, die ſchon lange nur unwillig den Drud des 
öſterreichiſchen Abjolutismus ertragen hatten, begannen 
ſchwierig zu werden. Allein noch blieb der öfterreichijchen 
Armee, ſelbſt nach den beiden ſchweren Niederlagen bei 
Magenta und Golferino, das gewaltige Feſtungsviereck, 
dejjen Umiüberwindlichfeit jo oft gerühmt worden war 
und deſſen Widerftandsfähigfeit — bei der Unmöglichkeit, 
e3 zu umgehen, ohne deutsches Bundesgebiet zu berühren — 
Napoleon jelbjt anerkannte. Außerdem aber jtand Preußen 
bereit, in einen Kampf für die Verträge von 1815, für 
den Beſitzſtand Defterreich$ einzutreten, jobald nur Dejterreich 
jeine ungerechtfertigten anderiweiten Ansprüche aufgab und 
das jo gerechte Verlangen Preußens erfüllte, daß ihm über- 
lajjen bleibe, über feine und Deutichlands Streitmacht frei 
zu verfügen, jtatt dem Bundestage, d. h. der öjterreichiich- 
mitteljtaatlichen Diplomatie, ſich unterordnen zu müſſen. 

Deiterreichijcherjeit8 ward der Verſuch unternommen, 
für den fo vorjchnellen Frieden, den Dejterreich ge— 
jchlofjen, Preußen verantwortlich zu machen. „Geftüßt 
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auf mein gutes Recht“ — jo hieß es in einem Armee- 
befegl des Kater von Berona (vom 12. Juli), „bin ich 
in den Kampf für die Heiligkeit der Verträge gegangen, 
zählend auf die natürlichen Bundesgenoſſen Defterreichs. 
Ohne Bundesgenoffen, weiche ich nur den ungünftigen 
Berhältniffen der Politik“ Und in dem „Manifeſt an die 
öfterreichijchen Völker“ aus Larenburg (vom 15. Juli) 
jagte der Slaifer im nicht mißzudeutender Weile: „Der 
warmen und dankbar anzuerfennenden Theilnahme ungeachtet, 
welche unjere gerechte Sache in dem größten Theil von 
Deutjchland bei den Negierungen wie bei den Völkern 
gefunden, haben fich unfere älteften und natürlichften Bundes- 
genoffen hartnädig der Erfenntniß verjchloffen, welche hohe 
Bedeutung die große Frage des Tages in fich trug.“ 
Dieje Behauptungen wurden aber durch die Thatjachen 
widerlegt. Oeſterreich hatte Preußen vom Anbeginn 
an und bis zum Ende des Krieges nicht als „Bundes— 
genojjen” behandelt, jondern als Vaſallen. Mit einem 
Bundesgenofjen hätte es fich vor Beginn des Krieges über 
dejjen Hiele und über den Moment des Losſchlagens ver- 
jtändigen müſſen —. Statt deſſen verlangte es schlechthin 
die Heeresfolge Preußens fir feine Zwecke und erklärte 
den Strieg, troß der dringenden Abmahnungen der preußiichen 
Negierung, in jolcher Weile, daß es jich dadurch von vorn— 
herein in's Unrecht jegte und auch den wenigjtens moralischen 
Beiltand der andern Großmächte fich verſcherzte. ALS 
demumgeachtet Preußen — noch nach den eriten Nieder— 
lagen der öjterreichiichen Waffen — den Slaijerftaate eine 
Bermittelung anbot, welche ihm zwar nicht die unhalt— 
baren Spectalverträge, wohl aber die Unverleglichkeit feines 
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Länderbeftandes fichern wollte, als Preußen dafür gerüftet 
und zu einer Diverfion am Rhein gegen Napoleon III. 
Alles bereit gemacht hatte, da wies die Fatjerliche Re— 
gierung Dieje guten. Dienjte der ihr ebenbürtigen zweiten 
deutjchen Großmacht troßig zurück und verjuchte abermals, 
den wohlwollenden Vermittler zu einen bloßen Bafallen 
und Diener ihres Willens herabzudrüden, indem fie von 
Preußen verlangte, es jolle für Das eintreten, was Re— 
gierung und Volk Preußens, was auch die andern civilifirten 
Bölfer nicht als ein Recht, ſondern als ein Unrecht Oeſterreichs 
anjahen, für die Niederhaltung Italiens, indem fie ferner 
verlangte, Preußen ſolle jich Art und Biel feiner Krieg— 
führung von dem unter Oeſterreichs Einflufje jtehenden 
Bundestage vorjchreiben Lajjen, der Negent Preußens 
jolfe der gehorfame Vollitreder des Willens einer Bundes- 
tagsmehrheit jein! 

Nach alledem muß man jene Behauptung der 
öjterreichiichen Regierung, als habe fie Frieden machen 
müfjen, weil fie von Preußen verlafjen worden jei, als eine 
in den Thatjachen nicht begründete erkennen, muß daher nach 
einem andern Grunde fuchen, weshalb Deiterreich den jo 
trogig begonnenen Kriegszug ſo kleinmüthig einſtellte. 
Und ein ſolcher andrer Grund ſcheint denn auch vorhanden 
geweſen zu ſein. Der öſterreichiſchen Regierung war es 
jedenfalls nicht entgangen, daß die ſo „warme“ Theilnahme 
Deutſchlands, mit deren Hülfe ſie anfangs wohl gehofft 
hatte Preußen in einen Krieg „um jeden Preis“ Hinein« 
treiben zu fünnen, im Laufe des Krieges jelbit, wenn nicht 
bei den Regierungen, jo doch bei den Bevölferungen, eine 
merflihe Wandlung erfahren hatte, Die faft an Ueber- 
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muth grenzende Hartnäckigkeit, wonit die öſterreichiſche 
Diplomatie, entgegen den Mahnungen aller andern Groß: 
mächte, an Oeſterreichs Schußherrichaft über die Kleinen 
italienischen Staaten feitgehalten, die Verwegenheit, womit 
diefelbe durch die Kriegserklärung an Sardinien deſſen 
mächtigen Beichüger Napoleon gegen ſich in's Feld gerufen 
hatte, Stand in zu grellem Gontrafte mit der offenbar 
jehr mangelhaften öfterreichifchen Sriegführung, als daß nicht 
Ihon dadurch der Nimbus, der von 1850 her Defterreic) 
in den Augen eines großen Theil der deutſchen Ber 
völferumgen, zumal- der ſüddeutſchen, umgeben hatte, mehr 
und mehr hätte jchwinden follen. Im demjelben Maße 
aber, wie die geſchah, wendeten fich die Blicke der Patrioten 
wieder Der andern Deutichen Großmacht, Preußen, zu. 
Der jähe Angriff des gekrönten Abenteurer an der Seine 
auf Dejterreich zeigte, weijen man fich von dorther zu ver- 
jehen Habe, und regte die Zrage au: von warnen wohl 
Deutjchland, wenn ein ähnlicher Anfall von jener Seite 
auf eigentlich deutſches Gebiet erfolgte, einen wirkſamen 
Schuß zu erwarten haben möchte, ob von Dejterreich, ob 
vom Bunde, oder ob nicht vielmehr nur von Preußen? 
Ein Krieg Deutjchlands gegen Frankreich an Oeſterreichs 
Seite erichien allen Einfichtigen nur unter der Voraus: 
jeßung ungefährlich, wenn nicht Oeſterreich und nicht 
der Bundestag, jondern Preußen mit feiner bewährten 
Heereorgantjation die unbedingte Leitung defjelben über- 
nähme Schon am 5. Mai, aljo noch vor den Friege- 
rischen Mißerfolgen Defterreich®, Hatte bei dev Berathung 
der Striegzanleihe in der würtembergiſchen Volkskammer 
der Abgeordnete Hölder von der Linken den Antrag geitellt: 
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„Die Kammer möge erklären, daß bei dieſer Gefahr die 
Wohlfahrt Deutjchlands nur durch Herftellung der inneren 
Einheit gefichert werden könne,“ unter jehr bejtimmter Hin- 
deutung auf eine gründliche Aenderung der deutichen 
Bundesverfajjung, und dieſer Antrag, wenn auch in 
der Minderheit geblieben, Hatte doc) 24 Stimmen der 
Linken auf fich vereinigt. Entjchiedener trat mach den 
erſten öfterreichiichen Niederlagen der Gedanke an die Noth- 
wendigfeit einer preußiichen Führerſchaft hervor in einer 
öffentlichen Erklärung naffauischer Staatsangehöriger (vom 
22. Juni) — an ihrer Spibe die liberalen Führer beider 
Kammern, 8. Braun, Lang, Hilf u. A. —, welche auch in 
Frankfurt a. M. und an vielen anderen Orten Beitritt3- 
erflärungen fand. Darin war zwar die Unterſtützung 
Defterreich3 im Kriege gegen Frankreich als eine „nationale 
Pflicht” Deutſchlands Hingeltellt, aber zugleich war al3 un— 
erläßliche VBorbedingung des Eintretend in einen jolchen 
„nationalen Krieg“ (der nicht etwa blos für die Sonder- 
interejjen Dejterreich& gefiihrt werden ſollte) die rückhaltloſe 
Uebertragung der diplomatiichen und militäriſchen Leitung 
an Preußen gefordert. War hier das „nationale deutſche 
Intereſſe“ noch als eng verbunden mit Oeſterreichs Beſitz— 
Itand in Italien aufgefaßt, jo gab es aber auch bereits 
Strömungen in der öffentlichen Meinung, welche alles 
Gewicht nur auf jenes „nationale deutjche Intereſſe“ legten, 
die Rückſicht auf Defterreich aber entweder gar nicht, oder 
doch nur in jehr bedingter Weiſe betonten. Und merk— 
würdiger Weile war Dies zum Theil gerade in Süd— 
deutichland und im jolchen Gegenden Norddeutjchlands der 
Tall, wo anfangs die Sympathien fir Defterreich und Die 
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Antipathien gegen Preußen vorherrjchend geweſen waren, 
wo fie e3 in den leitenden Kreiſen wahrjcheinlich noch 
waren. In Wiürtemberg erjchien eine, vom Ende Juni 
datirte, ſowohl von gemäßigten Liberalen al3 von Demokraten, 
ja auch von ehemaligen „Großdeutſchen“ und von Katholiken 
(Hölder, Murjchel, Seeger, Brobft u. A.) unterzeichnete 
Erklärung, worin zwar ein Zuſammengehen Deutjchlands 
mit DOejterreich gefordert ward, jedoch nur unter der 
Vorausſetzung wejentlicher Aenderungen jowohl in der 
italienischen als in der deutschen Politik Defterreichs, worin 
dem Bundestage ein fir allemal abgejagt, worin Die 
preußische Führerſchaft über Deutichland gefordert ward 
nicht blos als ein Nothbehelf und für die Zeit des Strieges, 
fondern, wegen der unzertrennlichen Einheit der preußiſchen 
und der deutichen Intereſſen, für die Dauer, worin endlich 
auch die Loſung des Jahres 1848, der Ruf nach einer 
„deutſchen Volksvertretung“, nach zehnjährigem Schlummer 
wieder erweckt ward. 

Auch ſonſt noch traten mancherlei Zeichen einer 
weſentlich veränderten Stimmung zu Tage. An mehreren 
Orten, und zwar auch Süddeutſchlands, weigerte man ſich, 
die naſſauiſche Erklärung zu unterzeichnen, weil dieſelbe 
„zu öſterreichiſch“ ſei. In Hannover hörte man vielfach 
die Aeußerung: „Lieber heut als morgen preußiſch!“ 
"Der Groll gegen die Winfelziige der Eleinjtaatlichen 
Diplomatie, der Wunjch nach einer Umgestaltung der Bundes 
verfaffung wuchs von Tag zu Tag Kein Wunder! 
Hörte man doch, wie Preußen in den Momente, wo es 
in einen ſchweren Kampf mit einem ftarfen Gegner ein- 
treten und an den Rhein vorrüden wollte, erſt beim 
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Bundestage umd bei den einzelnen Regierungen höflichjt an— 
fragen mußte, ob ihm auch gejtattet jei, mit feinen Truppen 
nichtpreußifches deutſches Bundesgebiet zu betreten, und 
daß von Seiten einzelner Staaten jogar Schwierigfeiten 
dagegen erhoben wurden! Hörte man doc), daß die Regierung 
Hannovers, dieje noch vor Kurzem fo heftig zum Kriege 
drängende Regierung, jet plößlich von „aggreſſiven Schritten“ 
abrieth und nur einen Vertheidigungsfrieg gegen Frankreich 
für möglich hielt, daß andere Regierungen ſofort nach 
Eingang der Kunde vom Abſchluß des Waffenftillitandes 
auf Einftellung aller Kriegsrüftungen drangen *), u. dgl. m.! 

Daß die mitteljtaatliche Diplomatie ſich nicht jcheute, 
in einem ſolchen Augenblicke, angeſichts eines drohenden 
Krieges mit dem ſiegesgewohnten Frankreich, die ganze 
Troſtloſigkeit der WVieljtaaterei und der ohnmächtigen 
Bundeswirthichaft vor den Augen der Nation zu enthüllen, 
iſt um jo verwunderfamer, al3 auch ihr die Regungen des 
Einheit3gedanfens, welche dieſe Krifis in ihrem Schooße 
barg, keineswegs verborgen geblieben waren. Schon im Mai 
hatte ein mittelftaatliches Pregorgan, das Dresdner Sournal, 
auf das Beitchen von „Parteien“ hingedeutet, „von denen die 
eine den Umſturz des Bundes durch Preußen, eine Reichs: 
verfajjung nebſt Parlament fordere, die andere wenigſtens 
Preußens militärische und diplomatische Führerjchaft in 
der anbrechenden Striegsperiode — in der Hoffnung, daß 
ſich daraus ein dauernder Zuſtand entiwideln werde.“ 

Sn der That hatten, unter dem Einflufje der Deutjchland 


*, ©. die officiöfe Flugſchrift „Preußen und der Friede von 
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bedrohenden Gefahren, neue Parteien ſich zu bilden, alte 
theilweije wieder aufzuleben begonnen. 

Die große „Gagernſche“ oder „Gothaiſche“ Partei war 
jeit dem Berfall der Union im Jahre 1850 jo gut wie 
aufgelöit. Sie hatte verjäumt, fich eine dauernde Organi— 
jation zu geben. Der furchtbare politiiche Bankerott, 
den Preußen unter dem Meantenffelichen Aegimente nad) 
augen und im Innern erlitten, hatte viele warme An— 
hänger Preußens dem Gedanken an eine preußijche Leitung 
Deutjchlands entfremdet, und diewieder aufjteigende Bewegung, 
in der Sich Preußen jeit dem Antritt der Regentſchaft 
befand, war noch zu neuen Datums, um diefes Miktrauen 
alsbald zu bejeitigen. So fam es, daß beim Ausbruch der 
öſterreichiſch-italieniſchen Krifis auch im dieſen Kreiſen 
die Anfichten darüber, auf welche Seite man fich un 
\olle, getheilt waren. 

Die Einen wollten, daß Preußen ohne Weiteres mit 
Dejterreich gehe, weil Dejterreich eine deutjche Macht jet 
und weil „der Rhein am Bo vertheidigt werden müjje“. 
Zu Diejen gehörte der einstige Führer der Partei, Heinrich 
von Gagern. Feſthaltend an der Anficht, die er in der 
Paulskirche vertreten hatte, daß Dejterreich zwar von dem . 
engern deutſchen Bundesitaate zurücdtreten, allein mit 
Deutſchland in dem allerinnigiten Verbande verbleiben müjje, 
glaubte er in der nach jeiner Meinung viel zu pafjiven 
und neutralen Politik Preußens eine Verfündigung gegen 
deſſen deutjchen Beruf und gegen dad wahre nationale 
Intereſſe Deutſchlands zu erbliden. Infolge deſſen bemächtigte 
fich feiner eine jo tiefe Verjtimmung gegen Preußen, daß, 
al3 der Gedanke der preußiichen Führerſchaft immer mehr 
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wieder auflebte, er, einft der Hauptvertreter dieſes Gedankens, 
jegt falt und ablehnend ich dagegen verhielt. Andere 
ehemalige Gothaner meinten: Preußen jolle als Preis 
feiner Hülfeleiftung für Oeſterreich fich ausbedingen, da 
Dejterreich ihm freie Hand in Deutjchland lafje zur Wieder: 
aufnahme feines Unionzprojectes. Noch Andere wünjchten 
zwar dies letere, nicht aber um jenen Preis; fie wollten, 
Preußen jolle Napoleons Einmilchung zurüdweiien, ohne 
doch Oeſterreichs freiheitgfeindliche Politik zu unterjtügen, 
jolle durch eine folche Politik des energiichen Handelns 
die Nation um fich jchaaren und für ſich gewinnen. Zu einer 
Ausgleichung diefer augeinandergehenden Anfichten, zu einer 
Wiedervereinigung der zerjtreuten Parteigenoffen fam es nicht. 

In der demokratiſchen Partei war jeit 1848 eine 
bemerfenswerthe Wandlung vor ſich gegangen. Damals 
hatte fie dem nationalen Gedanken in der Form, welche das 
Barlament ihm geben wollte und gab, abweijend, ja feindlich 
gegenübergeitanden; jetzt zeigte fie fich zu einem großen 
Theile für die Wiederbelebung dieſes Gedanfens in diejer 
Form beinahe eifriger, als dejjen ehemalige Vertreter. 

So bildeten fi) Anſätze zu einer neuen nationalen 
Partei aus Trümmern des alten Gothanerthums und aus 
anderen, zumeijt jüngeren, theilweie mehr nach links 
neigenden Elementen. 

Die preußiiche Regierung felbjt that nichts, um der— 
artige Bejtrebungen für eine Führerſchaft Preußens zu 
ermuthigen oder gar hervorzurufen. Sie jchien zu fürchten, 
eine jolche Bewegung möchte ihre diplomatifche Action 
jtören oder fie ſelbſt in ein faljches Licht ftellen. Auch 
im preußischen Wolfe fand die Bewegung wenig Unter— 

a. Biedermanın, Dreibig Jahre deutſch. Geſch. IL 16 
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ftüßung. Das preußiſche Volk, ängftlih geworden durch 
die furchtbaren Mikerfolge der Bolitif feiner Regierung im 
den Jahren 1849—50, mochte bejorgen, ein neiter Anlauf 
in diejer Richtung Fönnte zu dem gleichen Ausgange führen: 
auch meinten Viele: das Ziel ſei ficherer, wenn auch lang: 
famer, auf dem Wege der „moralifchen Eroberungen“ zu 
erreichen, welche, wie der Prinz-Regent verfündigt hatte, 
Preußen duch freiheitlihe Reformen in jeinem nern 
im übrigen Deutichland machen follte. 

Die Stellung der preußiichen Regierung während der 
italieniihen Kriſis war eine äußerſt ſchwierige. Hätte fie 
rückſichtslos handeln und Gleiches mit Gleichem vergelten 
wollen, jo hätte fie wohl die Verlegenheit Defterreich3 be- 
nugen Fönnen, um, während diejes jeine ganze Kraft und 
Aufmerkſamkeit auf Stalien verwenden mußte, in Deutichland 
die Stellung zu gewinnen, welde dem Staate Preußen 
Ihon einmal der geſetzliche Wille der Nation angewieſen 
hatte, welche ihm aber damals, zum Theil dur die Schuld 
feiner Negierung, zum Theil durch Oeſterreichs Intriguen, 
verloren gegangen war. Allein einer jolchen Politik der 
MWiedervergeltung und der Benubung augenbliclicher Be: 
drängnifje der andern deutſchen Großmacht war der Prinz: 
Regent jeinem Charakter nach abhold. Nach feinem per: 
fönlihen Gefühl hätte er wohl am liebiten fih an die 
Seite Defterreichs geftellt. Aehnlihe Geſinnungen hegte 
der Minifterpräfident, Fürſt v. Hohenzollern. Dagegen 
309 der Minifter des Auswärtigen, Herr v. Schleinit, mehr 
die realen Berbältniffe Preußens und Oeſterreichs in 
Betraht und gelangte jo zu einer Bolitif der Zurüd- 
haltung und der Vermittlung. Diefe Politik war nicht 
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frei von Schwankungen; fie ſchien bisweilen activ vorgehen 
zu wollen, ohne daß es doch dazu kam, und jo er: 
wedte fie den Schein, als ſei dies mehr die Folge eines 
Mangels an Entichloffenheit, als das Reſultat der 
ichmwierigen und unklaren Berhältniffe. 
Dffenbar handelte die preußifche Politik unter zwei 
einander widerftrebenden Einflüffen. Das preußiſche Volk 
in feiner großen Mehrheit wollte feinen Krieg, außer für 
ein ganz Hares und ganz dringendes Intereſſe entweder 
de3 eigenen Staates oder Deutichlands, Feinesfalls blos um 
Oeſterreichs und am allerwenigiten um der öjterreichifchen 
Unterdrüdungspolitif willen; dagegen drang die öffentliche 
Meinung im übrigen Deutichland, wenigitens im Anfang, 
ungeftüm darauf, daß Preußen der andern deutſchen Groß- 
macht alsbald zur Seite trete, und überhäufte, als dies 
nicht geſchah, die preußifche Negierung mit Vorwürfen. 
Der Stimmung des eignen Volkes trug die preußijche 
Regierung Rechnung, indem fie, und gewiß mit Recht, Sich 
der öfterreichiicherfeits von ihr verlangten unbedingten 
Heeresfolge, überhaupt dem Einitehen für blos öfterreichijche 
Intereſſen wiederjegte; durch) das Drängen der öffentlichen 
Meinung im übrigen Deutichland und dur) das der mittel- 
jtaatlihen Regierungen ließ fie fich zu dem alsbaldigen 
Eintritt in eine Kriegsbereitihaft bewegen, welche dann 
wiederum Dejterreih und jeine blinden Anhänger in der 
Hoffnung auf eine active Mitwirkung Preußens beitärfte, 
weil ſie meinten: Preußen, wenn e3 einmal rüſte, könne 
nicht lange müßig dem Kampfe zujehen. 

Vielleicht wäre die Stellung der preußiichen Regierung 
eine günftigere, jedenfalld wäre ihre Bolitif eine Elarere, 
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einfachere und darum der Anfechtung und Mipdentung 
weniger ausgeſetzte geweſen, wenn die preußiſche Regierung 
den Schritt, den ſie nach Magenta thun wollte, den 
wirklich zu thun ſie aber durch Oeſterreichs Starrſinn und 
dann durch den vorſchnellen Waffenſtillſtand und Frieden 
von Villafranca verhindert wurde, gleich im Anbeginn der 
Verwickelung gethan, wenn ſie bereits im März 1859 
einerſeits der öſterreichiſchen, andrerſeits der franzöſiſchen 
Regierung erklärt hätte: ſie werde, falls Oeſterreich die 
Specialverträge fallen laſſe, jeden Angriff auf öſterreichiſches 
Gebiet, auch in Italien, als gegen ſich ſelbſt gerichtet an— 
ſehen und mit voller Kraft zurückweiſen, im entgegen— 
geſetzten Falle aber werde ſie für Oeſterreich nur eintreten, 
wofern deſſen deutſche Bundesländer gefährdet wären. Wenn 
ſolche Erklärungen nach beiden Seiten hin in genügend 
kategoriſcher Weiſe abgegeben und durch eine ſofort damals 
angeordnete Kriegsbereitſchaſt Preußens nachdrücklich unter— 
ſtützt worden wären, ſo hätte dies doch wohl ſeines 
Eindrucks weder auf das öſterreichiſche Cabinet, noch auf 
Napoleon III. verfehlt. Im Weigerungsfalle Oeſterreichs 
wäre Preußen vollkommen gerechtfertigt geweſen, wenn es 
dann ſich ſtreng neutral verhalten hätte; wäre aber Oeſter— 
reich auf die Forderung Preußens eingegangen und hätte 
die Specialverträge fallen laſſen, ſo wäre für Napoleon III. 
der Anlaß zur Kriegführung gegen Oeſterreich beſeitigt 
geweſen, und Preußen hätte dann den doppelten Ruhm davon 
getragen: durch ſein entſchloſſenes Auftreten der Anmaßung 
Napoleons, den europäiſchen Schiedsrichter zu ſpielen, Einhalt 
gethan, gleichzeitig aber das Princip der Nichtintervention oder 
der Nichteinmiſchung des einen Staates in die inneren 
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Verhältniffe anderer vor der Verletzung durch Oeſterreich 
gerettet zu haben. 

Es ift wohl anzunehmen, dab ein Joldhes Bor: 
gehen der preußiihen Regierung, welches das Anzeichen 
einer zugleih kühnen und nah allen Seiten gerechten 
Politik gewejen wäre, den einfichtigeren und unbefangeneren 
Theil der öffentlihen Meinung in ganz Deutſchland für 
fih gehabt und daß dadurch Preußen mit einem Male 
das Anjehen und Vertrauen in Deutjchland wieder ge 
wonnen hätte, welches die ebenjo freiheitsfeindliche als 
ohnmächtige Politik der Fahre 1850 ff. ihm geraubt hatte. 
Freilih, um eine jo führe, nad zwei Seiten hin den 
Frieden gebietende Politik mit Erfolg wagen zu fünnen, 
hätte Preußen eigentlich jchon damals Das jein müffen, 
wars e3 erjt etwa zwölf Jahre Ipäter ward: da3 Haupt 
des ganzen, untrennbar mit ihm und in fich geeinigten 
nichtöfterreichiichen Deutichlands. Daran, daß es dies 
noch nicht war und nicht leicht jo plößlich werden Fonnte, 
fcheiterten wohl weſentlich mit die Anläufe, welche 
die preußiſchen Staatsmänner zu einer activen Bolitif 
nahmen. Die Nationalgelinnten verlangten eine ſolche 
active, thatkräftige PBolitit von Preußen und verjprachen 
ihm um dieſen Preis den Anschluß des übrigen Deutjch: 
lands, die Wiederaufnahme der Beltrebungen von 1848; 
allein gerade die Ergreifung einer jolchen thatkräftigen 
und kühnen Politik war für Preußen ſchwer und jogar 
gefährlih, jo lange es allein ftand, jo *lange es feine 
Bürgſchaften dafür hatte, ob das übrige Deutjchland ihm 
auf diefen Wege folgen würde, jo lange vielmehr der zur 
Zeit noch enticheidende Factor der gejammtdeutichen 
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Politik, der Bundestag, ganz andere Bahnen einzuſchlagen 
entſchloſſen ſchien. Die damaligen Staatsmänner Preußens, 
insbeſondere der Miniſter des Auswärtigen, waren ihrer 
ganzen Anlage und Gewöhnung nach mehr gewandte 
Diplomaten, als Männer der That und eines großen 
Entſchluſſes; allein zu ihrer Entſchuldigung muß man 
auch die ſehr verwickelte Natur der Verhältniſſe, wie ſie 
damals lagen, und die Größe der Schwierigkeiten in Be— 
tracht ziehen, mit denen fie zu kämpfen Hatten. 

Höchſt ungerecht waren jedenfalls die Anjchuldigungen, 
mit denen nach dem Friedensſchluſſe von Billafranca 
öfterreichifche und öfterreichfreundliche Stimmen Die 
preußiſche Regierung überhäuften. Dieſelbe Hatte für 
Deiterreih8 Sache mehr gethan, als Oeſterreich bean— 
Ipruchen fonnte, mehr, al3 Oeſterreichs Verhalten gegen 
Preußen ſelbſt inmitten dieſer Krijis verdiente, ja, mehr 
beinahe, als das eigene preußifche Intereſſe zu gejtatten 
oder zu rechtfertigen jchien; ſie Hatte die Kojten einer 
Mobilifirung dem Staate Preußen, die vielfachen Störungen 
de3 Verkehrs und die fonftigen Opfer, weiche jede jolche 
Mobilifirung mit fich führt, dem preußifchen Volke auf- 
geladen; fte hatte die Feindſchaft Napoleons III. auf jich 
gezogen und konnte möglicherweije einen Angriff von diejer 
Seite für jeßt oder jpäter auf fich gelenkt haben. Daß 
alle diefe Opfer und dieſe Anstrengungen Preußens ver: 
gebliche waren, daß fie Defterreich nicht vor einem Länder: 
verfujte und einer Schwächung bewahrten, Das war nicht 
Preußens, Das war Defterreichs Schuld, welches jo über: 
raſchend jchnell Frieden fchloß, und zwar allem Anſehen 
nach darum jo fchnell, um nicht Preußen in die Lage zu 
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verjegen, Durch jein Vorangehen mit einer Eriegerijchen 
Politik fich der Führerſchaft in dieſem Kriege zu bemächtigen 
und Dadurch möglicherweile die bisherige Oberherrichaft 
Dejterreih3 über Deutichland zu gefährden. Dieje Ober: 
herrſchaft galt der Faijerlichen Regierung mehr, als eine 
noch jo jchöne Provinz ihres Neiches, ja als ihre ganze 
Stellung in Stalien. - Denn, dag mit dem Berlufte Mai: 
lands dieſe leßtere verloren jei und daß die Unabhängig: 
feitö- und Einheitsbewegung Italiens nun früher over 
jpäter an ihr Ziel gelangen werde, war zweifellos. 

Dies waren für Defterreich die Folgen einer Politik, welche 
nach beiden Seiten Hin, in Italien wie in Deutjchland, ihre 
Erfolge nur in der Abhängigkeit anderer Staaten von jid), 
in der Unfreiheit und Unmündigfeit der Völker juchte, 
einer Politik, welche eben darum, weil die Wurzeln ihrer 
Stärfe feine natürlichen und gejunden waren, durch Selbit- 
überhebung und Troß Gefahren heraufbeichwor, denen jie 
dann nicht gewachjen war und angefichts deren jie klein— 
müthig und vorjchnell die Waffen ſtreckte. 


XV. 


Die Rückwirkungen des italieniſchen Krieges auf 
Deutfchland und anf Oeſterreich. Der deutſche National- 
verein. Verfaffungserperimente in Oeſterreich. 





Mie die Kriegsdrohungen Frankreichs im Jahre 1840 
den deutichen Nationalgeiit erregt und in Schwingungen 
verjeßt hatten, jo übte da8 Jahr 1859, wo eine ähnliche, 
nur noch nähere Siriegsgefahr an Deutjchland heran 
getreten war, den gleichen und einen noch ftärferen Ein: 
fluß. Beide Male traf diefe Spannung von außen mit 
einer wichtigen Wendung im Innern Deutichlands zus 
janımen. Damals hatte fur; vorher ein neuer König, 
Friedrich Wilhelm IV., den preußiüchen Thron beftiegen; 
jet waren unlängit die Zügel der Regierung Preußens 
aus der Hand eben diejes Königs in die ſeines Bruders, 
des Prinz-Regenten, übergegangen. 

Für eine Neubelebung de3 nationalen Gedankens lagen 
1859 die Verhältniffe noch günftiger, al® 1840. Das 
Bedürfniß eines ficheren Schuges nach außen war jeßt 
dringender, als damals. Statt des von Natur fried: 
fertigen, nur durch bejondere Ereignifie zu einer kriege— 
riichen Politik für einen Augenblid fortgerijjenen Königs 
Ludwig Philipp jaß auf dem Throne Frankreichs ein 
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ehrgeiziger Monarch, von dem man wußte, daß er vor 
feinem Abenteuer, wenn es nur jeinen Plänen dienen konnte, 
zurüchjcheute. Diejer Monarch, von feiner Volksvertretung 
im Baum gehalten, unbejchränfter Herr eines an Hülfs- 
mitteln reichen Landes, gebot über ein Heer, deſſen Schlag— 
fertigfeit fich joeben erjt wieder in dem Stampfe mit 
Dejterreich bewährt hatte und welches durch die jo raſch 
errungenen Lorbeer von Magenta und Solferino jedenfalls 
nur noch Erieggluftiger geworden war. 
Auf der andern Seite war die Möglichkeit einer 
fejteren Zuſammenfaſſung der Kräfte Deutjchlands, wenn 
auch falt ein Jahrzehnt lang anjcheinend beinahe ver- 
ſchwunden, jegt plößlich wieder in größere Nähe gerücdt. 
An der Spibe Preußens jtand dermalen ein willenskräftiger, 
feiner Ziele und feiner Pflichten als Erbe der preußiichen 
zone fich klar bewußter Regent, zwar gewifjenhaft in der 
Achtung der Nechte feiner Mitfürften, aber ebenfo gewijjen- 
haft in der Anerkennung und Achtung jener höchjten 
Rechte, welche eine ganze Nation auf die unveräußerlichen 
Bedingungen ihrer Eriltenz und ihrer Größe hat. Das 
preußijche Volk jelbjt war in einer faſt zehnjährigen, zum 
Theil jehr harten Schule politiſch veifer geworden; es war 
in der Uebung conjtitutioneller Rechte den andern deutjchen 
Völkern näher, ja durch die größere Bedeutung feiner 
ftaatlichen Verhältniſſe zweifellos an deren Spitze getreten; 
Preußen war ein Verfaſſungsſtaat und nach jeinem Schiver- 
gewicht der erſte Verfaſſungsſtaat Deutjchlande. Und 
endlich hatte der Einheitägedanfe felbjt, der 1840 nur erſt 
in unklaren, gleichham nebelhaften Umriſſen dem deutſchen 
Volle aufgegangen war, jeitdem, namentlic) durch das 
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lange und mühjame Werf der Frankfurter Nationalver- 
fammlung, eine fejte, greifbare Geftalt angenommen. 

Schon während des italienischen Krieges hatte Sich 
dies gezeigt. Troß aller Verwirrung der Meinungen, 
die theils aus der verwidelten Sachlage ſelbſt entiprang, 
theil3 von öfterreichiichen und öfterreichfreundlichen Organen 
geflijjentlich genährt ward, Hatte fich doch allmälig in 
immer weiteren Kreiſen die Erfenntnig Bahn gebrochen, 
daß das für Deutjchland wichtigſte Intereſſe in dieſer 
Krifis das der innern Einigung ſei. Und auch darüber 
hatte fein Zweifel beftanden, daß das einzige Mittel, um 
eine ſolche Einigung ficher und dauernd zu erreichen, 
darin bejtehe, an die Spige Deutſchlands Preußen zu stellen. 
In diefer Richtung Hatten ſich jene Erklärungen aus 
Naſſau, Frankfurt, Stuttgart u. |. w. bewegt, welche ins— 
geſammt darin übereinftimmten, daß fie die Nothwendigfeit 
einer militärifchen und diplomatischen Führerjchaft Preußens, 
wenn es zum Krieg mit ranfreich fommen follte, aner- 
fannten. Bon anderer Seite war jogar daran gedacht 
worden, in directen Kundgebungen, ausgehend von einer 
Anzahl namhafter Männer des öffentlichen Vertrauens, jich 
an die preußische Regierung zu wenden und fie zur Ueber: 
nahme einer ſolchen Führerſchaft im Interejfe der deutſchen 
Nation geradezu aufzufordern. 

Durch den jähen Abjchluß des Friedens von Billa- 
franca war in dieſe ganze Beivegung eine Stodfung ge 
fommen. Die Gefahr von außen war für den Augenblic 
befeitigt; Die einheitliche Leitung, die für den Zweck 
einer friegeriichen und diplomatischen Action unum— 
gänglich erichienen war, verlor diefen Charakter einer 
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gebieteriichen Nothwendigfeit, jobald es zu einer jolchen 
Action nicht kam. Die preußijche Negierung jelbit, welche 
allenfalls nicht abgeneigt gewejen wäre, den Beiltand der 
öffentlichen Meinung anzunehmen, wenn es gegolten hätte, 
den Widerjtand des Particularismus gegen die unerläß- 
liche Einheit der Kriegführung zu überwinden, würde, wie 
jie jich bisher gezeigt hatte, ſchwerlich jet, nach hergeſtelltem 
Frieden, ſich dazu herbeilajjen, da3 Werk der Einigung 
Deutichlands auch ohne eine jolche unmittelbare Noth- 
wendigkeit, etiva im Sinne der Frankfurter Reichsverfaſſung 
oder der Unionsverfafjung, energijch in die Hand zu nehmen. 

Gleichwohl war die Bewegung einmal im Gange; 
der nationale "Gedanke war nach zehnjähriger Erjtarrung 
gleichfam von Neuem in Fluß gefommen; das Schredbild 
eines innerlich geipaltenen Deutjchlands gegenüber einer in 
jih jo jtraff centralifirten Macht, wie das von einem 
ehrgeizigen Abenteurer regierte Frankreich, war ernjt mahnend 
vor dem deutjchen Volke emporgeitiegen, und das Gebahren 
der öſterreichiſchen wie der mitteljtaatlichen Diplomatie 
hatte wahrhaftig nicht dazu beigetragen, dieſes Schredbild 
verjchwinden zu machen. Es erjchien daher als eine dringende 
patriotische Pflicht, die entjtandene nationale Bewegung 
nicht wieder einschlafen zu lajjen, vielmehr jie wach zu 
erhalten, zugleich fie in die rechten Wege zu leiten. War 
es nicht mehr möglich, den Gedanken der Einigung 
Deutjchlands alsbald, unter dem Drude äußerer Ereignijje, 
zu verwirklichen, jo galt es, deſſen Verwirklichung wenigitens 
dadurch vorzubereiten, daß man ihn immer tiefer und tiefer 
in das allgemeine Bewußtjein des Volkes hineinzutreiben, 
jeine Berechtigung und jeine Nothwendigfeit immer meitereu 
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Kreiien Har zu machen ſuchte. An die Stelle einer 
Bewegung, welche auf einen augenbliclichen Erfolg gerichtet 
geweſen war, mußte eine Agitation treten, welche langſam, 
aber unabläflig, auf dasjelbe Ziel hinarbeitete, 

Dies war der Plan, in welchem fich eine Anzahl 
von Patrioten zujammenfand und an deſſen Ausführung 
von zwei verjchievdenen Punkten ber gleichzeitig Hand 
angelegt ward. Schon während des Krieges hatten Liberale 
und Demokraten fih auf dem Boden der nationalen Idee 
zu gemeinfamen Kundgebungen vereinigt. Das Gleiche 
geſchah jetzt. Fat am jelben Tage fanden zwei Verſammlungen 
ftatt, die eine in Eifenah, am 17. Juli, von Schulze: 
Deligih angeregt und hauptſächlich von Mitgliedern der 
preußifhen und der thüringifhen Demokratie bejucht, die 
andere in Hannover, am 19. Zuli, an deren Spite Rudolph 
von Bennigfen ftand, der Führer der liberalen Dppofition 
in der zweiten hannoverſchen Kammer, und zu welcher eine 
Anzahl Liberaler aus ganz Hannover ich zufammengefunden 
hatte. In Dielen beiden Verſammlungen ward überein: 
ſtimmend die dringende Nothwendigkeit einer grundfäglichen 
Neform der deutichen Bundesverfafjung anerkannt, als 
Ziel diefer Reform die Vereinigung der militärifchen und 
diplomatifchen Leitung Deutjchlands in Einer Sand, und 
zwar in der Hand Preußens, aufgeftellt, endlich die Hoffnung 
ausgeſprochen, die preußifche Regierung felbft werde an die 
Inangriffnahme einer ſolchen Neform Hand anlegeıt. 

Im Anſchluß an diefe beiden Verſammlungen und 
zur Vollendung des dort angebahnten Werkes fand fodann 
in Eiſenach am 14. Auguft eine dritte Verfammlung ftatt. 
Sie zählte unter ihren Theilnehmern Angehörige ver: 
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ſchiedener deutjcher Staaten, auch aus Süddeutſchland. 
Die von ihr erlajjene Erklärung betonte die Gefahren, 
welche aus der fehlerhaften Gejammtverfafjung Deutjchlands 
für Deutfchlands Sicherheit hervorgingen und welche durch 
den zwiſchen Frankreich und Oeſterreich abgejchlofjenen 
Frieden eher vermehrt, al3 vermindert feien. Diejen Gefahren 
fönne nur abgeholfen werden durch eine fchleunige Ab: 
änderung der deutſchen Bundesverfajjung, und zwar nur 
jo, daß der Bundestag durch eine feite, jtarfe und bleibende 
Sentralgewalt erjeßt und daß eine deutſche Nationalver- 
jammlung einberufen werde. Die wirkfjamften Schritte zur 
Erreichung diejes Ziels könnten nur von Preußen aus— 
gehen, und es jet deshalb dahin zu wirken, daß Preußen 
die Initiative dazu übernehme Bei einer abermaligen 
Kriegsgefahr von außen jei die diplomatische und militärische 
Leitung jofort auf Preußen zu übertragen. Die preußiiche 
Regierung jet in ihrer Thätigfeit für Einführung einer 
ſtarken und freien Geſammtverfaſſung Deutſchlands mit 
allen Kräften zu unterſtützen. 

Die Erklärung ſchloß mit der Mahnung: 

„Von allen deutſchen Vaterlandsfreunden, mögen ſie 
der demokratiſchen oder der conſtitutionellen Partei ange— 
hören, erwarten wir, daß fie die nationale Unabhängigkeit 
und Einheit höher ftellen, al3 die Forderungen der Partei, 
und für die Errichtung einer fräftigen Verfaſſung 
Deutjchlands in Eintracht und Ausdauer zuſammenwirken.“ 

So entitand der „Deutjche Nationalverein”,. Seine 
förmliche Eonftituirung fand in Frankfurt a/M., der alten 
Kaijerjtadt, am 15. und 16. September 1859 ſtatt. Zum 
Site des Vereins ward, da der Senat von Frankfurt 
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Schwierigkeiten machte, das Feine Coburg auserfehen, deſſen 
Herzog Tich dem Vereine von Anfang an günitig erwies. 
Die Geſchäfte des- Vereins leitete ein Ausſchuß, in welchem 
möglichft die verjchiedenen deutſchen Staaten, der Norden 
wie der Süden, vertreten waren, jo Preußen durch Schulze: 
Delisich, von Unrub, Dunder, Hannover durch v. Bermigjen 
und Miquel, Thüringen dur Fries, die Hanſeſtädte durch 
Rieſſer, SchleswigeHolitein durh Lehmann, Kurheffen 
durch Detker, Darmitadt durch Meg, Naffau durch Lang, 
Bayern durch Brater u. ſ. w., worin Demokraten und 
Liberale ununterſchieden im Dienfte der nationalen Idee 
arbeiteten. An der Spite des Ausjchuffes ftand fort: 
während Rudolph von Bennigjen und galt daher als 
der eigentlihe Führer des Nationalvereins. Jährliche 
Generalverfammlungen, bald da, bald dort gehalten, halfen 
dazu, die verjchiedenen Theile Deutjchlands mit ven 
Beitrebungen des Vereins bekannt und vertraut zu machen. 
leben dem Hauptgegenſtande feiner agitatorischen Thätigfeit, 
der deutichen Einheit, beichäftigte fih der Verein auch noch 
mit anderen Fragen, welche direct oder indirect mit diejer 
Hauvtfrage ſich berührten, 3. B. der ſchleswig-holſteinſchen, 
der furbefitichen, der Begründung einer Kriegsflotte, zunächit 
einer preußiichen, u. 1. w. Nachdem er mehrmals fein 
Programm modificirt, inden er es bald enger, bald weiter, 
bald beſtimmter zugeipißt auf die preußiſche Führerjchaft, 
bald mehr nur im Allgemeinen die Nothwendigfeit einer 
nationalen Einheit betonend formulirt hatte, ftellte er in 
der Generalverjammlung von 1862, zu Coburg, einfach 
die „Neichsverfaffung von 1849" als das Banner auf, 
um das ale Patrioten ſich ſchaaren jollten. 
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- Die Zahl feiner Mitgliever ftieg bis auf 20000. 
Sie wäre wohl größer geweſen, wenn nicht die Theilnahme 
am Verein in vielen deutjchen Ländern ernften Schwierigkeiten 
begegnet hätte. In Heflen-Darmitadt, in Kurheſſen, in 
Medlenburg wurden die Mitglieder des Nationalvereing 
wie Verbrecher verfolgt. Die heſſen-darmſtädtiſche Regierung 
machte jogar den Verjuh, ein Bundesverbot gegen den 
Verein herbeizuführen, was ihr inde doch nicht gelang. 
In Sachſen verjagte die Regierung den Vereinsmitgliedern | 
die Betätigung zu Gemeindeämtern, und officielle ſächſiſche 
Blätter erklärten das Streben nach einer feiteren Einheit 
Deutihlands für ein ftraffälliges Beginnen. In Hannover 
that der Miniſter von Borries in öffentlicher Kammerfigung 
die Neußerung: „Die Beitrebungen de3 Nationalvereins 
jeien dazu angethan, die deutichen Fürften in die Arme 
des Auslandes zu treiben,” und zur Entihädigung für 
die Entrüftung, die deshalb von allen Seiten her auf 
ihn eindrang, erhielt er vom König Georg eine Standes: 
erhöhung. Die preußiſche Negierung, auch das Minifterium 
der „neuen Aera“, verhielt ſich gegen die Verjuche des 
Nationalvereins, Fühlung mit ihr zu nehmen, ziemlich 
Ipröde ablehnend: eine Adreſſe Stettiner Bürger, die im 
Sinne des Nationalvereins die Idee der Bundesreform 
anregte, ward von Berlin aus für „verfrüht” erklärt. 

Biel einjchneidender, als im übrigen Deutichland, 
waren die Nachwirkungen des italieniihen Kriegs in 
Deiterreih. Jede Machtentfaltung eines Staats nach außen 
pflegt einen mehr oder weniger ftarfen Einfluß auf die 
innern Verhältniffe zu üben. Mo zwiſchen einer Negierung 
und ihrem Volke jchon vorher ein autes Einvernehmen 
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beftand, da wird folches durch die gemeinfam beftandenen 
Anftrengungen und Gefahren erhöht und das Gefühl der 
inneren Einigkeit durch die Abwehr des, äußeren Feindes 
bi3 zur Begeilterung gefteigert. So war e3 bei der Er- 
hebung Preußens 1813. Wo dagegen die Regierung eine 
falfche und unvolfsthümliche Politik verfolgt hat, da 
werden die Opfer, die der Krieg fordert, nur unwillig 
getragen, da treten die Schäden des inneren Staatslebens 
offner und fühlbarer zu Tage, da macht fich, zumal wenn 
die äußere Politik der Regierung unglüdlich in ihren Er- 
folgen ift, der angejammelte Mißmuth leicht in unruhigen 
Bewegungen oder doc) in ftärkeren Kundgebungen Luft. 
So geichah es nach dem Kriege von 1859 in Defterreich. 
Schon wührend des Krieges hatte jich gezeigt, daß im 
Staate Oefterreih Manches faul je. Es war auffallend, 
daß volle ſechs Procent der ins Feuer gefommenen Faiferlichen 
Truppen, daß nicht weniger als 15000 Mann im offnen 
Felde fich al3 Gefangene ergeben hatten, und diefer Uinſtand 
erhielt eine erhöhte Bedeutung dadurch, daß die Gefangenen 
zum allergrößten Theil Italiener, Ungarn und Kroaten 
waren. In Napoleons Hauptquartier hatten jich mehrere 
sührer der ungarischen Emigration, Koſſuth, Türr u. A, 
eingefunden, bereit, bei einer Zandung der Franzoſen in 
Dalmatien die Fahne der Revolution in ihrer alten 
Heimath aufzupflanzen. Der Moment dazu jchien- günjtig. 
In den Ländern der Stephansfrone war der gemeinjame 
Groll über den von Wien ausgeübten bureaufratifchen 
Drud zu einer jolchen Höhe geitiegen, daß er jogar den 
Haß der beiden Nationalitäten, der ungariichen und der 
kroatiſch-ſlavoniſchen, gegeneinander augenblidlih in den 
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Hintergrund drängte. Eine Reiſe, welche der Kaiſer im 
Sommer 1857 mit der Saijerin nach Ungarn unter- 
nommen, um die dortige Bevölkerung günftiger zu jtimmen, 
und deren Eindrud durch allerhand Gnadenacte vorbereitet 
worden war, hatte gleichwohl nur dazu gedient, daß die 
ungarischen PBatrioten, und insbejondere die Ariftofratie, 
ihrer Mißſtimmung durch Fernbleiben von den Feſtlichkeiten 
und auf jonjtige Weile einen fichtbaren Ausdruck gaben. 
Der unglüdliche Ausgang des Kriegs von 1859 ward in 
Ungarn mit faum verhehlter Befriedigung aufgenommen. 

Empfindlicher noch, als jelbit diefe Kundgebungen der 
öffentlichen Meinung, waren die Mißerfolge der öfterreichijchen 
Regierung auf dent Gebiete der Finanzpolitil. Die Ber: 
ſtrickung der Wiener Nationalbank in die Geldoperationen 
de3 Staates ohne jede jichernde Controle und ‚Die dadurch 
verurjachte Sijtirung der Baarzahlungen der Banf, die 
heimliche Weberjchreitung des 1854 öffentlich aufgelegte 
Kationalanlehens von 500 Milk. fl. um 111 Mill. fL., der 
gezivungene Berfauf großer Eijenbahnlinien (die überdies 
int die Hände franzöfiicher und italienischer Banquiers, alſo 
der Angejörigen folcher Länder übergingen, welche mit 
Oeſterreich im SKriegszuftande lebten), dies und anderes 
hatte den öffentlichen Credit tief erjchüttert. Die Schulden 
des Reichs waren unter der zehmjährigen unverantworte 
lichen Regierung (feit 1849) von 1200 auf 2292 Mill. ft. 
angewachien; das Deficit war permanent geworden. “Die 
nächite greifbare Folge davon war die, daß auf ein zur 
Deckung der Krieggausgaben am 22. März 1860 aus— 
geichriebenes Anlehen von 200 Mill. Fl. nicht mehr als 
76 Mill. fl. eingingen, wobei nicht am wenigſten 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſchäGeſch. In 17 
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auch Das unangenehm auffiel, daß der hohe Adel und die 
MWürdenträger der Eatholifchen Kirche fih an dem Anlehen 
jo wenig betheiligt hatten. 

Aber noch weit tiefer greifende Echäden des inneren 
Staatslebens Defterreih8 wurden durch den Krieg von 
1859 bloßgelegt. Es Fam an den Tag, daß koloſſale 
Unterfhlagungen beim Berpflegungswejen ftattgefunden, 
daß, während der Staat große Summen dafür hergegeben, 
die armen Soldaten dennoch öfters Noth gelitten hatten. 
Bis in die höchſten milttäriichen Kreife hinein reichte Die 
Mitichuld an diefen Betrügereien. General von Eynatten, 
ein Günftling des allmächtigen Faiierlichen Generaladjutanten 
Graf Grünne, ward wegen Theilnahme daran verhaftet und 
erhenkte fih im Gefängniß mit den goldenen Fangſchnüren 
jeiner Uniform. Auch der Finanzminifter von Brud, den 
zwar eine nachweisbare ftrafrechtlihe Mitſchuld an jenen 
Vorgängen nicht traf, doch aber vielleicht die moralijche 
einer zu wenig ftrengen Aufiicht auf die Gebahrung mit 
den Staatsgeldern, und der am 22. April 1860 feine 
Entlaffung in ungnädiger Form erhalten hatte, legte 
Hand an jich ſelbſt. 

Bei ſolchen unzweideutigen Anzeichen fchwerer innerer 
Krankheiten des Reichs erichien eine gründliche Umgeſtaltung 
der bisher befolgten Politit als unvermeidlich und dringlich. 
Auch ließ das Faiferlihe Manifeft aus Larenburg (vom 
15. Juli 1859) eine derartige Abficht durchbliden. Allein 
mit der Ausführung ward gezögert. Statt ſofort an eine 
grumdfägliche Neform Hand anzulegen, machte man zuerft 
allerhand Verſuche, mit Abichlagszahlungen die öffentliche 
Meinung zu beichwichtigen. 
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Zwar erfolgte am 22. Auguft die Entlafjung des 
Miniſters von Bach, der die Seele des, zehn Jahre lang auf: 
rechterhaltenen, abſolutiſtiſch-bureaukratiſchen Regimentes 
geweſen war; allein die Perſönlichkeit ſeines Nachfolgers, 
des Grafen Goluchowski, bot keinerlei Bürgſchaften für eine 
Aenderung des bisherigen Syſtems in wahrhaft ſtaats— 
männiſchem Geiſte und nach den Bedürfniſſen der Zeit. 
Allgemeine Verſprechungen wurden erlaſſen, die Niemand 
befriedigten. Der Preſſe wurden ein paar ſcheinbare Zu— 
geſtändniſſe geboten, die ſich zum Theil bald wieder in ihr 
Gegentheil verkehrten. Ein Verſuch zur Verbeſſerung des 
Gemeindeweſens war ſchon vor dem Krieg von 1859 
gemacht worden, Hatte aber zu feinem rechten Ergebnif 
geführt. Die Ungarn ſuchte der Eultusminijter Graf 
Thun, einer der Schöpfer de3 Concordats, durch ein jog. 
„Protejtantenpatent”, eine freiere Verfaſſung für Die 
proteftantijche Kirche Ungarns, zu ködern. Allein die Ungarn 
wieſen dafjelbe zurück und verlangten die Heritellung ihrer 
althiſtoriſchen Synodalverfafjung. Allerhand „Vertrauens 
commiljionen” wurden ernannt, um die und jene Einzel- 
heiten der Verwaltung zu unterfuchen und Verbeſſerungs— 
- vorjchläge zu machen. In den Ländern diejjeit3 der Leitha 
begaben fich diejelben auch an die Arbeit, ohne jedoch irgend 
welche Reſultate von Bedeutung zu Tage zu fürdern; in 
Ungarn erklärten die dort niedergejegten Commiſſionen furzer 
Hand, daß nur der Landtag zu diefem Gejchäfte berechtigt 
und befähigt jet. 

So entſchloß man fich denn endlich zu einem etwas 
entjcheidenderen Schritte. Am 5. Mai 1860 erjchien ein 
faiferlicher Erlaß, der an Stelle des bisherigen Reichsrathes, 
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(welcher Lediglich die Befugniſſe eine Staatsrathes Hatte) 

einen fog. „verftärkten Reichsrath“ einberief, ein Mittelding 
zwifchen einem blos bureaufratijchen Berathungskörper 
und einer Art von Landesvertretung, letzteres freilich nur 
in der allerunvollfommenften Weiſe. 

Vie es fait immer finanzielle Berlegenheiten waren, 
welche den Regierungen conftitutionelle Zugejtändnijje ab— 
nöthigten, jo ward auch dem „verjtärkten Reichsrath“ etır 
jolches conjtitutionelle® Befugniß beigelegt, nämlich das 
Recht der „Zultimmung” zur „Einführung neuer Steuern 
und Auflagen, jowie zur Erhöhung der beitehenden Steuern 
und Gebührenfäge und zur Aufnahme neuer Anlehen“. 
Einen Schrittweiter ging ein Bericht des Finanzminiſteriums 
an den Kaiſer, worin empfohlen ward, „die Maßregeln zur 
Herjtellung der Baarzahlungen bis zu dem, möglichit zu 
beichleunigenden, Augenblick zu verjchieben, wo das Ins— 
lebentreten zeitgemäßer politiicher Institutionen für dag 
Gelammtreich die allein mögliche Bürgschaft der Feitigung 
des öffentlichen Vertrauen und der Begründung einer 
dauerhaften Ordnung gewähren wird.“ 

In der Berfafjungsfrage, welche dem verftärften 
Neichgrathe zur Begutachtung vorgelegt ward, jprach fich 
dejjen Commiſſion einftimmigdahin aus, „daß eine gedeihliche 
Zukunft der Monarchie durch das bejtehende Syitem der 
inneren Organifation weder gefichert nochgefördert erfcheine ; 
daß mit diefem Syiteme ich feine erheblichen Erſparniſſe 
erzielen ließen; daß dazu vielmehr die Selbjttheilnahme der 
Länder an der Verwaltung ihrer Angelegenheiten noth— 
wendig ſei; daß auch nur auf diefem Wege jener Er— 
ichlaffung des öffentlichen Geiſtes begegnet werden könne, 
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welche die moralijche u der Staaten lähmt und ver: 
nichtet." 

In ihren pofitiven Vorſchlägen trennten ſich eine 
Mehrheit und eine Minderheit der Commiſſion. Die erſtere 
legte das Hauptgewicht auf die Einzellandtage, die letztere 
auf die Reichseinheit; jene hatte dabei wohl für Ungarn 
die Wiederbelebung des alten Landtages, für die dieſſeitigen 
Länder die Einführung oder Wiederherſtellung conſervativ— 
ariſtokratiſcher Vertretungskörper im Auge; dieje ſchien an 
eine Verfafjung für das ganze Neich in mehr modernem 
Sinne zu denken. Das Mehrheit3gutachten erhielt im 
Neichsrathe jelbjt eine überwiegende Majorität; für dafjelbe 
ftimmten die ſämmtlichen arijtofratijchen und bureaufratijchen 
Mitglieder des NeichSrathes, für das Minderheitsgutachten 
die meijten bürgerlichen. 

Der Kaiſer entjchied fich für die Anfichten der Reichs— 
vathsmehrheit. In einem fatjerlichen Erlaſſe („Diplom“) 
vom 20. October. 1860 wurde bejtimmt, daß das Necht 
der Gejeßgebung Fünftig nur unter Mitwirkung theil3 der 
Einzellandtage, theils des Reichsraths ausgeübt werden 
jolfe. Der Neichsrath, au 100 Mitgliedern bejtehend, 
jollte durch Fatierliche Ernennungen gebildet werden, zu 
denen die einzelnen Landtage Vorſchläge zu machen hätten. 
Bor ihn jollten gehören: das Münze, Banf- und Credits 
wejen, Poſt⸗, Telegraphen- und Eijenbahnangelegenheiten, 
die Gejege über Militärpflicht, die Steuern, Anlehen, über- 
haupt der ganze Staat3hausbalt. Alle übrigen Gegenjtände 
Sollten den Zandtagen anheimfallen. Solche Angelegenheiten, 
welche jänmtlichen Erblanden gemeinfam wären, ohne 
Ungarn mit zu berühren, follten von einem jog. „engeren 
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Reichsrath“ — mit Ausschluß der Ungarn — berathen 
werden. Die Bildung der Landtage jollte, was Ungarn 
beträfe, nach deſſen alter Berfaffung, in den anderen 
Kronländern nach beſonders dafür feitzujeßenden Landes— 
ordnungen vor fich gehen. 

Gleichzeitig ward die Verwaltung, die jeit 1849 jtreng 
centraliſtiſch geweſen, wieder dualiftiich eingerichtet: Die 
„Hofkanzleien“ für Ungarn und Siebenbürgen wurden her— 
gejtellt und ein „Landesoberrichter” (Judex Curiae) in 
Peſth eingejeßt. 

Die Wirkungen des Detoberdiplom3 waren jehr ver— 
fchtedene in Ungarn und in den Erblanden. Für Ungarıt 
hatte es die Herjtellung der alten Verfafjung mit allen 
ihren Eigenthümlichkeiten (Comitaten u. ſ. w.) zur Folge; 
von diefer Seite allein ward es auch dort aufgefaft — 
als ein Mittel der Wiederherauslöjung des Landes aus 
der Fünftlichen „Neichgeinheit”; um den „Reichsrath“ 
fiimmerte man ſich vor der Hand in Ungarn nicht. Für das 
nichtungarische Oeſterreich erlieg Goluchowski „Landes- 
jtatuten” (Wahlordnungen für die Landtage). Es waren 
Das zum Theil die früher einmal von Bach entworfenen, 
aber zurücgelegten, die jeßt noch zu ihrem Nechte famen. 
Bon einer gleichmäßigen Vertretung der verjchtedenen Gejell- 
ſchaftsklaſſen war darin nicht die Nede; Adel und Geiftlichfeit 
waren bevorzugt, und, um diefen Vorzug auch äußerlich zu 
marfiren, beliegen die Statuten den Abgeordneten des Adels 
jogar die Hitorifchen rothen Uniformen, in denen derjelbe 
auf den alten Landtagen erjchienen war. Wahlrecht und 
Wählbarfeit waren in hohem Grade beichränft. 

Der Erfolg des Octoberdiploms war nach beiden 
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Seiten hin ein für die NAegierung wenig günftiger. Im 
diefjeitigen Dejterreich vermehrte dafjelbe die Unzufriedenheit, 
jtatt fie zu mindern; für die Ungarn aber ward es ein 
Mittel, um ihre alten Unabhängigfeit3bejtrebungen mit 
einem jtarfen Scheine von Recht wieder aufzunehmen. Der 
Kaijer ſelbſt joll dies erfannt und in dieſer Erfenntniß zu 
dem Gardinal-PBrimas von Ungarn gejagt haben: „Sie 
find die Sieger!” 

Trotzdem wirde die Regierung wohl faum fo raſch 
eine Berfajjung wieder aufgehoben haben, die fie eben erft 
als „ein bejtändige® und unwiderrufliches Staatsgrund- 
gejeß“ verfündigt hatte, wären nicht zu dieſen inneren Ur: 
jachen äußere hinzugefommen, welche daS Betreten eines 
anderen Weges nöthig machten. 

Die Dinge in Italien hatten den Verlauf genommen, 
der nach dem Ausgange des Krieges von 1859 vorauszuſehen 
war. Kaiſer Napoleon hatte zwar jein früheres Programm: 
„Italien frei bis zur Adria” fallen lafjen, indem er in 
den Präliminarien von Billafranca zugejtand, die vertriebenen 
Fürſten jollten in ihre Länder zurücfehren, hatte aber bald 
darauf dieje Beitimmung wiederum dahin eingejchränft, daß 
ein Zwang von außen für ihre Zurücdführung nicht geübt 
werden dürfe. Infolge dejjen waren durch die „Selbit- 
bejtimmung der Bevölferungen* nicht allein die Fleinen 
oberitalienischen Fürſtenthümer, jondern auch Theile des 
Kirchenitaates mit Sardinien vereinigt worden. Dann 
hatte Garibaldi auf eigene Fauſt, jedoch unter Zulafjen 
der jardinischen Negierung, durch einen Fühnen Handjtreich 
Sicilten und Napel den Bourbonen entrijjen und dem 
König Victor Emanuel zu Füßen gelegt, jo daß nunmehr 
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ganz Stalien mit alleiniger Ausnahme des Kirchenftaates 
und Venetiens ein einiges Königreich bildete. Ein neues 
officiöfes Pamphlet, dag um Neujahr 1861 unter dem 
Titel „Sranz Sojeph und Europa“ in Baris erſchien und das 
fich direct gegen Defterreich richtete, ward faſt wie eine 
Wiederholung der berühmten Neujahrsanrede und wie 
eine Bedrohung Venetiens durch die Napoleonische Politik 
betrachtet. 

Die Wirfungdavon ließ fich bald auf demöſterreichiſchen 
Geldmarkt ſpüren. Das Silberagio ftieg auf 40—50 Pret.; 
das Baargeld verjchwand aus dem Verkehr; Durch Die 
Ausgabe von Münzjcheinen zu geringem Werthe mußte der 
ärgſten Noth gejteuert werden. 

Das Bujammentreffen diejer äußeren mit jenen inneren: 
Vorgängen war für die Regierung Dejterreich3 eine dringliche 
Mahnung, auf der Bahn der Reform, die fie mit dem 
Dctoberdiplom nur zögernd betreten, einen weiteren Schritt 
vorwärts zu thun. Ein neuer Minifterwechjel fand ftatt: 
der Pole Graf Goluchowsli mußte dem Deutjchen Ritter 
von Schmerlimg weichen. 

Schmerlings Name war mit der Erinnerung an die 
Anfänge der Märzbewegungvon 1848 verknüpft. Schmerling 
war es geweſen, der die Adreſſe der niederöfterreichiichen 
Stände verfaßt und fo den erſten Keil in das Metternichiche 
Syſtem hineingetrieben hatte. Er war dann der Bertraueng- 
mann der Regierung beim Bundestage, jpäter defjen Präſident 
geweien, hatte eine Zeit lang den wichtigen Poften als 
Vorſitzender des deutjchen Reichsminiſteriums bekleidet und 
ſich als jolcher durch Schlagfertigfeit im Parlament ſo— 
wie durch Falte Ruhe und Entjchlofienheit, wo e3 zu handeln 
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galt, hervorgethan. Als er von dieſem Poſten weichen 
mußte, weil er mehr Oeſterreicher, als Deutſcher war, hatte 
er als Bevollmächtigter beim Reichsverweſer in der kritiſchen 
Zeit, wo es ſich bei den Berathungen über die deutſche 
Reichsverfaſſung um Oeſterreichs Stellung in Deutſchland 
handelte, für Erhaltung dieſer Stellung mit allen Kräften 
gewirkt. Nah Wien zurückgekehrt, war er als Juſtiz— 
miniſter in das Cabinet Schwarzenberg-Stadion eingetreten, 
hatte ſich aber von dieſem getrennt, als daſſelbe mit den 
conſtitutionellen Hoffnungen der Völker Oeſterreichs brach. 
Die liberale Partei hatte ihm dafür ein dankbares An— 
denken bewahrt. Sie vergaß, daß Schmerling in Frankfurt 
nichts weniger als liberal geweſen, und rechnete es ihm hoch 
an, daß er wenigſtens im engeren Vaterlande nicht, wie Bach, 
ſe ine eigne Vergangenheit verfengnet Hatte. Die Deutſch— 
Oeſterreicher ſahen in ihm einen Hort des Deutſchthums 
gegenüber den anderen Nationalitäten, die ſich bei Schmerlings 
Vorgänger einer bedenklichen Bevorzugung erfreut hatten. 

Am 13. Dechr. 1860 ward Schmerling zum Staats— 
minijter ernannt. in jonderbarer Wideripruch war es, 
daß neben dieſem „Verfaſſungsminiſter“ Graf Nechberg 
nach wie vor die auswärtige Politik Oeſterreichs leitete, 
derfelbe, der feiner Zeit als öjterreichiicher Commiſſar die 
verfajjungstreuen Kurheſſen gedrangjalt, der, wenn er nur 
gekonnt, gern dem constitutionellen Sardinien den Fuß auf 
den Nacken gejeßt hätte An die Spitze des Cabinets 
ward Erzherzog Rainer gejtellt. Die Miniſterien der 
Juſtiz, des Handels, der Finanzen, des Innern, der Polizei 
wurden an die Herren dv. Pratobevera, v. Widemberg, 
v. Plener, v. Laſſer, v. Hübner vergeben. 
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Am 26. Febr. 1861 erfolgte die Verkündigung der 
neuen Berfafjung, das ſog. „ebruarpatent“. Es war 
da3 „Octoberdiplom” mit mehreren wejentlichen Abänderungen. 
Der Reichsrath ward in ein Ober- und Unterhaus (Herren: 
und Abgeordnetenhaus) gejchieden. Das Oberhaus follte 
beitehen aus den Erzherzögen, den Fürſtbiſchöfen und einer 
Anzahl vom Kaifer zu ernennender erblicher und lebens— 
länglicher Mitglieder, das Unterhaus aus von den Land» 
tagen Direct gewählten (micht blos vorgefchlagenen) Ab: 
geordneten. Bei diefen Wahlen jollten, wie bei denen für 
die Landtage, die verjchiedenen Berufs- und Standes» 
interefien Berücdjichtigung finden. Die Nechte des Reichs— 
raths blieben nahezu diejelben, wie nach dem „October: 
Diplom“; nur ward ihm das Recht des Gejeßesvorjchlages 
und die Deffentlichkeit feiner Verhandlungen zugejprochen. 
Den Landtagen wurden in Bezug auf die Finanzen und die 
Geſetzgebung in den einzelnen Sronländern ähnliche Nechte 
eingeräumt, wie dem Neichsrathin Bezug auf das ganze Reid). 
Am 1. Mai trat der Reichsrath zujfammen. Der 
Kaiſer betonte in der Thronrede, wie er — unbejchadet 
der jo weit al3 möglich auszudehnenden Selbſtändigkeit der 
einzelnen SKönigreiche und Länder — es doch vor allem 
al3 jeine Regentenpflicht betrachte, „die Gefammtverfajjung, 
al3 das unantajtbare Fundament des einigen und untheil- 
baren SKaijerreich® , getreu dem im feierlichee Stunde 
geleifteten Angelöbniß, mit feiner Ffaiferlichen Macht zu 
ſchützen und jede Verlegung derjelben, als einen Angriff auf 
den Bejtand der Monarchie und auf die Nechte aller feiner 
Länder und Völker, nachdrücklich zurückzuweiſen“. | 
Die Adreffen beider Häufer, im gleichen reichseinheit⸗ 
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fihen Sinne verfaßt, befräftigten — insbeſondere die des 
Abgeordnnetenhaujes — dieje vom Kaijer geiprochenen Worte. 

Allein der Neichgrath war in Wirklichkeit nicht, was 
er nach der Verfafjung fein jollte: eine Vertretung Gejammt- 
öſterreichs. Die Ungarn blieben dem Reichsrathe fern. 
Der ungarische Landtag erklärte in einer Adreſſe an den 
Kaiſer das. Bejtehen eines Gejammtparlaments für Dejter- 
veih, dem die Geld- und NReerutenbewilligung zufalle, 
für unvereinbar mit den ungarischen Gejegen. Der 
froatiiche Landtag lehnte die Wahlen zum Reichsrathe fast 
einjtimmig ab, Auch die Italiener fehlten; die mit dem 
Nechte der Wahlen in den Neichsrath provijoriich betrauten 
Congregationen hatten die Vornahme der Wahlen ver= 
weigert; al3 darauf die Regierung directe Wahlen anordnete, 
bei denen auch relative Majoritäten gelten follten, famen 
zwar Minoritätswahlen zu Stande, allein die Gemwählten 
lehnten insgefammt ab. Der galiziiche Landtag wählte 
- zwar, jedoch unter Vorbehalt der Rechte und der Selbſt— 
jtändigfeit Galiziens. 

Der ungarische Landtag lieg — und zwar beide 
Häufer einjtimmig — feiner erſten Adrefje eine zweite folgen. 
Darin erklärte er die 48er Geſetze als für Ungarn noch 
recht3gültig, wollte jedoch einer Reviſion derſelben fich 
nicht entziehen; ferner erklärte er, geftüßt auf die Prag- 
matiſche Sanction (den alten Vertrag der öjterreichijchen 
Herrjcher mit den Ungarn), daß Ungarn zu Dejterreich 
(ediglih im Verhältnig der Perjonalunion ſtehe. Doc) 
ſei er zu Verhandlungen „von Fall zu Fall" in Bezug 
auf die gemeinfamen Angelegenheiten beider Reichshälften 
bereit. Die Ungarn verfuhren überhaupt in allen Etüden 
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ſo, als hätte die öſterreichiſche Regierung bei ihnen nichts zu 
ſagen. Die öſterreichiſchen Beamten mußten ihre Stellen und 
das Land verlaſſen. Die öſterreichiſchen Gerichte konnten 
nicht mehr Recht ſprechen, weil ihnen jede Hülfe zur Einleitung 
ihrer Verhandlungen wie zur Vollſtreckung ihrer Urtheile 
verſagt ward. Die auf Grund der alten Verfaſſung wieder— 
hergeftellten Comitat3= und Gemeindebehörden rijjen die ganze 
Verwaltung und Rechtſprechung an fih. Die Steuern 
aus Ungarn gingen nicht ein, ungeheure Steuerreite liefen auf. 
Die Bertreter Ungarn? im Staat3minijterium, der 
ungarische Hoffanzler Baron Vay und der TQTavernicus 
Graf Szecſen, riethen zu einer Vereinbarung mit den 
Ungarn, die fie mit Hülfe der gemäßigten Elemente dafelbft 
zu Stande zu bringen hofften, wenn man bdiejjeit3 die 
Hand dazu biete. Allein die Mehrheit des Cabinet3 wies 
diefen Vorſchlag zurück. Darauf legten Beide ihre Stellen 
nieder. Statt ihrer wurden zwei) andere Ungarn, Graf 
Forgacz und Graf Ejterhazy, berufen, welche aber beide - 
viel weniger als Jene das Vertrauen ihrer Landsleute 
beſaßen. Es folgte nun die Auflöjung des ungarischen 
Landtags. In einer Faijerlichen Botſchaft ward dem 
Neichgrathe dies mitgetheilt und der feſte Entſchluß des 
Kaiſers verfündigt, „die Einheit des Reichs und die 
Selbititändigfeit feiner Theile gleichmäßig zu wahren, Zu 
befejtigen und dauernd in's Leben zu führen“, Die 
Achtundvierziger-Berfajfung Ungarns, ward gejagt, ſei durch 
die ungarische Revolution „nicht "ur gebrochen, fomit von 
Nechtswegen verwirkt, ſondern auch factifch befeitigt”. 
Beide Häufer des Reichsraths gaben ihre „freudige 
Zuftimmung“ zu diefer Faiferlichen Botſchaft zu erfennen, 
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Die Regierung ſchrieb nun ohne Bewilligung des— 
Landtags durch einfaches Patent directe Steuern für 
Ungarn aus; dagegen erklärte der Cardinal-Primas 
von Gran, der Erbobergeſpan von Ungarn, daß ſein (das 
Graner) Comitat bei einer von der Regierung ohne. 
BZuftimmung des Landtags verfügten NRecrutenaushebung 
oder Steuereintreibung nicht mitwirken, vielmehr den 
Comitat3beamten jede Betheiligung daran verbieten werde. 

So war der volle Bruch mit Ungarn erklärt. Die 
Comitat3- und Gemeindebehörden wurden aufgelöft; an 
ihrer Stelle wurden wieder kaiſerliche Beamte eingejeßt. 
Militärgerichte wurden bejtellt zur Aburtheilung politischer 
Vergehen. Ungarn ward aufs Neue, wie unter Bach, einem 
abjolutijtiich-büreaufratiichen Regimente unterworfen. 

Auch der Froatiiche Landtag ward aufgelöjt, weil er 
gegen den Reichsrath proteitirt hatte. 

Der Neichsrath, der jtatt der 343 Mitglieder, die 
ihn. bilden jollten, faum 200 zählte, war von der 
Regierung anfänglich für den „engeren Reichsrath“ 
erklärt worden. Da man jedoch) das Bedürfniß fühlte, 
die Finanzen des Reichs einer conftitutionellen Controle 
zu unterjtellen (ſämmtliche Handelsfammern hatten dies 
für dringlich erklärt, um der Entwerthung des Papier— 
geldes abzuhelfen), und da das Budgetrecht nach dem 
Februarpatent nur dem „weiteren Reichsrath“ zujtand, jo 
legte die Regierung dem Rumpfreichstag eigenmächtig die 
Befugniß bei, als „weiterer Neichsrath” zu fungiren. 

Die finanzielle Lage des Reichs blieb fortwährend 
eine wenig günſtige. Trotz mehrfacher Steuerzujchläge 
und troß der Erhöhung der Steuer auf die Coupons der 
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Staat3papiere figurirte im Budget für 1863 ein Deficit 
von mehr al3 90 Mill. Fl. das Ichlieglich auf 621% Mill. 
herabgemindert ward. 33 Mill. Fl. waren im Jahre 1862 
weniger vereinnahmt worden, al3 veranjchlagt geweſen. 
Der Neichsrath that fein Meöglichites, um Erſparniſſe, 
bejonders im Militäretat, herbeizuführen, mußte jedoch 
mehrfach erfahren, daß die Negierung fich an jeine 
Beichlüffe nicht Fehrte und ſich Budgetüberjchreitungen 
geitattete. Auf politiichem Gebiete ließ die gehoffte freiheit- 
lihe Entwicklung vergeblich) auf fich warten. Sogar 
folche Reformen, für welche Schmerling felbjt früher als 
Minister ſich interejjirt hatte, wie die Gejchwornengerichte, 
blieben unauzg führt. Das „Protejtantenpatent” für das 
diefjeitige Dejterreich gewährte allerdings den Evangeliichen 
eine gewiſſe Eirchliche Selbjtverwaltung durch Anbahnung 
von Presbyterien und Synoden; allein die Spitze der 
proteftantijchen Kirche blieb der, büreaufratijch eingerichtete 
Oberfirchenrath, und einer wirklich freien Bewegung des 
Proteſtantismus fo wie einer Gleichberechtigung der 
Eonfeffionen Stand al3 unnachgiebige Schranke das Concordat 
mit Rom entgegen. An eine Milderung des unnatürlichen 
Druds, welchen dieſes auf die andern Confeſſionen übte, 
durch eine gefegliche Regelung des Verhältnifjes der Con— 
feffionen zu einander (jog. „interconfejfionelle Geſetze“) 
wagte fich Schmerling nicht, um nicht durch den mächtigen 
Einfluß der Ultramontanen bei Hofe geltürzt zu werden. 
Der Preſſe wurden einige Erleichterungen zu Theil durch 
Aufhebung des Conceſſionsweſens und Beleitigung der 
Verwarnungen, allein nur um den Preis der Einwilligung 
des MNeichsrathes in überaus Harte ftrafgejeßliche Be— 
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ftimmungen über die Preſſe und in die Einführung des 
jog. „objectiven Verfahrens“, vermöge deſſen ein Preß— 
erzeugniß zur Bernichtung verurtheilt werden durfte, ohne 
daß eine bejtimmte Perjon angeklagt ward, aljo auch ohne 
daß Jemand als berufener Verteidiger der angejchuldigten 
Schrift auftreten Fonnte. Eine Art von Habeas-Corpus— 
Acte, zum Schuß der perfönlichen Freiheit gegen willfürliche 
Verhaftungen, fam zu Stande, dagegen blieb daS Vereins— 
und Verſammlungsweſen in dem Zustande gänzlicher Recht: 
und Schuglofigkeit, worin e3 ſich unter Bach befunden hatte. 

Während jomit wenig oder nichts gejchah, um die Er- 
wartungen, mit denen die Liberalen den Eintritt Schmerling3 
in's Minijterium begrüßt hatten, zu befriedigen, wurden die 
Deutichen vielfach durch das jchroffe Auftreten der andern 
Nationalitäten, bejonders der Czechen, und durch Die 
Goalition der Feudalen und der Ultramontanen mit diejen 
ihren Gegnern verlegt und in Nachtheil verjegt. Schmerling 
ſelbſt ſah fich von allen Seiten angegriffen, feine Stellung 
mehr und mehr erjchüttert. Eine Camarilla, aus Ultra— 
montanen, Feudalen und Gegnern der jtraffen Reichseinheit 
beitehend, arbeitete bei Hofe an feinem Sturze. Den 
Liberalen und den Deutjchen entfremdete er Sich theils 
durch die Nücjichten, welche er auf die andern Nationali— 
täten nehmen zu müſſen meinte, theil® Durch fein weit 
mehr büreaufratijches, als conjtitutionelle® Berhalten, 
und jo ftieß er jelbit im Reichsrath, feiner eigenen 
Schöpfung, aufmehrfeitige und heftige Oppofition, während er 
inner= und außerhalb dejjelben von den Nichtdeutjchen heftig 
angefeindet ward. Die Aufgabe endlich, deren Durch— 
führung er übernommen: die Einheit der Gejammtmonarchie 
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n conftitutionellen Sormen zu begründen und zu be 
jeftigen, und für deren Gelingen er durch die Art, wie er 
die Ungarn behandelte, eine doppelt ſchwere Verantwort— 
fichfeit auf. fich geladen hatte — dieje Aufgabe erwies fich 
täglich mehr al3 eine auf dem betretenen Wege fchlechter- 
dings nicht zu Löjende Die Ungarn, ohne gegen das 
über fie verhängte Syitem der Vergewaltigung ebenfalls 
mit gewaltthätigen Mitteln anzulämpfen, leiſteten demjelben 
einen um jo zäheren, allem Anfcheine nach unüberwindlichen, 
paffiven Widerftand. Sie ließen die Negierung und ihre 
Organe fchalten, aber fie boten ihnen im feiner Weije die 
Hand; fie entbehrten Lieber manche dringliche Verbeſſe— 
rungen ihrer wirthichaftlichen und ihrer Rechtszuſtände, als 
daß fie durch ein Zuſammenwirken mit den öfterreichiichen 
Beamten oder gar durch ein Wiedereinlenfen gegenüber 
der Regierung zu Wien fic) die Möglichkeit derjelben 
verjchafft hätten. Auch die Kroaten beharrten un derjelben . 
ſtarren Zurücdhaltung; nur die Siebenbürger gelang «8 
für eine Beichidung des Reichsraths zu gewinnen. Dahin— 
gegen begannen jchon 1863 die Czechen theilweije ſich 
vom Neichsrathe zurüczuziehen, und 1864 erklärten fie 
geradezu, daß fie denjelben al3 eine Vertretung der Ge— 
Jammtmonarchie, was er thatjächlich nicht jei, auch nicht 
mehr anerfennen würden. Die Czechen trachteten jchon 
längit nach einer ähnlichen Sonderjtellung, wie die Ungarn, 
Sn dem Neichsrath erblicten fie den natürlichen Feind 
einer jolchen, eine Schöpfung des Deutſchöſterreicherthums 
zu dem Zweck, um die andern Nationalitäten von da aus 
zu beherrichen. 

Diefen Moment, wo die gewaltfamen Gentralifationg- 
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pläne Schmerlings fich als gefcheitert auswieſen, benußten 
Euger Weiſe die Ungarn zu einer Wiederannäherung 
an den Kaiſer. Zu Oftern 1864 erjchienen in der un- 
garischen Preſſe öffentliche Kundgebungen, bekleidet mit 
den gewichtigen Anſehn Déaks, des Führers der verbun— 
denen Liberalen und Coniervativen Ungarns, in Denen 
gewijjermaßen von dem Minifterium an die Krone jelbit 
appellirt und zugleich zu einer Vereinbarung zwijchen 
Oeſterreich und Ungarn billige Vorſchläge gemacht wurden. 
Auf das „von Fall zu Fall“ war darin verzichtet: gewiſſe 
Angelegenheiten jollten al3 für beide Neich3hälften „gemein— 
ſame“ behandelt und als ſolche auf parlamentarischem 
Wege, zwar nicht durch einen gemeinjamen Reichsrath, 
aber durch den Zujammentritt von Ausſchüſſen, einerjeits 
des ungariichen Landtages, andererjeit3 einer Vertretung 
des Diejjeitigen Dejterreichs, ‚erledigt werden.. 

Das Entgegenfommen-der Ungarn fand ſich belohnt 
durch die vom Hofe bekundete Bereitwilligkeit, ebenfalls 
die Hand zur Verſöhnung zu bieten. Im Juni 1865 
machte der Kaiſer eine Reiſe nach Ungarn. Ganz im 
Gegenſatze zu der Kaiſerreiſe von 1860, ward der Kaiſer 
diesmal von den Magnaten mit gefliſſentlichen Huldi— 
gungen, vom Volk mit rückhaltloſem Jubel empfangen. 

Damit war der Sturz des Syſtems Schmerling 
beſiegelt. Der Kaiſer zog den ungariſchen Grafen Majlath 
zu Rathe, einen Mann, der bei den Conſervativen wie 
bei den Liberalen Ungarns gleiches Vertrauen genoß, und 
ernannte denjelben zum ungarijchen Hoffanzler. Darauf 
reichten Schmerling und deſſen Collegen ihre Entlaffung 
ein. Am 30. Juli trat ein neues Meinijterium an Die 

8. Biedermann, Dreiktg Jahre de tich. Geſch. I. 18 — | 
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Stelle des Schmerlingichen. Es beitand aus altconjer- 
vativen ungarischen uyd aus föderaliftiich- feudalen dies: 
feitigen Elementen; an jeine Spitze ward Graf Belcredi 
geitelft. 

Am 20. September erfchien ein kaiſerliches Manifeſt, 
welches die Februarverfafjung „ſiſtirte“. Da diejelbe, hieß 
e3 darin, neuerdings zum Gegenitand eines „Ausgleichs“ 
mit Ungarn gemacht worden jet, jo könne jte nicht wohl 
inzwilchen al3 bindendes Geſetz fiir die andere Reichshälfte 
gelten. Nach gelungenem Ausg leiche jollten deſſen Nejultate, 
jofern fie die Februarverfaſſung modificıren würden, den 
diejjeitigen Landtagen vorgelegt werden, „um ihren gleich 
wichtigen Ausipruch zu vernehmen und zu würdigen“. Der 
Neichsrath hörte damit auf, zu exiſtiren; das Verfaſſungs— 
erperiment vom 26. Februar 1861 war ebenjo, wie das 
vom 20. October 1860, gejcheitert. 


XVI. 
Die „neue Aera“ in Preußen und ihr Ende. 


Das preußiſche Volk in ſeiner großen Mehrheit war 
ſeit dem Eintritt der „neuen Aera“ ſo ſehr mit ſeinen 
innern Angelegenheiten beſchäftigt, daß ſelbſt der italieniſche 
Krieg es davon nicht hatte abziehen können. Die Ab: 
neigung, welde jich in der preußiichen Bevölkerung, ihrer 
großen Mehrheit nah, gegen eine active Theilnahme 
Preußens an dem Kriege, (jo lange nicht ein unmittelbares 
preußiiches oder geſammtdeutſches Intereſſe gefährdet jei,) 
fundgegeben hatte, war wejentlih mit auf diejen Grund 
zurüdzuführen. 

Der Landtag von 1859, der jchon jo bald nad dem 
Eintritte der Regentſchaft jtattfand, hatte ebendarum nod) 
feinterlei gejeßgeberiihe Ausbeute von Belang bringen 
können. Dagegen ſchien das Jahr 1859 in anderer Be— 
ziehung den liberalen Charakter des neuen Miniſteriums 
zu befefiigen und damit die Hoffnungen zu veritärken, 
welche alle freiiinnigen Barteien auf dafjelbe ſetzten. Das 
wichtige Minifterium des Innern ging im Sommer 1859 
aus den Händen des Herrn von Flottwell in die des 
Strafen Schwerin über, eines Mamtes, der ſchon im 

18* 


276 
Sahre 1845 den Märzminijterium angehört, der in der 
langen und jchweren Zeit der Reaction unmandelbar treu 
zur Oppofition gehalten hatte, und der jet, nad) der Neus 
bildung des Abgeordnetenhaufes, mit großer Meajorität 
‚zu dejien Präfidenten erwählt worden war. Bei feiner 
Erhebung zum Minifter übernahm den Vorſitz im Abge— 
ordnetenhaufe der ehemalige Präfident des Frankfurter 
und Erfurter PBarlamentes, Simſon. 

Ein anderer der liberalen Sache günftiger Wechjel 
ging im folgenden Jahre im Juftizminifterium vor ſich. Der 
aus dem Cabinet Manteuffel übernommene Suftizminifter 
Dr. Simons trat zurüd und ward durch Herrn v. Bernuth 
erjeßt, einen höheren vichterlichen Beamten von erprobter 
Unabhängigkeit des Charakter und von aufrichtiger 
gemäßigt liberaler Gefinnung. 

Dem Landtage von 1860 ward neben dent, in der vorigen 
Seſſion umerledigt gebliebenen, Civilehegefegentwurf eine 
umfäingliche Borlage wegen Neuregulirung der Grundjtener 
unterbreitet. Es handelte fich dabei, neben dem finanziellen 
Punkte einer Vermehrung der Staat3einnahmen, um einen 
wichtigen politijchen Grundjat, die Aufhebung der Grund- 
fteuerfreibeit, welche der große ritterjchaftliche Grundbeſitz 
Sahrhunderte lang genofjen. Es war vorauszufehen, daß das 
‚Herrenhaus, welches zum größten Theil aus Vertretern 
eben dieſes Grundbeſitzes bejtand, nicht leichten Kaufes in 
die Aufhebung eines jo vortheilhaften Nechtes willigen 
werde. In der That ward die Grundjtenervorlage im 
Herrenhauje abgelehnt. Daſſelbe Schickſal traf den Ehe— 
gejeßentiwurf, gegen welchen die im Herrenhaus vorwiegende 
ſtreng Firchliche Richtung. fich ſträubte. So endete auch 
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der zweite Landtag unter der „neuen era“, ohne die 
Hoffnungen des Volkes auf einen geſetzgeberiſchen sort 
jchritt erfüllt zu Haben. 

Die dadurch hervorgerufene Veritimmung richtete fich 
zunächit gegen das Herrenhaus, deijen jtarrer Widerftand 
gegen zeitgemäße Reformen, deſſen ausgeiprochene grund— 
jägliche Oppofition gegen die ganze Richtung der „neuen 
Hera” ein gedeihliches Zuſammenwirken vom Regierung 
und Volf, wie jolches durch den Eintritt der Regentichaft 
in Aussicht geftellt war, fo gut wie unmöglich zu machen 
ihien. Man erinnerte fich daran, wie im Jahre 1849 die 
Zuſammenſetzung des Herrenhaujes es geweſen war, Die 
das Zuſtandekommen der Berfafjung am längiten verzögerte ; 
wie das damalige Abgeordnetenhaus, um nur zu einem 
Abſchluß zu gelangen, genöthigt gewejen war, dem König 
Friedrich Wilhelm IV. in diefem Punkte völlig freie Hand 
zu lafjen; wie dann der königliche Erlaß, der die Zuſammen— 
ſetzung des Herrenhaufes regelte, nicht einmal der betreffenden. 
Vorſchrift der Verfaſſung genau entiprochen hatte. Man. 
gedachte der vielen Angriffe auf die Verfafjung, bei welchen 
das Herrenhaus das Minijterium Manteuffel unterjtügt 
hatte. Und nun wollte eben dieſes Herrenhaus fich auch 
zwijchen den Negenten und das Volk drängen, nun 
wollte e3 die beiten Abfichten diejes wohlmeinenden Fürſten 
in ihrer Ausführung hemmen, die veformatorische Thätigkeit 
des Cabinet3, auf welche der allergrößte Theil des Volfes 
fehnfüchtig harrte, zu Gunsten einer winzigen Minderheit 
von „Sunfern und Pfaffen“ lahm Iegen! Das erichien 
unerträglich; dagegen mußte Alles aufgeboten werden!' 
Die Gemäßigteren unter den Liberalen verlangten, daß 
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das Miniſterium von dem in der Verfaſſung vorgeſehenen 
Rechte der Krone, neue Pairs zu ernennen, zu Gunſten 
der Schaffung einer liberalen Fraction im Herrenhauſe 
Gebraüch mache, und ſie wiederholten dieſes Verlangen 
immer dringender, bis endlich, nach der Verwerfung des 
Grundſteuergeſetzes im Herrenhauſe, die Regierung ſich zu 
einem, jedoch nur ſehr mäßigen, „Pairsſchub“ entſchloß, 
der zwar ausreichte, um endlich im Jahre 1861 das 
Durchgehen der Grundſteuervorlage zu bewirken, nicht aber, 
um den Widerſtand des Herrenhauſes gegen die dem Land— 
tage 1861 vorgelegte Kreisordnung, die Aufhebung der 
Wuchergeſetze u. ſ. w. zu brechen. Die Entſchiedeneren 
beruhigten ſich bei jener mäßigen Forderung überhaupt 
nicht; ſie verlangten eine grundſätzliche Reform des Herren— 
hauſes und, als Vorbedingung dafür, einen viel ausge— 
dehnteren Pairsſchub; ſie wollten um jeden Preis den 
Widerſtand des „Junkerthums“ gebrochen wiſſen und 
machten das Miniſterium dafür verantwortlich, daß dies 
geſchehe und bald geſchehe. 

Eine zweite Forderung, welche die öffentliche Stimme 
an das Miniſterium der „neuen Aera“ ſtellte und immer 
ungeſtümer ſtellte, betraf die Sichtung des Beamtenthums. 
Das vorige Miniſterium hatte mit großer Conſequenz auf 
dem ganzen Gebiete der Verwaltung im Sinne der Reaction 
aufgeräumt, alle einflußreiheren Stellen mit Männern 
jeiner Nichtung bejeßt, unabhängige und freifinnige Ver— 
waltungsbeamte entweder direct befeitigt oder indirect zum 
Nüctritt genöthigt. Die ganze Verwaltungsmaſchine war 
daher, mit wenig Ausnahmen, vollftändig in den Händen 
von Leuten, welche dem neuen Miniſterium  feindlich 
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gejinnt waren, welche Hofften und wünjchten, dajjelbe werde 
nur furze Zeit jich halten und dann Wieder einem von 
der Farbe des Manteuffelichen den Pla räumen, welche 
daher auch Liberale Anordnungen und Maßregeln des 
Minijteriums entiveder jo weit möglich unausgeführt ließen, 
oder doch im der Ausführung zu verkümmern ſuchten, 
dagegen ihre Stellung und Autorität als Beante dazu 
migbrauchten , um auf die ihnen untergebenen Kreiſe nac) 
wie vor im Geilte dev Neaction einzuwirken. 

Schon bei den Nemvahlen zu Ende des Jahres 1858 
hatte ein jolches Treiben der alten Beamten in einer 
wahrhaft unerhörten Weife jtattgefunden. Ein Regierungs— 
präfident Hatte im einem Numdjchreiben am die ihm 
unterjtellten Behörden augsgejprochen: „Die Staats: 
regierung verfolgt eine conjervative Politik; fie muß 
daher Hohen Werth auf die Wahl jolcher Männer legen, 
welche jic) durch zuverläjjige conjervative Geſinnung be> 
währt haben,“ und hatte darauf hin die Beamten ermahnt, 
„durch Rückſprache und Belehrung den Wahlagitationen 
der Liberalen Oppoſition entgegenzutreten“. Ein anderer 
hatte die Wahlcandivatur de8 Herrn von Wjedom, (eines 
nahen Geſinnungsgenoſſen des neuen Gultusminijters von 
Bethnnann-Hollweg) in einem amtlichen „Wahlfchreiben“ 
damit bekämpft, daß er auf die deutjchnationale Geſinnung 
des Gandidaten als auf ein Hinderniß feiner Wahl hin— 
deutete. Ein Dritter hatte jogar bei einem Wahlkanıpf 
zwilchen Herrn von Manteuffel IT. (dem Bruder des vor— 
naligen Minifterpräfidenten) und Herrn von Pator (dem 
Finanzminiſter im Gabinet des Prinz-Regenten) ein 
„Mahnjchreiben” an feine Untergebenen erlajjen, worin er 
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e3 al3 eine „Ungehörigkeit" bezeichnete, „dag man Die 
Wahlmänner unter dem Vorwande minifterieller Candida- 
turen dadurch irre führe, dag man den Freiheren von Patow 
oder einen andern Herrn Minifter oder ſonſt einen Kandidaten 
aufitelle, deffen Wahl anderwärts gefichert ſcheine.“ Solchen 
„Ungehörigfeiten” ſei „entichieden entgegenzutreten“ und 
jet „den Wahlmännern zu rathen, fich ihm, dem Landrat), 
und Andern anzujchliegen, welche al3 Candidaten Herrn von 
Manteuffel II. empföhlen.” 

Der damalige Minifter des Innern, Flottwell, hatte 
in einem micht ganz geſchickt abgefaßten Rundſchreiben 
vorzugsweile die Seite des prinzeregentlichen und minijte- 
rielfen Programms hervorgehoben, welche die Abwehr 
„zu weit gehender“ Erwartungen und Forderungen betraf- 
Die reacttionären Beamten benußten dies, um die Politik 
des Regenten und jeiner Minifter als eine jchlechthin nur 
nach diefer Seite gewendete, als eine ausschließlich conſer— 
vative zu charakterifiren, demgemäß die liberale Partei in 
allen ihren Schattirungen als eine Feindin der Regierung, 
die unbedingt befämpft werden müſſe, zu verichreien. So 
fonnte es gejchehen, daß der eine Beamte in jeinem Wahl- 
ichretben es für den alleinigen Beruf der Regierung aus— 
gab, in welchen alle Wohlgefinnte fie unterjtügen müßten: 
„das Königthum von Gottes Gnaden in feiner vollen 
Kraft zu fördern,” daß ein anderer einen Wahlaufruf, in 
welchem „die verfajjungstreuen Urwähler“ zu einer Ver: 
jammlung eingeladen wurden, nicht eher in das Kreisblatt 
aufnehmen ließ, als bis das Wort „verfafjungstren” dar— 
aus geftrichen worden, daß wieder ein anderer alle Die 
nicht feiner Nichtung angehörigen Wähler als Solche be— 
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zeichnete, welche „nicht von Herzen dem Königthum ans 
hingen,“ von der Verfaſſung aber in einem Sinne jprach, 
welcher deutlich verrieth, daß er, der fünigliche Landrath, 
der vom König beichiworenen Verfaſſung keineswegs „von 
Herzen anhing,“ jo daß ſogar der von ihm empfohlene 
conjervative Kandidat fich gedrungen fand, öffentlich da- 
gegen zu protejtiren, al3 ob er den Standpunkt des Herren 
Landrathes theile*). 

Diefer geheime Kampf des eigenen Beamtenthums 
gegen die Abdfichten der Miniſter und des Prinz-Regenten 
jelbit hörte nicht auf, und die Miniſter ihrerjeits traten 
ihm nicht energiich genug entgegen. 

Alles dieſes brachte einen Zultand hervor, der auf. 
die Länge unerträglich war. Die öffentliche Meinung 
ward theil erregt, theils in Verwirrung gebracht. Das 
Minijterium jah ſich dem Vorwurfe ausgejeßt, dag es 
jeine eigenen Zufagen nicht erfülle, wohl gar von dem Arg— 
wohn getroffen, als ob es ein faljches Spiel treibe. Die 
aufrichtigen Freunde und Anhänger deifelben, die ge- 
mäßigten Liberalen, wurden verjtimmt und entmuthigt, da 
in der Geſetzgebung fein ?yortichritt geichah; Die weiter 
nach links neigenden Parteien wurden erbittert, wenn fie 
ſahen, daß unter der Firma des „Miniitertums der neuen 
Hera" die Verwaltung großentheil® in demjelben Geiſte 
fortgeführt ward, wie unter dem Manteuffelichen Regimente; 
die Anforderungen von dieſer Seite jteigerten fich, der 
Zon der Ddemofratiichen Blätter wurde rücckſichtsloſer, 

*) Alles Obige nad) den „Materialien zur Gefchichte der Regent: 
ihaft in Preußen“ (1859), worin ſämmtliche hier erwähnte Erlajie 
wörtlich abgedruckt find. bi —J ge i 
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heftiger. Dies benußte dann wieder der ganze Troß der 
confervativen Ultras, voran die Kreuzzeitung, um Die 
liberale Bartei in Bauſch und Bogen zu verdächtigen, als 
ob jie auf cine mißbräuchliche Weiterausdehnumg der vom 
PrinzRegenten geinachten Zugeltändniffe, auf einen völliger 
„Bruch mit der Bergangenheit“, wohl gar auf eme 
Schwähung des KönigthHums hinarbeite, und jelbjt das 
Minifterinm ward dabei nicht geichont. 

Diejes legtere befand jich im der übeljten Lage. Ab— 
geſehen von den Schwierigkeiten, welche die Ungleichartigkeit 
jeiner eigenen Zuſammenſetzung einem comjegnenten und 
einheitlichen Vorgehen bereitete, fand es jich eingeklemmt 
zwiſchen Forderungen, welche nicht blos die entjchiedeneren 
Liberalen, jondern jelbit die wärmijten Freunde des 
Miniiterrums erhoben, und äußeren Hindernifjen, welche 
es nicht zu überwinden vermochte, unabweisbaren Rück— 
jichten auf die Bejorgnijje des Prinz-Regenten vor einen 
Buweitgehen auf der eingejchlagenen Bahn — Beſorgniſſe, 
die von Perjonen im der Umgebung des Prinzen wahr: 
jcheinlich geflifjentlic) unterhalten und vermehrt wurden. 

Sp entjtand ein nach allen Seiten hin unerquick— 
liches Verhältnig. Die liberalen Minijter ſahen ihre beiten 
Abjichten verkannt, weil e3 ihnen unmöglich war, diejelben 
jo, wie jie gewünjcht hätten, durchzuführen, “Die hoffnungs- 
reiche und befriedigte Stimmung, welche beim Eintritt der 
Regentſchaft jich) in den weiteften Kreiſen des Volles ge 
zeigt, wich einem Gefühle der Unruhe, der Ungeduld, der 
Berftimmung, das ſich allmälig jelbjt Derer bemächtigte, 
welche weit entfernt waren von übertriebenen Erwartungen 
oder zu weit gehenden Forderungen. Die reactionäre Partei 
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aber erhob ihr Haupt wieder kühner und triumphirte 
nit blos im Stillen, Sondern ganz laut über den 
unvermeidlichen Banquerot, den jie der „neuen Aera“ 
vorausjagte. 

Vielleicht Hatten die Liberalen Mitglieder des Cabinets 
darin gefehlt, da fie nicht, bevor fie im dieſes eintraten, 
durch eine klare und feſte Ausſprache einerjeit$ mit dem 
Prinz-Regenten und mit ihren mehr conjervativen Collegen, 
andererjeit3 mit den Führern der gemäßigt liberalen Partei 
jih genau vergewiſſert Hatten, welche Fortſchritte in 
Geſetzgebung und Verwaltung fie unter allen Umſtänden 
durchzuführen im Stande fein würden, welche nicht, und 
inwieweit jie mit ter Durchſetzung jener Die liberale 
Mehrheit der Volksvertretung zu befriedigen hoffen dürften. 
Das Programın der Negentjchaft enthielt zwar eine Reihe 
trefflicher allgemeiner Grundjäße, allein feine beitimmt 
formulirten Gejeßgebungs- oder Berwaltungsmaßregeln im 
Einzelnen; die Mintjter mußten daher für eine jede jolche erjt 
wieder die bejondere Zuitimmung des Priuz-Regenten ein- 
holen. Died mochte aber nicht immer leicht jein, zumal 
da, wo «3 jih um cine durchgreifende Anwendung der 
oberjten Hoheitsrechte handelte, wie bei einem Pairsſchub 
oder bei der Neinigung des Beamtenſtandes. Und doc) 
waren gerade died die Hauptpunkte des Anſtoßes, diejenigen, 
an denen die beiten Abfichten des neuen Miniſteriumsſcheiterten. 
Das gute Einvernehmen zwijchen Negierung und 
Volksvertretung jollte aber noch auf eine viel härtere 
Probe gejtellt werden. In der Zandtagsfejfion von 1860 
fegte das Minifterium den Planeiner Heeregreorganijation 
vor und forderte zu dejien Durchführung eine Mehr— 
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beroilligung im Militärbudget von nahezu 9, Mill. Thlr, 
(28%, Mil. Mrf.) | 

Der Grundgedanke dieſer SHeeresreorganijation war 
folgender. Das ftehende Heer jollte um 117 Bataillone 
und 72 Schwadronen veritärkt, alſo auf 81 NRegimenter 
Infanterie zu je 3 Bataillonen, nebſt 10 Bataillonen 
Schützen und Jäger, und auf 56 NRegimenter Cavallerie 
gebracht, die Artillerie ungefähr um ein Viertheil ihres 
bisherigen Standes vermehrt werden. 

Um eine ſolche Erhöhung des SHeeresbeitandes zu 
erreichen, follte die Nefervepflicht um drei Jahre (von 2 auf 
5 Sahre) erweitert oder, anders ausgedrüdt, jollten die 
eriten drei Jahrgänge der Landwehr zur Nejerve geichlagen 
werden. Die dreijährige Dienftpfliht im ftehenden Heere, 
die feit 1814 geſetzlich beitand, aber thatjächlih (durch 
Benrlaubungen) lange Zeit hindurch in der Negel auf 24, 
Jahre abgekürzt worden war, follte in voller Ausdehnung 
beibehalten, der Dienft in der Gavallerie jollte auf vier 
Jahre ausgedehnt werden unter entiprechender Verkürzung 
der Nefervedienfizeit. Dagegen follte die gefammte Land: 
wehr aus dem bisherigen Verband mit dem ftehenden 
Heere ausjcheiden und in das Verhältniß der bisherigen 
Landwehr zweiten Aufgebotes zurüdtreten; die Landwehr: 
cavallerie jollte aufhören. 

Mit dieſer Neorgantjation des Heeres würde auch der 
Srundja der allgemeinen Wehrpfliht, von dem man 
thatſächlich längſt abgewichen war, wieder in fein Recht 
eingelegt werden. Die Heeresitärfe, folgli auch der 
jährliche Bedarf an Necruten, war noch nad einer früheren 
Bevölferungsziffer bemeſſen; legte man die jeßige zu 
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Grunde, jo mußten jtatt der bisherigen etwa 40,000 
Reeruten jährlich wenigstens 60,000 eingeftellt werden. 
Dies jchien die nothwendige Gleichheit der jtantsbürgerlichen 
Pflichten zu erfordern, da nach) dem bisherigen Syſteme 
eine unverhältnigmäßig große Zahl feldtüchtiger junger 
Leute durch's Loos frei fam, während andere dienen 
mußten. 

Für dieſe Heeresreform wurden theils volfswirth- 
ſchaftlich-ſociale, theils militäriſch-politiſche Gründe geltend 
gemacht. Nach dem bisherigen Syſteme mußte bei jeder 
Kriegsgefahr ſofort mit dem ſtehenden Heere zugleich auch 
die Landwehr erſten Aufgebotes unter die Fahnen gerufen 
werden. Damit wurden Hunderttauſende von Staats— 
angehörigen, meiſt Familienväter, ihren Familien und ihrem 
Erwerbe entzogen; die allgemeine Productivkraft des Volkes, 
das Nationalvermögen, litt empfindliche Verluſte; die 
Gemeinden mußten für die ihrer Ernährer beraubten 
Familien ſorgen. Alles dieſes fiel weg, wenn nur die 
drei jüngſten Jahrgänge der Landwehr mit auszurücken 
brauchten — jüngere Leute von 23—28 Jahren. ALS 
ausjchlaggebend jedoch wurden die militärischen Vortheile 
der vorgejchlagenen DOrganifation bezeichnet. Die Land: 
wehren, zumal die etwas älteren Jahrgänge, wie willig 
und eifrig fie auch jein mochten, ſich der Linie ebenbürtig 
zu erweiſen, waren doc) in Bezug auf Exercitium, Tisciplin, 
Zuſammenhalt lange nicht in jo friſcher Hebung wie dieie; 
fie mußten erjt wieder eingeübt, formirt werden. Dazu 
gebrach e3 aber meist an der nöthigen Anzahl geeigneter 
Dfficiere und Unterofficiere. Die Linie mußte jolche ab- 
geben und damit fich jelbit ſchwächen. Bei der heutigen 
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Art der Kriegführung, dem bejchleunigten Transport der 
Truppen, den gewöhnlich rajcher eintretenden Hauptichlägen 
im Selde, würde die Landwehr noch gleichjam ganz friſch 
vom Haufe weg aufs Schlachtfeld Fommen, und es wäre 
mindeſtens zweifelhaft, ob die perjünliche Tapferkeit der 
einzelnen Soldaten den Mangel an Uebung und Zujammens 
ſchluß in der ganzen Truppe zu erjeßen vermöchte, Die 
neuere Gefechtart (das häufige Fechten in aufgelöften 
Gliedern) Stellt an den einzelnen Mann höhere Anforderungen, 
als bisher, Anforderungen, deren genügende Erfüllung nur 
von einem noch nicht oder nicht lange aus dem activen 
Dienst Entlafjenen mit Sicherheit erwartet werden kann. 
Nach dem neuen Syfteme follte jede Brigade aus ſechs 
Bataillonen beſtehen; von jedem Bataillon jollten 500 Dann 
die Friedensſtärke bilden, die dann durch Einziehung der 
Nejerven zu 1000 Mann ergänzt und friegsfertig g mach: 
würde. Die Nejervemannichaften, welche den Dienft in der 
Linie noch nicht lange Hinter ſich hätten, würden ſich leicht 
und rasch den gewohnten Formationen wieder einfügen. 
So erlange man ein Heer, das in jeder Hinjicht voll: 
fommen friegstüchtig und fofort im Felde mit Erfolg zu 
verwenden jei; jo jei man für jeden Kriegsfall, für jede 
Gefahr von außen gerüſtet — bei den jebigen politischen 
Verhältnijjen in Europa eine unerläßliche Nothwendigfeit. 
Die finanzielle Seite der Reform anlangend, jo 
würde Dieje zwar 91a Mill. Thlr. jährlich mehr koſten 
(abgejehen von auferordentlichen Ausgaben); dafür würden 
aber nicht blos Die jehr großen Koſten der Mobil- 
machungen fich wejentlich verringern, ferner die den Kreiſen 
obliegenden Laſten bei Beichaffung von Landiwehrcavallerie- 
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pferden gänzlich wegfallen, jondern e3 wiirde auch den 
Gemeinden der Unterhalt für die Familien der Landwehr: 
männer abgenommen, umgerechnet den indivecten Bortheil 
für die Staatöfinanzen, der aus der Schonung Der 
Erwerbskraft des Volkes entipringen müſſe. 

Die Vorlage der Regierung ſtieß, als fie an das 
Abgeordnetenhaus gelangte, jowohl bei diefem als im Wolfe 
auf lebhaften MWiderfpruch. ES gereichte ihr auch in der 
Öffentlichen Meinung nicht zur Empfehlung, daß gelagt 
ward: um ihretiwillen, weil er ſich nicht mit ihr hätte ein- 
verjtehen können, habe der populäre Kriegsminiſter von 
Bonin aus dem abinet weichen und dem General von 
Roon den Plat räumen müſſen. Roon galt für ſtreng 
confervativ, und mit Beſorgniß glaubten Viele durch deſſen 
Eintritt in’s Miniſterium gleichlam einen Keil in die liberale 
Mehrheit des letztern Hineingetrieben. Wie man jpäter 
erfuhr, war der SHeeresreorganilationsplan das eigenſte 
Werk des Prinz-Regenten, Noon aber der hauptſächlichſte und 
herporragendite techntiche Beirath des Prinzen dabei geweſen. 

Die Bedenken gegen den Entwurf der Regierung waren 
theils finanzieller, theils politischer Natur. Eine Mehr: 
belaftung des Militärbudgets um 91a Mill. Thlr. (unge: 
rechnet außerordentliche Ausgaben) erhöhte diejes, das bisher 
etwa 30 Mill. Thlr. betragen hatte, nahezu um ein volles 
Drittheil. Woher ſollte diejes Mehr kommen? Für 
jegt ward eine Zujchlagjtener von 25% zur Klaſſen- und 
Eintommenstener, zur Schlacht: und Mablitener dafür vor: 
geichlagen; für jpäter hoffte die Negierung auf Mehrein— 
nahmen aus den ordentlichen Steuern, insbejondere nach 
Negulirung der Grundftenern. Aber würde dies zutreffen? 
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In dem allgemeinen Gefühl des DVolfes fiel neben 
dem finanziellen Punkte faft mehr noch das politische 
Bedenken in's Gewicht, daß die geplante Umgeftaltung des 
Heeres als eine Antaftung des volfsthümlichen Inſtituts 
der Landwehr erfchien, daß, wie man meinte, die fcharfe 
Trennung der ftehenden Armee von der Landwehr den 
noch vom Befreiungskriege her allen preußischen. Herzen 
eingeprägten Begriff des „Volks in Waffen” zu vernichten, 
‚die Armee dem: Volke zu entfremden, wohl gar dem Volfe 
als eine ihm feindliche Macht gegenüberzuftellen drobte. 
Der tiefgeavurzelte Haß gegen das „Junkerthum“, genährt 
durch einzelne widerliche Vorgänge in den Reihen des 
Dfficiereorpg (wie die berüchtigte Angelegenheit der 
Lieutenant? von Sobbe und von Pupfi), war geichäftig, die 
ganze Neorganijation nur aus dem Gefichtspunfte darzu— 
jtellen, als jolle dadurch eine große Zahl neuer Officiers— 
stellen geichaffen und eine große Zahl von Söhnen adliger 
Familien verforgt werden. Mean rechnete aus, daß von 
den 2896 Dfficieren der preußischen Linie nur 984 
Bürgerliche feiern, daß von allen Generalen und Stabs— 
officieren nur 92 dem Bürgerthum, 840 dein Adel ange 
hörten. | z 

Dem finanziellen Bedenken verjuchte die liberale 
- Mehrheit des Abgeordnetenhaufes dadurch zu begegnen, 
daß jie auf Herabfegung der Dienstzeit von 3 auf 2 Jahre 
drang. Die Regierung glaubte jedoch aus militärischen 
Gründen Darauf nicht eingehen zu Fünnen, und, da die 
dreijährige Dienstzeit auf einem Geſetze beruhte, jo konnte 
das Abgeordnetenhaus nichts ausrichten. Schließlich einigte 
man fich dahin, ‚daß die Negierung den Gejegentwurf 
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wegen einer anderen Regelung der Wehrpflicht zurüczog, 
dagegen die Summe von 9 Mill. Thlr. auf 14 Monate 
(bi3 1. Suli 1861) „zur Aufrechterhaltung der Kriegs— 
bereitfchaft” — wegen der noch immer unjicheren politifchen 
Verhältniſſe — vom Haufe verlangte und bewilligt erhielt. 

E3 war wohl fein richtiger Weg, den die Mehrheit 
des Abgeordnetenhaufes hier einjchlug, wenn fie unter der 
Firma einer „Aufrechterhaltung der Kriegsbereitſchaft“ 
eine Summe bewilligte, von der fie wußte oder deoch 
merken fonnte, daß das Miniſterium fie zur Aus— 
führung jeines Planes einer Heeresreorganijation verwenden 
wollte*), Beſſer wäre es gewejen, da3 Abgeordnetenhaus 
hätte zu dem Plane der Regierung fogleich ein einfaches 
Sa oder Nein geiprochen. Aber auch das Minijterium 
handelte nicht recht, indem es die zur Aufrechterhaltung 
der SriegSbereitichaft, alfo für einen vorübergehenden 
Zweck, ihm bewilligten Gelder dazu benußte, die von ihm 
beabjichtigte Reorganifation des Heered jo weit durch— 
zuführen, al3 die ohne Aenderung bejtehender Geſetze 
(des Wecrutirungsgejeges) möglich) war. Denn, wenn 


) Der von der liberalen Partei des Abgeordnetenhaufes ver- 
öffentlihte „Rechenſchaftsbericht“ („Die Legislaturperiode des 
Haujes der Abgeordneten 1859 — 61”) fpriht aus: „Da die Regierung 
fi) zur Motivirung ihres Reorganijationsplanes auf die exceptionelle 
Lage Europas bezogen habe, jo Habe die Volkevertretung fich die 
Trage vorlegen müfjen, ob nicht die durch diefe Lage gebotene Ver— 
ftärfung des Heeres auch nur eine erceptionelle, d. h. transitorijche 
fein könne.“ E3 ift nicht wohl verjtändlich, wie man eine Umgeftaltung 
de3 Heeres, die doc ihrer Natur nad) etwas Bleibendes, nicht wohl 
rückgängig zu Machendes ift, als mit einer bloßen Berftärfung des 
Hcere3 für einen befondern Fall gleichbedeutend anfehen könne, 


K. Biedermann, Dreißig Jahre deutih. Geſch. IL 19 
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gleich die getroffenen Beranftaltungen (Formirung neuer 
Regimenter, Anſtellung von mehr Officieren, u. |. w.) als 
blos „proviforische* bezeichnet wurden, deren endgültige 
Einführung erjt noch von einem Votum ded Landtags 
abhängen folle, jo waren diejelben doch in der That von 
der Art, daß fie nicht ohne die größten Unzuträglichkeiten 
rüdgängig gemacht werden Fonnten. Durch dieſes Ver— 
fahren des Minifteriums, welches die VolfSvertretung vor 
eine vollendete Thatjache jtellte und deren freien Willen 
band, ward die durch den Organiſationsplan ohnehin 
erzeugte Verſtimmung im Bolfe vermehrt, das Abge- 
ordnetenhaus jelbjt aber ward durch jein unentjichlofjenes 
Verhalten in eine zweideutige und unbaltbare Stellung — 
einerjeit3 dem Wolfe, andrerjeit3 der Regierung gegenüber — 
gebracht. 

Dem Landtage von 1861 legte die Regierung nicht 
wieder einen Plan der Heeresreform zur Wereinbarung, viel- 
mehr nur eine darauf bezügliche Summe zur Bewilligung 
vor. Das Abgeordnetenhaus minderte zunächit die geforderte 
Summe um 34 Millionen Thlr. ab, (momit die Regierung 
fich einverstanden erklärte), jodann aber bewilligte fie diejelbe 
nicht al3 Theil des ordentlichen, jondern des außerordentlichen 
Budgets, — letzteres, wie gejagt ward, deshalb, um 
nicht dem Lande die dauernde Webernahme einer jo großen 
Laſt für eine noch nicht allſeits erwogene Aenderung der 
Heeresverfaffung aufzulegen. Zugleich faßte das Haus 
folgende Rejolution: „Die Regierung, falls fie die zur 
Neorganijation der Armee ergriffenen Maßregeln aufrecht 
zu halten beabfichtigt, bleibt verpflichtet, ſpäteſtens dem 
nächſten Landtage ein Geſetz behufs Abänderung des 
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Gejetes von 1814 (über die Verpflichtung zum Kriegs— 
dienste) vorzulegen.” ; 

Damit war der von der Regierung gemachte Anfang 
der Reorganijation vom Abgeordnetenhaufe als eine voll- 
endete Thatjache anerkannt und, wenn nicht gutgeheißen, 
doch auch nicht gemißbilligt. Was Half eg, daß die 
Bewilligung dafür blos in’3 außerordentliche Budget ein- 
gejtellt ward? Entweder war man der Anficht, daß die 
Neorganijation doch nicht mehr aufzuhalten jet — dann 
mußte natürlich diefe oder eine ähnliche Forderung ftändig 
wiederfehren, und e3 blieb ſich in der Sache gleich, in 
welcher Form die Bewilligungen erfolgten; oder man 
wollte die Reorganijation nicht zugeben — dann durfte 
man nicht die zu deren Durchführung ergriffenen Maßregeln 
durch eine neue Bewilligung aufrechterhalten und ver- 
längern, denn, je länger die neuen Einrichtungen bejtanden, 
dejto fchwerer und deſto nachtheiliger ward ihre Wieder- 
aufhebung. 

So war von beiden Seiten, vom Abgeordnetenhaus 
wie von der Negierung, die Frage der Heeredorganijation 
in eine Bahn geleitet worden, deren Betretung eine be- 
friedigende Löſung derſelben unmöglich erleichtern Fonnte, 
vielmehr wejentlich erjchweren mußte. 

Mit der Seſſion 1861 endete dad Mandat des im 
Herbit 1858 gewählten Abgeordnetenhaufes. Neumahlen 
ftanden für den Herbjt 1861 bevor. Die öffentliche Meinung, 
unbefriedigt durch die ganze bisherige Politif der Regierung, 
in3befondere veritimmt durch deren Vorgehen in der 
Militärfrage, ebenjo aber auch verjtimmt gegen die liberale 
Mehrheit, weil deren Haltung ihr zu unentjchlojjen 
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erihien, drängte weiter nad) links. Die demofratiiche 
Partei, welche ſich 1858 abjichtlich zurüdgehalten hatte, 
um eine friedliche Entwidlung der Dinge unter der „neuen 
Hera“ nicht zu ſtören, glaubte jich jetzt berechtigt, ja ver— 
 pflichtet, aus dieſer Zurüdhaltung heraugzutreten, weil, wie 
fie meinte, die gemäßigten Liberalen durch nicht genirg ent» 
ſchiedenes Auftreten die Rechte und Interejjen des Volkes 
gefährdeten. Schon 1860 war bei einer Nachwahl der 
hervorragendfte Führer der Demokratie, Walded, in’3 Ab— 
geordnetenhaus gelangt. Seitdem Hatte bereit3 innerhalb 
der liberalen Sraction des Abgeordnetenhaufes eine Scheidung 
der „Entjchiedenereht“ von den Gemäßigteren begonnen. Jetzt, 
nach dem Schlufje des Landtagd® 1860, conjtituirte ſich 
die Demokratie (am 9. Sunt 1861) förmlich al3 parla= 
mentarische Wartet unter dem Namen „Deutiche Fort— 
ſchrittspartei“. Sie veröffentlichte ein Programm, welches 
bejtimmt war, in die bevorjtehende Wahlbewegung einzu— 
greifen. Das Programm ſtellte beſtimmte Forderungen 
auf (darunter die einer gründlichen Umgejtaltung des Herren— 
haujes) und rügte den Mangel an Entjchiedenheit bet der 
bisherigen Liberalen Mehrheit des Abgeordnetenhaufes. 

Das Organ der Feudalen, die Kreuzzeitung, triums 
phirte: „Nun jei eingetroffen, was jie längjt vorausgejagt: 
die Liberalen hätten der Demokratie den Weg gebahnt.” 
Sie verjchwieg, daß dies nur darum gejchehen, weil be- 
rechtigte liberale Forderungen unerfüllt geblieben waren 
und weil die liberale Partei im Minifterium wie im der 
Kammer Fehler gemacht Hatte. 

Der Fortſchrittspartei gegenüber organifirte jich eine 
Partei der äußerſten Reaction in fogenannten „Preußiſchen 
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Volksvereinen“, welche in ihren Programmen und ihren 
Preßorganen die, ärgiten Verdächtigungen und Verleum— 
dungen gegen die ganze liberale Partei jchleuderten, indem 
ie ihre Republicanismus, Atheismus, unpreußiiche Ge— 
finnung u. }. w. vorwarfen. 

Während dies im Schooße des preußiichen Volkes 
vor ſich ging, war ein längſt erwartetes Ereigniß einge— 
treten. Am 2. Januar 1861 war König Friedrich Wilhelm 
IV, verſchieden. Damit beſtieg der bisherige Prinz-⸗Regent 
als König Wilhelm I. den Thron. 

An den Machtbefugnijfen des nunmehrigen Königs 
ward durch diejen Wechjel im Wejentlichen nichts geändert. 
Auh nicht an feinen Regierungsgrundjügen, wie das 
ſowohl die Proclamation „an mein Volk" (vom 7. Januar), 
al3 die Thronrede bei Eröffnung des Landtags (vom 14. 
Sanuar), ingbejondere aber die fünigliche Antwort auf die 
Adreſſe des Herrenhaufes bezeugte. In dieſer legten ward auf 
die anmaßliche Mahnung jener Körperichaft, „der König 
möge jeinem verjtorbenen Bruder nacheifern,” mit Der 
nicht mißzuverjtehenden Andeutung geantwortet: „Der 
König wolle feinen Bruch mit der Vergangenheit, aber er 
wolle die bejjernde Hand an die Landesinititutionen legen, 
wie dies der König fein Water in der Gejebgebung von 
1808, wie dies auch fein Bruder gethan habe, und er er- 
warte zuverjichtlich von dem Herrenhaufe, dag es ihm auf 
dieſem Wege folgen werde”. Auch die enge Zujammenge- 
börigfeit der preußijchen und der deutjchen Intereſſen war 
in dieſen Kundgebungen des neuen Königs mehrfach ent- 
ſchieden betont. 

- Ein Mordanfall, den am 14. Suli 1861 auf den in 
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Baden-Baden zur Cur anweſenden König Wilhelm ein 
überfpannter und unflarer politischer Schwärmer, Oscar 
Beder, machte, glüclicherweife ohne die geringfte Be— 
Ihädigung des ehrwürdigen Monarchen, brachte ebenfalls 
in den Gefinnungen des Königs feinen Wandel hervor: 
Haren Sinnes erfannte er darin nur Das, was e3 wirklich 
war, die Verirrung eines Einzelnen, für welche nicht etwa 
eine ganze Partei, noch weniger ein ganzes Volk verant- 
wortlich gemacht werden dürfe Nicht, "wie Häufig nach 
ſolchen Thaten, erfolgte eine ängjtliche Ueberwachung oder 
eine Beichränfung der freien Aeußerungen des Volfsgeiftes; 
die dahin zielenden Bejtrebungen der reactionären Partei 
blieben erfolglo8. 

Nicht zu verfennen war indeß, daß des Königs Gemüth 
durch mancherlei Vorgänge im übrigen Europa beängjtet 
ward, deren mögliche Rückwirkungen auf Deutichland und 
Preußen er zu fürchten jchien. Manche Stellen in des 
Königs Neden und Erlafjen deuten darauf hin. Der fich 
unaufhaltfam immer weiter entwicelnden Einheit3bewegung 
in Stalien war König Wilhelm vom Anbeginn an mit 
Beſorgniß gefolgt. Er ſchien darin mehr eine Folge der 
-„Vergrößerungsjucht Sardiniens"*), als das Ergebniß 
de3 unaufhaltiamen und natürlichen Dranges einer ganzen 
Nation zu erbliden. Eben damals, 1861, Fämpfte der 
legte (außer dem Bapjte) noch übrige Souverän Staliens, 
Franz II. von Neapel, auf der Felſenfeſte Gaöta den Ver: 
zweiflungsfampf gegen die Alles verjchlingende Macht der 

*) Eine derartige Meußerung fommt in dem Briefe des Prinz 


Negenten an den Prinz-Gemahl von England vor, den ich auszugs⸗ 
weiſe früher citirt habe, 
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nationalen Bervegung. Die Parteinahme fir und wider 
war in Preußen eine getheilte. Die Kreuzzeitungspartei vers 
ehrte in dem in der That achtungswerthen perjönlichen 
Muthe, womit Franz II. und mit ihm jeine Gemahlin 
Maria, eine bayriſche Prinzeffin, die Sache des legitimen 
Königthums vertheidigten, eine Heldenthat, welche an bie 
beiten Zeiten des alten Fürſten- und Ritterthums erinnere. 
Eine große Zahl Adliger, meist aus Preußen, widmete dem 
unglüdlichen Königspaare einen prachtvollen Ehrenjchild, 
den eine Deputation demjelben feierlich überreichte. Die 
preußijche Regierung verrietd durch mehrere Acte ihre 
Sympathien für den legitimen König von Neapel. Dahin— 
gegen gaben fich im Abgeordnetenhaufe bei den Verhand— 
lungen über die Adrejfe im Landtage von 1861 ganz 
entgegengejegte Stimmungen fund. Der Abgeordnete von 
Binde, jeiner Gefinnung nach eigentlich) ein Mann des 
ftrengen hiſtoriſchen Rechts, erfannte doch ſowohl die Be— 
rechtigung der nationalen Beltrebungen der Italiener, als 
auch) das Interefje, welches Deutjchland und Preußen daran 
habe, daß Italien innerlich ſtark und dadurch von Frank— 
reich) unabhängig werde, vollftändig an. Er formulirte 
eine dies ausiprechende Nejolution, und das Haus nahm 
diejelbe, wenn auch nur mit Schwacher Mehrheit, aır. 
Abgeſehen aber von jenen Ereignijfen in Italien, fanden 
auch in noch unmittelbarerer Nähe mancherlei beunruhigende 
Bewegungen ftatt. Schon im vorigen Jahre hatten Die 
Polen im Königreiche ich wieder zu regen begonnen. In 
Ungarn gährte e3 längst, und die neuejten Verjuche der 
öfterreichijchen Negierung, Ungarn in verfafjungsmäßigen 
Formen unter die Einheit einer öjterreichiichen Geſammt— 
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monarchie zu beugen, fchienen dag Streben der Ungarn 
nach Unabhängigkeit nur immer mehr zu jteigern. 

Mit diefen Vorgängen außerhalb Preußens und 
Deutſchlands, die mehr oder weniger tiefgreifende Umge— 
Italtungen der Staatenverhältniffe in Ausficht zu jtellen 
jchienen, traf nun in Preußen jelbit das Wiederhervortreten 
jener Bartei zujammen, deren parlamentarische Vergangen— 
heit an die erregtejten Zeiten und die bedenklichiten 
Kataſtrophen des Jahres 1843 erinnerte. Es war daher 
wohl begreiflih, wenn alles dieſes zujfammengenommen, 
zumal im Rüdblid auf die Erfahrungen von 1848, den 
König um die Nuhe Preußens beforgt machte. 


Schon in der Thronrede beim Schluß des Landtags 
von 1861 zeigten fi) Spuren derartiger Belorgnijje des 
Königs. ine „Ueberjchreitung der rechten Schranken,“ 
jagte er, „könnte leicht der in Europa regen ‚Partei des 
Umfturzes‘ Vorſchub leijten.” 


Bielleicht aus demjelben Gefühl entiprang der Gedanke 
des Königs, durch eine feierliche Krönung der Hoheit des 
Königthums einen neuen, weithin fichtbaren Ausdruck zu 
geben. Seit der Krönung des eriten Königs von Preußen 
hatte eine jolche Feierlichkeit nicht wieder jtattgefunden. 
Daß fie jet für nöthig befunden, daß fie mit jo großem 
Gepränge und mit allerlei der Gegenwart fremd gewordenen 
Ceremonien begangen ward, erwecdte in manchen Streifen 
die Befürchtung, als wolle der neue König, wie einft 
jein Bruder, das Königthum auf eine Höhe ftellen, die 
dajjelbe dem Volke und deſſen Iebendigen Negungen 
ferner rüde Auch die Anfprache des Königs an die 


297 

Deputation der Armee vor dem Krönungsacte, worin er 
deren Treue und Hingebung gegen alle Feinde, „von welcher 
Seite jie auch fommen mögen“, anrief, jchien anzudeuten, 
daß der König an die Möglichkeit eines Bruch zwiſchen 
der Krone und dem Bolfe denke. Beruhigend wirkte dagegen 
der Umftand, daß die Krönung in Gegenwart des Land— 
tags jtattfand, beruhigend auch der Erlaß des Königs an 
dad Staat3minijterium, worin er mit fichtlicher Genug- 
thuung für die „warme und freudig hingebende Gefinnung“ 
dankte, „die fi in allen Theilen des Landes und in 
allen Klajjen des Volkes fundgegeben,“ und worin er ver: 
fiherte, daß er „das Vertrauen des Volkes, auf dejjen 
bewährte Gefinnung und Hingebung er zu allen Zeiten 
rechne, erwidere”, und „in der unausgejegten Beförderung 
der gejeglichen Entwicklung des Volkes die Bürgjchaft 
weiterer Erfolge erkenne.“ I 

Nicht lange auf die Krönung, welche an dem für 
Preußen und Deutſchland jo hochbedeutſamen 18.Dctbr. jtatt- 
fand, folgten die Wahlen zum Landtage. Diejelben ergaben 
eine gegen die vorige Seſſion wejentlich veränderte 
Phyfiognomie des Abgeordnetenhaufes. Bei der Präfidenten- 
wahl, wo fih die Parteien zuerjt maßen, verfügte Die 
Fortſchrittspartei mit den beiden ihr nahejtehenden Gruppen 
Bockum-Dolffs und Immermann über 139 Stimmen; Die 
Altliberalen waren auf 92 zufammengefchmolzen, die Rechte 
zählte 24, die fatholiiche Partei einige 50 Stimmen. 

Die brennende Frage der neuen Seſſion war wiederum 
die Militärfrage. Die Regierung, entjprechend dem Wunfche 
des vorigen Abgeordnetenhaufes wegen einer gejeßlichen: 
Regelung der Wehrpflicht, legte eine Novelle zum Geſetze 
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von 1814 vor. Die Einzelheiten der Reorganiſation 
glaubte fie der vollziehenden Gewalt, aljo der Krone, vor: 
behalten zu dürfen. In der Novelle waren die früheren 
Forderungen der Regierung um etwas ermäßigt. Die 
Reſervezeit jollte auf 4 Jahre beichränkt, die Zeit des 
Landwehrdientes auf neun Jahre feſtgeſtellt werden, jo 
daß der Dienftpflichtige mit dem 36. Aitersjahre frei 
würde, während bisher der Dienjt in der Landwehr bis 
zum 39. Sahre gedauert hatte. Die dreijährige Dienftzeit 
war unverändert beibehalten. 

Das Herrenhaus nahm diefe Novelle ohne Weiteres 
an. Das Abgeordnetenhaus verwies jie an einen Aus— 
ſchuß. Noch bevor es aber zum Austrag diejer Trage fam, 
ward durch einen Außerlich) davon unabhängigen Vor— 
gang eine Miniſterkriſis herbeigeführt, deren Eintritt freilich 
ſchon jeit länger nur noch eine frage der Zeit gewejen war. 
Bei der Berathung des Staatshaushaltes ftellte ein Mitglied 
der Fortſchrittspartei, Abgeordneter Hagen-Berlin, einen 
Antrag auf größere Specialifirung des Budget. Der 
Finanzminiſter v. Patow erklärte fich bereit, diefem Wunſche 
bei Aufftellung des nächjten Budgets Genüge zu leilten, 
bat aber, für jet davon abzujehen, weil eine Umarbeitung 
des Budget3 viel Zeit erfordern würde. Allein der Abs 
geordnete Hagen beharrte auf jeinem Antrag, den er damit 
begründete, daß die Volksvertretung angeficht3 der erhöhten 
Forderungen für das Militär den Geſammtſtand des Staats— 
haushaltes ganz genau in allen jeinen Theilen müſſe 
prüfen fünnen, und das Haus erhob den Antrag mit 171 
gegen 143 Stimmen zum Beichluf. 

Darauf baten die Minifter den König um ihren 
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Abichied. Der König weigerte ſich, fie zu entlaffen, 
da fie bei ihm und dem wohldenkenden Theile der 
Nation volles Vertrauen genöffen. Der Minifterpräfident 
Fürſt Hohenzollern und der Cultusminifter v. Bethmann- 
Hollweg beharrten auf ihrem Rücktritt; die andern Minifter 
empfahlen die Auflöfung der Kammer. Am 11. März 
erfolgte dieje. Allein die Stellung der liberalen Minifter 
war und blieb unhaltbar. Sogar in dem Wahlprogramm 
der gemäßigt liberalen Partei, welches jhon am 13. März 
erichien, war unter den Forderungen, welche die Bartei an 
die Minijter ftellen zu müfjer glaubte, auch die einer ‘„Ums 
geftaltung des Herrenhaufes auf verfajjungsmäßigem Wege.” 
Wie wenig an eine Erfüllung diefer Forderung zu denfen jet, 
zeigte jich darin, daß der König eben jeßt zum Vorfigenden 
des Minijteriums den Wräfidenten des Herrenhauſes, 
Prinzen von Hohenlohe: Ingelfingen, berief. 

Die liberalen Minijter wiederholten daher ihr Ent: 
lafjungsgejuch, und diesmal ward e3 ihnen gewährt. Am 
19. März traten die Herren von Auerswald, von Patow, 
v. Bernutd, Graf Schwerin und Graf Püdler aus dem 
Cabinet. Ihre Nachfolger — von Jagow für das 
Innere, Graf Lippe für die Juſtiz, Graf Itzenplitz für die 
Zandwirthichaft, von Mühler für den Cultus — gehörten, 
fo weit ihre politifchen Gefinnungen befannt waren, der 
conjervativen Partei an. 

So war die „neue Aera”, wie fie in dem Cabinet 
Hohenzollern- Auerswald verkörpert gewejen, nach wenig 
mehr al3 Ddreijährigem Beltande gejcheitert. Sie war 
gejcheitert an den innern Schwierigkeiten der Lage, zum 
Theil freilich) auch am der nicht genug bejtimmten und 
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energijchen Haltung der liberalen Minifter, ihrem Mangel 
an Vorausberechnung dejjen, was fie vermöchten, was nicht, 
und ihrer ungenügenden jchöpferischen Willenskraft. Immer: 
hin war es ein nicht zu unterjchäßender Gewinn für das 
preußifche Volk, dab es mehr als drei Jahre lang unter 
der Regierung von Ehrenmännern gejtanden hatte, Ehren- 
männern nicht blos im moralijchen, jondern auch im 
politiichen Sinne, welche die Künjte der Corruption — 
durch Gunſt- oder Drohmittel — verjchmähten, welche 
die Verfaffung und die Geſetze nicht blos nach ihrem Buch- 
‚staben, jondern nach ihrem Geiſte aufrichtig achteten und 
Streng befolgten, welche in der freien Bewegung und 
Entwidlung aller Kräfte des Volkes nicht eine Gefahr 
für die Regierung und den Thron, vielmehr — wie fie Das 
gleich beim Antritt ihrer Aemter öffentlich ausgejprochen 
‚hatten — ein Anzeichen der Gejundheit erkannten. 

Für die gemäßigt liberale Partei war es ein Unglüd, 
daß die aus ihrer Mitte Hervorgegangenen Staat3männer 
ſich der ihnen zugefallenen, allerdings unendlich ſchwierigen 
Aufgabe nicht volljtändig gemwachjen gezeigt hatten. Die 
liberale Partei wurde erjt in die Fehler und dann in 
die Niederlage der liberalen Minifter in gemwijjem Betracht 
mit verwidelt. Um jene zu deden, hatte fie bisweilen 
eine Nachgiebigfeit gezeigt, welche ihrem Anfehen im Volke 
ichadete und welche mit daran jchuld war, daß bei den 
Neuwahlen die Bewegung über fie hinwegging. Mit den 
liberalen Miniſtern trat auch die liberale Partei — mindestens 
als ein maßgebender Factor im preußijchen Staatsleben — 
für längere Zeit vom Schauplage zurüd, und erft einer 
jpäteren, gänzlich veränderten Lage war es vorbehalten, 


zum Theil aus neuen Elementen, zum Theil unter Wieder: 
fammlung der alten Parteigenoſſen, dem gemäßigten 
Liberalismus abermals eine bedeutjame Mitwirkung an der 
Geftaltung der politischen Verhältniffe nicht nur Preußens, 
fondern auch Deutichlands zu verſchaffen. 


XVII. 
Das Miniſterium Bismarck und der „Conflict' 





Mit dem Austritt der liberalen Miniſter war das 
preußiſche Miniſterium wieder in ein ſtreng conſervatives 
verwandelt. Das zeigte ſich ſofort bei den Neumahlen, 
welhe der NAuflöjung des Abgeordnetenhauſes folgten, 
Während das „Minijterium der neuen Aera“ fich jedes 
Einflujjes auf die Wahlen begeben, während e3 ſogar hatte 
geichehen Lajjen, daß nicht wenige feiner Beamten in ihrer 
amtlichen Eigenjchaft gegen die von den Mintitern ver— 
tretenen Anfichten, ja gegen deren eigene Perjonen agitirten, 
jeßte das Cabinet Hohenlohe alsbald alle Hebel der Ver— 
waltung3majchine in Bewegung, um „regierungsfreundliche“ 
Wahlen zu erzielen. Im den Preorganen und in Erlaffen 
des Minijteriums ward die parlamentarijche Oppofition 
bezichtigt, fie wolle „den Schwerpunft der Regierung von 
der Krone hinweg in's Abgeordn&enhaus verlegen”. Die 
Beamten wurden bei ihrem dem Könige geſchworenen Eide 
ermahnt, im Sinne der Regierung zu wählen. Und nicht 
blos an die Verwaltungsbeamten wurde diefe Forderung 
gerichtet, jondern auch an den Richterſtand und an die 
Männer der Wiſſenſchaft, die Profeſſoren. Der übel- 
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berathene Eifer untergeordneter Behörden gab jodann diejen 
Anordnungen eine Ausdehnung, welche einen lauten Auf: 
fchrei der öffentlichen Entrüftung hervorbrachte, ſodaß die 
Minifter jelbjt gezwungen waren, zu erklären: fo fei es nicht 
gemeint geweſen. Gegen den Wahlerlaß des Cultusminiſters 
protejtirten feierlich im Namen der Unabhängigkeit der 
Wiſſenſchaft ſämmtliche Univerfitäten, voran die Berliner; 
der Wahlerlag des Juſtizminiſters rief eine lebhafte Be— 
wegung im Richterjtande hervor. ‚ 

Während man e3 jo auf der einen Seite mit der Ein- 
Ihüchterung verfuchte, war man auf der anderen bemüht, 
durch Zugeltändnijfe an die öffentliche Meinung Stimmung 
für dag Minifterium zu machen. Der Finanzwminiſter 
v. d. Heydt richtete an feinen Collegen, den Kriegsminiſter, 
einen Brief (der alsbald, angeblich durch den Vertrauens» 
bruch eines Subalternbeanten, in die Deffentlichkeit gelangte), 
worin er die Nothwendigkeit eines Nachlafjes der Zufchlag- 
fteuer von 21% Millionen Thaler betonte und zu dem Ende 
wejentliche Erjparnijje im Militäretat verlangte. In der 
That wurden Erjparnijje im Belang von fajt 11% Meillionen 
Thaler in dieſem Theile des Budget3 ermöglicht, und am 
10. April erging ein Föniglicher Erlaß, wonach die Fort— 
erhebung des Zuſchlags vom 1. Juli an bis auf Weiteres 
eingejtellt werden ſollte. Die DOppofition nahm dies für 
ein indirecte® Cingejtändnig, daß fie im echte geweſen 
fei, wenn fie Abminderungen an den Ausgaben für's Heer 
und dem entiprechende Erleichterungen in den Steuern ver- 
langt habe. 

Die am 6. Mai vollzogenen Wahlen fielen troß alle- 
dem entichieden gegen das Mintjtertum aus. Die Fort— 


304 





ſchrittspartei erſchien in verſtärkter Anzahl wieder; die 
andern Parteien, auch die gemäßigt-liberale, hatten neue 
Einbußen erlitten. 

Die Heeresreorganiſation bildete natürlich abermals 
den Brennpunkt der Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes. 
Die Ausſchußberathungen über dieſe Angelegenheit dauerten 
ungewöhnlich lange. Zwei Anſichten ſtanden ſich im Aus— 
ſchuſſe gegenüber: die eine, gemäßigtere, wollte die Reor— 
ganiſation des Heeres, wie ſie thatſächlich bereits zu einem 
großen Theil in's Leben getreten, als vollendete Thatſache 
hinnehmen und noch einmal eine Summe dafür im Extra— 
ordinarium bewilligen, allerdings unter Vorausſetzung von 
Erſparniſſen, die durch Feſthaltung der zweijährigen Dienſt— 
zeit erzielt werden ſollten, und ferner unter der Bedingung, 
daß die Regierung ſich verpflichte, die geſetzliche Regelung 
der ganzen Angelegenheit beim nächſten Landtag nach— 
zuholen. In dieſem Sinne ward ein gemeinſchaftlicher 
Antrag formulirt von den Abgeordneten General a. D. 
v. Stavenhagen, dv. Sybel und Tweſten. Der Lebte war, 
weil er in der früheren Militärdebatte jich über gewiſſe 
Mipitände in der Armee freimüthig geäußert hatte, vom 
General von Manteuffel, dem Chef des Meilitärcabinets, 
gefordert und im Zweikampf mit Bijtolen verwundet 
worden. Dies hielt ihn nicht ab, für Herbeiführung einer 
Vermittlung zur Bermeidung eines Conflict3 mit der 
Regierung nad) Kräften zu wirken. 

Die Mehrheit des Ausschufjes wollte indeg von einer 
jolchen Ausgleichung nicht hören. Streng auf den Boden 
de3 formellen Rechts ſich jtellend, verlangte fie, daß das 
Geichehene, weil es der gejeßlichen Grundlage entbehre, 


305 


ungejchehen gemacht, dann aber eine Vorlage ſowohl behufs 
gejepliher Regelung der ganzen Frage, als wegen der dazu 
nöthigen Geldbewilligung an das Haus gebracht werde. 
Zur Zeit empfahl fie die einfache Ablehnung der ganzen 
für die Reorganijation geforderten Summe. 

Bei den Verhandlungen im Plenum fchien es einen 
Augenblid, als könne eine Bereinbarung zu Stande 
fommen. Der Kriegsminifter zeigte ſich anjcheinend nicht 
abgeneigt, auf die zweijährige Dienitzeit einzugehen. Allein 
nur zu bald ergab lich, daß dies ein bloßes Mißverftändniß 
geweſen. So blieben die Gegenſätze unausgeglichen, und 
bei der Abftimmung ward die Negierungsvorlage, welche 
die bedingungslofe Bewilligung der Reorganijationskoiten 
forderte, mit der ungeheuren Mehrheit von 308 gegen 
11 Stimmen abgelehnt, der Stavenhagen-Sybel-Tweften’sche 
Antrag für bedingte Bewilligung ebenfall3 verworfen. 

Die Forderung der Oppolition, daß die ganze bereits 
vollzogene Neorganijation rüdgängig gemacht werden jolle, 
mochte vielleicht, weil die Ausführung dieſer Maßregel 
ohne die möthigen gejeßlihen und verfaffungsmäßigen 
Borbedingungen jtattgefunden hatte, nach jtreng formellem 
Nechte für begründet erachtet werden. Allein jie war 
praftifch unerfüllbar ohne die größten Nachtheile für den 
Staat, Die Dppolition felbjt mußte dies einjehen. „Wan 
beihließt, was man gar nicht ausgeführt haben will,” rief 
der Abgeordnete Tweiten der Mehrheit zu, die auf dieſem 
formellen Rechte der Volf3vertretung als auf ihrem Scheine 
beitand. | 

Freilih war es ein beflagenswerther, für das parla= 


mentarische Leben Preußens bedenklicher Vorgang, daß in 
8. Biedermann, Dreisig Jahre deutſch. Geſch. II, 20 
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einer fo wichtigen Angelegenheit eine vollendete Thatjache 
geichaffen worden war, der gegenüber nun die Volks— 
vertretung gewwiljermaßen mit gebundenen Händen Ja jagen 
und große Summen bewilligen jollte. Das Miniſterium — 
auch die liberalen Miniſter mit mbegriffen — hatte gefehlt, 
indem e3 eine jolche vollendete Thatiache jchuf; allein das 
frühere Abgeordnetenhaus hatte an dieſem Fehler fich 
betheiligt, indem e3 dem Miniſterium erjt Gelder bewilligte 
für einen angeblichen Zwed (die fortgejeßte Striegäbereit- 
Ichaft), von dem. es wußte, daß das Mintjtertum ihn in 
anderem Sinne veritehe (als eine bleibende Umgejtaltung 
des Heeres), dann, al3 die Neorganiation jchon im vollen 
Gange war, die Kojten dafiir im Ertraordinarium, d. 5. 
als nur vorübergehende, bewilligte, während e3 doch Jeder: 
mann Ear jein mußte, daß dieſe Maßregel, einmal ein— 
geleitet, eine bleibende fein werde. 

Unter allen Umständen durfte die Oppofition nicht 
etwas bejchliegen, was fie jelbit als thatiächlich unmöglich 
erfeimen mußte. Ste durfte nicht den Staat, das Vater— 
land entgelten lajjen, was die Regierung, mit diejer zugleich 
aber auch eine frühere Bolfsvertretung, gefehlt hatte. Sie 
durfte Die Geltendmachung des formellen Rechts, das ihr 
zur Seite Stand, nicht auf eine jolche Spibe treiben, daß 
die Negterung ſich für gerechtfertigt, ja für verpflichtet 
halten konnte, dieſem formellen Nechte die Berufung auf 
das Wohl des Baterlandes als das entjcheidendere Interejje 
entgegenzustellen. 

Abermals fand ein Minijterwechiel ftatt. Der Prinz 
von Hohenlohe, der von Haus aus den Poſten eines 
Miniiterpräfidenten nur interimiftiich übernommen hatte, 
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trat von demfelben zurück. Ebenſo jchied der Finanz» 
minijter v. d. Heydt aus, deſſen Verſuch, die Oppoſition 
dur) einzelne Zugeſtändniſſe umzujtimmen, jo "wenig 
geglükt war. Ihm folgten der Handelsminijter Holzbrint 
und der Mintiter des Innern vd. Jagow. An die Spike 
de3 Minifteriums jtellte der König den bisherigen Ge— 
jandten in Bari, Herrn v. Bismard-Schönhaufen, dem er 
auch bald darauf das Minijterium des. Auswärtigen an 
des Grafen Bernjtorff Stelle übertrug. Zum Finanzminiſter 
wurde Herr von Bodeljchwingh ernannt, das Handels— 
miniterium übernahm Graf Stenplig, Miniſter der Land— 
wirthichaft ward Herr von Selchow, Minijter des Innern 
Graf Eulenburg. 

Schon im Frühjahr 1862, als der Conflict noch nicht 
dieje Höhe erreicht hatte, war von der Berufung Bismarcks 
in's Miniſterium die Rede gewejen. Er jelbjt jcheint 
damals dagegen gewirkt zu Haben. Abgejehen von feiner 
perjönlichen Abneigung gegen Uebernahme diejes Poſtens, 
mag er auch geglaubt haben, jeine Ernennung zum 
Miniſter könne den Conflict, der vielleicht noch der Aus— 
gleihung fähig ſei, unnöthigerweiſe verjchärfen. 

Sein Eintritt in das Cabinet in dem jeßigen Augen- 
blide ward allgemein al3 ein Anzeichen dafür angejehen, 
daß der König feit entjchlojjen jei, in dem Kampfe gegen 
die Oppojitton nicht nachzugeben, ja, wenn es jein müjje, 
bi8 zum Aeußerſten zu gehen. „Herr von Bismard 
Das ijt der Staatsſtreich!“ — Dies war der Ausdrud 
der Stimmung, mit welcher die Nachricht von Bismarcks 
Berufung in den Streifen der Abgeordneten und in der 
öffentlichen Meinung aufgenommen warb. 

20* 
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Was bis dahin von Bismarcks politiſcher Thätigkeit 
offenkundig vorlag, war allerdings von der Art, daß die 
Oppoſition, und nicht blos die äußerſte, ſondern auch die 
gemäßigte, auf alles gefaßt ſein mußte. 

Herr von Bismarck war zuerſt im Vereinigten Land— 
tage von 1847, damals noch ein ziemlich junger Mann, 
in die Oeffentlichkeit hervorgetreten. Er hatte ſogleich 
durch die Entjchiedenheit feiner Anfichten und durch die 
rückſichtsloſe Schärfe, womit er jolche ausſprach, die Auf- 
merfjamfeit inner> und außerhalb der Berfammlung auf fich 
gelenkt. Er war in heftige Kämpfe mit Rednern der 
Gegenjeite verwicelt worden, war aber darin niemals 
auch nur um einen Schritt zurüdgewichen. Er hatte fich 
als jtrengen Monarchiiten bekundet, indem er den Berfuchen, 
die dem DBereinigten Yandtage im Batent vom 3. Februar 
verliehenen Rechte weiter auszudehnen, entgegentrat, viel 
mehr verlangte, daß alles der freien Initiative des Königs 
überlajjen bleibe. Er hatte die Gleichberechtigung der 
Suden bekämpft, indem er fich mit Entjchiedenheit als 
einen Vertreter des „chriltlichen Staates" befannte Er 
hatte den Zujammenhang zwilchen r Erhebung des 
preußischen Volkes 1813 und dem Aufſchwunge des 
preußiſchen Volksgeiſtes infolge der vorauSgegangenen inneren 
Reformen geleugnet, indem er als Grund der damaligen 
Begeifterung lediglich das Gefühl des äußeren Drudes 
gelten laſſen wollte, 

Auf dem zweiten Vereinigten Yandtage, im April 1848, 
hatte Bismard, unbeirrt durch alle die Vorgänge, welche 
inziotfchen die ganze Grundlage des preußiichen Staats 
umgestaltet, nach wie vor an dem „alten Preußen“ feit- 
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gehalten. Er hatte gegen die Adrejje geitimmt, weil darin 
„Dank und Freude“ ausgeſprochen werden ſollte für die 
vom König gemachten Zugeſtändniſſe. „Er könne dieje 
Gefühle nicht theilen,“ hatte er gejagt, „er beflage vielmehr, 
daß die Vergangenheit richt wieder zu eriveden jet, nachdem 
die Krone jelbjt die Erde auf deren Sarg getvorfen.“ 

Im weitern Verlaufe des Jahres 1848 war Bismard 
der parlamentariichen Thätigfeit fern geblieben, hatte da- 
gegen um jo eifriger im Stillen für die Bildung einer 
compacten conjervativen Partei, als eines Gegengewichts 
wider die vorandrängende Bewegung diejes Iahres, gewirkt, 
hatte fih an der Bildung der „Preußenvereine” und 
ühnlicher Organtjationen, an der Gründung der Neuen 
Preußiſchen Zeitung (derjog. „Kreuzzeitung“) lebhaft betheiligt. 
Mit großer Genugthuung hatte er dann im November 1848 
den Eintritt des Minifteriums Meanteuffel, als des 
„Ministeriums der rettenden That”, begrüßt. 

Su der auf Grund der oetroyirten Verfaffung vom 
5. Dechr. 1848 einberufenen Kammer erjchien Bismarck 
wieder. Er jprach hier gegen den Rodbertusſchen Antrag 
auf Anerkennung der Frankfurter Reichsverfaſſung. Diejelbe 
war ihm verhaßt als eine Ausgeburt des Princips der 
„Volksſouveränetät“, weil fie dem Kaiſer ein bloßes Sus— 
penfivveto zuerkannt. Auch wollte er nicht, daß „ie 
preußiiche Königsfrone eingejchmolzen werde, um dag Gold 
zu einer Katjerfrone zu liefern.“ 

Nicht weniger aber, als ein Gegner der Reichsver— 
faffung, war er ein Gegner der Unionsverfajjung, obſchon 
dieje nicht vom Volfe, jondern vom Könige von Preußen 
ausging. Auch ie ſchien ihm zu jehr das „Ipecifiiche 
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Preußenthum“ zu vernichten. Weder Armee noch Volk in 
Preußen, behauptete er, hege deutjchnationale Begetjterung. 
Nur unwillig, auf höheres Gebot, trage der preußijche 
Coldat neben der ſchwarz-weißen die ſchwarz-roth-goldne 
Kofarde — dieje Farben, die niemals die Farben des Reichs, 
immer nur dad Symbol der Nevolution gewejen ſeien. 
„Preußen find wir,” rief er aus, „und Preußen wollen 
wir bleiben,” und er fügte hinzu: „Sch Hoffe zu Gott, daß 
wir noch lange Preußen bleiben werden, wenn dieſes Stüd 
Bapier (die Untonsverfafjung) vergejjen fein wird wie ein 
dürres Herbftblatt.” 

So Sprach er in der Berliner Kammer. Nehnlich im 
Unionsparlamente zu Erfurt. Er jcheute fich nicht, dort 
für einen „Stockpreußen“ zu gelten, weil er die Union 
zurückwies. 

An der Rückwärtsrevidirung der preußiſchen Ver— 
faſſung nahm Bismarck lebhaften und thätigen Antheil. 
Es geſchah ihm darin nur immer nicht genug. In dem 
der Volksvertretung einzuräumenden Steuerbewilligungs— 
rechte ſah er eine Umwälzung des geſammten preußiſchen 
Staatsrechts. Daſſelbe verlege den Schwerpunkt von der 
Krone in's Abgeordnetenhaus. Der Krone bleibe zuletzt 
nichts übrig, als, ſich den Mehrheitsbeſchlüſſen zu unter- 
werfen. Nie aber dürfe die preußiſche Krone ſich in die 
Stellung der engliſchen drängen laſſen. Das parlamentariſche 
Syſtem Englands paſſe nicht für uns, denn uns fehle ein 
ähnlicher wohlhabender und darum conſervativer Stand 
der Grundbeſitzer, wie die engliſche Gentry. 

Bismarck war damals ein warmer Freund Oeſterreichs. 
Nicht Rußland, ſondern Preußen hätte, ſo wünſchte er, 
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den Kaiſer von Oeſterreich Ungarn zurückerobern ſollen. 
In dem feſten Zuſammenhalten der beiden deutſchen Groß— 
ſtaaten ſah er den beſten, ja den einzigen Schutz gegen die 
Revolution. Von dieſem Standpunkte aus vertheidigte er 
ſogar die Politik Olmütz. Sowohl die kurheſſiſche, als 
die ſchleswig-holſteiniſche Sache waren ihm damals gleich— 
gültig, ja antipathiſch. Es wäre eine Donquiroterie, 
meinte er, „für gekränkte Kammercelebritäten einzutreten, 
welche ihre locale Berfaffung für gefährdet halten.” Er 
gebe in dem kurheſſiſchen Streite „für beide Theile nicht 
einen Schuß Bulver“. Ebenſo hielt er es für jehr 
wünjchenswerth, daß „der unglüdliche Krieg in Schleswig: 
Holftein, in den die leichtfertige Politif des Jahres 1848 
Preußen verflohten habe, bejeitigt werde.” 

In der Landtagsiigung von 1851 war es, wo Bismard 
jich des vielfah angegriffenen preußiichen Adel3 annahm, 
wo er ausrief: „Sch bin ftolz Darauf, ein preußifcher Junker 
zu fein, und ſeien Sie verjihert: wir werden unjererjeits 
den Namen des Junkerthums noch zu Ehren und Anjehen 
bringen!” 

Das war die politiiche Vergangenheit des neuen 
Minifterpräfidenten, joweit fie in jeinem öffentlichen, ins— 
bejondre feinem parlamentarijchen Auftreten vorlag. 1851 
war Herr von Bigmard in die diplomatische Laufbahn 
übergetreten. Er hatte bis Ende 1858 Preußen am 
Bundestage vertreten, hatte dann bis zum Frühjahr 1862 
den wichtigen Botjchafterpoften in St. Petersburg befleidet, 
und war von da vor Kurzem auf den nicht minder 
wichtigen in Paris verjeßt worden. Daß ihm, der ver: 
hältnißmäßig jung an Jahren, jünger noch im diplomatijchen 
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Dienfte war, drei jo bedeutende Boten nach einander an- 
vertraut worden waren, und zwar unter Minijterien von 
jehr verjchiedener Farbe, mußte wohl von jeinen diplomatischen 
Talenten eine hohe Meinung erweden. Ob aber die 
diplomatische Schule, die er durchgemacht, in feinen 
politischen Anfichten Aenderungen hervorgebracht, und welche, 
darüber circulicten damals nur unfichere und unverbürgte 
Gerüchte. Es hieß wohl: Bismarcks frühere Hinneigung zu 
Deiterreich habe jich in ihr Gegentheil verwandelt. Dann 
wieder gingen jonderbare Erzählungen um von geheimen 
Abmachungen Bismarcks mit Kaiſer Napoleon, denen zufolge 
Preußen dem Kaiſer die Annexion eines Stückes deutjchen 
Zandes zugejtehen jolle, wenn der Kaiſer ihm freie Hand 
laſſe, jein Gebiet oder feine Machtiphäre in Deutjchland 
zu erweitern. Gleichzeitig aber hörte man auch, daß 
Bismard dieſe Ausftreuungen für böswillige Verleumdungen 
erklärt und einen hohen Preis Dem geboten habe, der 
irgend etwas zur Erhärtung derartiger Anklagen ve 
bringen vermöge. 

So befand ſich die öffentliche Meinung darüber, was 
Bismard jet jei, ob noch derjelbe, der er 1847—1851 
gewejen, ob ein Anderer, jo gut wie gänzlich im Dunfeln. 
Kein Wunder, wenn das erjte und vorherrjchende Gefühl, 
welches jeine Berufung an die Spite des Mintjteriums — in 
diejem Augenblide höchſter Spannung zwijchen Volks— 
vertretung und Regierung — jowohl in den Reihen der 
Oppoſition als auch im weiteren Streifen hervorrief, das 
des Mißtrauens umd der Bejorgniß war. 

Bismard3 erites Auftreten im Landtage war nicht 
dazu angethan, dieſes Mißtrauen zu befeitigen. Wenn er 
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in der Budgetcommiffion den Nächitfigenden einen Kleinen 
Delziweig vorwies, den er, wie er fagte, zu Avignon 
gepflüct Habe, um ihn als Friedenzzeichen der Oppojition 
mitzubringen, denjelben aber alsbald wieder einfteckte, 
„weil er jehe, Daß es dazu noch zu früh jer“; wenn er 
jeinen Gegnern halb jcherzhaft zurief: „fie möchten den 
Conflict nicht zu tragijch nehmen“; wenn er davon jpradh, 
daß Rechtsfragen zulett doch zu Machtfragen würden 
(wa man dahin auslegte, al3 habe er gejagt: „Macht gehe 
vor Recht“) — jo jah die Oppofition in Alledem mur 
neue Beweiſe ebem jenes „junferlichen Uebermuths“, der 
aus Bismard3 Neden auf dem Vereinigten Landtage und in 
der Kammer von 1851 herausgeflungen, und jie ward 
dadurch in der vorgefaßten Meinung, daß Bismard noch 
derjelbe jei, der er damals gewelen, nur immer mehr 
bejtärkt. Die Andeutungen, die er dazwilchen fallen ließ: 
„Preußens Leib jei zu jchmal für die Nüftung, die er 
tragen müſſe,“ „große nationale Fragen würden nicht durch 
Mehrheitsbeichlüjje eines Parlamentes, jondern nur durd) 
Blut und Eiſen gelöſt,“ „Preußen müſſe jeine Kraft 
zujammenhalten für den günſtigen Augenblick, der jchon 
einige Male verpaßt ſei,“ „Preußens Grenzen jeten zu 
einem gejunden Staat3förper nicht günſtig“ — dieſe Ans 
deutungen wurden entweder nicht verjtanden, oder jie galten 
wohl gar ebenfalls für bloße Ausbrüche eines überfeden, 
mit den Verhältniſſen jpielenden, daher eher Mißtrauen, als 
Vertrauen erwedenden politischen Naturells. 

Dat Bismarck damals bereits in ſeinem Geiſte jene weit- 
reichenden Pläne trug und hegte, die er ſpäter mit einer 
jo gewaltigen Energie und jo erfolgreich hinausführte, daran 
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ijt nicht zu zweifeln. Seit Frankfurt dachte er an die Noth— 
wendigfeit einer gründlichen Auseinanderjegung mit Dejter- 
reich*). Zur Beit des italienischen Krieges hielt er es nicht 
für unmöglich, den Deutjchen Bund zu fprengen und jo zu— 
nächſt wenigſtens die Feſſeln abzujchütteln, welche nach jeiner 
Anficht Preußens freie Action beengten. Schon im Anfange 
des Jahres 1858 hatte er mit ficherem Blick ein Grund: 
gebrechen des Zollvereins darin erkannt, daß die Zollvereins— 
politif an die Zuftimmung von 28 Regierungen und mehr 
als 50 jtändischen Körperjchaften gebunden jet, und hatte mit 
glücklichem Griff das allein richtige Heilmittel dafür ent- 
deckt, die Errichtung eines Zollparlaments, welches. zugleich 
der Ausgangspunkt für, eine Führerſchaft Preußens 
auch auf politiichem Gebiete werden könnte. Bon dem 
„Ministerium der neuen Aera,“ jo wenig diejes nach feinem 
Sinne war, hatte er doch, ſelbſtlos genug, einen neuen 
Aufihwung der auswärtigen Politik Preußens erhofft und 
erjehnt, indem er offen befannte (er, einjt der Bertheidiger 
der Politik Olmütz!): „Wir waren heruntergefommen und 
wußten ſelbſt nicht, wie” Es gewährte ihm eine heim— 
fiche Freude, da die „Bamberger Diplomaten” im Bundes- 
tage zitterten vor einer „preußiichen Branditiftung” als 
an ſeine Stelle daſelbſt ein cifriger Anhänger der 
Unionspolitif, Here von Ujedom, gejegt ward. In einem 
Briefe an einen Geſinnungsgenoſſen vom Herbſt 1861 


*, Bismarck ſelbſt hat dies 1866 in einem Gejpräche mit dem 
Berliner Correfpondenten des „Siècle“ bekundet, inden er dieſem ſegte: 
„Damals ſchon (in Frankfurt) fahte ich den Plan, den ich jet aus— 
zuführen fuche, nämlich: Deutfchland von der öſterreichiſchen Preffion 
zu befreien.” 
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hatte er fich eingehend und mit einjchneidender Schärfe 
über Das, was für Preußen und Deutjchland noth thue, 
ausgelaſſen, hatte gewijjermaßen jchon jein ganzes jpäteres 
Programm in der deutſchen Frage entivicelt. Der eimit 
von ihm jo hochgehaltene Grundſatz von der „Solidarität 
der conjervativen Interejjen“ war ihm jeßt nichts als ein 
falicher „Doctrinarismus”, feine Durchführung um jeden 
Preis eine gefährliche „Donquixoterie”. Auf diefem Wege, 
meinte er, fomme man dahin, „den ganz unhiſtoriſchen, gott- 
und vechtlojen Souveränetätsſchwindel deutjcher Fürſten 
zum Schooßfind der conjervativen Partei Preußens zu 
machen.“ Im ſtärkſten Tone protejtirte er gegen eine 
preußiſche Politik, die „Jich begeiltere für die von Napoleon 1. 
geichaffenen, von Metternich Janctionirten Eleinftaatlichen 
Souveränetäten bis zur Blindheit gegen alle Gefahren, 
mit denen Preußens und Deutichlands Unabhängigkeit für 
die Zukunft bedroht ſei, jo lange der Unſinn der jeßigen 
Bundesverfaffung bejtehe, die nichtS jet, als ein Treib- und 
Confervirhaus gefährlicher und vevolutionärer Particular: 
bejtrebungen.” Mit Nachdruc vertrat er die Nothwendig— 
feit einer „itrafferen Conjolidation der deutschen Wehrfraft,“ 
ebenjo wie die „neuer und bildjamer Einrichtungen auf 
dem Gebiete des Zollvereins,“ und jchloß endlich mit Dem 
in jeinem Munde nicht wenig überrajchenden Bekenntniß: 
„Sch ſehe außerdem nicht ein, warum wir vor Der 
Idee einer Volfsvertretung, fer e8 im Bunde, ſei es in 
einem Zoll- oder Bereinsparlament, jo zimperlich zurück— 
ichreden: eine Inſtitution, die wir Conjervativen jelbft in 
Preußen nicht entbehren möchten, können wir doch nicht 
als revolutionär befämpfen!” 
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Das war freilich ein wejentlich anderer Bismard, als 
jener "weiland im Vereinigten Zandtage und im Erfurter 
Unionsparlamente! 


Bei feinem fcharfen Blide für die realen Verhältniſſe 
und bei der ihm im Blute liegenden warmen Anhänglich- 
feit an die großen Friegerijchen Weberlieferungen Preußens 
wird Bismarck ficherlich mit feinen reifenden Plänen für 
eine politiiche Stärkung Preußens immer auch jogleich den 
Gedanken an die Nothwendigfeit einer Kräftigung der 
preußiichen Wehrfraft, al3 des unerläßlichen Mittel für 
diefen Zweck, verbunden haben. Inwieweit er ſelbſt auf 
eine folche jchon vor jeinem Eintritt in's Miniftertum hin— 
gewirkt haben mag, darüber fehlen zur Zeit die authentiichen 
Belege*); doch ijt wohl nicht zu zweifeln, daß Bismard, 
was er in dieſer Nichtung thun konnte, gethan haben 
wird. Wenn König Friedrich Wilhelm IV. ihn öfter3 von 
Frankfurt nach Berlin berief, um feinen Rath zu hören, jo 
wird Bismard gewiß ſolche Gelegenheiten benußt haben, 
um die Aufmerkſamkeit des Königs und feiner Miniſter 
auch auf dieſen Punkt hinzulenken. Aber, freilich, mit 
einem Miniſterium Manteuffel war in diefem Punkte ſchwer— 
ich etwas zu machen. Nach dem Eintritt der Regent: 
haft dagegen bedurfte es derartiger Mahnungen wegen 
Stärkung der Wehrkraft Preußens nicht mehr. Hier 
fanden die Wünſche Bismards ich durch die eigenjten 
Pläne de8 Prinz-Regenten bereit erfüllt. Wohl aber ijt 


*) Hejefiel in feinem „Bud vom Grafen Bismard“, S. 193, 


behauptet pojitiv, daß dies gejchehen (mas auch glaublich; allein 
Belege dafür bringt er nicht bei. 
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glaublich, dag jowohl in den vertraulichen Unterredungen, 
die der Prinz-Regent im Sommer 1860 zu Baden-Baden 
mit jeinem jpateren Minilterpräfidenten hatte, als auch in 
der Denfichrift, welche Letzterer ihm auf jein Erfordern 
überreichte, jene alleemeinen Andeutungen von der Unter- 
ftügung der auswärtigen Politik Preußens durch eine 
jtorfe und ſtets bereite Waffenmacht, die der Prinz-Regent 
bei feinem NRegierungsantritt gegeben‘, ihre nähere Aus— 
aeftaltung erhalten haben werden, beionders auch mit Be— 
ziehung auf die deutſche Stellung Preußens. 

Ron alledem wußte nun freilich die Oppofition im 
preußiſchen Abgeordnetenhaufe nichts, konnte jie nicht 
wohl etwas wiſſen. Hätte fie ahnen können, daß ftatt 
jenc® früheren Bißmard, mit dem allein fie es noch 
immer zu thun zu haben glaubte, ihr jeßt ein Staats» 
mann gegenüber ſtehe, der nicht blos die gewaltigiten 
Pläne für Preußens und Deutichlands Größe in feinem 
Konfe herumtrage, jondern der auch feit entichlojien 
jei, an die Durchführung dieſer Pläne alles zu ſetzen, 
um ibretivillen „allem zu trogen, dem Eril und jelbit 
dem Schaffot”*) — gewiß, auch ihre Haltung wäre dan 
eine andere gaveſen. Die conitisutionelle Partei (die frei: 
(ich nicht mehr die Majorität im Hauſe bejaß, vielmehr 
fajt gänzlicy aufgelöft war) hatte ſchon unter dem liberalen 
Miniiterium es an Andeutunge' nicht fehlen laſſen, daß 
um den Preis einer kühnen, thatkräftigen Politik mad) 
außen ihr auch eim größeres Maß von Opfern für 


*, Morte Bismarda in dem oben erwähnten Gefpräche mit dem 
Sorrefpondenten des „Siecle‘, 


— — ” 


Preußens Wehrfähigfeit nicht zu hoch erjcheinen würde, dab 
e3 dagegen ſchwer für fie jei, die Verantiwortung für jolche 
Dpfer zu übernehmen, jo lange das Volk feine entjprechende 
Gegenleijtung dafür habe. Die Fortjchrittspartei hatte 
wiederholt den Wunsch nach einer Beljergeftaltung der 
allgemeinen deutjchen Verhältnijje ausgejprochen, Hatte laut 
gefordert, daß Preußen ich Ddiefer nationalen Aufgabe 
unterziehe; fie hätte ihr eignes Programm verleugnen, fie 
hätte jedes preußifchen und deutſchen Patriotismus bar 
jein müſſen, wenn jie die nothwendigen Mittel für den 
von ihr jelbjt gewollten Zweck hätte verjagen wollen, jobald 
ihr genügende Bürgichaften geboten wurden, daß Dieje 
Mittel auch wirklich für dieſen Zweck, und zwar mit voller 
Energie, verwendet werden würden. 


Allein an jolchen Bürgjchaften — man muß gerecht 
ſein! — fehlte es leider*). Der bisherige Gang der 
auswärtigen Politik Preußens war jeit lange her nicht 
von der Art geivejen, daß er zur Aufwendung bedeutender 
Dpfer für diefelbe hätte ermuntern fünnen. Das Mintjtertum 
Manteuffel hatte Demüthigung nach Demüthigung auf 
Preußen geladen. Die lächerliche Ausrede, womit Herr 
v. Manteuffel diefe Schwäche der preußiſchen Politik zu 
beichönigen juchte: „Der Starfe weicht einen Schritt 
zurüd,“ war mit Recht zu einem Schlagworte des Spottes 
gegen Preußen geworden. Mit der, jo tief in alle Ber: 

*) Bismard felbjt hat fpäter, in der NReichstagsiikung vom 
5. April 1876, geäußert: „Sch Habe volle Achtung vor der Ent: 
ichlojienheit, mit der die Landesvertretung was fie für vecht hielt, 
vertrat. Cie fonnten nicht wijjen, wohin meine Politik Hinausging.“ 
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hältniſſe des Volkes eingreifenden Maßregel der Meobili- 
ſirung war ein frevelhaftes Spiel getrieben worden: man 
hatte Hunderttauſende von Landwehrmännern ihren Familien 
und ihren Geſchäften entriſſen, um ſie bald darauf unver— 
richteter Sache wieder nach Hauſe zu ſchicken, entſchloſſen, 
wie man im voraus geweſen war, nicht loszuſchlagen; ja 
man hatte den Gegner ſelbſt, wider den man ſcheinbar 
rüſtete, heimlich wiſſen laſſen, daß dies eben nur zum 
Schein geſchehe! Kein Wunder, wenn das Volk dadurch 
tief verbittert worden war, wenn es den Glauben an den 
Ernſt ſeiner Regierung in ihrer auswärtigen Politik ver— 
loren hatte und wenig geneigt war, neue Opfer da zu 
bringen, wo ſchon die bisherigen fruchtlos verſchwendet zu 
ſein ſchienen. 

Sm Krimkriege hatte Preußen ebenfalls nur eine 
zweifelhafte, bei den Pariſer zsriedensverhandlungen von 
1856 eine nichts weniger denn glänzende Rolle gejpielt. 

Auch dem „Meinifterium der neuen era“ hatte 
diefer Charakter der Unentjchlojjenheit und Halbheit in 
Bezug auf feine auswärtige Politik noch angehangen, 
Dafjelbe Hatte ſich im italienischen Kriege theils von 
perjönlichen Stimmungen, theils von unklaren Strömungen 
der öffentlichen Meinung mehr als gut war leiten lajjen, 
Itatt vom Anfang an ein fejtes Ziel des Handelns mit 
Harem Blick und fichern Griff zu erfallen. Die veriworrene 
Lage der deutſchen Verhältniſſe mochte ihm dabei einiger: 
maßen zur Entjchuldigung gereichen; allein es hatte auch 
nicht verftanden, zur Löſung diefer Verwirrung den damals 
vielleicht günstigen Moment vermitteljt einer kühnen Politik 
zu benußen. 
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Im Sahre darauf, 1860, bei der Abtretung Savoyens 
an Napoleon von Seiten Sardiniens, war eine das deutjche 
Intereſſe noch ungleich näher berührende Frage an die 
preußische Regierung herangetreten.. Das nördliche Savoyen 
war auf dem Wiener Congreß im die Neutralität der 
Schweiz mit einbezogen worden. Wenn diejes nördliche 
Sapoyen jammt den darin belegenen wichtigen Alpenpäfjen, 
weiche den Zugang von Frankreich her jowohl nach Italien 
als nach der Schwer und mittelbar nad) Süddeutjchland 
öffnen, jeßt an Frankreich fiel, jo war der Zweck, den 
der Wiener Congreß mit deſſen Neutralijiruna verfolgt 
hatte, vereitelt, jo war den Franzoſen ein Einfall in Die 
Schweiz und nad Süddeutſchland, mit Umgehung der 
deutjchen Zeitungen am Oberrhein, leicht gemacht. Napoleon 
jelbit jchten deshalb auf einen Einjpruch der Mächte gegen 
die Einverleibung Savoyens in Frankreich gefaßt zu fein. 
Er ließ in diplomatischen Noten jeines Minijter® Thouvenel 
verfiinden, daß dieje Einverleibung „nicht ohne die vor— 
gängige Einwilligung Europas“ vor ſich gehen ſolle, daB 
Sranfreic) „die Neutralität der Dijtricte Faucigny und 
Chablais achten werde,“ ja daß es „vielleicht das Beite 
wäre, diefe Diftricte mit der Schweiz zit vereinigen.“ 
Wenn damals die Negierung Preußens, geitüßt auf Die 
Berträge von 1815 (für deren Unantajtbarkeit eintreten 
zu wollen jie jo eben erſt im italieniichen Kriege jo ent— 
Ichieden erklärt hatte), gegen den Anfall der neutralen Ge- 
biete Savoyens an Frankreich mit allem Ernit und aller 
Energie protejtirte, jo hätte dies möglicherweiſe eine Wirkung 
haben können. Die Kleine Schweiz jogar zeigte ſich ent- 
Ichlofien, für die Erhaltung des status quo, als die. Bes 
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dingung ihrer eignen Sicherheit, jelbjt das Aeußerſte zu 
wagen, fofern fie nur von irgend einer Großmacht auf 
Unterftügung zu rechnen hätte: Won Defterreich war 
eine folche nicht zu erwarten, von Rußland noch weniger. 
In England war Palmerjtion am Ruder, der um jeden 
Preis das innige Einvernehmen mit Napoleon pflegte; 
auch war England geködert durch den von Napoleon ihm 
gebotenen vortheilhaften Handelsvertrag Immerhin aber 
war e3 nicht unmöglich, daß, wenn Preußen kühn voran- 
ging, England zur Nachfolge fortgerijfen ward, denn die 
‚öffentliche Meinung in England zeigte fich über das Ge— 
bahren Napoleons ftark beunruhigt und mit der Palmer- 
ſtonſchen Politik theilweile unzufrieden. Aber die preußiiche 
Regierung ließ es bei einer jo Jchwachen diplomatijchen 
Action bewenden, da Napoleon dadurch in der Verfolgung 
feines Planes mehr ermuthigt, al3 aufgehalten ward: von 
einer „Einwilligung Europas“ oder einer „Achtung der 
Neutralität Nordſavoyens“ war fernerhinnicht mehr die Rede. 

Allerdings wäre e3 ein Wagniß geweſen, wenn Preußen 
für ſich allein, ohne einen im voraus geficherten Bundes— 
genofjen, der Lüfternheit Napoleon® nach Savoyen ein 
gebieteriiches Halt! hätte zurufen wollen. - Eben erſt ward 
die erſte Hand an die Verjtärfung der Heeresfraft in 
Preußen gelegt. Was vom Bunde zu erwarten jei, hatte 
das vorige Jahr ſattſam gezeigt. Allein auf der andern 
Seite galt e8 im der ſavoyiſchen Frage ein zweifellos 
allgemeines und zwar ein jehr dringliches Interejfe Deutjch- 
lands. Im Süden namentlich) ward die Gefahr einer 
Preisgebung der Alpenpäfje an Frankreich lebhaft empfunden. 
Der Nationalverein legte der preußijchen Negierung in 
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einer öffentlichen Kundgebung die Sicherheit Deutjchlands an's 
Herz Ein Theil der preußischen Preſſe ftimmte in dieſes 
Berlangen ein. Wieder fchien eine Gelegenheit gegeben, 
wo Preußen mittelft eines thatkräftigen Vorangehens in 
entjchieden nationalem Sinne die beiten Kräfte der Nation 
um ſich ſammeln, Die zügernden Negierungen durch Die 
Macht der öffentlichen Meinung mit fich fortreißen, die 
Führerſchaft Deutjchlands durch eine Fühne That fich ver- 
dienen konnte. Allein auch diefe Gelegenheit ging ungenüßt 
vorüber. 

Ob der Einjag, den Preußen für den ihm winfenden 
Preis hätte wagen müfjen, zu Hoch, die Gefahr eines 
möglichen ernften Conflictes mit Napoleon in der damaligen 
Lage Preußens zu groß geweſen wäre, darüber mochten 
unter nüchtern abwägenden Diplomaten und Strategen 
die Meinungen verjchteden fein — der Inſtinct des 
Volkes konnte jedenfall3 durch alle dieje Vorgänge nicht 
wohl zu jener Opferfreudigfeit ich angefeuert fühlen, welche 
die jo ſehr geiteigerten SSorderungen für das Heer von 
ihm beanjpruchten. 

Die perjönlichen Begegnungen, welche „der Prinz— 
Negent in der nächitfolgenden Zeit mit andern Monarchen 
hatte, befundeten in jehr erfreulicher Weile die hohe 
Achtung, in welcher derjelbe perjönlich nach allen Seiten 
hin ftand, und die ungleich höhere Stellung, zu welcher 
dag perjönliche Anjchen des neuen Staatöoberhauptes den 
Staat Preußen in den Augen der großen europäiſchen 
Höfe wieder erhoben hatte; allein bei dem Dunkel, welches 
über den Zweden und Gegenftänden diejer Beiprechungen 
Ichwebte, vermochten diejelben dennoch die Zweifel nicht 
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zu heben, welche gegen die auswärtige Politif Preußens 
(nicht in Betreff ihrer Neblichkeit, wohl aber ihrer Kühnheit) 
noch immer herrſchten. Mean rechnete es dem Prinz- 
Regenten hoch. an, daß er als unerläßliche Vorbedingung 
der Begegnung, welche Kaifer Napoleon mit ihm gejucht 
und welde am 16. Suni 1860 in Baden-Baden jtattfand, 
verlangt hatte, daß auch andere deutiche Fürſten daran 
Theil nehmen jollten, und freute fi) in allen national 
gejinnten Kreiſen, zu hören, wie der Regent Preußens, 
umgeben von den angejehenjten deutichen Fürſten, als 
deren Bertreter und Wortführer dem Sailer Napoleon 
gegenübergeftanden. Weniger jchon war man beruhigt 
über die Zufammenfunft, die der Brinze Regent bald darauf 
(am 26. Suli) mit dem jugendlichen Kaifer von Dejterreich 
in Teplitz hatte; man fürchtete, der ritterliche Sim und 
das verjühnliche Gemüth des Prinzen möchten ihn hier 
zu einem Entgegenfommen veranlagt haben, welches von 
der öfterreichijchen Diplomatie gemigbraucht werden fünnte.*) 
Noch weniger wußte die öffentliche Meinung, was ſie 
aus der Zuſammenkunft des Prinz-Regenten mit den beiden 
Kaijern von Dejterreich und Rußland zu Warſchau (am 
22. October 1860) machen ſollte. Man war und blieb feft 
überzeugt, daß der Prinz bei feiner solchen Begegnung, 
auch nicht dem Gegenbeiuch, den er im Herbſt 1860 
dem Kaiſer Napoleon zu Compiegne abjtattete, irgendwie 
der Ehre Preußens oder den Intereſſen Deutichlands auch 
nur das Geringite vergeben habe oder je vergeben werde; 
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*) Solche Befürchtungen ſprach Bismarck (damals Geſandter 
in Petersburg) ſehr rückhaltlos aus in einem Briefe (an einen Un— 
genannten) vom 22. Auguſt 1860. 
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allein von der Regierung de3 Prinzen hätte man gern 
entjcheidendere Proben gefehen, daß fie alles thue und nichts 
verfäume, um die in den legten acht Sahren in fo bedenke 
licher Weile verringerte Machtjtellung Preußens zu der 
vollen Höhe, die man zu Preußens und Deutjchlands 
Frommen ihr wünjchte, wieder zu erheben. 

Was die deutiche Politik des „Minifteriums der 
neuen Aera“ anbelangte, jo begrüßte man freudig und 
dankbar das erhöhte Intereffe, welches dafjelbe den An— 
gelegenheiten Schleswig-Holfteind und Kurheſſens, ebenfo 
der Kriegsverfaſſung des deutfchen Bundes zumendete, ob— 
gleich man freilich auch hier zum Theil die Entichiedenheit 
einer Politif im großen Styl vermißte. Auch erfchien es 
als ein günstiges Beichen, daß die Regierung des Prinz— 
Negenten ihrer anfänglichen Abneigung gegen die nationalen 
Beitrebungen des italienischen Volkes entjagte und im 
Sahre 1860 das neugebildete Königreich Italien rückhaltlos 
anerkannte. 

Aber in alledem war doch noch immer nichts, was 
zu einer größeren Straftentwiclung hätte zwingen können, 
al3 wozu die vorhandenen Mittel Preußens ausreichten. 
Wegen der zwei Armeeeorps, die man aufbieten wollte, um 
den Troß des Kurfürſten von Heſſen gegen Befehle des 
Bundestages einzufchüchtern, bedurfte es doch wahrlich noch 
feiner Heeresreorganijation. Auch in den deutjchen Ange 
fegenheiten hatte e8 die preußiſche Politik noch immer ſo— 
wohl im In- al3 Auslande nur zu dem Anerkenntniß einer 
zwar ehrlichen und wohlmeinenden, nicht aber einer Fühnen 
und thatkräftigen Handlungsweije gebracht. 

Das jehr energiiche Ultimatum, welches der neue 
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Minijterpräfident von Bismard dem von neuem troßenden 
Kurfürften von Hefjen durch einen einfachen Feldjäger zu— 
Stellen ließ, erichien zwar al3 ein erfreulicher Beweis der 
Entjchlofjenheit Bismards, fi) von einem jolchen Eleinen 
Souverain jo etwas nicht bieten zu lajjen, gleichwohl 
aber nicht al3 eine ausreichende Bürgichaft dafür, daß 
derjelbe Bismard die ganze deutjche Politif Preußens, 
mitfammt der kurheſſiſchen und ſchleswig-holſteinſchen 
Frage, auf einen neuen Fuß ftellen, die volle Kraft Preußens 
für eine gründliche Aenderung der bejtehenden Bundes- 
verhältnijje, für eine endliche Befriedigung des Einheits— 
bedürfniſſes der deutſchen Nation einjegen werde. Hatte 
nicht Herr von Bismard feiner Zeit ſich abfällig, ja feindlich 
über den Kampf ſowohl der Kurheſſen als der Schleswig- 
Holfteiner ausgeiprochen? Würde er wohl jegt feine eigne 
Bergangenheit jo völlig verleugnen, er, der VBertheidiger des 
Tages von Olmütz, er, derdem nationalen Drange des deutjchen 
Bolfes im Jahre 1848 jede Berechtigung abgeiprochen hatte? 

Dem preußiichen Volke war durch eine mehr denn 
zehnjährige Schwäche der ausmärtigen Politik jeiner Re— 
gierung der Sinn für die Großmadtitellung Preußens 
nahezu abhanden gefommen. 3 hatte fich, wenn auch mit 
widerjtrebendem Gefühl, bejcheiden gelernt, den Staat Preußen 
zwar eine ehrliche und uneigennüßige, aber feine Politik 
im großen Styl betreiben, daher auch mit der Le&ten Stelle 
in der Rangordnung der. Großmächte freiwillig fich begnügen 
zu jehen. Wozu aber dann eine Waffenrüftung, die für 
den jchmalen Leib Preußens ın der That zu weit, für das 
Maß der Kraft, welches allein zu entwideln Preußen 
geneigt und fähig jchien, zu ſchwer fein möchte? 


326 





Auch die Thronreden des neuen Monarchen Hatten 
vergebens einen volleren Ton al3 früher angejchlagen, 
hatten vergebens manches kühnere Wort von dem deutjchen 
Berufe Preußens anklingen laſſen: die Botichaft hörte man 
wohl, allein es fehlte der Glaube — der Glaube an Die 
Kraft der Regierung, daß fie dieje Füniglichen Worte auch 
zu Thaten machen werde. Zu oft hatte die Hoffnung auf 
eine Politik der Thaten das preußiiche Volk getäujcht! 

Nun aber war endlich der rechte Mann für eine ſolche 
Politif der Thaten gefunden, der Mann mit dem eijernen 
Willen und mit dem an großen Gedanken fruchtbaren 
Geift! Und nun wollte das Unglüd, daß eben diejer 
Mann eine Vergangenheit hinter fich hatte, welche gerade 
von feiner Willenskraft und feiner Unerjchrodenheit (die 
man wohl erkannte) weit mehr fürchten, als hoffen ließ! 
Was half es, daß diefer Mann jegt Andeutungen hinwarf, 
in denen er von feinen Zufunftsplänen gleichlam einen 
Bipfel des Schleiers, der fie verhüllte, Hinwegzog? Man 
mißtraute ihm einmal und in diefem Mißtrauen ließ man 
derartige Andeutungen entweder unbeachtet, oder legte fie 
wohl gar in einem Sinne aus, der den vorhandenen 
Argwohn nur noch vermehrte. 

So jtand zwijchen dem Staat3mann, dem Preußens 
und Deutichlands Zukunft angehörte, und der Volks— 
vertretung, mit der zufammen er fein große Werk voll- 
bringen follte, ein unglückſeliges, ungelöftes Mißverſtändniß, 
dejfen Löſung freilich wohl auch) von Feiner Seite eifrig 
genug gejucht ward, weil jeder von beiden Theilen fich die 
Kraft zutraute, über den andern obzufiegen, jeder von beiden 
entichlofjen mar, nicht nachzugeben. Die Fortſchrittspartei 
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meinte, dem Volke jchuldig zu fein, ihm feine Opfer zuzu— 
muthen, für die fie einen entiprechenden Preis ihm nicht bieten 
könne; fie hielt e3 ferner für ihre conftitutionelle Pflicht, 
eher alles daran zu jegen, als dem Bewilligungsrecht 
der Volf3vertretung auch nur das Geringjte zu vergeben. 
Der neue Minijterpräfident dagegen war jeinerjeit3 von 
der Nothwendigkeit der Durchführung feiner großen politijchen 
Pläne, folgeweiie aber auch der Herjtellung des dafür 
unerläßlichen Mittels, der Heeregreorganijation, dergeitalt 
durchdrungen, daß er vor feinem Hinderniß zurückzuſcheuen 
beſchloß. Er ſah die Möglichkeit von Conflicten voraus, 
die ihn vielleicht jogar über die Grenzen der verfajjung3- 
mäßigen Negierungsgewalt hinausdrängen fünnten. Aber 
er war entichieden, jelbjt auf dieje Gefahr hin von feinem 
Borhaber nicht abzulajjen. Es jcheint, daß ihm zuweilen 
das Schidjal Straffords vor Augen trat, jenes willen3- 
itarfen, aber gewaltthätigen Miniſters Carl3 I. von England, 
der die Nechte des Parlament3 mißachtete und deshalb den 
Tod erleiden mußte; aber jelbit der Gedanfe an das 
Schaffot war unvermögend, ihn von eimem Entichluffe 
abzubringen, in deſſen Durchführung allein er das Heil 
für Preußen und für Deutjchland jah. 

Sp war der Conflict unvermeidlich! 

Das Abgeordnetenhaus Hatte mit einer an Eine 
itimmigfeit grenzenden Majorität die Mehrforderung für's 
Heer auf das Jahr 1862 verworfen. Sn diejer Sachlage 
übernahm Bismard das Minijterium. Er 309 da3 dem 
Landtage bereit3 vorliegende Budget für 1863 zurüd, 
weil eine Vereinbarung darüber ebenjo wenig in Aussicht 
itand. Doch kündigte er deſſen Wiedervorlegung in der 
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nächſten Seſſion nebjt einem Gejeßentwurfe an, welcher an 
den Grundlagen der Heeresreform fejthalten werde. 

Das Abgeordnetenhaus faßte eine Rejolution, worin 
e3 jede Ausgabe für verfajiungswidrig erklärte, welche Die 
Negierung ohne feine Zuftimmung machen würde Ein 
vermittelnder Antrag v. Vinde’3, welcher der Regierung 
einen außerordentlichen Credit für den Nejt des Jahres 1862 
bewilligen wollte, damit fie nicht in die Lage fomme, ver- 
fafjungswidrig handeln zu müjjen, ward abgelehnt. Zu 
diefem Nefultate trug allerdings Bismard dadurch bei, 
daß er der Nechtöverwahrung zu Gunften des Budgetrecht3 
der Bolfsvertretung, welche die Motive des Antrags ent- 
hielten, jede Gültigkeit abiprad). 

So gelangte die Sache an's Herrenhaus. Die 
Budgetcommiſſion diejes leßteren rieth zu einem Verſuche 
der Ausgleichung mit dem andern Haufe. Allein im 
Plenum fiegte eine jchroffere Anficht. Nachdem das Bud— 
get in der Faſſung des Abgeordnetenhaujes (mit dem Ab- 
ſtrich im Militäretat) verworfen worden, ward auf des 
Grafen von ArnimsBoigenburg Antrag daſſelbe in der 
urfprünglichen Form, wie die Negierung es vorgelegt 
(aljo mit der Mehrforderung für’ Heer), von 144 gegen 
44 Stimmen angenommen. 

Damit überfchritt das Herrenhaus feine Befugnijje 
und trat aus den Grenzen der Berfajjung heraus. 
Denn letztere jchreibt (in Art. 62) vor, daB das 
Budget zuerit dem NAbgeordnetenhaujfe vorzulegen und 
von dieſem zu berathen it, und daß das Herrenhaus 
dieſes Budget, wie e8 ihm vom andern Haufe zugeht, nur 
entweder im Ganzen annehmen oder im Ganzen ablehnen, 
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nicht abändern kann. Das Zurückgreifen auf die ur— 
ſprüngliche Regierungsvorlage war aber eine Abänderung 
des vom Abgeordnetenhauſe herübergekommenen Budgets. 

Das Abgeordnetenhaus beeilte ſich, ſein Recht gegen 
dieſen Uebergriff des andern Hauſes zu wahren. Der 
Präſident des Abgeordnetenhauſes, Grabow, war von der 
Regierung veranlaßt worden, das Haus auf 12 Uhr des 
nächſten Tages zuſammenzurufen. Der Schluß des 
Landtags ſollte verkündet und damit eine weitere Beſchluß— 
faſſung des Hauſes in dieſer Sache abgeſchnitten werden. 
Allein Grabow beraumte die Sitzung zu einer früheren 
Stunde an; eilends erſtattete die Budgetcommiſſion Bericht, 
und ohne Discuffion ſtimmten ſämmtliche anweſende Mit— 
glieder (die wenigen Conſervativen hatten ſich entfernt) 
einem von Simſon formulirten Antrage bei, durch welchen 
der Beſchluß des Herrenhauſes, als wider den klaren 
Buchſtaben der Verfaſſung verſtoßend, für null und nichtig 
erklärt ward. 

Noch am ſelben Tage ward der Landtag geſchloſſen. 
Der Miniſterpräſident erklärte in der Rede, worin er dieſen 
Schluß ausſprach: die Regierung befinde ſich in der Noth— 
wendigkeit, den Staatshaushalt „ohne die in der Ver— 
faſſung vorausgeſetzten Unterlagen“ führen zu müſſen. 

Denſelben Verlauf, wie die Sitzung von 1862, hatte 
auch die von 1863. Abermals legte die Regierung ein 
Budget vor, welches in Bezug auf den Militäretat die 
bisherigen Forderungen wiederholte; abermals wurden dieſe 
Forderungen vom Abgeordnetenhauſe abgelehnt; abermals 
erklärte der Miniſterpräſident, daß die Regierung auch 
ohne vereinbartes Budget weiter regieren, ja daß ſie ſelbſt 
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für den Fall eines Kriegs ſich helfen werde, indem fie 
„das Geld da nehme, wo fie es finde.” Zur Recht— 
fertigung ſeines Verfahrens ftellte Bismard eine ganz 
neue Theorie des Budgetrecht3 auf, die ſog. „Lückentheorie“. 
Das Budget, jagte er, oder das Finanzgeſetz iſt ein Geſetz, 
wie jedes andere Ein Geſetz kann nur durch Weberein- 
jtimmung aller drei Gejeggebungsfactoren, der Krone und 
jede der beiden Häufer, ins Leben treten. Iſt eine 
jolche Uebereinjtimmung nicht zu erreichen, jo fommt eben 
fein Budget zu Stande. Was dann zu gejchehen habe, 
jagt die Verfaſſung nicht, und Das ijt eine Lücke darin; 
allein die Staatsmaſchine kann nicht ſtill ftehen, der Staat 
muß feine Beamten bezahlen, feine Schulden verzinjen u. }. w. 
— folglich fann und muß die Regierung in diefem äußerften 
Falle auch ohne Budget regieren. 

Diejer Theorie ward von der andern Seite der feit- 
jtehende Brauch aller Verfafjungsitaaten entgegengehalten, 
wonach die Volfsvertretung in Bezug auf das Budget 
das letzte Wort infofern hat, als ohne ihre Bewilligung 
ichlechterdingS feine Ausgabe gemacht werden darf. 

Allein mit folchen theoretiichen Ausführungen von 
hüben und drüben ward nichts entjchieden. Die Regierung 
hatte die Macht, ihren Willen durchzufegen, und Das 
um jo mehr, al3 nach der preußifchen Verfaffung (Art. 109) 
die Einnahmen des Staates nicht, wie in anderen Ver: 
fajjungsftaaten, ihrer Geſammtheit nach einer jährlichen 
Neubewilligung unterliegen, vielmehr die einmal beftehenden 
Steuern und Abgaben jo lange forterhoben werden, bis 
jie durch eim neues Geſetz, d. h. durch Uebereinftimmung 
‘ aller drei Gejeggebungsfactoren, eine Aenderung erleiden. 
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Bergebens wandte das Abgeordnetenhaus fich im 
wiederholten Adreffen an den König und ſuchte dieſen zu 
bewegen, durch Entlafjung der Minijter, welche die Ver— 
faffung verlegt hätten, dem onflicte ein Ziel zu jeßen. 
Der König nahm die Deputation, welche ihm Die erjte 
Adreffe überbringen jollte, gar nicht an und antivortete 
auf beide Adreſſen jchlechthin ablehnend. In der Budget: 
frage ftellte er fich gänzlich auf den Boden der vom 
Minifterium vertretenen Anficht, wonach durch die Hart— 
näcigfeit des Abgeordnetenhaufes die Negierung gezwungen 
jei, ohne Budget zu regieren; in Bezug auf die Forderung, 
das Miniftertum zu wechjeln, fprach er dem Abgeordneten- 
hauſe jeden berechtigten Einfluß auf die Wahl feiner Rath» 
geber ab und wies die Beanfpruchung eines folchen Ein- 
fluſſes, als einen völlig unftatthaften Verſuch, die Rechte 
der Volksvertretung auf often der Rechte des Königthums 
zu erweitern, auf das Entjchiedenfte zurüd. 

Wenn jo der König die Sache jeines Minijteriums 
vollitändig zu der jeinigen machte, jo ftellte fich das Volk 
in feiner großen Mehrheit ebenjo unbedingt auf die Seite 
feiner Vertreter. Während die Negierung liberale Abge— 
ordnete, welche zugleich Beamte waren, maßregelte, während 
fie durch ein ſog. Nothgeſetz über die Prefje (vom 1. Juni 1863) 
da3 Napoleonijche Syſtem der Verwarnungen einführte, 
genug, in jeder Hinficht den rückſichtsloſeſten Gebrauch 
von ihren Machtmitteln machte, ergriff die Kreiſe des Volkes 
und namentlich des Bürgerjtandes eine tiefgehende Bewegung 
zu Gunften der Volfvertretung und gegen die Regierung. 
Den heimfehrenden liberalen Abgeordneten wurden Huldi— 
gungen aller Art bereitet. Den Vertretern der Reſidenz 
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Berlin ward die Billigung ihrer Wähler in einer mit 
40,000 Unterschriften ſolcher bedeckten Adreſſe ausgejprochen. 
Die Stadt Köln veranftaltete eine großartige Feier 
für da3 gefammte Abgeordnetenhaus und feine Präjidenten; 
die Polizei ftörte zwar das Feſt, vermochte aber nicht zu 
hindern, daß ein großer Theil der Theilnehmer, Abgeordnete 
und Bürger Kölns, ſich auf NAheindampfichiffe begab und 
anderwärt3 die unterbrochene Feſtesfeier fortießte. Tür 
die gemaßregelten Beamten ward ein „Nationalfonds“ 
gejammelt, der bald 75,000 Thlr. enthielt. Die Stadt- 
verordnetenwahlen fielen fajt allerwärt3 im liberalen Sinne 
. aus. Eine Menge von Stadtverordnetencollegien, zum 
Theil auch von Magijtraten (darunter der von Berlin), 
entjandten Deputationen oder Adrejjen an den König, in 
denen jie denjelben um Beilegung des Conflicts, um 
Wahrung der verfaffungsmäßigen Rechte des Volkes und 
jeiner Vertreter baten. Cinzelne hervorragende Männer 
von durchaus gemäßigterr und zweifellos patriotijcher 
Gefinnung, wie Herr von Bederath, unternahmen e3, dem 
Könige perfönlich die Nothlage des Vaterlandes und die 
Dringlichkeit einer Abhülfe vorzustellen. 

Auf der andern Seite freilich ward der Monarch 
bejtürmt von „Lonalitätsdeputationen“ aus der Mitte 
der jtrengconjervativen Partei und bejonder3 der 1861 
gegründeten „Preußiſchen Volksvereine“. Dieje Loyalitäts- 
deputationen erichöpften ich nicht blos in warmen 
Danfes- und Fsreudenbezeigungen über die Feſtigkeit der 
Regierung im Wider ftunde gegen das Abgeordnetenhaug, 
jondern auch in Anſchuldigungen diejes letztern, als gehe 
dafjelbe auf eine Schwächung der Krone, wohl gar 
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auf einen Umfturz aller bejtehenden Verhältnijfe aus, end» 
[ich in weitgehenden Forderungen im Sinne des nadtejten 
Abjolutismus. 

Gern hätte man auch die Provinzialjtände gegen das 
Abgeordnetenhaus in's Feld geführt; allein nur vier Davon, 
der brandenburgijche, pommerjche, jchlefiiche und ſäch— 
füiche, ließen fich herbei, Adrejfen in diefem Sinne an 
den König zu richten. 

König Wilhelm litt jchwer unter diefem Conflicte 
jeiner Regierung mit jeinem Bolfe. „Ich jchlafe Feine 
Nacht," jagte er zu Herrn von Beckerath. Yet durch: 
drungen von der Nothwendigfeit der Heersreorganijation, 
die er auf Grund langjähriger, jorgfältiger militärijcher 
Beobadhtungen und Erfahrungen, unter dem Beirath fo jach- 
fundiger Männer wie General Roon u. A. bis in’3 Kleinste 
jelbft ausgearbeitet und durchdacht Hatte, erjchien es ihm 
unmöglich, daß nicht die Oppofition, wenn fie nur wollte, 
von diejer Nothwendigkeit jich jollte überzeugen können. 
Er hielt diejelbe für abjichtlich mißleitet von einzelnen ihrer 
Führer. Waren Das doch zum Theil diefelben Männer, 
die 1848 in der damaligen Nationalverfammlung der 
Regierung entgegengetreten! Offenbar wollten dieje Fein 
jtarfes Heer, damit die Krone nicht ſtark ſei! Einem 
folchen Beginnen mit aller Entjchiedenheit entgegenzutreten, 
darüber zu wachen, daß nicht die Zeiten von 1848 fich wieder- 
holten, erachtete der Monarch) für feine unveräußerliche könig— 
liche Pflicht. Bei der Uebereinftimmung, die zwiſchen der Re— 
gierung und dem Herrenhaufe, aljo zweien der gejeßgebenden 
Factoren, in der ſchwebenden Frage herrichte, mußte der 
dritte Factor, da3 Abgeordnetenhaus, nothwendig im Un— 
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recht jein, wenn er verlangte, daß fein Wille allein 
entjcheide. Nach alledem glaubte der König, vollkommen 
darüber beruhigt jein zu fünnen, daß der Vorwurf einer 
Verfaſſungsverletzung ihn nicht treffe. 

So beitand das budgetloje Negiment fort, und der 
Bruch zwilchen Krone und Volk blieb ungeheilt, ja fteigerte 
ſich bis zu dem Grade, daß jelbit die tiefgewurzelte 
Pietät des Preußen gegen die Perſon feines Königs und 
gegen das königliche Haus darunter zu leiden anfing. 
Weil mehrere Deputationen von Städten von dem König 
nicht angenommen, ihre Adrejjen uneröffnet zurückgeſandt 
worden waren, entzog fich mehr als eine Stadt nun auch 

den herfünmlichen und jonft immer eifrigft dargebrachten 
Loyalitätskundgebungen. Die Stadtverordneten Berlins 
unterliegen jogar beim Tode eines Mitgliedes der könig— 
lichen Familie, des Prinzen Friedrich, jede Beileidsbezei- 
gung. Bei den Meilen der Prinzen unterblieben Die 
üblichen feierlichen Begrüßungen. Nach der unglück— 
lichen Preßverordnung vom 1. Juni betraf dies jogar 
den Kronprinzen auf einer Weile durd) die Provinz 
Preußen, obſchon derjelbe ausdrüclich von jeder a 
an diefem Acte ſich losgeſagt Hatte, 

So gänzlich verändert war binnen wenigen Jahren 
wieder die innere Lage Preußens und die Stimmung des 
preußiſchen Volkes! 


XVII. 


Der Handelsvertrag mit Frankreich und eine neue 
Bollvereinskrifis. 





Bu den PVerdienften des „Minijterium3 der neuen 
Aera” gehörte die Zuftandebringung eines Handelsvertrags 
zwijchen dem Zollverein und Frankreich. Zwar erfolgte 
der formelle Abſchluß dieſes Vertrages erft nach dem 
Nücdtritt der liberalen Miniſter; doch fallen die lang: 
wierigen und Schwierigen Verhandlungen darüber noch in die 
Zeit ihrer Amtsführung. 

Die erfte Hand zu einer engeren Berbindung der beiden 
großen Handelsgebiete ward von Frankreich aus geboten. 
Bald nach dem Abſchluß des engliich-franzöfischen Handels- 
vertrages, im Juni 1860, erflärte die Regierung des 
Kaiſers Napoleon II. der preußischen Regierung ihre 
Geneigtheit, mit Preußen und dem deutichen Bollverein 
gleichfall3 einen Handelsvertrag abzufchliegen. Sie erjuchte 
diejelbe, die Zuftimmung ihrer Bollverbündeten zu der— 
artigen Verhandlungen einzuholen, und jtellte, jobald dieſe 
Buftimmung erlangt jein würde, bejtimmte Vorjchläge ihrer- 
jeit3 in Ausficht. 

Nach) den Grundlagen, auf welchen der Handels- 


336 


vertrag zwilchen England und Frankreich beruhte, und nach 
der ganzen Richtung, welche unter Napoleon III. die 
Handelspolitit Frankreich genommen, fonnte es nicht 
zweifelhaft fein, daß ein Handelsvertrag mit Frankreich 
eine ziemlich durchgreifende Abänderung des Zollvereins— 
tarif3 im Sinne einer Ermäßigung der Einfuhrzölle zur 
nothwendigen Vorausſetzung haben müjje Eine ſolche 
erſchien aber auch, jelbjt abgejehen von den Bortheilen, die 
ein Handel3vertrag mit einem jo großen und reichen Lande 
wie Frankreich der Zollvereinsinduftrie bot, ſchon an fich 
al zeitgemäß und nothwendig. 

Während der nun faſt dreißig Sahre feit Errichtung 
de3 Zollvereins war der Tarif defjelben niemals ermäßigt, 
wohl aber in einzelnen PBofitionen erhöht worden. Als 
der Hollverein entjtand, war fein Tarif — gegenüber dem 
damals von allen größeren Handelsftaaten Europas noch 
fejtgehaltenen ftrengeren Schutzzollſyſtem — weitaus der 
freifinnigfte. Die Induftrie des Zollverein war unter 
diefem freifinnigen Tarif erjtarft und Hatte jich zu immer 
größerer Lebensfähigkeit entiwidelt. Durch diefe Entwicklung, 
durch die technifche Vervollkommnung der meiſten Induſtrie— 
zweige und durch die im Folge deſſen herabgegangenen 
Preiſe vieler Induftrieerzeugniffe war der Schuß, welchen 
der Tarif denfelben gewährte, im Laufe der Zeit zum Theil 
ein übermäßig hoher, für die Confumenten drückender geworben. 
Zölle, die bei ihrer Einführung im Jahre 1834 100% des 
Werthes der Waaren betragen hatten, waren feitdem auf 
30% und mehr gejtiegen. 

Inzwiſchen war England in den Bierziger Jahren 
durch die großen Peel'ſchen Reformen mehr und mehr 
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bon ſeinem bisherigen Syfteme der Ausjchliegung abge 
gangen und hatte jich dem Syſteme der Handelsfreiheit 
genähert. 

Sn Frankreich, wo unter der Sulimonarchie der 
Grundja Hoher Schußzölle herrichend war, gewann unter 
dem neuen Kaiſerthum ebenfall3 die entgegengejegte Rich— 
tung allmälig die Oberhand. Ihren vollitändigen Sieg 
feierte dieſelbe im dem englifch-franzöfischen Handelsvertrage. 
Belgien und Italien beeilten ſich, diefem Anftoße zu folgen. 
So ward ein weites und fruchtbares DVerfehrsgebiet allen 
den Induſtrien erjchloffen, welche an den Vortheilen diejer 
Handelsverträge Theil hatten. Davon nicht ausgeſchloſſen 
zu werden, erichien für einen jo industriellen Handelskörper 
wie der Hollverein als ein hochwichtiges Lebensintereſſe. 
Die in jenen Verträgen enthaltene Claufel, wonach jeder 
der beiden Vertragichliegenden den andern aller der Bor: 
theile theilhaftig machte, welche die „meijtbegünftigte 
Nation” in feinem Lande genoß, ficherte dem Zollverein 
die Gleichitellung mit jenen andern Staaten bei der Ein- 
fuhr nach) Frankreich. 

Bon diefem Gefichtspunfte aus fahte die preußiiche 
Regierung, faßte auch die, nächit ihr (in Anbetracht der jtarf 
entwidelten Industrie ihres Landes) bedeutendite Yollvereing- 
regierung, die königlich ſächſiſche, das franzöſiſche Aner— 
bieten auf. In Sachſen lag die Entſcheidung derartiger 
Fragen dermalen in der Hand ungleich competenterer 
Factoren, als 1852. Der wegen der damaligen Zollvereins— 
kriſis aus dem Miniſterium ausgeſchiedene Freih. v. Frieſen 
war ſeitdem wieder in daſſelbe eingetreten, und zwar als 
Finanzminiſter. Herr v. Beuſt, der neben dem Miniſteriun 

K. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. IT. 22 . 
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de3 Auswärtigen jebt auch das des Innern verwaltete, 
hielt ſich, gewißigt durch das Fiasco, dag er 1852 
gemacht, diesmal im Hintergrunde und übertrug die Theil: 
nahme an den Berhandlungen über den Vertrag, joweit 
jolhe dem Minifterium des Innern zujtand, feinem 
Mintjterialdirector Dr. Weinlig, einem äußerſt jachkundigen, 
mit allen gewerblichen Verhältniſſen Sachjens innigft ver: 
trauten Manne. 

Auch von den übrigen Hollvereinsregierungen ant- 
wortete auf die Anfrage Preußens wegen der Einleitung 
von Verhandlungen mit Frankreich feine ablehnend. So 
begannen denn folche Verhandlungen im Sanuar 1861 in 
Berlin, wohin franzöfiiche Commijjäre kamen. 

Sm April 1861 machte die preußische Regierung 
(welche in dieſer ganzen Angelegenheit ungleich entgegen 
fommender gegen ihre Zollverbündeten verfuhr, al3 im 
Sahre 1852 das Minifterium Meanteuffel) den anderen 
HBollvereingregierungen ausführliche Mittheilungen über den 
Stand der Verhandlungen mit Frankreich, über Das, was 
von Frankreich einerjeit3 gefordert, andrerjeit3 zugeitanden 
werde, und über ihre eigne Haltung in Betreff des Einen 
wie des Andern. Zugleich forderte fie ihre Verbündeten 
auf, zu erklären, inwieweit nach deren Anficht auf die 
franzöfiichen Anträge eingegangen werden fünne. 

Auch diesmal erfolgte, zuerit von Sachjen, dann bon 
den andern Sollvereinsregierungen, allgemeine Zuftimmung 
zu dem Vorgehen Preußens, nur hier und da verbunden mit 
gewiſſen Wünjchen und Vorbehalten theil3 in Bezug auf 
die an Frankreich zu machenden, theils auf die von 
ihm zu fordernden Zugeſtändniſſe. 
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Die Verhandlungen mit Frankreich zogen fich lange 
hin, drohten mehrmals jogar den gänzlichen Abbruch; 
endlih (am 29. März 1862) famen . vier Verträge zu 
Stande: ein Handels: und Schifffahrtsvertrag, ein Vertrag 
wegen der Bollabfertigung auf Eifenbahnen und ein Ber: 
trag über das Eigenthum an Schrift: und Kunſtwerken. 
Sie wurden von der preußifchen Regierung vorbehaltlih 
der Zuftimmung ihrer Zollverbündeten am 2. Auguſt 1862 
unterzeichnet. 

Die Verträge waren auf 12 Jahre abgeſchloſſen, 
vorausgejebt, daß der Bollverein jo lange beſtehe; mit 
feiner Auflöſung jollten fie erlöäſchen. Der Handelsvertrag 
bedingte, gegen entiprechende Erleichterung der Einfuhr 
aus dem Zollverein nah Frankreich, eine Herabjebung der 
meijten diefjeitigen Zölle. Um der Zollvereinsinduftrie den 
Uebergang aus dem bisherigen in das neue Syjtem minder 
empfindlich zu machen, war feitgejeßt, daß die meiften diejer 
Grmäßigungen nah und nad eintreten follten, während die 
jenfeitigen Zölle jofort eine Herabſetzung erführen. In 
den Schifffahrtsvertrage gejtanden ſich Frankreich und der 
Bollverein gegenfeitig ausgedehnte Begünftigungen für die 
beiderjeitige Schifffahrt zu. Der Bollabfertigungsvertrag 
enthielt Grleichterungen wegen des Verkehrs zollpflichtiger 
Gegenjtände aus dem einen Gebiete in das andere. Der 
Vertrag endlih über das literariihe und Fünftlerifche 
Eigenthbum jicherte den Schrift: und Kunſtwerken jo wie 
den Ddramatiichen und muſikaliſchen Aufführungen des 
andern Landes denjelben Schuß zu, welchen diejelden im 
eignen Lande genöffen. Endlich ward. auch den Handel: 
treibenden dies- und jenjeits freier Gewerbebetrieb im 
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andern Lande, den beiverfeitigen Fabrifzeichen entjprechender 
Schuß gewährt. . 
E3 war in diefen Verträgen nicht Alles erreicht, was 
man für die Einfuhr deutjcher Waaren nah Frankreich 
hätte wünjchen mögen; es waren auf der andern Geite 
an Frankreih Zugejtändniffe gemacht (weil Frankreich 
beharrlich darauf beftanden), welche durch die Gegenleiftungen 
Frankreichs nicht völlig ausgeglichen wurden. Allein die 
Vortheile eines Bertragsabjchluffes erſchienen dennoch als 
überwiegend. Wiederum war die fächlifche Regierung die 
erite, welche ihre Zuftimmung ausfprah, weil, wie fie 
erklärte, fie „die durch Die Verträge betretene Nichtung im 
Allgemeinen, die dadurch angebahnte Reform des Zoll: 
vereinstarif3 (nach der freiheitlichen Seite hin) im Befondern 
volfswirtbihaftlih für dringend geboten und von großem 
Bortheile für die Zollvereinsinduftrie erachtete”. Sie legte 
dabei bejonderes Gewicht auf die Intereſſen der Export: 
induftrie, d. 9. der für den auswärtigen Markt arbeitenden 
Induſtrie. Die Erportfähigfeit einer Induſtrie ſetze vor: 
aus: erſtens, daß diefelbe nicht, durch Schubzölle Fünftlich 
herangezogen, zu theuer für den Weltmarkt produeire, 
zweitens, daß fie nicht von den fremden Märkten durch 
zu hohe Zölle oder durch eine bevorzugte Begünftigung 
derjelben Producte andrer Länder ausgejchloffen werde. 
Beßtere3 werde durch den Handelsvertrag mit Frankreich 
und insbefondere durch die darin feitgejegte Gleichitellung 
des Bollvereind mit den „meiltbegünftigten Nationen“ 
erreicht; Eritere ebenfalls indirect, inſofern durch den 
Handelsvertrag die Dieffeitigen Einfuhrzölle ermäßigt würden. 
Beide jächiiihe Kammern, in denen Handel und In— 
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duſtrie mehrfach vertreten waren, ertheilten ihre Genehmi- 
gung zu dem Vertrage einitimmig. Zahlreiche Petitionen 
von Gewerbetreibenden aus dem Lande hatten fich in eben 
diejem Sinne ausgeiprochen, und ſelbſt die wenigen, welche 
an einzelnen Bertragsbejtimmungen Anſtoß nahmen, ver: 
fannten doch keineswegs die Wichtigkeit des Vertrags im 
Allgemeinen oder wünjchten dejjen Ablehnung Auch in 
Preußen hatte fi) der Landtag mit einer an Einſtimmig— 
reit grenzenden Mehrheit für die Handelspolitif der Ne- 
gierung erklärt. 

Dem Berjpiele Sachjens folgten Baden, Oldenburg, 
Braunjchweig und die thüringischen Staaten. Nicht jo 
die andern Hollvereinzftaaten. Kurhejjen und Hannover 
gaben ausweichende Antworten; die fünf firddeutichen Staaten 
hielten gänzlich mit jolchen zurüd. 

Auch diesmal, wie im Sahre 1852, war es die Rück— 
jicht auf Dejterreich, welche dieje Staaten zu einem Wider- 
ſtande gegen die neue Gejtaltung der Zollvereinsverhältniſſe 
und gegen das Borgehen Preußens veranläßte*). Die 








*, Ich folge aud) Hier wieder, wie bei der Bollvereingkrifis: 
von 1852, den „Erinnerungen“ de3 Freiherrn von Friefen, als einer 
authentijchen und unparteiiichen Quelle. Daß Sachſen bei diejer neuen 
Kriſis eine jo ganz andere Haltung beobadıtete, als 1852, war 
wejentlich das Verdienſt Frieſens. Denn Herr von Beuft ftand mehr: 
mals auf dem Sprunge, eine Schwenkung nad Dejterreih hin zu 
machen. Bemerfenswerth ijt auch, dab Freih. von Frieien, der mit 
den Berhältnijjen und Intereſſen der jo ausgedehnten und vielartigen 
Induſtrie Sachſens auf’3 Genauejte vertraut war, dad mit dem frauzöftichen 
Handelövertrage vom Zollverein angenommene Syſtem ermäßigter 
Zölle auch noch gegenüber den vielen Anfechtungen, die es fpäter 
erfuhr — für das im Großen und Ganzen richtigfte und der deutfchen 
Induſtrie erſprießlichſte erklärt („Erinnerungen“ 2.930, ©. 84), 
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öſterreichiſche Negierung hatte jchon 1861 ſich aegen dic 
Anknüpfung von Verhandlungen zwiſchen dem Bollvereine 
und Frankreich ausgeſprochen, zuletzt (am 21. Juni 1862) 
einen förmlichen Proteit gegen den Abſchluß des Vertrages 
mit Frankreich eingelegt. Dieſer Vertrag, behauptete fie, 
verleße in doppelter Hinſicht die Nechte Defterreichs: 
einmal dadurch, daß er durch die Ermäßigung der Zölle 
im Zollverein die in dem Vertrage von 1853 in Ausficht 
geftellte „Zolleinigung” mit Defterreih unmöglich mache, 
und ſodann dadurch, dat vermöge der Meiftbegünftigungs- 
claufel Frankreich Fünftig dieſelben Vorrechte im Zollverein 
genießen würde, welche jest nur Defterreich (Fraft des Ver— 
trags von 1853) genieße. 

Der Anſpruch, den Defterreih auf Grund des Ver: 
trag von 1853 erhob, daß der Zollverein auf jede 
Aenderung feines Tarif3 im freiheitlichen Sinne verzichten 
müffe, um ſich nicht von Defterreich zu entfernen, unſtatt— 
haft, wie er an fich war, weil er den Zollverein jeder 
jelbjtftändigen Verfügung über fein eigenes Zollwefen beraubt 
haben würde, fand überdies feine ganz entjchiedene 
MWiderlegung in einer Beltimmung jenes Vertrags ſelbſt 
($ 3), wonah der Fall einer Herabſetzung der Zölle im 
Zollvereine ausdrüdlich vorgejehen und nur für dieſen Fall 
unter gewiffen Vorausſetzungen eine vorherige Mittheilung 
an Defterreih in Ausficht geitelt war. Was aber die 
Meiftbegünftigungsclaujel betraf, jo war in dem Bertrage 
von 1853 nicht ausgefprochen, daß ähnliche VBortheile, wie 
die, welche durch denjelben Defterreich erhielt, nicht auch 
anderen Staaten im Vertragswege follten gewährt werden 
fönnen; vielmehr enthielt der Vertrag von 1853 (8 2) 
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nur dieſelbe Glaufel. Vermöge diefer Klaufel würde 
Defterreich alle die Erleichterungen, welche der Handels: 
vertrag mit frankreich der franzöfiichen Induſtrie im Boll: 
verein gewährte, von jelbft und ohne jede Gegenleiftung 
mit genofjen haben, jo lange fein Vertrag mit dem Boll: 
verein währte (bis Ende 1865); jene eigene Schuld war 
e3, daß wegen des Widerftandes feiner Verbündeten gegen 
den franzöfischen Handelsvertrag diejer erjt zu einer Zeit 
in’3 Leben trat, wo der Vertrag mit Oeſterreich fait 
abgelaufen war. 

Dffenbar verfolgte die üfterreichiiche Regierung hier 
wieder diejelbe Politik, die fie jchon 1852 durchzuführen 
verjucht hatte, die aber damals gejcheitert war; fie wollte 
abermal3 den Zollverein ſprengen oder doch in Verwirrung 
bringen*). Auch die Brud’iche Phantasmagorie von dem 
Siebenzigmillionenreiche auf wirthichaftlichem Gebiete tauchte 
wieder auf. Am 10. Sult 1862 legte die Sfterreichtjche 
Regierung den Hollvereinsregierungen den Entwurf eine? 
„Bräliminarvertrag3“ vor, nach welchem die jänmtlichen 
Länder Oeſterreichs und die Länder des Zollvereins ſpäteſtens 
vom 1. Sult 1868 ab ein gemeinfames Zollgebiet mit deu 
gleichen Zolleinrichtungen und mit einer einheitlichen Leitung 
der gemeinjamen Angelegenheiten bilden jollten. 

Die füddeutichen Regierungen hatten ſchon 1852 die 


*) Herr von Frielen Spricht dies aanz entjchieden aus und betont 
ausdrücklich, dak der Handelävertrag mit Frankreich von Preußen und 
Sachſen lediglich aus wirthichaftlichen Gründen, nicht aus politischen, wie 
neuerdings bisweilen behauptet worden, eingegangen, von Defterreich 
dagegen aus politifhen Gründen angefochten worden fei, nämlich um 
Preußens politiiche Stellung zu ſchwächen. 
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Erfahrung gemacht, daß jie die Verbindung mit dem Zoll- 
verein im eignen Intereſſe nicht wohl aufgeben fönnten ; 
mit Recht ward ihnen jet wieder vorgerechnet, daß die 
norddeutichen Staaten wegen des ungleich größeren Ver— 
brauchs ihrer Bevölferungen an hochbeftenerten Colonial- 
waaren u. f. w. namhafte Summen an die filddeutichen 
aus den gemeinfamen Zolleinnahmen herauszahlten: Gleich- 
woHl begannen fie wieder daſſelbe Spiel wie damal?. 
Bayern und Württemberg lehnten zuerft- (am 8. und 
11. Auguft 1862) den Beitritt zu dem SHandelövertrage 
entjchieden ab; SHejjen-Darmftadt und Nafjau folgten, 
ebenjo Hannover, letzteres, welches wirthſchaftlich kaum 
dabei intereffirt war, wohl nur aus Gefälligfeit für 
Deiterreich. 

Genau wie 1852 verlangte Bayern auch jet wieder, 
daß zunächit über dem öſterreichiſchen Vorjchlag verhandelt 
werden jollte; genau wie damals war von einem Austritt 
aus dem Bollverein, wofern das Verbleiben in Demfelben 
an die Bedingung der Annahme des franzöfiichen Handels— 
vertrag geknüpft werden jollte, von der Bildung eines 
bejondern Vereins Bayern® und der mit ihm gehenden 
Staaten und von einem Anjchluß dieſes Vereins an 
Oeſterreich die Rede, wobei man ein Uebriges zu thun 
glaubte, wern man den Staaten Preußen, Sachjen u. }. w. 
den Zutritt zu dieſem Verein „offen hielte”. Preußen, 
wo inzwilchen Herr v. Bismard die Zügel des Auswärtigen 
ergriffen hatte, blieb gegenüber allen dieſen Anstrengungen 
der widerjtrebenden Staaten feft auf jeinem Standpunfte 
Itehen, und die preußiiche Regierung jah fich fortwährend, 
troß des inzwilchen verjchärften innern Conflict, in diejer 
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wichtigen wirthichaftlichen Frage von der entjchiedenen Zu- 
jtimmung ihrer Zandesvertretung getragen. 

Sn den Bevölferungen waren die Anfichten diesmal 
minder einig, al3 1852. Die Schußzöllner erklärten ſich 
gegen den Vertrag, die Freihändler dafür. Der Congreß 
deuticher Bolfswirthe, der im Herbit 1862 in Weimar 
verjammelt war, jprach fich mit großer Entjchiedenheit für 
den Handelövertrag aus; nur ganz vereinzelte Redner aus 
Bayern und Dejterreich vertraten den entgegengejeßten 
Standpunkt. Heißer war der Kampf auf dem deutjchen 
Handeltage zu München im October 1862, wo Die 
Deiterreicher und die Süddeutſchen in starker Anzahl 
erichienen waren, wo auch namhafte Vertreter des Handel3- 
ſtandes aus dem Norden, wie Hanjemann = Berlin und 
PoppesLeipzig, entgegen den Ansichten der großen Mehrheit 
ihrer Berufsgenofjen daheim, entgegen der ausgejprochenen 
Stellung ihrer Regierungen, gegen den Handelövertrag 
intriguirten. Doch fiegten auch in München die An 
hänger der Handelsfreiheit, wenn jchon mit geringer Mehr: 
heit. Außerdem erhoben ſowohl die Handels: und Gewerbe- 
fammern, al3 auch jonftige Organe der Induſtrie, und 
zwar nicht blos in Sachen und Preußen, jondern jelbit 
in mehreren der renitenten Staaten, wie Darmitadt und 
Hannover, ihre Stimmen in der gleichen Richtung. 

Das Widerjtreben der jüddentichen Regierungen und 
die dadurch herbeigeführte, für die ganze Industrie höchſt 
peinliche Ungewißheit über die künftige Handelspolitif, ja 
iiber den Fortbeſtand des Zollvereins ſelbſt 309 fich durch 
das ganze Sahr 1863 und noch weit in das Sahr 1864 
hinein. Baycın und jeine Verbündeten (wiederum ſieben 
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. Staaten, wie 1852, nur daß diesmal die Stelle Sachjens 
das ungleich minder gewichtige Frankfurt einnahm) traten 
im October 1863 zu einer Conferenz in München zufammen. 
Allein der Ausgang dieſer Conferenz entiprad) den Er— 
wartungen Bayerns ſehr wenig. Bon dem Abjchluffe eines 
Separatzollvereins war nicht mehr die Rede, Im Gegen— 
theil ward die Erhaltung des preußifch-deutichen Zollvereins 
al3 daS „unverrückbare“ Ziel der betheiligten Regierungen 
anerkannt; nur wurd beichlojjen, der preußtichen Forderung 
auf Zuftimmung zum franzöfiichen Handelsvertrage Die 
Jorderung fofortigr Eröffnung von Berhandlungen 
mit Defterreich auf Grund des djterreichiichen Vorſchlags 
vom 10. Suli 1862 entgegenzuftellen. Sollten Preußen, 
Sachſen und die andern HZollvereingregierungen Darauf 
nicht eingehen (wie vorauszufchen), jo ward „weitere Ent: 
ſchließung vorbehalten”. - 

Da inzwilchen die Zeit des Ablaufs der Zollvereins- 
verträge herangerüct war, [ud Preußen ſämmtliche Bereing- 
Staaten, wie üblich, zur Erneuerung derjelben auf den 
5. November 1863 nach Berlin ein. Die Münchener 
Verbündeten jtellten hier den Antrag auf Verhandlungen 
mit Dejterreich, der aber von Preußen jchlechthin abge— 
(ehnt ward. Nichtsdeitoweniger gingen ſämmtliche Re— 
gterungen — vier der füddeutichen „mit Vorbehalt" — 
auf eine von Preußen vorgeichlagene Reviſion des Zoll- 
vereinstarif3 ein, obgleich dieſe Nevifion ſich genau auf 
denjelben Grundlagen bewegte, die der franzöfiiche Handels— 
vertrag enthielt. Die von Preußen vorgejchlagenen 
ermäßigten Sätze wurden mit wenig Ausnahmen anges 
nonmen Noch aber jtiehen ſich die Münchener Ber: 
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blindeten an die Claufel der „meijtbegünftigten Nation” in 
dem franzöfiichen Vertrage. Auch machten fie allerhand 
Berfuche, die Verhandlungen mit Breußen in’3 Unbeftimmte 
hinaus zu verzögern. Da that endlich Sachfen, nachdem 
es vergeblich zu vermitteln gejucht Hatte, für fich allein 
den enticheidenden Schritt; es ſchloß mit Preußen den 
neuen Hollvereinsvertrag auf Grundlage des franzöfilchen 
Handelsvertrages ab. Ihm folgten Baden, Kurheſſen, 
die thüringischen Staaten, auch Frankfurt, nicht lange 
darauf Hannover und Oldenburg, Iehtere beide jogar unter 
Darangabe der Hälfte ihres Präcipuums. Sm October 1864 
gaben endlich auch die letzten Nenitenten, Bayerı, 
Würtemberg, Naſſau, Heſſen-Darmſtadt, ihren ohnmächtigen 
Widerjtand auf und erklärten ihren unbedingten Beitritt 
zu den Verträgen mit Frankreich und zur Erneuerung des 
Bollvereing. 

Am 12. October 1864 war der Bollverein in unver: 
änderter Geitalt und Ausdehnung wiederhergeftellt; er 
hatte auch dieſe neuejte Kriſis, gleich der von 1852, fieg- 
reich beftanden; zugleich Hatte er für feine Ausfuhr ein 
bedeutend erweitertes Gebiet gewonnen, für feine ganze 
industrielle Entwicklung aber eine breitere Grundlage, wenn 
nicht die der völligen Handelzfreiheit, doch die eines nur 
ſehr mäßigen Schubes, ſich angeeignet. 

Nunmehr wurden auch die Verhandlungen mit Delter- 
reich wegen Erneuerung des mit 1865 ablaufenden Holl- 
und -Handelsvertrags aufgenommen und führten nad) 
einigen Schwierigkeiten, die Defterreich machte, zur Feſt— 
stellung eines neuen Vertrages am 11. Auguſt 1865. 
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XIX. 
Bundesreformprojecte. Der deutſche Fürftentag. 





Die lebendigere Zeit, die jeit 1858 in Preußen begonnen, 
brachte auch im Die andern deutjchen Länder wieder eine 
frifchere Bewegung. Zum Theil erkannten die Negierenden 
ſelbſt die Nothwendigkeit, in etwas freiere Bahnen ein- 
zulenfen oder doch fich mit einem gewiljen Scheine des 
Liberalismus zu umfleiden, um nicht allzu jehr Hinter 
Preußen zurüdzuftehen; zum andern Theil bemächtigte 
ſich der Bevölferungen eine größere Regjamteit; die Wahlen 
fielen freifinniger aus; in vielen Staaten bildete ſich nad) 
dem Vorbilde der preußiichen eine organijirte „Fortſchritts— 
partei”, die dann auch wohl mit den Reſten der altliberalen 
Partei zu einer gemeinfamen Oppofition verjchmofz. 

Sn Bayern, wo das Minijterium Pfordten in den lebten 
Sahren je mehr und mehr fich einer ftarrconfervativen 
Politik zugewendet hatte, Fam es zu einem längeren 
Eonflicte zwiichen ihm und der Abgeordnetenfammer. Stönig 
Marimilian machte dieſem Eonflicte dadurch ein Ende, daß 
er Herrn vd. d. Pfordten (am 29. April 1859) entließ, indem 
er erklärte: „Er wolle Frieden haben mit feinem Wolfe.“ 
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Die lange verzögerte Trennung der Juſtiz von der Ber- 
waltung ward durchgejegt. Dagegen machte fich der ſchroffe 
Gegenſatz des ſüddeutſchen und des fatholiichen Elementes 
gegen die Norddeutichen und die Proteſtanten jo ſehr 
geltend, daß der König ſelbſt die Gelehrten, die er nad) 
München berufen, nicht zu Halten vermochte: Sybel ging 
nad Bonn, Bluntjchli nach Heidelberg. In Sachjen, wo 
feit dem unglüclichen Tode des Königs Friedrich Auguſt II. 
(er ward auf einer Reife in Tyrol beim Umſturz des 
Wagens von dem Hufe des einen Pferdes an die Stirn 
getroffen) dejjen Bruder, König Sohann, regierte, ließ das 
Miniitertum Beuft ſich zu einer Neform des Durch den 
Staatsſtreich von 1850 wiederhergeitellten alten jtändtichen 
Wahlgejeges herbei, einer Reform, die freilich kaum den 
Namen einer jolchen verdiente Auch milderte e8 in 
etwas jeine frühere Strenge in Behandlung des Preß— 
und Vereinsweſens, ja es veritieg ich einige Zeit darauf 
jogar bis zur Aufhebung der reactionären Bundestags: 
beſchlüſſe von 1854 — eine anfcheinend Liberale, in Wirflich- 
feit nichtSbedeutende Maßregel, da die Hauptbejtimmungen 
diefer Bundesgeſetze über Preſſe und Bereine ganz diejelben 
waren, welche auch der fächjischen Landesgejeßgebung in 
den gleichen Materien zu Grunde lagen, daher ſie nach wie 
vor für Sachſen in Kraft blieben. An die Herjtellung 
einer Presbyterial- und Synodalverfajjung für die lutheriſche 
Kirche legte das Minijterium zögernd Hand an. In 
Hannover hatte die immer mehr ammwachjende ftändiiche 
DOppofition hartnädige Kämpfe mit den aufeinander folgen- 
den Minijterien zu bejtehen. Der Verfuch einer Zurück— 
ſchraubung der protejtantifchen Kirche auf den Standpunkt 
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“ eines Katechismus aus dem 17. Jahrhundert, der vom 
Könige felbit ausging, ward aufgegeben angeficht3 der 
allgemeinen Aufregung darüber im ganzen Lande, und Die 
protejtanttjche Stirche erhielt eine wenn auch unvollfommene 
Verfaſſung. In mehreren der ſüddeutſchen Staaten waren 
e3 ebenfalls Firchliche Fragen, welche zu lebhaften Ver— 
handlungen in den Kammern führten. Einen wirklichen 
Wechſel in der Bolitif der Regierung hatten jolche indeß 
nur in Baden zur Folge. Die nachdrüdlichen Angriffe, 
welche dort auf das 1859 abgeichlojjene Concordat jchon im 
Sahre 1860 gemacht wurden, erjchütterten den ganzen 
Beitand des Concordatminiſteriums und brachten — was 
jeit 1848 nicht dagewejen — Männer der parlamentarijchen 
Dppofition in das Cabinet des Fürſten. Durch das neue 
Minijterium Lamey-Stabel, welches jpäter in dem Freiherrn 
v. Noggenbach eine treffliche Ergänzung im liberalen und 
nationalen Sinne erhielt, fam die ganze Gejeßgebung des 
Landes im gedeihlichen Fluß. Wie die Berhältnijfe der 
fatholischen Kirche unter Losſagung vom Concordate durch 
Staatsgeſetze geregelt wurden, joerhielt auch die proteſtantiſche 
Kirche eine freiere Verfaſſung; den traelitiichen Staats— 
angehörigen ward Gleichjtellung mit ihren chriftlichen Mit- 
bürgern gewährt; das GerichtSverfahren wurde neu organifirt, 
die Verwaltung im Sinne ausgedehnter Selbitregierung 
der Kreife und Bezirke umgeitaltet. Nicht jo glüdlich war 
die freifinnige Partei in Heſſen-Darmſtadt, objchon ſie 1862 
die Mehrheit in der IL. Sammer erlangte. Die von Herrn 
v. Dalwigk mit dem erzbiichöflichen Stuhle zu Mainz 
abgeichlojiene Konvention troßte allem Anftürmen der 
Dppofition. In Würtemberg gelang der Oppofition 


wenigstens die Beſeitigung des Concordats, wenn auch in 
den eigentlich politischen Angelegenheiten es zur Zeit noch 
ſo ziemlich beim Alten blieb. In der Mehrzahl der 
thüringischen Staaten, ebenjo in Oldenburg und Braun: 
jchweig, war jelbjt während der langen Neactionsperiode 
der Fünfziger Jahre tinmerfort in einem freien und volks— 
thümlichen Geifte regtert worden; bier bedurfte es Daher 
feine Syſtemwechſels, hier fand fein Gegenſatz zwiſchen 
Negierenden und Regierten ftatt. | 

Im Uebrigen ward die Aufmerfiamfeit und Die 
Thätigieit aller freifinnigeren Elemente der Nation je länger 
je mehr von ven Zuſtänden der Einzelftaaten ab- und auf 
die größeren Anliegen des allgemeinen deutſchen Vater— 
landes hingelenkt. In dieſer Richtung wirkte fortwährend 
der Nationalverein; neben ihn ſtellte ſich mit nahezu 
gleichen Zwecken, aber gewichtiger in ſeinem Auftreten, weil 
er ſeine Mitglieder den geſetzlichen Vertretungen des Volkes 
entnahm, der deutſche Abgeordnetentag, eine Verſammlung 
liberaler Abgeordneter aus den verſchiedenen deutſchen 
Ländern, der zum erſten Mal am 28. September 1862 
in Weimar zuſammentrat. Auch er erklärte ſich, wie der 
Nationalverein, mit größter Mehrheit für Wiederanknüpfung 
an die Reichsverfaſſung von 1849. 

Die Negierungen ſelbſt wurden von dieſer neuen 
nationalen Bewegung mit fortgezogen. Die einen ſchloſſen 
ſich ihr an in wirklicher Erkenntniß von der Nothwendigfeit 
einer Umgeftaliung der deutjchen Bundesverhältnijje und 
in der aufrichtigen Abficht, zu einer jolchen die Hand zu’ 
bieten; Die andern juchten durch Schetnreformen jich mit 
der Bewegung abzufinden. 
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Die preußiiche Negierung, von der man mit Recht 
ein VBorangehen in diefer Nichtung erwartete, Hatte bald 
nach) Einjegung der Regentſchaft einzelne dahin zielende 
Schritte gethan. Sie hatte gegen’ das Unternehmen Däne- 
marks, mit Hülfe einer „Gejammtverfafjung” die Herzog: 
thümer oder doch Schleswig enger an das Königreich zu 
fetten, ein kräftigeres Einfchreiten des Bundestages ange 
regt. Sie hatte eine Revijion der furhefjiichen Verfaſſungs— 
frage beim Bundestage beantragt. Zu einer folchen war 
um jo mehr Grund vorhanden, al3 auch die nad) der 
octroy irten Verfaſſung von 1852 gewählten Stände diefer 
Berfajiung ihre Zuftimmung verjagt und fort und fort 
auf Wiederherftellung der VBerfaffung von 1831 gedrungen 
hatten. Es dauerte lange, ehe eine Mehrheit am Bunde 
für die Wiederherftellung des gefränkten Rechts im Kur— 
hejjen zu Stande fam. Erſt 1862 entichloß fich Defter: 
reich, dem preußiichen Antrage beizutreten, der num zum 
Beichlufje erhoben ward. Dem Kurfürſten ward aufgegeben, 
mit den Ständen wegen Wiederheritellung der Verfaſſung 
von 1831 (mit einigen Abänderungen) fich zu verjtändigen. 
ALS der Kurfürjt nicht blos diefem Beſchluſſe des Bundes- 
tages troßte, jondern auch gegen die preußiiche Regierung 
ih unhöflich benahm, rief die leßtere ihren Gejandten vor 
Kaſſel ab und ordnete die Kriegsbereitichaft zweier Armee- 
corp am. Nun jprach auch Dejterreich ein ernjtes Wort. 
Der Kurfürft machte Miene, nachzugeben, allein bald er- 
wachte jein Troß von Neuen, und er trieb c3 jo arg, daß 
Herr von Bismard, der inzwilchen die auswärtige Politik 
in Preußen übernommen Hatte, ihn kurzer Hand in einer 
durch einen einfachen Feldjäger überjandten Note mit Zwangs— 
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maßregeln‘ bedrohte. Defterreich ſchloß ſich dieſem Bor: 
gehen Preußens an, und jo trat endlich im Jahre 1863 
die kurheſſiſche Verfaffung von 1831 (allerdings mit Aus— 
Iheidung einzelner werthvoller Beftimmungen, die man 
für „bundeswidrig” erklärte) wieder in Wirkſamkeit. 

Auch eine Reform der Bundeskriegsverfafjung hatte 
Preußen angeregt. Hier aber jtieß es auf den entjchiedener 
Widerwillen der Mittelftaaten. Preußen verlangte, daß 
im alle eines Krieges die norddeutjchen Bundescontingente 
unter feine, die ſüddeutſchen unter Oeſterreichs Führung 
gejtellt würden. Diefer Antrag ward verworfen. Auch 
Spätere Verfuche einer Löfung diefer Frage führten zu feinem 
Reſultate. Seinerjeit3 verhielt Preußen jich ablehnend zu 
dem Programm, welches die Mitteljtaaten (auf Grund vor: 
läufiger Beiprechungen unter fi) zu Würzburg) am 
Buntestage vorlegten. Dajjelbe enthielt eine ganze Weihe 
von Neformverjchlägen (Bundesgericht, Rechtseinheit, Ein- 
heit von Maß und Gewicht u. ſ. w.) und jchien darauf 
berechnet, Preußen in der öffentlichen Meinung zu über- 
trumpren und das Anjehen des Bundestages auf Preußens 
Ko'ten zu erweitern. men ähnlichen Zwed hatte wohl 
auch der hannoverjche Antrag auf Schaffung einer deutjchen 
Kriegsflotte, ein Antrag, eingebracht bei demjelben Bundes- 
tage, der die vom Parlamente 1848 gejchaffenen Anfärge 
einer folchen Flotte unter den Hammer des Auctionators 
gebracht, ausgehend von derjelben mittelitaatlichen Diplo- 
matie, welche feiner Zeit zu jenem ſchmachvollen Acte mit- 
gewirkt hatte! 

Allen jolchen Anläufen gegenüber verhielt jich Preußen 
theils einfach ablehnend, theils fette e8 denſelben pofitive 

K. Biedermann, Dreikig Jahre deutich. Geich. IL 23 
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Vorſchläge in der gleichen Richtung, aber in mehr praktiſchem 
Sinne entgegen, jo in der Sslottenangelegenheit, two es vor— 
ichlug, die bereit beftehende preußische Tlotille zum Kern 
einer deutjchen SKriegsflotte, zunächſt durch Anjchluß der 
großen Seeftädte, auszugeftalten. Gleichzeitig eritrebte e3 
eine wenigſtens theilweije Einigung der deutjchen Wehr: 
fräfte durch Militärconventionen mit einzelnen Staaten. 
Endlich traten die „Würzburger“ mit einem umfajjenden 
Bundesreformprojecte hervor. Herr von Beuft war es, 
der als officieller Urheber defjelben figurirte. Am 15. Det. 
1861 gelangte fein Reformentwurf in die Deffentlichkeit. 
Nach) demjelben jollte der Bundestag jährlich nur zwei 
Monate lang tagen, und zwar das eine Mal in Regens— 
burg unter Oesterreich, das andere Mal in Hamburg unter 
Preußens Vorſitz. In der Beit, wo er nicht beilammen 
wäre, follte ein Directorium, bejtehend aus Dejterreich, 
Preußen und einem dritten Mitgliede, die Bundesangelegen- 
heiten leiten. Dem Bundestage follte eine Verfammlung 
von Delegirten der Einzellandtage zur Seite ſtehen, nicht 
als gejeglich bejchliegendes, jondern nur al3 berathendes 
Organ, welches zuzuziehen oder nicht zuzuziehen überdies 
in das Ermejjen des Bundestages geitellt bliebe. 
Diieſer Entwurf befriedigte nach feiner Seite. Dejter- 
reich wollte fich zu einer Theilung des bisher von ihm 
allein innegehabten Borfiges mit Preußen nur dann herbei- 
lajjen, wenn dafür der Bund ihm auch feine außerdeutjchen 
Beligungen garantire. Preußen wies jede Erweiterung 
der Organijation des Bundes zurüd, da der Bund nur 
eine völferrechtliche Bedeutung haben folle und fünne. Da: 
gegen regte der neue preußische Minifter des Auswärtigen, 
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Graf Bernſtorff, den Gedanken des engeren Bundesſtaates 
im Bunde wieder an, einen Gedanken, für den ſchon Baden 
und Coburg ſich gegenüber dem Beuſtſchen Projecte ausge— 
ſprochen hatten. Von Seiten der anderen Regierungen rief 
dieſe, wenn auch vorläufig nur gleichſam theoretiſche Wieder— 
aufnahme des Grundgedankens der Reichs- und der Unions— 
verfaſſung lebhaften Widerſpruch hervor. Eine Anzahl 
derſelben trat in Wien zu vertraulichen Beſprechungen zu— 
ſammen, aus denen indeß nur das Stückwerk einer neuen 
Bundesverfaſſung hervorging. Es war darin wieder von 
einer Delegirtenverſammlung die Rede, die aber nur ge— 
wiſſe Geſetze (über Civilprozeß und Obligationenrecht) be— 
rathen ſollte. Die preußiſche Regierung beharrte auf ihrer 
Erklärung, daß der dermalige deutſche Bund, in welchem 
zwei Großmächte ſich gegenüberſtänden, eben deshalb niemals 
eine gedeihliche Wirkſamkeit erlangen könne. Sie behielt 
ſich vor, „wenn der günſtige Augenblick gekommen ſei,“ 
mit denjenigen Staaten, die zu einem Bundesſtaate im 
Bunde zuſammentreten wollten, darüber ſich zu verſtändigen. 

Der Nationalverein und der Abgeordnetentag erklärten 
das öſterreichiſch-mittelſtaatliche Bundesreformproject für 
ſo unbefriedigend, daß es nicht einmal den Werth einer 
Abſchlagszahlung auf die längſtgehegten nationalen Wünſche 
habe. Dagegen bildete ſich im Herbſt 1862 ein groß— 
deutſcher „Reformverein“, der in einer Verſammlung zu 
Frankfurt (am 28. Det.) ſeine Zuſtimmung zu dem Projecte 
ausſprach. 

Herr v. Bismarck, der neue preußiſche Miniſter des 
Auswärtigen, nahm inzwiſchen Gelegenheit, die öſterreichiſche 
Regierung direct darüber in's Klare zu ſetzen, von welchen 
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- Standpunkte aus er die deutſche Frage betrachte und zu 
behandeln gedenke. In einer Unterredung mit dem öjter- 
reichiſchen Botichafter, Graf Karolyi, int December 1862, 
beflagte ex fich darüber, daß feit den Tagen der Schwarzen 
berg'ſchen Politik Defterreih den Einfluß Preußens auch 
in Norddeutſchland mehr und mehr zurückzudrängen ſuche. 
Am Bundestage ſeien wichtige Anträge eingebracht worden, 
ohne — was früher nie geſchehen — Preußen auch nur 
zu befragen. Jetzt gehe man offenbar darauf aus, Preußen 
zu majoriſiren; Preußens Einſpruch gegen die ohne fein 
Vorwiſſen gejtellten Anträge werde unbeachtet gelajjen. 

Herr v. Bismard verhehlte dem Vertreter Dejterreich® 
ucht, „daß das weitere Vorgehen der Bundestagsmehrheit 
auf einer von Preußen für verfafjungswidrig erkannten 
Bahn Preußen in cine unannehmbare Stellung bringe, 
daß die preußiiche Regierung eine ſolche Weberjchreitung 
der Competenz de3 Bundes durch Beichlüffe der Majorität 
al3 einen Bruch der Bundesverträge auffajjen und dem 
entjprechend verfahren, daß fie jolchenfals ihren Bundes: 
gejandten abberufen, dann aber auch) die Wirkſamkeit einer 
Verfammlung, an der fie fih aus NRechtsgründen nicht 
mehr betheilige, in Bezug auf den ganzen Gejchäftzfreis 
des Bundes nicht weiter für zuläjfig anerkennen würde.“ 
Eine praktische Folge davon würde u. M. die fein, daß die 
in den Bundesfejtungen befindlichen preußijchen Garnijonen 
fich nicht mehr "als der Bundesverfanmlung unterjtellt zu 
betrachten hätten. 

Herr v. Bismarck ließ den öjterreichiichen Botjchafter 
auch darüber nicht im Unklaren, daß es „ein gefährlicher 
Irrthum“ jei, wenn Oejierreich meine, „in einem für 
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Defterreich bedrohlichen striege werde Preußen doch unter 
aller Umftänden Oeſterreichs Bundesgenofje fein.” Sollte 
Oriterreich auf feiner bisherigen Politik gegen Preußen 
beharren, „jo würde unter U:uftänden ein Bündniß Preußens 
mit einem Gegner Dejterreich® eben jo wenig ausgefchloffen 
fein, al3 im emigegengefegten Falle eine treue und feite 
Verbindung beider deutſchen Großmächte gegen gemeinjchaft- 
liche Feinde.“ „Oeſterreich habe die Wahl, feine gegen- 
wärtige preußenfeindliche Politik mit dem Stüßpunfte einer 
mitteljtaatlichen Coalition fortzujegen, oder eine ehrliche 
Verbindung mit Preußen zu fuchen. Zu leßterer zu 
gelangen, fei fein, Bismarcks, aufrichtigſter Wunſch. Die- 
jelbe könne aber nur durch das Aufgeben der preußen- 
feindlichen Thätigkeit Oeſterreichs an den deutjchen Höfen 
gewonnen werden *).“ ; 
Ein Annäherungsverfuch, den die öfterreichtiche Re— 
gierung durch den Grafen Thun mochte, indem diejer den 
Vorſchlag zu einer perfönlichen Beſprechung zwiſchen Bismard 
und dem Grafen Rechberg nad) Berlin überbrachte, jcheiterte 
2) In der Circulardepefhe vom 24. Zarırar 1863, worin Die 
Unterredung Bismards mit de + Grafen Kerolyi mitgetheilt wird, 
(um Entitellungen derfelben in Jouſnalartikeln von Wien aus ent= 
gegenzutreten), finden fid) nur die hier oben wiedergegebenen Aeuße— 
rungen, In einer öſterreichiſchen Eircufardepefche vom 28. Feb. 1863, 
welche eben darüber handelt, ijt noch hinzugefügt: „Bismard habe 
der öfterreihifchen Regierung die Alternative geitellt, fentweder fich 
aus Deutfchland zurücdzuziehen und den Schwerpunkt Oeſterreichs 
nah dem Oſten zu verlegen, oder im nächſten europäifchen Conflict 
Preußen auf der Seite der Gegner Defterreich® zu finden.“ Ob 
das gefliigelte Wort von der „Verlegung des Schwerpunktes nad) 
dem Oſten“ wirklich geiprochen worden, bleibt hiernach ungewip. 
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an der dabei geitellten Borbedingung, „daß Preußen 
ih zuvor mit den eingebrachten Bundesreformanträgen 
(dem Delegirtenproject) einverjtanden erklären oder doch, 
wenn Dejterreich darauf verzichten jolle, ihm ein ent- 
Iprechendes Aequivalent dafür fichern müſſe.“ Wahr: 
Icheinfic) war darunter wieder eine Garantie der außer: 
deutſchen Befigungen Defterreich3 verftanden. Auf folche 
Bedingungen ging man in Berlin nicht ein; die Be 
gegnung der beiden StaatSmänner unterblieb. 

Um dieſe Zeit that Bismard einen Schritt, der im 
Sn: und Auslande große Erregung hervorbrachte. In 
Nuffiich-Polen war ein Aufitand ausgebrochen. Die Welt 
mächte und ſelbſt Defterreich zeigten ſich der polnischen 
Sache günstig; fie thaten wiederholt, wenn auch vergebens, 
gemeinfame Schritte zu Gunsten der Polen bei dem Cabinet 
von St. Petersburg. Napoleon wäre wohl gern noch 
weiter gegangen; allein zu einem activen Vorgehen fchienen 
weder England noch Dejterreich geneigt. 

Einen anderen Standpunkt nahm das Miniſterium 
Bismarck ein. Bismarck war überzeugt, daß, wenn es 
den Polen gelänge, ein unabhängiges Reich zwiſchen Ruß— 
land und Preußen wieder aufzurichten, dies nicht zum 
Vortheile Preußens gereichen würde Cr „wollte lieber 
den Kaiſer Alexander II. zum Nachbar haben, al3 ein 
propagandiſtiſches Polen, welches jchwerlich vergefjen würde, 
daß Danzig und Thorn einft polnisch geweſen.“ Da er 
das Herübergreifen des Aufitandes nach Bojen befürchtete, 
jo ordnete er eine militärische Bewachung der Grenze an; 
auch traf er Verabredungen mit Rußland, denen zufolge 
unter Umständen die ruffiichen und preußifchen Truppen 
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bet der Entwaffnung don Aufſtändiſchen fich unterftügen 
jollten. Dieje „Convention“ erlangte zwar, wie Bismard 
im Abgeordnetenhaufe erklärte, feine praktische Wirkfjamfeit, 
da der Aufſtand bald jeine Kraft verlor; allein fie ward 
Gegenstand heftiger Angriffe ebenfowohl im preußischen 
Abgeordnetenhaufe, wo man vielmehr eine Unterftüßung der 
Polen wünſchte, wie auch im englischen Parlamente. Zu 
directen diplomatischen Reclamationen gegen diejelbe fam es 
nicht; ſowohl die engliiche al3 die öſterreichiſche Regierung 
hielten e3 nicht für angezeigt, ſolche zu erheben. 

Abgejehen davon, da Bismard einen Sieg des 
polnischen Aufitandes nicht im Intereſſe Preußens fand, 
hatte er wahrjcheinlich auch mögliche künftige Verwicklungen 
Preußens mit andern Staaten im Auge, bei denen, wie er 
vorausjah, eine wohlwollende Haltung des mächtigen 
Nachbars im Oſten für Preußen eben jo nüßlich, wie das 
Gegentheil davon gefährlich fein würde, 

Am 22. Januar 1863 gelangte das Delegirtenproject 
am Bundestage zur Abjtimmung. Die Ausschußgmehrheit 
empfahl dajjelbe zur Annahme. Der preußiiche Gejandte 
erklärte, Preußen werde im alle der Annahme den 
Bundestag wegen Ueberfchreitung feiner Competenz nicht 
mehr als rechtliches Drgan des Bundes anerkennen, 
Nichtsdeitoweniger beharrten Dejterreich und die vier König— 
reiche nebit Darmitadt auf dem Antrage; fie jchienen e3 
auf das Aeußerſte ankommen lajien zu wollen. Allein 
Kurheſſen trennte ſich von ihnen und brachte, zuſammen 
mit den fleineren Staaten, die Mehrheit auf Preußens 
Seite. Mit 9 gegen 7 Stimmen ward das Project ver- 
worfen. Auch bei diefer Gelegenheit, und diesmal noch 
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veutlicher, al3 früher, |prach die preußiſche Regierung fich 
dahin aus, „daß eine befriedigende Reform des ganzen 
Bundes unmöglich fei und daß Spreußen, abjehend von 
allen Verhandlungen über eine ſolche, nur in freien Ver— 
einbarungen mit einzelnen Bundesftaaten ihr Ziel erblice.“ 
Auch erklärte der preußische Gefandte: „Nicht in einer 
unvollsthümlichen und ohnmächtigen Delegirtenverfammlung, 
jondern nur in einer aus freien Wahlen hervorgehenden 
Bolfsvertretung mit angemefjenen gejeglichen Befugniſſen 
werde das Bedürfniß der Nation feine Befriedigung jinden.“ 


Zroß dieſer jo entjchiedenen Stellungnahme Preußens 


in der deutjchen Frage ließ dennoch Dejterreich von dem 
Plane einer Bundesreform in feinem Sinne und zu feinen 
Gunsten nicht ab. Der inzwilchen nur immer mehr vers 
Ichärfte innere Conflict in Preußen hatte im übrigen Deutjch- 
land eine weitreichende Verftimmung gegen die preußiiche 
Negierung hervorgebracht. Selbjt die wärmiten Anhänger 
de3 Gedankens einer preußischen Führerichaft fanden ſich 
dadurch entmuthigt und bloßgeſtellt. Konnte man einem 
Staate, der im ſich jelbft jo wenig einig war, in den das 
Verhältniß zwifchen Regierung und Volk noch jo wenig 
geklärt erichien, die Geſchicke Deutjchlands anvertrauen? 
Sogar der Nationalverein hatte auf feiner Jahresver— 
jammlung von 1861 die Hindeutung auf Preußens Führer: 
Ihaft aus feinem Programme hinweggelajien! Dagegen 
mochten die Freunde Oeſiecreichs mit einigem Schein von 
Berechtigung fi) auf die eben damals im Dejterreich ein- 
getretene Wandlung der Verhärmiſſe berufen, mochten 
rühmen, wie die öfterreichifche Negierung eus freiem Ans 
triebe in conftitutionelle Bahnen eingelenft habe, Letztere 
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jelbit that alles, um dieſe Wendung ber öffentlichen 
Stimmung Deutſchlands nach Defterreich hin zu begünftigen. 
Auf ihren Betrieb fanden die Berfammlungen der deutichen 
Juriſten, der Naturforjcher, der Künjtler, ja des Guſtav— 
Adolph-Bereins auf öfterreichiichem Boden jtatt und hatten 
jich Dort der wohlwollendſten Aufnahme zu erfreuen. 


Sm Sommer 1863 trat endlich die üfterreichiiche 
Regierung mit ihrem Plane einer Bundesreform im großen 
Style hervor. Am 2. Auguft bejuchte der Kaiſer Franz 
Sojeph den, zu einer Badecur in ajtein anmejenden 
König von Preußen und Findigte ihm den Entſchluß an, 
zum 16. Auguft die jämmtlichen deutjchen Bundezfürjten 
behuf3 perjönlicher Sejprechungen über ein Bundesreform: 
project zu einem „sürjtentage” nach Frankfurt a. M. ein: 
zuladen, | 

Als Unterlage für diefe Beiprechungen follte eine 
Denkfichrift dienen, welche an die andern Regierungen ver— 
ſandt wurde und welche der Kaiſer perjünlich dem Könige 
überreichte. 

Der König machte geltend, daß eine jolche Beiprechung 
der Fürſten ohne vorherige Durchberathung des Reform 
planes in Minifterconferenzen jchwerlich zum Ziele führen 
werde. Er rieth zu einer Verſchiebung des enge 
auf den 1. October. 


Nichtsdeſtoweniger erhielt der König ſchon Tags 
darauf (nachdem Kaiſer Joſeph noch am 2. Auguſt 
wieder abgereift war) durch cinen kaiſerlichen Flügel— 
adjutanten die Schriftliche Einladung zum Fürſtencongreß, 
und zwar auf den 16. Auguſt. Er beantwortete Diele 
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wie vorher die perſönliche des Kaiſers. 

Trotz dieſer ſo beſtimmten Ablehnung des preußiſchen 
Königs beharrte die öſterreichiſche Regierung bei ihrem 
Plane eines Fürſtencongreſſes am 16. Auguſt; ja die Ein— 
ladungen dazu an die andern Fürſten waren abgeſandt 
worden, ohne auch nur die Erklärung des Königs abzu— 
warten. 

So ſah denn Frankfurt in den Tagen vor dem 
16. Auguſt den Einzug des Kaiſers und einer großen 
Anzahl deutſcher Fürſten in ſein Weichbild — ein Ereigniß, 
das an die Wahl: und Krönungstage im alten deutſchen 
Neiche erinnerte. Auch war nichts verjäumt worden, um 
diejem Acte den nöthigen äußeren Glanz zu geben. Die 
Bahnhöfe prangten in jchwarzeroth-goldnen Farben; fie 
waren, ebenjo wie die Straßen der Stadt, mit Kränzen 
und Flaggen geichmüdt und am Abend mit Kadeln er- 
leuchtet; allenthalben ftanden Ehrenwachen. Die gegen 
feitigen Bejuche der Fürsten unter. jich, ſowie ihre Auffahrt 
beim Kaifer, der im Thurn= und Taris’jchen Palais wohnte 
und vor dejien Zimmern Hartſchiere in alterthümlicher 
Tracht Wache hielten, entfalteten einen lange nicht gejehenen 
Glanz von Equipagen, von Dienerfchaft, von Uniformen. 
Die Bevölferung ließ es an Ausbrüchen der Begeijterung, 
an Hurrah3 für die vorüberfahrenden Fürsten und Bürger: 
meijter der freien Städte nicht fehlen. Die Stadt Frank— 
furt gab ihren erlauchten Gäjten ein glänzendes Feſt in 
den Sälen des hiſtoriſchen Römer, wobei wiederum Hart— 
ſchiere in alter Tracht paradirten. 

Am 16. Auguſt Vormittags begannen die Conferenzen 
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der Fürſten unter Vorfi des Kaiſers. Die im öfter: 
reichiichen Cabinet ausgearbeiteten Vorſchläge zu einer 
Bundesreform waren den Fürſten mitgetheilt worden, aber 
erst jo furz vor der Sitzung, „daß jie ſchwerlich von 
einem der Fürſten hätten ftudirt werden fünnen“ *). 

Die Vorichläge gingen dahin, daß inskünftige die 
Bundesangelegenheiten von einem Pirectorium geleitet 
werden ſollten, welches aus Defterreich, Preußen, Bayern 
und zwei von den größeren Fürſten gewählten Mitgliedern 
gebildet würde. Daneben jollte ein Bundesrath bejtehen, 
in welchem Dejterreich und Preußen je 3 Stimmen hätten. 
Den Borjig in Leiden SKörperjchaften ſollte Dejterreich 
führen. Eine Verſammlung von Delegirten der Yandtage 
jollte alle drei Jahre in Frankfurt zujanmentreten, öffent: 
lich verhandeln und über die von Directorium und Bundes- 
rath ihr vorgelegten Gejeßesvorichläge beſchließen, auc) 
jelbjt Vorſchläge machen dürfen. Außerdem jollten perjön- 
liche Berfammlungen der Fürſten jtattfinden, um über die 
vom Directorium ihnen mitgetheilten Ergebniſſe der 
Delegirtenberathungen „in freier Verſtändigung“ Beichlüffe 
zu fallen. Endlich beantragte Oeſterreich die Einjegung 
eines Bundesgerichts, deſſen Mitglieder von den Regierungen, 
zum Theil auf den Borjchlag ihrer Ständeverjammlungen, 
zu ernennen wären. Den eigentlichen Kern der öſterreichiſchen 
Borichläge bildete wiederum die dem deutjchen Bunde ange 
ſonnene Bürgjchaft für Dejterreichs Gefammtbefigitand. Bei 
Kriegen eines deutichen Bundesstaates, der außerhalb des 


*) So drückt fich in feinen „Denkwürdigleiten“ Dudwiß aus, der 
als Vertreter de3 Senats von Bremen dem Fürjtentage beiwohnte. 
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Bundes Befigungen habe, jollte das Directorium den 
Bundesrath zur Beichlußfafjung über die Theilnahme des 
Bundes an einem folchen Kriege auffordern; die Entjcheidung 
jollte mit einfacher Stimmenmehrheit jtattfinden. 

Im Directorium konnte Defterreich auf die Stimmen 
Bayerns und der beiden zu wählenden Mitglieder (welche jeden: 
fall3 abwechjelnd zwei der andern Könige jein würden) ficher 
zählen; ein vom Directorium mit vier gegen eine Stimme 
an den Bundesrat gelangender Beichluß würde aber auch 
bier wohl immer eine einfache Mehrheit erlangen. Die 
Rechnung des Wiener Cabinet3 war alſo eine ziemlich 
zuverläffige. 

Bevor in die Berathung dieſer Vorjchläge eingetreten 
ward, machte der Großherzog von Medlenburg- Schwerin 
darauf aufmerfam, daß die Sache mißlich jei, wenn 
Preußen fehle, und jchlug vor, den König von Preußen 
(der inzwilchen Gaftein mit Baden-Baden vertaufcht Hatte) 
im Namen der erlauchten Verſammlung durch eine 
Deputation nochmals zur Theilnahme an deren Berathungen 
einzuladen. Der Großherzog von Baden unterjtügte den 
Vorſchlag. König Johann von Sachen trat ebenfalls bei, 
bemerkte jedoch: „Man müſſe dabei zugleich erklären, daß 
alle deutſche Fürſten und die freien Städte fich bereits 
geeinigt hätten, auf der Baſis der Fatjerlichen Vorſchläge 
in Die Detailberathungen einzutreten“. Der Saijer 
billigte die, meinte aber: „Falls der König von Preußen 
wider Verhoffen ablehnen jollte, müßten die Anweſenden 
dennoch das Verfaſſungswerk in Fürzejter Friſt fertig 
machen; man fünne ja Preußen dem Beitritt offen lajjen.“ 
König Sohann ward erjuht, zu König Wilhelm fich 
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zu begeben und demſelben die Einladung der Fürſten 
perjönli und mitteljt eines von Allen unterzeichneten 
Schreibens zu überbringen. 

König Wilhelm lehnte auch dieje Collectiveinladung 
ab. Er that dies in einem eigenhändigen Schreiben an 
Katjer Franz Joſeph, worin er nochmals ausſprach: „Er 
könne über die der Berathung zu Grunde zu legenden 
Anträge (über welche dem König, wie dejjen Schreiben 
bejagte, nicht einmal eine amtliche Mittheilung gemacht war!) 
erjt dann Entjchliegung fajjen und Erklärungen abgeben, 
wenn diefe Anträge durch feine Minijter im gejegmäßigen 
Wege geprüft jein würden,” — geprüft „in ihrem Berhältnig 
zu der berechtigten Machtjtellung Preußens, jo wie zu 
den berechtigten Interefjen der Nation.“ 

Sn der Bwijchenzeit bis zur Zurüdfunft des Königs 
von Sachſen fanden allerhand Sondervereinigungen (man 
könnte faft jagen, Barteiverjammlungen) der Fürſten jtatt. 
Diejenigen, welche zu Preußen neigten, Baden, Weimar, 
Coburg, Oldenburg, Waldeck, Aitenburg, hielten vertraus 
liche Berathungen, erft beim Großherzog von Baden, dann 
beim Herzog von Coburg, dann wieder beim Großherzog 
von Baden, um über ein gemeinjames Borgehen zu berathen. 
Sie waren jehr erregt wegen der ihnen angejonnenen Weber: 
ftürzung, jo wie darüber, daß in einem, noch in aller Haft 
vertheilten öfterreichiichen Aftenftüc, einer Art von Geſchäfts— 
ordnung, gejagt war: „Etwaige Abänderungsvorjchläge 
dürften nicht mitdem leitenden Gedanken des Ganzen in Wider: 
ſpruch Stehen.” Sie wollten beantragen, das öjterreichiiche 
Project vorerjt einer Minijterconferenz zu unterbreiten. 
Auf der andern Seite traten die ſog. „Würzburger“ zus 
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jammen, die Könige und die Fürſten der beiden Hejjen und 
von Naſſau. Auch ihnen ward bange vor der Halt, 
womit die Vorlage berathen werden jollte; auch fie neigten 
Minifterconferenzen zu. Allein, als nach der Rückkunft 
des Königs von Sachſen von feiner erfolglofen Miffion 
die Plenarberatdungen wieder anfgenommen wurden, hatte 
feiner der Fürſten den Muth, Vorjchläge in jener Richtung 
zu machen, und jo trat man in die Einzelberathung ein. 
Bei diejer jedoch ermannte fich die Oppofition zu einem 
ernjtlichen Widerjtande gegen einzelne der ganz bejonders 
für Defterreich günftigen, für Preußen nachtheiligen Be— 
Itimmungen. Die Zujammenjegung des Directoriums ward 
verändert. Den fünf Mitgliedern ward ein fechites bei- 
gefügt, welches von den Eleineren Fürſten und den freien 
Städten gewählt werden jolltee Für Erklärung eines 
Bundeskriegs zur Bertheidigung außerdeutjcher Befitungen 
eines Bundesftaates ward eine Hweidrittelmehrheit im 
Bundesrath (ftatt der einfachen Majorität, welche Oeſterreich 
wollte) feitgeitellt. Den Borfig betreffend, jo jchlug der 
Großherzog von Baden einen Wechjel zwiſchen Dejterveich 
und Preußen vor; andere Fürſten appellirten an die groß— 
herzige Geſinnung des Kaiſers, indem fie meinten, „eine 
Verjtändigung mit Preußen werde jchwer fein, wenn man 
ihm nicht mit diefem Vorſchlage entgegenkomme.“ Der 
Kaiſer wollte fich nicht erklären. König Sohann von Sachen 
riet), man möge diejen Punkt der privaten Verjtändigung 
der beiden Majeitäten von Deiterreich und Preußen über: 
laſſen. Ein bejtimmter Beſchluß fam nicht zu Stande, 

As endlih am 1. Sept. das Ganze durchberathen 
war, da entjtand große DVerlegenheit, was nun gejchehen 
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jolfe. Eine Menge von VBerbejjerungsanträgen, Vorbehalten, 
Erklärungen waren noch unerledigt. Der Katjer ſchlug vor, 
. diefe alle zurüczunehmen und nunmehr Preußen zum Beitritt 
aufzufordern. Dem widerjegte fich eine große Zahl von 
Fürſten, an ihrer Spite der Großherzog von Baden. Es 
war nahe daran, daß der Fürſtentag ohne Ergebniß ausein— 
anderging. Zuletzt ward vorgeichlagen, die Anweſenden 
jollten die durchberathene Neformacte unterzeichnen‘ „unter 
Vorbehalt der Zujtimmung aller Bundesjtaaten”; wenn 
diefe Zultimmung — alſo die Zuſtimmung Preußens, 
welches allein fehlte — nicht zu erlangen jet, jollten die 
Berathungen von vorn beginnen. Aber auch mit diejem 
Vorbehalte unterzeichneten nur 24 Fürſten. Baden, Weimar, 
Mecdlenburg- Schwerin, Walde hielten ihre Unterjchrift 
zurücd; der Herzog don Altenburg war ſchon vorher abge- 
reijt; die vier Bürgermeifter erklärten, zuvor noch die Zus 
Stimmung ihrer Bürgerichaften einholen zu müſſen. Der 
Großherzog von Baden betonte als einen Mangel der 
Neformacte insbeſondere den, daß fie der Nation Feine 
unmittelbare Bertretung einräume. 

Die Neformacte gelangte nun nebjt einem Schreiben der 
ihr zuitimmenden 24 Fürſten an den König von Preußen. 
Der König ward darin einfach zum Beitritt eingeladen. 
König Wilhelm erforderte das Gutachten feines Staats— 
minijteriums darüber. Dieſes Gutachten führte zuerjt aus, 
daß unmöglich Preußen als Großitaat feine ganze Politik 
fammt der Verfügung über jein Heer von Mehrheits— 
beichlüffen eine8 Bundesorgans abhängig machen könne, 
Wenigſtens bei Kriegserklärungen, bei welchen es jich nicht 
um die Vertheidigung des Bundesgebietes handelte, müßte 
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Preußen ein Beto haben. Ueberhaupt müſſe Preußen den 
Anſpruch auf volljtändige Gleichjtelung beider Großmächte 
im Bunde auch betreffs des Vorjiges erheben. Aber auch) 
„die wahren Bedürfniffe und Jutereſſen der deutſchen 
Nation“ fand das Gutachten durch Die vorgejchlagenen 
Einrichtungen, insbeſondere durch die blos aus Delegirten 
der Einzellandtage zu bildende Bertretung nicht gewahrt. 
Eine Bürgichaft für diefe Bedürfniffe und Interejjen jer nur 
zu finden „in einer wahren, aus Directer Betheiligung der 
ganzen Nation hervorgehenden Nationalvertretung.“ „Nur 
eine folche Vertretung,“ hieß e8 in dem Gutachten, „wird 
für Preußen die Sicherheit gewähren, daß es nichts zu 
opfern hat, was nicht dem ganzen Deutjchland zugute 
fommt. Sein noch jo künſtlich ausgedachter Organismus 
der Bundesbehörden kann das Spiel und Widerjpiel 
dynaſtiſcher und particulariſtiſcher Intereſſen ausschließen, 
welches ſein Gegengewicht und Correctiv in der National— 
vertretung finden muß. In eine Verjammlung die aus 
ganz Deutichland durch directe Wahlen hervorgeht, kann 
Preußen mit Bertrauen eintreten.” Das Minijterium 
empfahl daher dem König, die hier hervorgehobenen Punkte 
(Veto, Gleichheit im Vorſitz, endlich directe Volkswahlen) 
al3 unerläßliche VBorbedingungen aufzuitellen, unter denen 
allein Preußen die Hand zu Berathungen über eine 
‚ Bundesreform bieten könne. Letztere würde übrigens 
jedenfall3 entweder einer Nationalvertretung oder mindeſtens 
den Einzellandtagen zur Genehmigung vorzulegen fein. 

Sm Sinne dieſes Gutachtens ſprach fi) König 
Wilheln (am 22. September) auf die an ihn ergangene 
Aufforderung aus. ES war dies jo gut wie eine Ab- 
lehnung des ganzen Neformwerkes- 
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Die öffentliche Meinung in Deutjchland war anfangs 
durch das Fühne Vorgehen Deiterreihs überrafht und 
theilweife beftochen worden. Da von Preußen, wie man 
meinte, eine fräftige deutſche Initiative zur Zeit nicht zu 
erwarten jtand, jo erſchien es immerhin von Werth, daß 
von anderer Seite her die deutiche Frage wenigitens wieder 
in Fluß gebradht werde. Der Abgeordnetentag trat am 
22. Auguft in Frankfurt a. M. zujammen, um Stellung 
zu dem öfterreihiichen Projecte zu nehmen. Der berühmte 
Hiſtoriker Häuffer erftattete Bericht über den Neformentwurf. 
Er fand in Defterreich® Smitiative und in der Theilnahme 
faft aller Bundesmitglieder am Fürjtentage ein erfreuliches 
Zeugniß der allwärt3 fiegreichen Weberzeugung von der 
Unzulänglichfeit der beſtehenden Bundesformen und der 
dringenden Nothwendigfeit einer Neugeitaltung. Er erklärte, 
daß nur von einem Bundesjtaate im Sinne der Reichs— 
verfaffung von 1349 die volle Befriedigung des Bedürf- 
niffes der Nation zu erwarten jei, glaubte jedoch, daß, 
„der inneren Krifi3 und den äußeren Gefahren gegenüber,” 
der Abgeordnetentag „nicht in der Lage jet, zu dem öfter: 
reichiſchen Entwurf ſich lediglich verneinend zu verhalten.” 
Er machte jodann verjchiedene gemwichtige Ausitellungen 
gegen den Entwurf; insbejondere verlangte er jtatt der 
Delegirten freie Vertreter der Nation, ftatt der Bevorzugung 
Oeſterreichs die Gleichberechtigung beider Großmächte. Unter 
allen Umftänden ſei eine gedeihliche Löjung der Bundes» 
reform nicht von einem einjeitigen Vorgehen der Regierungen 
zu erwarten, jondern nur von der Zujtimmung eines freis 
gewählten Parlamentes. Die Verſammlung itimmte ihm bei 
und faßte Refolutionen in diefem Sinne, 

FR. Biedermann, Dreiöig Jahre deutfch. Geſch. UI. 24 
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Nachdem das ganze Project an Preußens Weigerung 
gejcheitert war, gaben noch der Nationalverein und 
der großdeutſche Reformverein ihre Stimmen darüber ab, 
beide natürlich im gerade entgegengelegten Sinne. Der 
Nationalverein erklärte in einer Generalverfammlung 
vom 16. Dectober, „daß das öſterreichiſche Project den 
Ansprüchen der Nation in Feiner Weife gemüge, daß 
es den Einfluß Oeſterreichs und die Sonderftellung der 
Königreiche veritärte auf Koften Preußens, daß es daher 
entjchieden zu bekämpfen jei. Ziel der Nationalpartei jei 
und bleibe der Bundesitaat.” Der Reformverein, der 


am 28. Detober zufammentrat und zu jeinem Bericht: 


eritatter den ehemaligen iveimariihen Minifter Herrn 
von Wydenbrugk erwählte, erkannte in der Reformacte „eine 
geeignete Grundlage für die Entwiclung der deutichen Ver: 
faffung, die daher anzunehmen fei.” 

Die öſterreichiſche Regierung ſchien nicht übel gemillt, 
ihr Reformproject auch ohne, ja gegen Preußen durchzu- 
jegen. In einer vertraulichen Depesche, welche Graf Rechberg 
unterm 26. September an die mit Defterreich verbündeten 
deutichen Gabinette richtete, erklärte der öfterreichijche 
Minifter die von Preußen geitellten Bedingungen für 
„durchaus unannehmbar“ und ſprach den Wunſch aus, 
die verbündeten Regierungen möchten in „identiſchen 
Noten” dies dem preußiſchen Cabinette Fundgeben, zugleich 
andeuten, daß fie äußerftenfall3 auch ohne Preußen einen 
neuen Bund aufrichten würden. 

Am 23. November traten auf Betrieb Defterreichs 
eben dieſe Staaten zu Minifterconferenzen in Nürnberg 
zufammen. Allein zu einem gemeinfamen Vorgehen gegen 
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Preußen, wie man von Wien aus dies gemwünjcht und 
gefordert hatte, fam es nicht. So richtete denn am 
30. Dctober Graf Rechberg allein eine Note nah Berlin, 
worin, unter jcharfer Abweiſung der von Preußen geftellten 
Bedingungen, ziemlich unverhüllt die Abficht Fundgegeben 
ward, das Neformproject unter allen Umständen durch: 
zuführen. 

Es ſchien die öfterreichiiche Regierung nicht zu beirren, 
das fie 1850, als Preußen mit Gründung der „Union“ 
umging, jede Veränderung der bejtehenden Bundesverhält- 
niffe, wenn auch nur ein einziges Bundesglied wider: 
ſpreche, für fchlechterdings bumdeswidrig und unzuläffig 
erflärt hatte. Was für Preußen galt, jollte für Defterreich 
nicht gelten! 

Ob man in Wien fich eingebildet, die dermalige Re— 
gierung Preußens werde gegen öfterreihifche Drohungen 
eben fo nachgiebig jein, wie meiland die von 1850, 
oder ob man entichloffen war, äußeritenfalls auch einen 
Zwang auf Preußen auszwüben, d. 5. zu den Waffen zu 
greifen, darüber wird eine jpätere Zeit vielleicht Aufſchluß 
geben. Bismarck jchien in der That einen gewaltjamen 
Angriff von Seiten Defterreihs nicht für unmöglich zu 
halten. In einem Berichte des preußiichen Staats: 
miniſteriums an den König wegen Auflöfung des Ab— 
geordnnetenhaujes (vom 2. September) ward als ein wichtiger 
Beweggrund für dieje Auflöjfung auch der angegeben, daß 
es „ein Bedürfniß aller Unterthbanen des Königs fein 
werde, gegenüber den Beitrebungen auf dem Gebiete der 
deutihen Bundesverfaflung, deren unverfennbare Abficht 
fei, dem preußiſchen Staate die Machtftellung in Deutſchland 
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und in Europa zu verfümmern, welche fich nicht ftreitig 
machen zu laffen das preußiſche Volk jederzeit «entſchloſſen 
gewejen jei, der Einigfeit des Volles und Defjen unver: 
brüchliher Treue zu jeinem Herricherhaufe Ausdrud zu 
geben.” Ein „Aufruf an die Wähler,“ welchen am 16. Sept. 
die officidje Provinzialeorreipondenz bradte, wies ganz 
offen darauf hin, wie „die jebigen Zeitverhältniffe jeden 
guten Preußen daran mahnen müßten, daß es gelte, 
Preußens Berfaffung raſch auf geletlicher Grundlage zu 
fihern.“ | 
jedenfalls war der Gegenſatz zwijchen Defterreih un 

Preußen auf das Neußerite zugejpist und schien faft 
unverjöhnlid — da brachte ein überrafhender Zwiſchen— 
fall eine ebenjo überrajhende Wendung in dieſen Verhält— 
niſſen hervor, 


— — — — — 


XX. 


Die ſchleswig-holſteiniſche Angelegenheit. 
— — 


Noch dauerte die Spannung ſort, welche durch den 
Fürſtentag, das dictatoriſche Vorgehen Oeſterreichs und die 
entſchiedene Weigerung Preußens, ſich deſſen Anmuthungen 
zu fügen, erzeugt worden war, da trat ein Ereigniß ein, 
welches, unerwartet, wie e3 war, die ganze Geftalt der 
Dinge in Deutichland veränderte. | 

Am 15. November 1863 ftarb König Friedrich VII. 
von Dänemark, der legte männliche Sproß der königlichen 
Linie. Nach dem im Königreich eigentlich geltenden Her— 
fommen, welches weibliche Thronfolge zuließ, würde dort 
ein von weiblicher Seite her der königlichen Linie ver: 
wandter Fürſt, der Landgraf Friedrih von Heffen, den 
Königsthron beitiegen haben. Nach dem Ilnionsvertrag, 
der im Jahre 1460 zwiſchen dem, damals zum Herzog von 
Schleswig = Holitein ermwählten, König von Dänemark und 
den Ständen dieſer Länder gejchloffen war, wonach bier 
nur die in Deutichland geltende männliche Erbfolge ein- 
treten jollte, würde in lesteren der nächite männliche An: 
gehörige des Geſammthauſes Oldenburg, aljo das Haupt 
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der zweitälteften Linie, der Herzog Chriftian von Auguſten⸗ 
burg, erbberechtigt geweſen jein. 

Damit wären dann alfo Schleswig und Holftein 
völlig und für immer von Dänemark getrennt gemejen; 
fie würden hinfort, unter fich verbunden, einen jelbitändigen 
Staat unter eigenen Fürften gebildet haben. 

Durch den Londoner Vertrag von 1852 war aber 
diefe rechtliche Erbfolgeordnung, allerdings nur mitteljt 
» eines Gemwaltftreihs der Großmächte, außer Kraft gelegt 
und — in der umverhohlenen Abſicht, die Serzogthümer 
für immer an das Königreich zu Fetten — eine ge- 
meinfame Erbfolge. für beide Theile der däniihen Mon 
archie angeordnet, zum nächſten Thronerben aber ſowohl 
im Königreid al in Schleswig und SHolftein Prinz 
Chriftian, da8 Haupt der jüngeren, Glücksburgiſchen 
Linie. beftimmt worden. Landgraf Friedrih von Helfen 
hatte auf fein Erbrecht verzichtet; Herzog Chriftian von 
Auguftenburg war zu einem ähnlichen Verzicht bewogen 
worden, der jedoch (abgejehen von jeiner juriftiih nicht 
zweifellojen Faſſung) die volljährigen Söhne des Herzogs 
nicht binden konnte, die denn auch ihre Rechte in ausdrüd- 
lihen Erklärungen gewahrt hatten. 

Alzbald nah dem Tode Friedrichs VII. beftieg in 
Dänemark Chriftian von Glüdsburg als Chriftian IX. 
den erledigten Thron. Er ward jomwohl von den fremden 
Großmächten als von der Bevölferung im Königreih ohne 
Weiteres anerkannt. Für die Herzogthümer dagegen machte 
der ältefte Sohn des Herzogs Chriftian von Auguftenburg, 
Friedrih, jeine Anſprüche in einer Proclamation geltend, 
worin er erflärte, daß er fraft angeftammten Erbrecht die Re- 
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gierung über die Herzogthümer antrete. Zugleich ließ er 
beim Bundesrathe durch den badiichen Gejandten eine 
„feierliche Rechtsverwahrung gegen jede etwaige Beftreitung 
jeiner Negentenrechte und jede mit dem vollen Genuffe 
derjelben nicht zu vereinigende Handlung“ überreichen. 
Die Mehrzahl der Beamten in Holftein verweigerten den 
von ihnen verlangten Huldigunggeid für Chriftian IX. Ein: 
Berfammlung der ſchleswig-holſteiniſchen Ritterichaft in Kiel 
beſchloß mit allen gegen eine Stimme eine Eingabe an den 
Bundestag zu Gunſten der „legitimen Rechte des Herz0g3 
Friedrich.” i 

Im Übrigen Deutſchland entjtand ſofort eine lebhafte 
Bewegung für die Trennung der Herzogthümer von 
Dänemark. Das Londoner Protokoll von 1852 war hier 
ſtets als ein Act der Willfür, jeine Mitunterzeichnung 
duch die beiden deutſchen Großmächte als eine ver 
ihlimmiten Ausgeburten jener traurigen Zeit der Reaction 
und der Erniedrigung Deutſchlands angefehen worden. Der 
Bundestag als folder Hatte dieſes Protofoll niemals an- 
erfannt. Mehrere einzelne deutſche Regierungen hatten 
ihre Zuftimmung ebenjall3 verweigert. Aber auch jolche, 
die ſich damals dazu herbeigelaffen, ſagten ſich jebt, unter dem 
Drude der öffentlichen Stimmung in ihren Ländern, davon los. 
Herzog Ernit von Coburg » Gotha war der erjte deutjche 
Fürft, der den Erbprinzen von Auguftenburg als Herzog 
von Schleswig: Holjtein förmlich anerkannte. Der Lebtere 
nahm, da ihm der Eintritt in die Herzogthümer durch 
die Bejegung diejer mit däniſchen Truppen verjagt war, 
vorläufig jeinen Sig in Gotha. Das Königreihd Sachſen 
beantragte am Bundestage die Nichtzulaffung eines Ge: 
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fandten Chriſtians IX. und die Beſitznahme der beiden 
Bundesländer Holftein und Lauenburg durch Bundes: 
truppen, „bis zu dem Beitpunfte, wo der Bund ji im 
der Lage ſehen merde, dieje Länder dem von ihm als 
rechtmäßig anerkannten Nachfolger zur eignen Verwaltung 
zu übergeben.” Die Führung der holftein=lauenburgifchen 
Stimme am Bunde ward dur Beichluß des Bundestags 
einitweilen juspendirt. 

Sm deutjchen Volke nahm die Agitation für Schleswig: 
Holftein immer größere Verhältniffe an. Das nationale 
Gefühl, duch den italieniihen Krieg zuerit wieder ange: 
regt, war dur die Bejtrebungen des Nationalvereinz, 
durch die mehrfachen Reformprojecte der Regierungen ſelbſt 
zulest durch den Fürſtentag wach erhalten, durch zahlreiche 
Volksfeſte, wie das Scillerjubiläum 1859, die an ver: 
ſchiedenen Orten gefeierten allgemeinen Turner, Schüßen: 
und Sängerfeite, in immer weitere Kreife der Bevölferung 
verbreitet worden. Die gefährdete Lage des Bruder: 
ſtammes im Norden hatte allzeit einen Lebensnerv des 
deutſchen Volkes berührt. Die ſchleswig-holſteiniſche Frage 
309g fih wie ein rother Faden durch alle Phaſen der 
neueſten deutſchen Gefchichte hindurch. Das erite Auf: 
tauchen diejer Frage in den 40er Jahren hatte jofort ganz 
Deutjhland in Bewegung geſetzt. Der Malmder Waffen: 
jtillftand, der eine Preisgebung der Sache Schleswig: 
Holfteins zu bedeuten fehien, hatte einen verhängnißvollen 
Einfchnitt in der Bewegung des Jahres 1848 gebildet. 
Die ſchmachvolle Ueberlieferung der Herzogthümer an die 
dänische Gewaltherrſchaft durch die beiden deutichen Groß: 
mächte im Jahre 1850 war als die weitaus jchlimmite 
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Frucht der unjeligen Politik Olmütz allwärts in Deutſch— 
land mit Schmerz und Erbitterung empfunden worden. 
Jetzt nun jchien der Moment gekommen, dieſes Unrecht 
gutzumachen; jebt jchten der Moment gefommen, die wadern 
Schleswig-Holſteiner für immer der Bedrüdung durch eine 
ausländiiche Macht zu entziehen, zwei jchöne, reiche Länder 
mit prachtvollen Häfen und mit einer jeetüchtigen Bevöl— 
ferung für immer feſt und unauflöslih an Dentjchland zu 
binden. Das fonnenklare Recht ſtand bier im Bunde mit 
den feurigiten nationalen Wünſchen. Was ſich zwiſchen 
beide drängte, was auch jet wieder die Herzogthümer 
von Deutichland trennen und an Dänemark ausliefern 
wollte, war nichts als ein Act unerhörter Willfür, das 
Londoner Protokoll. Nicht für einen noch unbekannten 
Prinzen, wohl aber für dag Recht der Herzogthümer 
begeifterte man sich, als deſſen Vertreter dieſer Prinz 
erſchien. 

Und dieſer Moment einer durch den Gang der Natur 
ſelbſt angebahnten Auseinanderſetzung der Herzogthümer 
mit Dänemark, jetzt verſäumt, kehrte wahrfcheinlich niemals 
wieder; das Erbrecht der Glücksburger, einmal zugeſtanden, 
Stand für alle Zukunft unanfehtbar feit; die Herzogthümer 
waren dann auf immer für Deutſchland verloren. 

Da3 waren die Gefühle, welde in all den hundert 
und aber hundert VBerfammlungen widerflangen, die wegen 
der Schleswig=holiteiniihen Sache in den verjchiedenen 
deutihen Ländern ftattfanden und deren übereinftimmende 
Kundgebungen, zu einem immer ſtärkeren Ausdrud des 
Gefanmtwillens der Ddeutihen Nation verſchmelzend, 
auh die Regierungen zum großen Theile mit fortriffen. 
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Der Ausihuß des Nationalvereins war fofort nach 
dem Eintreffen der Kunde von dem Tode Friedrich VII. 
in Berlin zujammengetreten. Er jandte eine Deputation 
an den Prinzen Friedrich und erließ einen Aufruf an das 
deutjche Volk im Sinne der Lostrennung der Herzogthümer 
von Dänemark, Aber auch der Ausſchuß des großdeutjchen 
Neformvereind blieb nicht dahinten. Am 6. December 
traten beide Ausfchüffe in Nürnberg zujammen und be— 
riefen gemeinschaftlich eine Verſammlung deuticher Abge- 
ordneter nach Frankfurt aM. Alle bisherige PBarteiunter- 
ſchiede jchienen verjchwunden, aufgelöjt in dem einen ge= 
meinjamen Gefühl eine großen nationalen Intereſſes, 
welches um jeden Preis gewahrt werden müſſe, einer 
großen nationalen Gefahr, wofern man zögere, den Augen 
blik zu ergreifen. 491 deutiche Volksvertreter aus allen 
Ländern jprachen es al3 die Pflicht des deutjchen Volkes 
aus, für die Rechte der Herzogthümer mit allen gejeßlichen 
Mitteln einzutreten, erklärten da8 Londoner Protokoll für 
unverbindlic) und fegten einen Ausſchuß von 36 Mitgliedern 
ein (au Großdeutjchen und Kleindeutſchen beſtehend), 
der die Bewegung zu Gunjten Schleswig-Holiteins in die 
Hand nehmen jollte. Der Ausipruch des Abgeordnetentags 
fand jeinen Widerhall in den einzelnen Ständever— 
jammlungen. Allüberall bildeten fich Localvereine, welche 
Gelder jammelten, insgeheim Freiwillige anwarben und 
Waffen anſchafften. 

Eine große Deputation aus den Herzogthümern kam 
nach dem Innern von Deutichland, um die Hülfe der 
deutjchen Nation für ihre Sache zu erbitten; fie ward aller- 
wärts von den Vereinen und den Bevölferungen mit den 
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wärmjten Sympatbien aufgenommen, von mittelftaatlichen 
Miniftern empfangen und mit Verſprechungen entlaffen. 
König Johann von Sachſen, der ſich am Bundestage in 
die erjte Linie der Vertheidiger des guten Rechts der 
Herzogthümer geftellt hatte, empfing als Ausdrud des 
Danks dafür bei einer Anmwejenheit in Leipzig eine groß 
artige Huldigung in Form eines zahlreichen Zuges der 
Leipziger Bürgerjchaft vor jein Palais. Sogar Herr 
von Beuft ward für einige Zeit populär; man vergaß im 
Augenblide ſowohl jeine unfreifinnige Politik im Innern 
als jeine abenteuerlichen Pläne in Saden der Bundes: 
reform in Anbetradht des rührigen Eifers, den er in der 
ſchleswig-holſteiniſchen Sache im Sinne der allgemeinen 
nationalen Wünſche entwidelte. 

Wieder jchien für Preußen der günftige Moment ge: 
kommen, durch jein Eintreten für ein wichtiges deutjches 
Intereſſe jeinen deutichen Beruf zu erfüllen und zu be- 
thätigen.. Und zwar ein jo günftiger, wie faum noch jemals 
einer. Wenn Preußen fich jet an die Spibe der jchleswig- 
bolfteinijchen Bewegung jtellte, jo würde — daran war nicht 
zu zweifeln, — die ganze Nation ihm zujauchzen, und feine 
Regierung würde wagen, ihm Widerftand zu leiten oder 
die Nachfolge zu verjagen. 

Allein die preußiiche Regierung ſchlug einen andern Weg 
ein. In der Situng de3 Bundestages, wo Sachſen jeinen 
Antrag auf Beſitznahme der Herzogthümer SHolftein 
und Lauenburg ftellte, erklärte Preußen in Gemeinjhaft 
mit Defterreih, daß beide Großmächte fih als durch 
den Londoner Vertrag gebunden betrachteten und bereit 
jeien, diejen Vertrag auszuführen, d. h. König Ehriftian IX. 
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anzuerkennen, „jobald die Krone Dänemark ihrerjeit3 Die 
vorgängigen Berabredungen (von 1851 und 1852) ausführe, 
deren Verwirklichung eine Vorausſetzung der Unterzeichnung 
des Londoner Vertrages duch Preußen und Dejterreich 
gebildet hätte.“ 

Deshalb beitanden Preußen und Dejterreich auf der 
einfachen Execution — einer Maßregel, die der Bundestag 
der frühern däniſchen Regierung angedroht hatte, weil die- 
jelbe ich weigerte, die „Gejammtverfaffung” für Dänemark 
und Schleswig (d. h. die Einverleibung Schleswigd in 
Dänemark), die im Widerfpruche mit den 1851 getroffenen 
Abmachungen ſtand, aufzuheben. 

Bei der Abſtimmung im Bundestage unterlag der 
ſächſiſche Antrag; die einfache Erecution ward mit 3 gegen 
7 Stimmen beichloffen; Sachſen und Hannover wurden in 
eriter Linie mit deren Vollziehung beauftragt; Dejterreich 
und Preußen jollten diejelben unterjtügen. „Den vom 
Bunde in der Erbfolgefrage innerhalb feiner Competenz 
zu fafjenden Entichliegungen wird dadurch nicht präjus 
dicirt,“ hieß e3 in dem Antrage der beiden Großmächte. 

Die öffentliche Meinung Deutichland® ward durch 
diejes Vorgehen der beiden Großmächte aufs Aeußerſte 
erregt. Am 1. December beantragten im preußiichen Ab- 
geordnietenhaufe die Abgeordneten Stavenhagen und Virchow, 
das Haus jolle erflären: „Die Ehre und das Intereſſe 
Deutjchlands verlangen, daß ſämmtliche deutiche Staaten 
die Rechte der Herzogthüimer ſchützen, den Erbprinzen von 
Auguftenburg als Herzog von Schleswig-Holitein aner- 
fennen und ihm in der Geltendmachung feiner Rechte 
wirkſamen Beiſtand letiten.“ 
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In den Erwägungsgründen zu dieſem Antrag war da— 
rauf hingewieſen, daß weder der Bundestag, noch die Stände 
der Herzogthümer, noch die Agnaten des Haujes Didenburg 
das Londoner Protokoll anerkannt, daß Dänemark jelbit 
durch Nichterfüllung der Zufagen von 1851 und 1852 Die 
Bedingungen aufgehoben, unter denen die deutjchen Mächte 
jenem DVertrage beigetreten jeien, und daß daher letzterer 
jede verbindliche Kraft verloren Habe. 

Eine heftige Debatte entwicelte jic) über dieſen An- 
trag. Bismard ward bejchuldigt, ein zweifellojes Recht 
der Herzogthümer, ein ebenſo zweifellojes Intereſſe Deutjch- 
lands preißzugeben — preiszugeben, wie einer der Redner 
von der Oppofition offen ausſprach, aus Hınneigung zu 
Rußland, welches Succefjionsanjprüche auf Schleswig-Hol- 
jtein geltend mache. 

Bismard vertheidigte jein Programm. Für Preußens 
Stellung, fagte er, jei zunächjt der Londoner Bertrag maß— 
gebend. Die Unterzeichnung dejjelben möge beklagt werden, 
alfein fie fei erfolgt, und es jei ein Gebot der Ehre wie 
der Klugheit, an Preußens Vertragstreue feinen Zweifel 
haften zu lajjen. Allein die Gültigkeit dieſes Vertrages 
jtehe und falle mit der Erfüllung der Zuſagen Dänemarfg, 
welche dem Vertrag von 1852 vorausgegangen wären und 
ihn bedingt hätten. Nur diefe Zujagen gäben den deutjchen 
Mächten die Handhabe, auch Schleswigs Rechte zu ſchützen. 
Die Entjcheidung über die Frage, ob und wann Preußen 
durch die Nichterfüllung jener Zufagen in den Fall ges 
feßt fei, fi) vom Londoner Vertrage loszuſagen, müſſe 
die Negierung ich vorbehalten. Mit Defterreich jeien Ver: 
abredungen getroffen, welche eine übereinftimmende Haltung 
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beider Mächte in Betreff des Londoner Vertrages und 
jeiner Conſequenzen einjtweilen ficheritellten. 

Der Minifterpräfident fügte Hinzu: 

„Unter allen Umftänden wird Preußen nad Moßhoabe 
ſeiner Stellung als europäiſche Macht und als Bundes— 
glied für das deutſche Recht in den Herzogthümern und 
für ſein eigenes Anſehen im Rathe der Großmächte mit 
beſonnener Feſtigkeit einſtehen.“ 

Nichtsdeſtoweniger ward der Antrag Stavenhagen: 
Virchow vom Abgeordnetenhaufe mit großer Mehrheit an- 
genommen. 

Der Streit erneuerte ih, als die Regierung zur 
Beitreitung der Koften der außerordentlichen militärifchen 
Mafregeln behufs der Bundeserecution die Bemilligung 
eines Anlehens von 12 Mill. Thlr. forderte. Die Com: 
miſſion des Abgeordnetenhauſes ſchlug dem Haufe vor, ftatt 
der Bewilligung der Anleihe vielmehr eine Adreſſe an den 
König zu richten, worin das Haus den König bitten jollte, 
„ch vom Londoner Vertrag loszujagen, den Erbprinzen als 
Herzog anzuerkennen und dahin zu wirken, daß der Deutjche 
Bund demjelben in der Belitergreifung und Befreiung feiner 
Erblande wirkſamen Beiftand leiſte“. 

Abermals verlicherte Bismard, daß, gemäß dem vom 
König jeinerzeit gethanen Ausſpruch, „fein Fuß breit 
deutjcher Erde verloren gehen, fein Titel deutichen Rechtes 
geopfert werden ſolle.“ Abermals wies er darauf hin, daß 
die Politif der Regierung „ven Uebergang zu dem Pro— 
granım, welches die Adreſſe aufitelle, keineswegs ausichließe.” 
Der Krieg hebe befanntlih alle Verträge auf, und die 
"Dinge lägen jo, „dal wir jeden Tag, wenn wir den Krieg 
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haben wollen, ihn haben fönnen.” „Wir können,” fagte 
Bismard, „in jeder Minute dahin gelangen, wir brauchen 
nur die Saiten etwas ftraffer anzuziehen.“ 

Die Adreſſe ward gleihwohl mit 207 gegen 107 
Stimmen angenommen. Der König antwortete darauf, dab 
er den „reiten Willen” habe, „das deutfche Recht in den 
Herzogthümern zu wahren und für die berechtigten Ziele, 
welche Preußen zu eritreben habe, nöthigenfall® mit den 
Waffen einzuftehen.” Die Entjcheidung darüber, „in 
welcher Form und zu welchem Zeitpunfte jedes einzelne 
zur Erreichung diejes Ziels führende Mittel zur Anwendung 
zu bringen fein werde,” müſſe er fich vorbehalten. Er 
könne nicht willfürlih und. ohne Beachtung der inter: 
nationalen Beziehungen Preußens von den 1852 gejchlofjenen 
europäiſchen Verträgen zurüdtreten. Die Succejfionzfrage 
werde dur den Deutichen Bund unter Preußens Mit- 
wirkung geprüft werden; dieſer Prüfung könne er nicht 
vorgreifen. 

Unterdefjen war die Bundeserecution vollzogen worden; 
ſächſiſche und hannoveriiche Truppen waren in SHolitein 
eingerüdt; die Dänen hatten, ohne Widerjtand zu leiften, 
das Land geräumt. Zwei Bundescommifjare, ein ſächſiſcher 
und ein hannoveriicher, übernahmen die Verwaltung des 
Landes. Sie ließen geichehen, daß die Bevölkerung, vom 
dänischen Joche befreit, jih in mafjenhaften Kundgebungen 
für „ihren Serzog Friedrich VIIL” erklärte, daß dieſer 
jelbjt (den inzwiſchen auch Bayern anerkannt hatte) jeinen 
Si in Kiel nahm und von da aus eine Proclamation 
an die Holjteiner erließ, worin er. jeinen Regierungsantritt 
ankündigte. Einen Antrag der beiden Großmächte auf 
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Ausweilung des Prinzen verwarf der Bundestag mit 10 
gegen 6 Stimmen. 

Die beiden deutihen Großmädte gingen auf dem 
Wege, den fie ſich vorgezeichnet hatten, einen Schritt weiter. 
Am 28. Dechr. regten fie in der Bundesverjammlung eine 
„Inpfandnahme Schleswigs” an, wofern nicht Dänemark 
dad Grundgejeß vom 18. Nov. (die „Geſammtverfaſſung“) 
alsbald außer Kraft jeße. Die „Succeſſionsfrage“ erklärten 
fie auch jet für vorbehalten. Am 10. Jan. 1864 erneuten 
fie diejen Antrag dringender. Der Bundestag lehnte den— 
jelben mit 11 gegen 5 Stimmen ab, weil er in einer 
ſolchen Maßregel eine Anerkennung der Thronrechte 
Chriftians IX. erblidte. Da erklärten Preußen und 
Defterreih, fie würden auf eigene Hand vorgehen. Syn 
der That forderten jie am 16. Jar. 1864 gemeinschaftlich 
die dänische Negierung zur Aufhebung der Berfaffung vom 
18. Nov. binnen 48 Stunden auf, und, da diefe nicht er: 
folgte, rüdte am.1. Februar ein preußijch = öjterreichifches 
Corps von 70000 Mann unter dem Oberbefehl des Feld- 
marjchall von Wrangel in Schleswig ein. 

Unter dem noch frifchen Eindrude dieſer Schritte 
der beiden Großmächte gegen den Bundestag begann die 
Anleihedebatte im preußifchen Abgeordnetenhaufe. Sie 
war eine der leidenfchaftlichften, die je in diejem Haufe 
ftattgefunden. Wiederum vegnete es Anlagen gegen 
Bismard, daß er eine Preußens unwürdige Politik treibe, 
daß er mehr rufjiiche, als deutjche Intereſſen wahre, daß 
er Schleswig an Dänemark ausliefern wolle, dab er durch 
die Mißarhtung eines Bundesbefchluffes jo wie durch die 
feindliche Stellung, die er gegenüber der nationalen Be: 
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wegung einnehme, den Bürgerfrieg im Deutichland 
entzünde. 

Allen dieſen Angriffen gegenüber beharrie Bismard 
dabei, daß der von der Regierung eingeichlagene Weg der 
allein richtige jet und daß die Regierung diefen Weg unter 
allen Umſtänden, auch wenn die Anleihe verweigert werden 
jollte, verfolgen werde. 

In der That erfolgte die Verweigerung mit der über: 
wältigenden Mehrheit von 275 gegen 51 Stimmen. Auch 
nahm das Haus eine von Schulze= Deligich vorgeichlagene 
Reſolution an, worin es erklärte, „einer Politik, welche 
fein anderes Nejultat haben fünne, al3 die Herzogthümer 
abermal3 an Dänemark auszuliefern, in Deutichland aber 
den Bürgerkrieg herauszufordern, mit allen ihm zu Gebote 
jtehenden gejeglichen Mitteln entgegentreten zu wollen.“ 

Die öſterreichiſche Regierung hatte jich bei ihrem 
Zuſammen gehen mit Preußen — gegen die Mehrheit des 
Bundes und gegen die öffentliche Meinung in Deutjchland — 
ebenfowenig des Beifall3 ihrer Bolfsvertretung zu erfreuen. 
Schon am 4. December 1863 interpellirte der Abgeordnete 
Nechbauer die Regierung wegen ihrer Politik in der 
Ichleswig-holfteinischen Sache. Graf Nechberg antwortete- 
ähnlich wie Bismard, dag Dejterreich an den Londoner Ber- 
trag gebunden jei und aus diejer Stellung auch) durch feinen 
Bundesbeſchluß fich werde drängen lajjen. Die -Wortführer 
der Berfajjungspartei, Brinz, Nechbauer u. A., jprachen 
fich jcharf gegen den Standpunkt der Regierung aus. In 
der Bevölkerung zeigten ſich Spuren einer ähnlichen Be- 
wegung, wie im übrigen Deutjchland, Der Wiener‘ 
Gemeinderath wandte ſich an den Kaiſer mit einer Adrejje 

8. Biedermann, Dreibig Jahre deutſch. Geſch. I, 25 
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zu Gunjten Schleswig-Holiteins, erhielt aber eine ungnädige 
Antwort. Die Regierung fand für nothiwendig, die Er— 
örterung der Herzogthümerfrage in Vereinen jo wie Die 
Veranstaltung von Sammlungen, wie jolche in Deutjchland 
im Gange waren, fürmlich zu verbieten. Auch die andern 
deutichen Regierungen forderte fie, gemeinfam mit Der 
preußifchen Ntegierung, in einer Note (vom 31. December) 
zum injchreiten gegen den Sechsunddreißigerausſchuß 
auf, der, wie darin gejagt war, „Deutichland mit einem 
Netze revolutionärer Elemente überziehe.” Doch hatte 
diefer Schritt Teinen Erfolg. 

Am 28. Sanuar 1864 fand im öjterreichiichen Ab— 
geordnnetenhaufe die Debatte über eine von der Negierung 
zum Zwecke der Expedition in Schleswig geforderte An— 
leihe jtatt. Sie dauerte mehrere Tage und war ebenfall3 
äußerst lebhaft. Neben dem allgemeinen deutjchen Intereſſe 
an dem Schickſal der Herzogthümer waren e3 hier noch 
bejondere öfterreichijche Gefichtöpunfte, welche der Oppoſition 
als Waffen gegen die Politif der Regierung dienten. Wie, 
daſſelbe Minifterium, welches ſoeben erjt durch Fürftentag 
und Neformacte die mittlen und Kleinen Regterungen näher 
an fich zu fetten, die öffentliche Meinung Deutjchlands 
für ich zu gewinnen gefucht hatte, machte num auf einmal 
gegen dieſe Regierungen und gegen dieje öffentliche Meinung 
in jchroffiter Weife Front, und Das Arm in Arm mit 
einer Negierung, welche ihn und welcher es jelbjt bei jener 
Gelegenheit jo feindlich gegemübergeftanden hatte? War 
die jcheinbar - liberale und nationale Anwandlung des 
Cabinet3 Echmerling-Nechberg plötzlich in ihr Gegentheil 
nmgeichlagen? Hatte dieſes Cabinet Furcht oder Abjchru 
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vor einer nationalen Bewegung in Deutjchland, weil fie 
ihm nach jeiner legitimijtiichen und unvolfsthümlichen 
Politik al3 eine „revolutionäre* erſchien? Wohin war e3 
gefommen, wenn der großdeutiche Neformverein, der noch 
vor Kurzem die Sache Defterreichd® gegen Preußen To 
tapfer vertreten, jet mit dem Nationalverein Hand in Hand 
ging gegen das mit Preußen verbundene Dejterreih? Und 
war denn die öſterreichiſche Negierung ficher, ob nicht 
Bismard ihren Haß gegen die „Revolution“, als welche 
fie die fchleswig = holjteinijche Bewegung noch immer zu 
betrachten fchien, nur ausbeute, um ganz andere, ſpecifiſch 
preußtiche Zivede zu verfolgen? 

| Eine einzige mögliche Erklärung jchien es zu geben 
(wie der Abgeordnete Kuranda ausführte) für dieſe jonjt 
völlig räthjelhafte Allianz Oeſterreichs mit Preußen, die 
nämlich, daß Graf Nechberg nur deshalb mit Bismard 
gehe, um dieſen in den Herzogthümern nicht allein und 
auf eigene Hand jchalten zu lajjen, um ihn zu über- 
wachen und nöthigenfalls, wenn er Zwede verfolgen follte, 
die gegen Dejterreichd Interejjen wären, ihn zu hemmen. 
Daß dieſe Anficht nicht unrichtig war, ſchienen Andeutungen 
vom Minijtertiiche aus zu bejtätigen. 

Der Antrag Herbjt auf eine fürmliche Mipbilligung 
der von der Regierung eingejchlagenen Politik ward zwar ab» 
gelehnt; allein eine indirecte Mipbilligung lag darin, daß 
das Abgeordnetenhaus der Negierung jtatt der geforderten 
10 nur 6 Millionen Gulden bewilligte. 

Die fremden Grogmächte hatten der Entwidlung der 
Ichleswigsholfteinijchen Trage Feineswegs gleichgültig zuge: 
ſchaut. Beſonders England zeigte fich eifrig befliſſen, 
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einerjeit8 die beiden deutjchen Mächte auf dem Boden des 
Londoner Protokolls feftzuhalten, andererjeit3 die dänijche 
Regierung zur Bejeitigung der Bejchwerden zu vermögen, 
welche den deutjchen Mächten Beranlafjung zum Einjchreiten 
bieten könnten. Diejen leßteren Bemühungen jchlofjen fich 
auch Rußland und Frankreih an. Im Uebrigen hielt jich 
Rußland zurüd, vielleicht au Dankbarkeit gegen Preußen 
wegen des von diefem beobachteten wohlmwollenden Verfahrens 
bei der jüngſten polnischen Erhebung, vielleicht aus Groll 
gegen England wegen des gegentheiligen Vorgehens diejer 
Macht bei der gleichen Gelegenheit. Kaiſer Napoleon fand 
fich gehemmt durch das von ihm im italienischen Kriege 
proclamirte Princip der Nationalitäten, welches hier wie 
dort in frage Fam; auch wollte er den Schein vermeiden, 
als juche er Händel mit Deutjchland, weil jonjt der alte 
Verdacht wieder aufwachen könnte: er ftrebe nach der Rheine 
grenze. Ein reellere8 Hindernig entichtedenen Vorgehens 
(ag für ihn darin, daß ein ziemlicher Theil jeiner beiten 
Truppen durch die merifanijche Erpedition weit von Frank— 
reich entfernt gehalten und daher Frankreichs verfügbare 
Wehrkraft zu einer nachdrüdlichen Action unzureichend war. 

Dem wiederholten Andrängen Englands gegenüber 
beharrte Bismard mit großer Feſtigkeit auf zwei Punkten: 
eriteng, daß eine Nichterfüllung der dänischen Zufagen vorn 
1851 und 1852 für Preußen und Defterreich den Londoner 
Bertrag aufhebe; zweitens, daß das Gleiche der all fer, 
jobald durch einen Widerjtand Dänemarf3 gegen die 
Pfandnahme Schleswigs eine friegeriiche Verwicklung ein- 
trete. Englands Vorſchlag, die Sache auf einer Conferenz 
zu fchlichten, fand in Berlin Widerſpruch, in Paris nur 
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jehr laue Aufnahme. Eine materielle Unterftüßung Däne- 
marf3 gegen die deutjchen Mächte, die England dem Kaiſer 
Napoleon vorjchlug, lehnte diefer rundiweg ab, ‚wobei er 
in Bezug auf den Londoner Vertrag anerfannte, daß „die 
Umftände eine Aenderung dejjelben nöthig machen könnten, * 
wobei er ferner erklärte: „Er jei ſtets geneigt geweſen, 
große Rückſicht auf die Gefühle und Beitrebungen der 
Nationalitäten zu nehmen,” und endlich offen eingeitand: 
„Ein Krieg zwiſchen Deutjchland und Frankreich wäre 
der unheilvollite und gemwagtejte, den das Kaiſerreich unter: 
nehmen könnte.“ Nach diefen Mißerfolgen ftand England 
von weiteren Verjuchen, fich zwiſchen die deutichen Mächte 
und Dänemark zu werfen, ab und fündigte dies dem 
leßteren „mit tiefitem Bedauern“ an. 

Am 1. Februar überjchritten die. preußijch = öfter: 
reichiſchen Truppen die Eider und rüdten in Schleswig ein. 
Die Dänen widerjegten fich der Pfandnahme: der Krieg 
war aljo erflärt. Der däniſche General de Meza verjuchte 
erit, das Dänenwerk zu halten, allein nach einigen Gefechten 
bei Miffunde (mit den Preußen unter Prinz Friedrich Carl) 
und bei Overſelk (mit den Oefterreichern unter dem Feld— 
marjchalllieutenant von Gablenz) gab er dieje Stellung auf 
und zog fi) nach Norden zurüd, verfolgt von den Oeſter— 
reichern, die ihn bei Deverjee unweit Flensburg erreichten 
und fchlugen. Bald darauf überjchritten die Preußen, am 
7. März, nach einigem Zaudern, auch die Dejterreicher die 
Grenze Jütlands Beide ſetzten ſich daſelbſt unter fort— 
währendem ſiegreichen Vordringen gegen die Dänen feſt. 
Am 18. April wurden auch die — Schanzen von 
den Preußen erſtürmt 
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Schon am 10. Februar hatte England jenen Vor— 
ſchlag wegen einer Conferenz erneut, Ein Waffenſtillſtand 
jollte vorausgehen. Bismard erklärte, den Vorſchlag an? 
nehmen zu wollen, aber ohne Waffenjtillitand. Die däniſche 
Negierung bat um Vertagung der Conferenz, „weil die 
Stimmung des däntjchen Volkes es ihr in diefem Augen— 
blide unmöglich mache, auf Unterhandlungen einzugehen.” 

Ein Hüflfegefuch, welches Dänemark an die drei außer> 
deutjchen Großmächte richtete, ward von dieſen höflich ab- 
gelehnt; ſelbſt England, das am erjten zu einer jolchen 
Hülfe geneigt gewejen wäre, hielt jich doch wohlweislich 
zurüd, al® es ſah, daß das Preußen von 1864 nicht 
mehr das Preußen von 1850 Jet. 

Nach dem Einrüden in Jütland famen die deutjchen 
Großmächte jelbjt auf den Conferenzvorjchlag zurüd. Auch 
erhoben fie gegen den Waffenjtillitand (bei der günstigen 
ftrategijchen Stellung, die fie erlangt hatten) feine Ein- 
wendungen mehr. Dänemark erklärte fich zu Unterhandlungen 
bereit, aber nur auf der Grundlage des Londoner Ber- 
trags und mit Ausſchluß jedes Webereinfommens, „welches 
mittelbar oder unmittelbar dem Dentichen Bunde irgend 
welchen Einfluß auf nicht zum Bunde gehörige Gebiete 
(Schleswig) einräumen könnte.“ So groß war noch immer 
der Uebermuth des dänischen Cabinets, daß es den Siegern 
Bedingungen ftellte, welche den von diejen erhobenen und 
durch deren Waffenerfolge befräftigten Anforderungen im 
vorhinein jchroff widerjprachen. 

Preußen und Dejterreich lehnten dieje Bedingungen 
einfach ab. England beichted ich, daß Unterhandlungen, 
wie Dänemark fie wolle, unmöglich feien, und ſchlug daher 
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Gonferenzen ohne Waffenjtillftand und ohne bejtimmte 
Bafi3 vor. Darauf gingen die deutichen Großmächte 
ein. Auf ihren Betrieb ward auch der Deutjche Bund zur 
Theilnahme an den Conferenzen eingeladen. 

In Deutſchland hatte die Aufregung über das Bor: 
gehen Preußens und Dejterreichs ohne, ja gegen den Bund 
eine Zeit lang fortgedauert. Der Sechsunddreißigeraus— 
ſchuß hatte erjt eine fulminante Erklärung gegen beide 
Regierungen gejchleudert, danıı, am 30, März, angefichts 
der bevorjtehenden Conferenzen, gegen „jede Uebereinkunft 
mit fremdem Mächten, die das Necht der Herzogthümer 
preisgiebt,“ feierlich protejtirt. Auch die mitteljtaatlichen 
Negierungen hatten noch eine Zeit lang in ihrer Gegen— 
jtellung wider die beiden Großmächte beharrt. Bayern 
hatte am 12. März beim Bundestage den Antrag auf 
Anerkennung des Herzogs Friedrich VIII. gejtellt, welcher 
Antrag, von Preußen und Dejterreich bekämpft, weder 
angenommen noch aber auch abgelehnt ward, vielmehr, 
ohne Feſtſetzung einer Friſt zur Abjtimmung, gleichjam 
in der Schwebe blieb. In einer Conferenz von neun Staaten 
(in Würzburg) ward über Einberufung der holjteinijchen 
Stände, Verſtärkung der Bundestruppen dafelbit, Wahl 
eines Bundesfeldheren zc. verhandelt. Die öffentliche Meinung 
in Süddeutichland lag dem König Martmiltan von Bayern 
an, fih an die Spite eines Bundesheeres zum Schuß 
der Herzogthümer zu jtellen, ein Gedanke, der durch den 
unerwarteten Tod Diejes Fürſten (am 10. März 1864) 
von jelbit hinfällig ward. 

Im Allgemeinen übte jedoch das entichlojjene Vor— 
gehen der beiden verbundenen Mächte auf die erregte 
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öffentliche Meinung allmälig jenen ernüchternden Einfluß, 
den jedes active Handeln, zumal wenn es von Erfolg 
begleitet iſt, hervorzubringen pflegt. Die Ueberzeugung 
griff Platz, daß, nachdem Blut gefloſſen und Opfer gebracht 
ſeien, der begonnene Feldzug unmöglich ohne Ergebniß 
für die Sache der Herzogthümer bleiben könne. Dieſe 
Ueberzeugung ward genährt durch Kundgebungen officiöſer 
preußiſcher Organe, welche in ſehr beſtimmten Ausdrücken 
andeuteten: „König Wilhelm werde das Schwert nicht eher 
aus der Hand legen, als bis ein ſelbſtſtändiges Herzogthum 
Schleswig-Holſtein in enger Verbindung mit Deutſchland 
und mit dauernder Gewähr für dieſe hergeſtellt ſein werde.“ 

So kam es, daß zunächſt die, anfänglich ſcheinbar ſo 
entſchloſſene Oppoſition der Mittelſtaaten gegen die Groß— 
mächte ſich allmälig im Sande verlief. Von all den be— 
ſprochenen Plänen trat keiner in's Leben. Im Gegentheil 
regte Sachſen beim Bundestage die Frage am, ob nicht 
unter den gegebenen Umständen eine Betheiligung des 
Bundes an dem von den beiden Großmächten unter: 
nommenen Sriege geboten jei, damit der Bund auch bei 
einem fünftigen Friedensſchluß mitzufprechen habe, Dieje 
Anregung hatte zwar feinen praftichen Erfolg; doch ward 
die Zuziehung eine8 Bevollmächtigten des Deutjchen 
Bundes zu den Conferenzen von Preußen und Defterreich 
jelbjt, namentlich von Erſterem, befürwortet. Offenbar war 
Bismarck damals jchon entjchlofjen, fi) nunmehr vom 
Londoner Bertrage förmlich loszuſagen; e3 fonnte ihm daher 
nur erwünjcht fein, wenn der energijche Widerftand der 
Öffentlichen Meinung in Deutjchland gegen diefen Vertrag 
durch einen Vertreter des Deutichen Bundes gleichjam 
eine officielle Beftätigung erhielt. 
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Es war das erfte Mal, dag der Deutiche Bund als 
jelbitjtändige Macht neben Preußen und Defterreich bei 
einem völferrechtlichen Acte vertreten war. Mit diejer Ver- 
tretung ward Herr v. Beuft, der ſächſiſche Minifterpräfident, 
betraut. Er verdiente diefe Auszeichnung wegen des 
großen Eifer, den vorzugsweile er im der fchleswig-- 
holfteinischen Sache von Anfang an entwickelt hatte. Herr 
von Beust erſchien auf der Konferenz nicht blos al3 der 
Bevollmächtigte des Bundes als eine Vereins deutjcher 
Regierungen, jondern ebenjo, ja beinahe noch mehr, als der 
Bertrauensmann eines jehr großen, man kann wohl jagen, 
des größten Theils des deutjchen Volkes, welches von ihm 
die nachdrüdliche Wahrung der Rechte Schleswig-Holjteing 
und der Intereſſen Deutjchlands bet den onferenzen 
erwartete, eine Erwartung, die Herr von Beuft nicht 
täuſchte. Eine Art von formeller Legitimation als Wort- 
führer des deutſchen Volkes erhielt Herr v. Beuft durch 
eine von 1353 deutjchen Abgeordneten aller Länder unter- 
zeichnete und ihm übergebene „Rechtsverwahrung“ zu 
Gunsten der Herzogthümer. 

Die engliſche Regierung, immerfort im dänijchen Inter- 
eſſe thätig, wollte die Berathungen der Conferenzen, zu 
deren Sit; London erjehen war, ohne den deutſchen Ger 
fandten, deſſen Ankunft ſich verzögert Hatte, beginnen; 
allein die Vertreter Preußen? und Oeſterreichs verjagten 
ihre Theilnahme daran, und jo mußte die Eröffnung der 
Gonferenz bis zum 25. April verichoben werden. 

Bismard hatte, wir wir wijjen, früher erklärt, daß, 
wenn es durch Dänemarks Hartnädigfeit zum Kriege 
fomme, Preußen den Vertrag von 1852 als erlofchen be- 
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trachten werde. Mit diefer Erklärung machte er jet Ernit, 
indem er am 15. Mai fich förmlich von jeder Verpflichtung 
aus diefem Bertrage losjagte. Diejer Schritt ward ihm 
dadurch erleichtert, daß der Vertreter des Deutjchen Bundes 
von Haus aus den Londoner Bertrag als nicht verbindlich 
für den Bund erklärt hatte. Dejterreich, durch Preußens 
Vorgang fortgezogen, folgte, willig oder nicht, feinem Bei— 
ipiel. Beide Mächte verlangten eine folche Baſis des 
Friedens, welche den Herzogthümern abjolute Bürgjchaften 
gegen die Wiederkehr fremder Unterdrüdung gewähre und 
dadurch zugleich Deutjchland gegen neue Wirren in jeinem 
Norden ſichere. Solche Bürgschaften, erflärten fie, feien nur 
zu finden „in der volljtändigen Unabhängigkeit der durch 
gemeinjame Injtitutionen eng vereinigten Herzogthümer.“ 
Darunter verjtanden jie die Herjtellung einer bloßen 
Perjonalunion, d. h. einer Trennung der Verfaſſung und 
Verwaltung der Herzogthümer von der des Königreichs. 

Die dänischen Bevollmächtigten wiejen diefen Vorſchlag 
al3 abjolut unannehmbar zurück. 

Darauf gingen die Gejandten der beiden deutſchen 
Großmächte, in Uebereinftimmung mit dem Bevollmächtig- 
ten des Bundes, einen Schritt weiter, indem fie Die 
völlige Trennung der Herzogthümer von Dänemark und 
ihre Bereinigung zu einem einzigen Staate unter der 
Souveränität des Erbprinzen von Auguftenburg verlangten, 
„welcher nicht blos in den Augen Deutichlands die größten 
Erbfolgerechte geltend zu machen habe und dejjen Anerkennung 
ſeitens des Deutjchen Bundes gefichert fei, jondern welcher 
auch unzweifelhaft die Stimmen der ungeheuren Mehrheit 
der Bevölferung auf fich vereinige,“ 
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Rußland ſchloß fich diefem Vorſchlage injofern an, 
als es auch jeinerjeit3 den Londoner Vertrag fallen ließ 
und jeine Erbrechte auf Holftein auf das Haus Oldenburg 
übertragen zu wollen erklärte. 

England jchlug eine nr Schleswigs, mit der 
Schlei als Grenze, vor. 

Die deutichen Großmächte wiefen dieſen Vorſchlag 
nicht jchlechthin zurüd, fanden aber die beantragte Grenze 
für Deutichland zu ungünſtig. Dänemark wiederum ver: 
langte eine folche Grenzlinie, „welche alle jeine militärischen 
und Handel3interejjen ſichere“ Nun beantragte England, 
die frage der Grenzlinie einem Schiedsrichter zu überweilen. 
Lord Palmerſton Hatte dabet wohl den Kater Napoleon 
im Auge. Allein Dänemark wies diefen Antrag zurüd. 

So war nichts erreicht, und am 25. Juni ging Die 
Conferenz unverrichteter Sache auseinander. Der Krieg 
begann auf’3 Neue. 

Diefer zweite Feldzug gegen Dänemark war von 
furzer Dauer; aber er war bezeichnet durch eine glänzende 
Waffenthat der Preußen. Nach den Anordnungen des 
Prinzen Friedrich Earl ſetzte eine preußische Truppen— 
abtheilung am 29, Juni während der Nacht in Kähnen 
über den Aljenfund und zwang die auf der Inſel Alfen 
verichanzten Dänen, unter jtarfen Berluften die nel 
zu räumen und fi) nach Fünen einzufchiffen. Die 
fetten noch auf Jütland befindlichen dänischen Truppen 
wurden durch die Dejterreicher von der Halbinjel vertrieben. 

Nach jolhen Schlägen bat Dänemarf am 12. Juli 
um Frieden. Er ward ihm gewährt gegen Abtretung 
aller jeiner Rechte auf Schleswig, Holitein und Lauenburg 
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an den König von Preußen und den Kaiſer von Dejter: 
reich, wobei es jich verpflichtete, „die Verfügungen, welche 
Preußen und Dejterreich über die Herzogthümer treffen 
würden, anzuerkennen.” Die Herzogthiümer follten einen 
Theil der dänischen Staatsſchuld übernehmen. Eine Kriegs: 
fojtenentichädigung forderten Preußen und von 
Dänemark nicht, 


Auf jolche Bedingungen fam am 30. October 1864 
der Friedensvertrag in Wien zu Stande. 


So war der höchſte Wunfch des deutſchen Volles 
erfüllt: die Herzogthüimer waren dauernd für Deutſchland 
gewonnen und von Dänemark abgelöft! 


Hier Fünnten wir unfere Schilderung der Vorgänge 
von 1863—64 jchliegen, wenn die Gejchichte es Lediglich 
mit der Erzählung von Thatjachen zu thun hätte Allein 
ihre Aufgabe ift eine höhere: fie fol auch die Beweggründe 
der handelnden Perjonen zu erforjchen juchen und folche 
nach bejtem Wiſſen auf ihre Richtigkeit Hin prüfen. Und 
diejer Pflicht darf fie im vorliegenden alle ſich um jo 
weniger entziehen, als bei dem Streite der Anfichten über 
die fchleswig-holfteiniiche Frage im Sahre 1863 von beiden 
Seiten harte Anklagen laut geworden find. Man bat 
von der einen Seite den preußiichen Minifterpräfidenten 
theil3 einer falſchen Politik, theils wohl gar unlauterer 
Zwecke beihuldigt; man hat von der anderen der fortjchritt- 
lichen Mehrheit im preußischen Abgeordnetenhaufe den 
Vorwurf nicht blos der Kurzfichtigfeit, weil fie Bismarcks 
tiefere Pläne nicht durchichaut Habe, jondern nahezu des 
Vaterlandsverraths gemacht, als habe fie durch Ver— 
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weigerung der geforderten Gelder Preußen, jo viel an ihr 
war, der Möglichkeit des Kriegführens berauben wollen. 

Daß Bismard niemald etwas Anderes gewollt hat, 
al3 eine für Deutjchland und die Herzogthümer möglichit 
günftige Löſung des Verhältnifjes zu Dänemark, ift nicht 
blos Heut unbeftritten, jondern konnte ſchon damals bei 
einer leidenſchaftsloſen Prüfung der bejtimmten Erklärungen 
Bismarks im Landtage eigentlich nicht zweifelhaft jein. 
Nur dem Yert lange bejtehenden, durch den innern Conflict 
immer mehr gejteigerten Mißtrauen gegen Bismard ijt es 
zuzuichreiben, wenn eine jolche leidenſchaftsloſe Prüfung 
nicht ftattfand. Gleichwohl würde man nach unjerer 
Ueberzeugung der Oppofition Unrecht thun, wollte man 
ihr Schuld geben, fie habe die Großmachtſtellung Preußens 
verfennen oder geflifjentlich beeinträchtigen wollen. Im 
Gegentheil entiprang ihr Widerjtand gegen die Bismarck'ſche 
Politif nur aus der Vorausſetzung, von der fie ausging, 
daß dieje PBolitif den Anforderungen an den deutichen Beruf 
Preußens nicht genüge, daß jie Preußens Stellung in 
Deutichland gefährde. 

Nicht aljo über das Ziel: ward geftritten, jondern 
nur über den rechten Weg zum Ziele. 

Die öffentliche Meinung in Deutjchland, zu deren 
Vertreterin fich die Oppofition im preußiichen Abgeordneten- 
hauje machte, jah in dem Londoner Vertrage ein wider: 
rechtliche Hindernig der Befreiung Schleswig: Holjteing 
von der däntichen Herrichaft und forderte deshalb einfach 
die Zerreißung dieſes Bertrages. Bismard erklärte: 
Preußen jei an diejen Vertrag durch feine Unterjchrift 
gebunden, wie beflagenswerth auch der Vertrag ſelbſt und 
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Preußens Theilnahme daran fein möge; eine fofortige 
Losſagung davon würde möglicherweije Preußen in einen 
Krieg mit den andern Theilnehmern des Vertrags ver- 
wideln. Dabei legte aber Bismard den Vertrag, um fich 
den Weg zu einer fpätern Losjagung davon offen zu 
halten, in einer Weile aus, welche der geichichtlichen 
Entjtehung dejjelben und den damaligen Abjichten der 
Vertragſchließenden jchwerlich entiprach, weshalb auch Eng: 
land dieje Auslegung entjchieden zurückwies. Daß England, 
als Bismard gleichwohl darauf beharrte, fich beruhigte 
und feine weiteren Schritte that, war ein Beweis dafür, 
daß der Vertrag alljeit3 al3 der Beitlage nicht mehr ent» 
Iprechend erfannt ward. Derjelbe war der jchroffite Aus— 
druck eines Syſtems der Politik gemwejen, welches jede 
Selbſtbeſtimmung der Völfer abjolut mißachtete. Seitdem 
war aber das gerade entgegengejeßte Syſtem zur Geltung 
gekommen, Hatte jogar eine Art officieller Anerkennung 
gefunden in der von Napoleon unterjtügten, von den 
andern Mächten zugelajjenen, objchon wider die Verträge 
von 1815 verftoßenden, Neugeftaltung Staliens mittels der 
„Selbitbejtimmung der Völker“. 

Auch war es nicht das erſte Mal in der neueren Ge— 
ſchichte, daß völferrechtliche Verträge als hinfällig betrachtet 
wurden, weil fie den Verhältnijjen nicht mehr entiprachen. 
Die Großmächte Hatten jeinerzeit Belgien als unabhängigen 
Staat anerfannt, obſchon der Wiener Congreß Ddajjelbe 
an Holland gegeben. Die drei Nordmächte hatten jogar 
troß der Proteſte Englands und Frankreich Krakau, 
welches derſelbe Congreß zur freien Stadt erklärt, dieſer 
Freiheit beraubt und in Defterreich einverleibt, obſchon 
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bier fein Brincip der „Selbſtbeſtimmung der Völker“ ihnen 
zur Geite jtand. 

Nach jolchen Vorgängen, bei der Zurüdhaltung Ruß— 
lands, bei der ausgefprochenen Hinneigung Napoleons zu 
dem Princip der „Nationalitäten“, jtand ein Krieg ſeitens 
der anderen Großmächte für ftarre Aufrechthaltung de3 
Londoner Protokoll wohl kaum zu befürchten. 

Auch wenn man fich übrigens auf Bismard3 Stand- 
punkt ftellte, der das Feſthalten Preußens am Londoner 
DVertrage abhängig machte von Dänemark Erfüllung 
feiner Zujagen von 1851—52, war die von Bismard 
gemachte Vorausſetzung bereit3 thatſächlich eingetreten, 
denn Dänemark hatte jene Zuſagen troß wiederholter 
Mahnungen mehr al3 10 Jahre lang nicht erfüllt. Einer 
nochmaligen Friſtſtellung bedurfte es daher nicht. 

Etwas jo gar Unerhörtes und Unzuläffiges enthielt 
aljo die Forderung wohl nicht, welche das deutiche Volk 
und das preußiiche Abgeordnetenhaus an die Regierung 
Preußens stellten. Wäre aber auch die Gefahr eines 
allgemeinen Krieges vorhanden geweſen (was ung nicht 
wahrjcheinlich dünkt), jo würde diejelbe in hohem Maße da= 
durch verringert worden fein, daß Preußen als Vorkämpfer der 
einmüthigen Wünfche einer ganzen Nation erichienen wäre. 

Würden aber nicht, wenn Preußen fich dazu entichlofjen 
hätte, die Mitteljtaaten und Dejterreich ihm diefe führende 
Rolle miggönnt, würden fie nicht dajjelbe Spiel, wie im 
italienischen Kriege, abermals begonnen haben? Wohl kaum! 
Die Stimme der Nation war diesmal ungleich mächtiger, weil 
ungleich einmüthiger, als 1359, und die Nation würde nad) 
den damals gemachten Erfahrungen ficherlich ihr Vertrauen 
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unbedingt auf Preußen, wenn diefe nur wollte, nicht auf 
Dejterreich oder auf den Bund gelenkt haben. Auch war 
Oeſterreichs politiiche und finanzielle Lage nicht dazu an— 
gethan, in einem ernfteren Kriege an die Spite Deutjchlands 
zu treten und namhafte Opfer dafür zu bringen. 

Freilich, die Anwartichaft auf den eigenen Beſitz der 
Herzogthümer, (dev, wie Bismard in einem Briefe aus der 
damaligen Zeit vertraulich ausſprach, für ihn „zwar nicht 
der oberjte und nothwendige Zwed, wohl aber das ange- 
nehmſte Nejultat” des Kriegs mit Dänemark war) dieje gab 
Preußen auf, wenn es von Haus aus für die hiſtoriſchen 
Rechte der Schleswig-Holfteiner auf gejonderte Erbfolge ein— 
trat. Allein dafür gewann es die Ausficht auf eine 
Führerſchaft Deutjchlands, welche zu einer dauernden zu 
gejtalten der Energie und. dem Geſchick eines Bismard 
wohl nicht Schwer geworden jein dürfte. 

Genug, nad) allen offenfundigen Thatjachen und 
jelbjt nach den ſeitdem preußticherjeit3 befannt gemachten 
diplomatijchen Berhandlungen (bei welcher Bekanntmachung 
man doc gewiß das für die damalige preußiiche Politik 
Sprechende nicht zurüdgehalten haben wird)*) erjcheint ung 
der Weg, den einzujchlagen damals die öffentliche Meinung 
die preußiiche Regierung drängte, nicht jo von Haus 
aus ungangbar oder gefahrvoll, wie man von manchen 
Seiten ihn dargeftellt Hat. 

Bismarck zog gleichwohl vor, einen andern Weg 
zu gehen, auf dem er ficherer zu dem gleichen 


) Ich beziehe mich bier insbefondere auf das Werl „Fürſt 
Bismard” von Ludwig Hahn, welches ſich ausdrücklich als ein 
„urkundliches“ bezeichnet. 
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Refultate zu gelangen überzeugt war; der Erfolg hat für 
ihn entjchieden, und damit fcheint ja wohl vor dem Tribunal 
der Geichichte fein Proceß gewonnen. Auch ijt anzuerkennen, 
daß die Art, wie Bismard fich diefen Weg Schritt für 
Schritt, Etappe für Etappe, gangbar zu machen und zu 
erhalten, wie er dann zur rechten Zeit in die Richtung 
abzulenken wußte, die nun gerade auf das erjtrebte Biel 
hinführte, eine ganz meijterhafte war. Ausgehend vom 
Londoner Vertrage, gelangte er allmälig zu dem Bunte, 
wo diejer Vertrag von jelbjt feine Kraft verlor. Und jo 
gelang es ihm, jede fremde Einmiſchung fern zu halten, 
die feinen Plänen hätte gefährlich werden können. 

Eine einzige Zweifelöfrage bleibt — auch bei vollfter 
Anerkennung der Genialität dieſes Bismard’ichen Bor: 
gehens gegen Dänemark — noch immer offen, die nämlich: 
wie num, wenn Dänemark rechtzeitig nachgab, wenn König 
Chrijtian IX. die Gejammtverfafjung jammt der Einver: 
leibung Schleswigs fallen lieg? Dann mußte Bismard, feinen 
eigenen bejtimmten Erklärungen nad), auch ferner an dem 
Londoner Bertrage fejthalten; dann waren und blieben Die 
Herzogthümer für immer durch die gleiche Erbfolge an 
Dänemark gefettet und für Deutjchland verloren, denn 
ein Moment wie der 1863 kam voraugfichtlich niemals 
wieder. 

Wenn freilich Bismard auch die faſt unbegreifliche Ver- 
blendung und Hartnädigkeit des dänischen Cabinets als einen 
feitjtehenden und zweifellojen Factor mit mathematijcher Ge— 
wißheit in jeine Berechnung einzuftellen im Stande war — 
dann ijt der Erfolg, den er auf jeinem Wege erreicht hat, 
ein um jo bewundernswertherer, feine Meijterjchaft im Com: 

K. Biedermann, Dreikig Jahre deutih. Geſch. II. 26 
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biniren nicht blos aller wirklichen, ſondern auch aller mög- 
lichen politiichen Vorgänge eine um jo glänzender bewährte*). 


*) Ob auf das große Wagniß, das Bismarck unternahm, indem 
er jeine ganze ſchleswig-holſteiniſche PVolitif auf die eine Karte der 
däniſchen Verblendung jeßte, die Worte gehen, die er am 16. Mai 1864 
(anı Tage nad) der Losfagung Preußens vom Londoner Vertrage) 
an einen ungenannten Wdrejjaten fchrieb, bleibe dahingeftellt. Es 
beißt dort: „Se länger ich in der Politif arbeite, deſto geringer 
wird mein Glaube an menjchliches Rechnen ... Im Mebrigen fteigert 
fi) bei mir das Gefühl des Danfes für Gottes bisherigen Beiftand 
zu dem Vertrauen, daß der Herr auch unfere Irrthümer zu unjerem 
Beten zu wenden weiß.“ 


XXI 
Die innere Kriſis Dentfchlands 1865—1866. 


— — 


Durch den Wiener Frieden vom 30. October 1864 
waren die Herzogthümer Schleswig-Holſtein ſammt Lauen⸗ 
burg endgültig von Dänemark getrennt und an die beiden 
deutſchen Großmächte übergegangen. Aber was ſollte nun 
mit ihnen werden? Ein gemeinſames Beſitzrecht beider 
Sieger an dieſen Ländern war zwar durch jenen Frieden 
begründet; allein thatſächlich ließ ſich ein ſolches unmög— 
lich aufrechterhalten. Vorherige Verabredungen darüber, 
wem dieſe koſtbare Kriegsbeute, wenn man ſie gemeinſam 
dem Gegner abgewonnen haben würde, zufallen ſolle, 
waren nicht getroffen worden. Die Uebereinkunft vom 
16. Januar 1864, auf welche hin die beiden Mächte zu— 
ſammen gegen Dänemark vorgingen, enthielt lediglich die 
allgemeine Beſtimmung, daß, wofern der Londoner Vertrag 
hinfällig und folglich über die Herzogthümer nur nach dem 
Rechte des Kriegs entſchieden werden ſollte, „die künftigen 
Verhältniſſe der Herzogthümer im gegenſeitigen Ein— 
verſtändniß feſtzuſtellen wären“. 

Von Bismarcks Seite war dieſes Offenlaſſen der 
Beſitzfrage wohl mit gutem Vorbedacht geſchehen; auf 
Seiten Oeſterreichs war es offenbar ein Fehler, und viel— 

26* 
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leicht irrt man nicht, wenn man den Rücktritt des Grafen 
Rechberg, der unmittelbar nach Abſchluß des Friedens 
(27. Oct. 1864) erfolgte, mit dieſem Mangel an Voraus— 
jicht in einen urjachlichen Zufammenhang bringt”). 

Das Berhältnig der beiden Großmächte zu Den 
Herzogthümern war, der Lage dieſer letzteren nach, ein jehr 
verſchiedenes. Für Defterreich konnten dieſelben unmöglich 
einen Gegenstand bleibenden Erwerbes bilden. Was hätte 
Oeſterreich mit einem fo weit entlegenen Länderbeſitz machen 
jolfen? Höchſtens als „Compenſationsobject“ mochte derjelbe 
brauchbar fein, d. h. dazu, etwas Anderes dafür einzu— 
tauschen. So dachte man auch in den leitenden Streifen 
Wiens. Für ein Stüd Schleſien Hätte man gern die 
Herzogthümer an Preußen überlafjen. Allein an einen 
ſolchen Preis war nicht zu denken. Mit einer Entjchädi- 
gung in Geld wäre Preußen jeinerjeit3 nicht farg gewejen; 
hingeworfene Aeußerungen Bismard3 jollen von Summen 
bis zu 100 Mill. fl. gejprochen haben. Allein ein jolcher 
„Schacher“ um Länder jchien gegen die Ehre des Haufes 
Habsburg zu fein, wie jchmerzlich auch der Finanzminiſter 
von Plener beklagen mochte, daß ihm verjagt blieb, mit 
einer jo jchönen runden Summe die klaffenden Lücken des 





*) Diefe Bermuthung wird nahegelegt durch den öjterreichifchen 
Generaljtabsbericht („Dejterreihh8 Kämpfe im Jahre 1866“), Ein- 
leitung: „Die politifchen Vorgänge vor Ausbruch des Krieges,“ 
S. 2 und 4. Die Angabe in Medings „Memoiren zur Zeitgefchichte“ 
(1. Bd. ©. 308): Graf Rechberg fei zuriücdgetreten infolge des 
Fiasco in Frankfurt (beim Fürjtentage), widerlegt ſich einfach dadurch, 
daß diefer Rüdtritt nicht, wie es dort heißt, „demnächſt“, fondern 
erſt mehr als ein Jahr darauf, nah dem dänifchen Sriege, 
erfolgte, 
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öfterreichifchen Budget3 auszufüllen. Nur das Kleine 
Lauenburg gab man fpäter für ein paar Millionen Gulden 
hin — als ob die Kleinheit des Gegenjtandes oder der 
Kaufjumme einen Unterſchied im Ehrenpunfte begründete! 

Mittelbar allerdings hatte der Anjpruch auf Schleswig- 
Holitein für Dejterreich einen Werth, der ſich mit Geld 
nicht abfaufen ließ, den nämlich, daß die Länder nicht an . 
Preußen fielen, nicht deſſen Meachtitellung verjtärkten. 
Durch den Beſitz Schleswig-Holjteing würde Preußen den 
unmittelbaren Zuſammenhang mit der Nordjee, einen 
trefflichen Kriegshafen, eine jeetüchtige Bevölferung, kurz, 
alle Bedingungen zur Begründung einer Kriegsmacht auch 
zur See erlangen. Wie jehr Preußen nach einer folchen 
Itrebte, hatte es jchon beiwiejen, indem e3 mit großen 
Koiten den Sahdebufen von Oldenburg erworben und zu 
einem Kriegshafen umgeltaltet. Keinesfall3 durften daher 
die Herzogthümer an Preußen fallen. Als das beite 
Mittel, dies zu verhindern, erjchien die Unterjtüßung der 
Anſprüche des Erbprinzen riedrid). 

ssreilich, auch diefer Weg hatte feine Bedenken. 
Preußen fonnte — jowohl in jeinem eigenen, al3 im 
Intereſſe Geſammtdeutſchlands — jo wichtige, aber auch 
einem Angriff von außen jo jehr ausgeſetzte ſtrategiſche 
Stellungen zu Land und zur See, wie die an zwei 
Meeren liegenden und ohne natürliche Schugwehr an eine 
Provinz des Erbfeindes Dänemark grenzenden Länder 
Schleswig und Holitein, unmöglich ohne Weiteres 
der Händen eines Fürſten anvertrauen, der feine anderen 
Mittel zu deren VBertheidigung beſäße, al3 die völlig unzu— 
reichenden eben dieſer Länder jelbit. Preußen würde da- 
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her jedenfalls verlangen, daß ihm eine gewiſſe Schutzhoheit 
über die Herzogthümer, alſo auch die Verfügung über deren 
militäriſchen Kräfte und Anſtalten eingeräumt werde. 
Das aber war in den Augen des Wiener Cabinets nur 
um Weniges beſſer, als die völlige Einverleibung der 
Herzogthümer in Preußen; ja es war inſofern ſchlimmer, 
als Oeſterreich dafür keine Compenſation fordern konnte. 

So befand ſich die öſterreichiſche Regierung nach allen 
Seiten hin in einer wenig günſtigen Lage. Die ganze 
Angelegenheit war für ſie, wie der Miniſter von Schmerling 
es ſelbſt offen ausſprach, eine „verfahrene.“ Durch ihr 
Zuſammengehen mit Preußen im däniſchen Kriege hatte 
ſie die Mittelſtaaten ſich entfremdet. Die Verfeindung 
Oeſterreichs mit den Mittelſtaaten war wohl keiner 
der geringſten Beweggründe der Bismarckſchen Politik 
von 1863 geweſen. Das Gelingen dieſes Planes war 
dem preußiſchen Staatsmanne erleichtert worden durch 
die Natur des damaligen Leiters des Auswärtigen in 
Oeſterreich. Graf Rechberg, der ſeine politiſche Schule 
erſt unter Metternich, dann unter dem Schwarzen— 
bergſchen Negintente gemacht hatte, ſah in der zu Gunſten 
der Herzogthümer entitandenen Bewegung in Deutjchland 
nicht? als „Revolution“, in der Nachgiebigfeit der Regie— 
rungen dagegen einen Abfall vom „legitimen” PBrincip; 
er Elammerte ſich deshalb an Bismard an, der fich als 
tapferer St. Georg wider die „Demokratie“ erprobt hatte. 
Nechbergs Nachfolger, Graf Mensdorff-Pouilly, war ein 
Mann ohne eigene feite Politik, daher fremden Einflüfjen 
zugänglih. Er jchwankte zwiſchen der Furcht vor einer 
Berührung mit den „demofratijchen” Regungen draußen 
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in Deutichland und der Erfenntnig, daß Oeſterreich 
wieder Fühlung mit den Mittelftaaten und dem Bunde 
juchen müffe, hin und her und gab dadurch feinem ge- 
wandten Gegner immer neue Blößen. 

Dagegen ging der leitende Staat3mann Preußens, 
Herr von Bismard, feiten Schritte und umverrüdten 
Blide3 auf fein Ziel 108. Diejes Ziel war die Gewinnung 
der Herzogthümer für Preußen in einer oder der andern 
Weiſe. 

Daß es dabei zu harten Conflieten mit Oeſterreich 
kommen werde, ſah Bismarck wohl; aber er ſcheute davor 
nicht zurück; ja vielleicht war ihm gerade dieſer Anlaß zu 
einer gründlichen Auseinanderſetzung mit Oeſterreich, zu 
der es, ſeiner Ueberzeugung nach, doch früher oder ſpäter 
kommen mußte, ganz willkommen. Die Hauptſchwierigkeit, 
zu einer ſolchen Auseinanderſetzung zu gelangen, lag 
für ihn in ſeinem Verhältniß zum König, in der dem König 
von ſeinem Vater überkommenen Hinneigung zu Oeſter— 
reich, in deſſen Scheu vor ſo weitausgreifenden und in ihren 
Folgen ſcheinbar unberechenbaren Unternehmungen, wie 
der radicalen Umgeſtaltung des Deutſchen Bundes, endlich 
in der gewiſſenhaften Achtung des Königs vor den legi— 
timen Rechten ſeiner deutſchen Mitfürſten. In allen 
dieſen Richtungen ward der König beſtärkt durch Einflüſſe 
aus ſeinen nächſten Umgebungen und aus der Mitte 
der ſtrengconſervativen, öſterreichiſch geſinnten Partei. 

Schon ahnte letztere in Bismarck, trotz ſeiner ſo 
ſchroffen conſervativen Politik im Innern, dennoch einen 
Abtrünnigen von den wahren Grundſätzen des Conſer— 
vatismus und der Legitimität, weil er an einer Lockerung 
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de3 bisherigen Verhältniſſes zu Oeſterreich zu arbeiten 
ichien. ‚Noch wagte fie nicht, entichieden gegen ihn auf: 
zutreten, weil nur er der rechte Mann war, um den innern 
Conflict glücklich zu Ende zu führen. Auch der König 
jeßte aus eben diefem Grunde fortwährend fein ganzes 
Bertrauen auf ihn. Gleichwohl mußte Bismard vor- 
ſichtig zu Werke gehen, durfte feine Ziele nicht jogleid) 
allzumweit ſtecken, wenn er nicht an den von jener Seite 
her jeinen Plänen entgegenjtehenden Hinderniffen fcheitern 
wollte. Dahingegen fonnte er darauf rechnen, daB, wo 
es ſich um ein klares, greifbares Interefje der Ehre und 
der Machtitellung Preußens handle, der König auch vor 
entjchiedeneren Schritten, wenn folche unvermeidlich wären, 
nicht zurückweichen würde. ALS ein folches Intereffe aber 
erjchien die umnachlaßliche Geltendmachung der Rechte 
Preußens auf die mit dem Blute feiner Söhne theuer er- 
fauften Herzogthümer.. 

Daß feine Bolitif von der Mehrheit des Abgeordneten- 
haufje fortwährend befämpft ward, machte dem Meinijter 
weniger Sorge. Ja, es war ihm vielleicht im Augenblicke 
jogar nicht unerwünscht, weil es jeine Stellung nach der 
andern Seite hin befeftigte und den Verdacht „rebolu- 
tionärer” Anwandlungen von ihm fern hielt. 

Sm Mebrigen vertraute er der in der Hauptjache 
vollendeten und im däniſchen Kriege bereit praktiſch be- 
währten neuen SHeeresorganijation. Auch baute er da— 
rauf, daß, wenn es wirklich zu einem ernſteren Zuſammen— 
ſtoße mit Dejterreich Fommen jollte, alsdann der oft 
erprobte preußiſche Batriotismus über jedes andere Gefühl 
obfiegen werde. 
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ALS die wünjchenswertheite Löjung der Herzogthümer, 
frage jah Bismard ohne Zweifel die völlige Einverleibung 
derjelben in Preußen (die „Annerion*) an. Doch wollte 
er gern den Anfchein vermeiden, als jtrebe er zu rüdjicht3- 
108 nad; diefem Biele hin. Daher betrat er zuvor den Weg 
der Berjtändigung mit dem Erbprinzen. Er jah voraus, 
diefer Verjuch werde zu nichts führen; aber er wollte da— 
durch den Beweis liefern, daß die Annerion unvermeidlich 
ſei. Wie im däntichen Kriege, jo baute er auch hier ganz 
richtig auf die Verblendung der Gegner. 

Schon im Sommer 1864, noch vor Ausgang des 
Krieges, hatte der Erbprinz von Auguftenburg einen Be- 
ſuch am Hofe zu Berlin gemacht. Bet diejer Gelegenheit 
hatte Bismard in einer Unterredung mit ihm jeine An— 
jiht dahin ausgejprochen: „Preußen müſſe verlangen, 
dag an der Nordgrenze Deutjchlands, zwilchen Oſt— 
und Nordjee, nicht ein jchwächliches Herzogthum entjtehe, 
jondern eine wahre Nordmark zu Deutjchlands Schuß und 
Truß zu Lande und zur See“, und hatte angedeutet, daß dies 
nur gejchehen könne „im engen Zufammenhange mit den 
deutjchen und preußiſchen Wehreinrichtungen, zumal im 
Hinblick auf die nothwendige Entwidelung der deutjchen 
Seemacht“. 

Der Prinz, von feiner Umgebung und wahrſcheinlich 
auch von der mitteljtaatlichen und öſterreichiſchen Diplo- 
matie übel berathen, war dieſen Forderungen gegenüber wie 
ein Souverän aufgetreten, der auf einem angejtammten 
Throne fit, nicht wie ein Prätendent, dejfen Necht, ob 
auch juritiich begründet, Doch den gegebenen Umftänden 
nach zu jeiner Geltendmachung des guten Willens Anderer 


bedarf. Er war jeder bindenden Erklärung aus— 
gewichen. 

Diez fchadete feiner Sache in den Augen auch der 
Kreife, welche ihm wohlwollten. Dieje hatte es jchon 
peinlich berührt, daß der Prinz gleich im Anfang der 
Krifis fi in einem Schreiben an den Kaiſer Napoleon 
gewendet und ihn um jeine VBermittelung erjucht Hatte. 

Nach dem Wiener Frieden (am 12. Nov.) trat Die 
öfterreichifche Regierung mit dem Vorſchlage hervor, Die 
durch diefen Frieden den beiden Großmächten erworbenen 
Nechte auf den Erbprinzen zu übertragen. 

Inzwiſchen hatte aber auch der Großherzog von 
Dldenburg Erbaniprüche auf Theile von Schleswig-Holjtein 
beim Bunde angemeldet. Die preußiſche Regierung glaubte 
ebenfall3 gewiſſe Anſprüche des brandenburgiichen Hauſes 
geltend machen zu Fünnen. Sie übergab die ganze Rechts— 
frage ihren Kronjurijten zur Begutachtung. 

Vorläufig erwiderte fie der öfterreichiichen Regierung: 
(am 13. Dec. 1864), fie müjje vor jeder Entjcheidung über 
der Bejit der beiden Länder „Bürgſchaften“ dafür ver- 
langen, daß die bei der Fünftigen Geftaltung derjelben 
wejentlich betheiligten jtaatlichen und wirthichaftlichen In— 
terejjen Preußens „nicht von dem zweifelhaften guten 
Willen des Landesheren, der Stimmung der Stände oder 
dem Spiele der Parteien abhängig blieben“. Deshalb 
müſſe die Milttärorganifation der Herzogthümer in ein 
fejtes Verhältniß zur preußijchen gejeßt, müßten deren Wehr- 
fräfte zur See für die preußtiche Marine nugbar gemacht, 
müjje die natürliche Entwidlung von Schiffahrt und 
Handel dajelbit gegen Fünftlihe Hemmungen geſchützt 
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werden. Sie deutete dabei an: eine förmliche „Annexion“ 
würde jedenfalls „den deutſchen Intereſſen förderlich, den 
öſterreichiſchen nicht entgegen ſein.“ 

Die öſterreichiſche Regierung wies jene Forderungen 
der preußiſchen nicht geradezu ab, wollte ſie aber einer 
Prüfung durch den Bund unterzogen wiſſen, „damit nicht 
in den Verein der deutſchen Souveräne ein unſelbſtſtän— 
diges Mitglied eingeführt werde“. Auf eine „Annexion“ 
fönne Dejterreich nur eingehen gegen eine ihm jelbit zu 
gewährende entiprechende Vergrößerung feines deutſchen 
Beſitzſtandes. 

Darauf formulirte die preußiſche Regierung ihre 
Forderungen näher in einer Note vom 22. Februar. 
Die „Februarforderungen“ enthielten Folgendes: „Preußen 
übernimmt den Schutz der Herzogthümer gegen jeden An— 
griff; dagegen ſtellen dieſe ihre Militärmacht dem Könige 
von Preußen zur Verfügung; Rendsburg wird Bundes— 
feſtung und bleibt bis dahin von Preußen beſetzt; die 
Herzogthümer treten an Preußen die zur Befeſtigung des 
Alſenſundes, des Kieler Hafens und der Mündungen eines 
zu bauenden Nord-Oſtſee-Kanals erforderlichen Landſtücke 
ab; ſie treten dem Zollvereine bei und übergeben ihr Poſt— 
und Telegraphenweſen an Preußen.“ 

Dieſe Bedingungen entſprachen mindeſtens ebenſo ſehr 
dem geſammtdeutſchen als dem ſpeciell preußiſchen Intereſſe. 
Allein ſowohl Oeſterreich als der Erbprinz erklärten die— 
ſelben für „unannehmbar“. 

Die große Maſſe der Bevölkerung Schleswig— 
Holſteins beharrte indeſſen nach wie vor auf dem unbe— 
dingten Rechte „ihres Herzogs“ und wies jede Unter— 
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ordnung deifelben unter Preußen zurück. Sie ward darin 
unterftüßt durch mehrere im gleichen Sinne gefaßte Res 
jolutionen des Nationalvereing, des Sechsunddreißiger⸗Aus⸗ 
Ihufjes und des Deutichen Abgeordnetentages. Lediglich 
‚ein Theil des Adel3 in den Herzogthiinern (unter Vor— 
antritt des Herrn von Scheel-Pleſſen) erklärte ſich für 
einen engeren Anjchluß an Preußen. Das Aeußerſte, mozu 
der Ausſchuß der Schleswig-Holitein-Vereine, nad) Bes 
Iprechungen mit preußischen Abgeordneten, ſich herbeilajjen 
wollte, war die Billigung einiger der preußiichen For— 
derungen, allein auch dies nicht in einer bindenden Form 
und vor Einjegung des Erbprinzen, vielmehr nur jo, daß 
der Ausschuß die „Ueberzeugung” ausſprach, „Herzog und 
Landſtände würden bereit jein, jolche Zugeltändnijje an 
Preußen zu machen“, 

Sm preußiichen Abgeordnnetenhaufe trennte jich zwar 
von der Oppofition um jeden Preis eine Partei, welche 
die Berechtigung der ebruarforderungen anerkannte, allein 
jie war in der Minorität. 

Am Bunde drängten vor Allen Bayern, Sachjen und 
Heſſen-Darmſtadt auf Einjegung des Erbprinzen. Ein 
‚ von ihnen darauf geitellter Antrag wid (am 6. April) 
mit Stimmenmehrheit angenommen. Auch Dejterreich trat 
demjelben bei, jedoch mit dem Zuſatze: „jo weit die ohne 
Störung des zwiſchen Preußen und Dejterreich beftehenden 
Einverjtändnijie® möglich ei”. Preußen erklärte, es 
werde zur Ausführung dieſes Antrags nicht die Hand 
bieten, jprach überhaupt dem Bunde das Recht ab, emd- 
gültig über das Schickſal der Herzogthümer zu entjcheiden, 

Der Vorſchlag Preußens, eine gemeinfame Stände: 
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verjammlung Schleswig-Holftein® nach einem zwijchen 
beiden Mächten zu vereinbarenden Wahlgejege zu berufen, 
mit welcher Preußen über die von ihm geitellten Forde— 
rungen unterhandeln könne, ward von Deiterreich zwar 
nicht zurücgewiejen, jcheiterte aber daran, da man fich 
über ein Wahlgejeg nicht einigen fonnte*). 

Ohngefähr um die gleiche Zeit that Preußen einen 
Schritt, durch den es thatjächlich Lereit3 feiten Fuß in 
den SHerzogthümern faßte. Am 3. April kündigte der 
preußiiche Regierungscommijjar dafelbjt dem öjterreichiichen 
an: Preußen werde eine Marinejtation im Kieler Hafen 
errichten. Oeſterreich proteftirte dagegen, bejchied fich aber 
dann, zur Wahrung feines Mitbeſitzrechts auch zwei Kriegs— 
ichiffe im Kieler Hafen zu ſtationiren. 

Unterdejjen dauerte die Agitation für den Erbprinzen 
in den Herzogthümern fort. Der ſächſiſch-hannoveriſchen 
Erecution in Holjtein, unter deren Schuß dieje Agitation 
zuerjt ſich freier entwicelt Hatte, war Durch einen von 
Preußen erzwungenen Bundestagsbeichluß ein Ende ge 
macht worden; allein von der nach dem Wiener Frieden 
eingejegten „gemeinjamen Regierung“ in den Herzogthümern 
zeigte fich) der eine Theil, der öfterreichiiche Commifjar, 
derjelben nicht minder günſtig. Vergebens protejtirte der 


*) Herr von Friefen („Erinnerungen”, 2 Bd, ©. 119) glaubt 
zu wiffen, Bismard hätte die Stände Schleswig-Holſteins damit 
für die Annerion zu gewinnen gehofft, daß er ihnen die Wahl jtelle: 
entweder den Herzog Friedrich mit einer ungeheuren Schuldenlaft 
(Antheil an der dänifchen Staatsſchuld und Entfchädigung Preußens 
und Defterreih3 für die Kojten des dänischen Krieges), oder Annerion 
ohne Schulden. 
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preußiſche Commiſſar gegen die Begünſtigung von Fund» 
gebungen, welche, wie er jagte, den zur Zeit allein gültigen 
Rechte Preußens und Oeſterreichs auf den Beſitz Diejer 
Länder widerjprächen; vergebens verlangte er Die Ausweiſung 
des noch immer in Kiel refidirenden Erbprinzen und der 
„Auguſtenburgiſchen Nebenregierung”*). 

So hatte der Zwieſpalt zwiſchen den beiden Groß— 
mächten eine Schärfe erreicht, welche bereit3 das Aeußerſte 
befürchten ließ**). Da ward Deutjchland plößlich über- 
raſcht durch den Abſchluß einer Uebereinkunft (zu Gaſtein, 
am 14. August 1865), welche durch eine neue Regelung 
des Verhältniſſes zwiichen den beiden Mitbefiern der 
Herzogthümer einen Auzgleich herbeiführen zu wollen 
ſchien. Nach dieſer UWebereinfunft „ging die Ausübung 
der durch den Wiener Frieden von Preußen und Defterreic) 
gemeinjam erworbenen Rechte, unbejchadet der Fortdauer 








*) Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht drückt ih (S. 7) 
darüber jo aus: „Bei aller Nücjicht fir Preußen mußte das Ver: 
halten des üfterveichifchen Kegierungscommifjars den Kundgebungen 
de3 Volkes gegenüber ein anderes fein, als jenes des preußifchen, 
welcher in diefen Kundgebungen eine Bedrohung der Abſichten und 
Zwede feiner Regierung fah.“ 

**) Dal; Bismard ſchon in dieſer Zeit (im Juli 1865) ſowohl 
gegen den franzöitichen Botfchaftr in Wien, den Herzog von 
Srammont, al3 auch gegen den bayerifchen Minifter von der Pfordten 
von der Unvermeidlichkeit eines Krieges, gegen letzteren auch von feinen 
Plänen einer Bundesreform gefprochen habe, wird von Ad. Schmidt 
(„Preußens deutfche Politif”, S. 273), ebenfo in der Schrift: „Le 
general Lamarmora et l’alliance prussienne*, ©. 53, ja aud) (mit 
Bezug auf Pfordten wenigjtend) von Hahn („Fürſt Bismard“, 
©. 317) „auf Grund von Zeitungsnacdhrichten“ veferirt, Dagegen 
von Heſekiel („Graf Bismard“, ©. 288) entjchieden geleugnet. 
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diefer Nechte beider Mächte an der Gefanmtheit der beiden 
Herzogthümer, für Holitein auf Dejterreich, für Schleswig 
auf Preußen über.“ Außerdem enthielt der Vertrag in 
Bezug auf Rendsburg, den Kieler Hafen, den Beitritt der 
Herzogthümer zum Zollverein, da8 Post und Telegraphen: 
weſen, den Bau eines Nord-Ditjee-Canals u. |. w. Be 
timmungen, welche den „ssebruarforderungen“ zum Theil 
wenigiten® nahe famen. Lauenburg ward von Dejterreich 
an Preußen gegen eine Geldentichädigung von 21% Mill, 
dänischer Neichsthaler (unter Borausfegung der Zujtimmung 
der dortigen Stände) abgetreten. 

Der Oafteiner Vertrag machte auf die öffentliche 
Meinung in Deutjchland und jelbit im Auslande einen 
ſehr ungünftigen Eindrud. Statt einer Löjung der 
Herzogthümerfrage, der man jehnjüchtig entgegenjah, ſtellte 
diefer Bertrag nur neue und größere Verwidelungen in 
Ausfiht. Statt einer Anerkennung der Rechte des 
ichleswigeholfteinijchen Volkes, insbeſondere des Rechts auf 
Untheilbarfeit der beiden Länder, riß er dieje Länder aus— 
einander, indem er jie verjchiedenen Verwaltungen unter- 
jtelfte. Sn den Herzogthümern felbit erfolgten Proteſte 
dagegen von allen Seiten. Der Deutiche Abgeordnetentag 
erklärte auf einer Verſammlung zu Frankfurt am 1. October: 
„Der Bertrag verlege aufs Tiefite alle Rechtsordnung 
und Nechtsficherheit in Deutſchland.“ Er rief alle Volks— 
vertretungen zum Eintreten für die Rechte der Herzog- 
thümer auf und machte es ihnen zur Pflicht: „Anlehen oder 
Steuern, welche die bisherige Politif der Vergewaltigung 
fördern fünnten, feiner Negterung zu verwilligen.” Auch 
zivei auswärtige Negierungen, die engliiche und die frans 
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zöfiiche, fanden fich bemüßigt, ihre Anfichten über den 
Gaſteiner Vertrag in fast aleichlautenden, ziemlich ſcharf ge— 
- haltenen Noten an ihre Gejandten bei den Höfen zu 
Berlin und Wien auszufprechen. Sie ſahen in demfelben 
lediglich nen Ausdrud der „Gewalt“ und der „Convenienz 
beider Regierungen“ unter Abjehen von allen Rechten 
„ſowohl der Herricher als der Völker“. Indeſſen nahmen 
fie Anſtand, ernjtere Schritte dagegen zu thun, und Die 
franzöfiiche Regierung ließ ſogar (vermuthlich infolge 
einer energiſchen Burüdweijung der von ihr verjuchten 
Einmifchung) ihrer eriten Note eine zweite folgen, worin 
fie jene gewijjermaßen zurüdnahm. 

Am Bundestage hatten kurz vor Gaftein die Negie- 
rungen von Bayern, Sachen und Hejjen-Darmijtadt ver- 
jucht, den Bund für eine Berufung der ſchleswig-holſteiniſchen 
Stände jo wie für Aufnahme Schleswig in den Bund zu 
gewinnen. Allein der Bundestag zeigte fich jet, angeſichts 
des anscheinend hergeitellten Einvernehmens der beiden Groß- 
mächte, jehr Eleinlaut: der Bundestagsausſchuß ftellte die 
Anträge der drei Staaten zurüd, und der Bundestag 
jelbft, als wolle er weiteren Beichlußfaffungen in dieſer 
Sache entgehen, vertagte fich auf ein Vierteljahr. 
Sowohl bei diefen Verhandlungen am Bunde, ala 
auch in einer gemeinfamen Beſchwerde beim Senate von 
Frankfurt wegen der von diefem geübten „Nachficht gegen 
jubverjive Bejtrebungen“ (jo wurden die Berathungen und 
Beichlußfafjungen des Abgeordnietentages genannt), gingen 
Dejterreich und Preußen wieder Hand in Hand. Dejterreich 
trennte fich abermals von den Mittelftaaten und von der 
Sffentlichen Meinung. Offenbar hatte die Angjt vor der 
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„revolutionären“ Bewegung in Deutichland wieder einmal 
in Wien die Oberhand gewonnen. 

Was die Regierungen von Preußen und Defterreich 
bewogen habe, die Uebereinfunft von Gaftein abzuschließen, 
erichien den Meiften damals als ein Räthſel; denn, 
daß Ddiejelbe feinen wirklichen Ausgleich, höchitens einen 
„Waffenſtillſtand“ enthalte, war unzweifelhaft. Auch der 
Geſchichtsſchreiber it in Bezug auf die beiderfeitigen Beweg— 
gründe noch immer auf bloße Vermuthungen angewiefen. 
Wahrjcheinlich fühlten fich beide Mächte im Sommer 1865 
nicht in der Lage, das Aeußerſte, die Enticheidung 
durch die Waffen, zu wagen. Im Dejterreich war eben 
damals nicht blos ein Miniſterwechſel vor ſich gegangen 
(an die Stelle Schmerlings war Belcredi getreten), ſondern 
es hatte auch eine tiefgreifende VBerfafjungsänderung jtatt- 
gefunden: der Meichsrath und das Fsebrvarpatent waren 
„Niltirt“, mit den Ungarn waren Verhandlungen angefnüpft. 
Noch liegen ſich die Wirkungen beider Maßregeln nicht 
überjehen. Finanziell und militäriſch ſtand Oeſterreich 
keineswegs glänzend da. Auf eine ſichere Bundesgenoſſen— 
ſchaft ſeitens der Mittelſtaaten war kein Verlaß. Dieſelben 
waren weder unter ſich noch mit Dejterreich. einig. Herr 
von der Pfordten (jet wieder bayerijcher Miniſter des 
Auswärtigen) zeigte ſich mißtrauiſch gegen Oeſterreich, 
welches, wie er meinte, nicht allgemein deutjche, jondern 
ſpecifiſch öſterreichiſche Interejjen verfolge (al3 ob er jelbit 
für Bayern nicht immer das Gleiche gethan Hätte); er 
ſchien nicht abgeneigt, fich mit Preußen zu verjtändigen, 
wobei, wie er gelegentlich fallen ließ, „Bayern nicht jchlecht 
fahren werde”. Er fand die Februarforderungen nicht 

8. Biedermann, Dreigig Jahre deutich. Geſch. IT. 27 
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unanneymbar und wünjchte, daß man darauf hin unter- 
handele. Würtemberg war mit Bayern geipannt, das es der 
Bergrößerungsfucht auf Koften feiner Nachbarn beargmwöhnte, 
In Hannover waren der blinde König Georg V. und fein 
Miniiter Graf Platen getheilt zwiſchen der angewöhnten 
Anhänglichkeit an Defterreih und der Furcht vor einer 
„Herrichaft der Demokratie,“ der, wie fie meinten, durch 
Einjeßung des Erbprinzen Vorſchub geleijtet werde, während 
jie in Bismard den Bezwinger der Demokratie verehrten. 
Herr von Beujt in Sachſen, einjt der Bater des miß— 
geborenen Delegirtenproject3, hielt jet den Augenblid für 
gekommen, um mit dem Plane einer „allgemeinen deutjchen 
Nationalverfammlung“ hervorzutreten, bevor Bismard ihm 
damit zuvorkäme, fand aber dafür weder in Wien noch in 
München offene Ohren. So verworren waren die Ver— 
bältnijje im Dumdestäglichen Deutjchland. 

Was wohl nicht am wenigiten den öfterreichtjchen 
Staatsmännern Scrupel machte, das war die Ungewißheit, 
welche Haltung bei einem Kriege zwiſchen Dejterreich und 
Preußen das neue Königreich Italien, welche der Kaiſer 
der Franzoſen beobachten würde. Ebendamals Hatte 
Defterreich in Paris Anftrengungen gemacht, um mit Hülfe 
Frankreichs fich der Neutralität Italien? für den all 
eined Krieges mit Preußen zu vergewijjern. Es hatte 
aber jeinen Zweck nicht erreicht, weil e3 auf eine Abtretung 
Venetiens an Italien ſelbſt gegen eine Geldentjchädigung 
nicht eingehen wollte*). Durch alles Diejes fand Dejterreich 
fi zur Zeit noch gehemmt. Aber auch Bismard Hatte 


*, Qamarmora, „Un po’ piü di luce, ©. 42. 
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Gründe, mit feinem lebten Mittel, der Berufung an die 
Waffen, zu zögern. Für Preußen war die Neutralität 
Frankreichs noch wichtiger, als für Dejterreih. Noch aber 
war dieſe Neutralität nicht gejichert. Ebenſo wenig war 
das Verhältnig zu Stalten fejtgeftellt. 

Eine Annäherung an Italien war fchon jeit länger 
angebahnt durch die Verhandlungen über einen Handels— 
vertrag zwiſchen diefem Staate und dem Zollverein. Die 
italienische Regierung legte auf einen jolchen Vertrag 
bejonder3 darum großen Werth, weil fie damit die Aner- 
fennung de3 neuen Königreichs ſeitens der deutſchen Zoll- 
vereinsſtaaten zu erlangen hoffte Dies gelang auch unter 
Preußens Mitwirfung wenigſtens bei den meister derjelben. 
Um die Mitte des Sahres 1865 hatte dann Bismard durch 
den preußischen Gejandten in Florenz, Uſedom, Die 
italienische Regierung jondiren lafjen: welche Haltung fie 
wohl bei einem Kriege Preußens mit Dejterreich einnehmen 
würde. Der italienische Miniſterpräſident GeneralXamarmora 
hatte dieſes Entgegenfommen in gleich vertrauensvollem 
Sinne erwidert. Für Italien war jede Gelegenheit erwünscht, 
wo e3 Defterreich mit Hoffnung auf Erfolg angreifen fonnte, 
um Denetien ihm zu entreigen. Hatte es früher die Hülfe 
Frankreichs nachjuchen und annehmen müjjen (welche es 
theuer genug mit Savoyen und Nizza bezahlen mußte), jo 
war ihm die Bundesgenojjenichaft Preußens doppelt er- 
wünjcht, bei welcher feine jolche Gegenleiftung von ihm 
gefordert wurde. 

Nicht eben jo leicht war die Entjcheidung wegen eines 
Bündnifjes mit Italien für den preußiichen Minifter- 
präfidenten. Er fonnte vorausfehen, daß die öffentliche 
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Stimme Deutſchlands Anftoß nehmen werde an Diejem 
Bündniß Preußend mit einer auswärtigen Macht gegen 
eine deutſche. Er mußte, mie fchwer es dem König 
Wilhelm fallen würde, mit dem feinem Urſprunge nach 
„revolutionären“ Königreich Italien Hand in Hand zu 
gehen gegen das legitime Dejterreich. 

Bor jeinem eigenen Gewiſſen — ala — wie als 
Deutſcher — mochte Bismarck ſich wohl für gerechtfertigt 
halten, wenn er ein ſolches Bündniß einginge. War denn 
Oeſterreich wirklich eine deutſche und nicht vielmehr eine 
vorwiegend außerdeutſche, in ſeiner ganzen Politik durch 
außerdeutſche Intereſſen geleitete Macht? Hatte es ſich 
als eine wahrhaft deutſche Macht gegen das deutſche Volk, 
hatte es ſich als bundesfreundlich gegen Preußen gezeigt? 
Hatte es nicht 1850 — zum Zwecke der Erniedrigung 
Preußens und der Berjtörung aller theuerjten Hoffnungen 
der Nation — eine fremde Macht, Rußland, herbeigerufen, 
und würde es fich wohl einen Augenblick bedacht haben, 
wofern Rußlands moraliicher Einfluß nicht ausgereicht 
hätte, um das vorgejtedte Biel zu erreichen, auch die 
militäriiche Hülfe dejjelben Staates gerade jo gut gegen 
Preußen, wie 1849 gegen eines feiner eigenen Länder, 
Ungarn, in Anſpruch zu nehmen? Hatte Defterreich nicht 
eben jet eine Einmifchung Napoleons in die deutjchen 
Händel herbeizuführen gefucht, und war es fein Verdienſt, 
wenn diefelbe nicht erfolgte? Was die deutichen Bundes- 
genofjen Deiterreichs, die Mittelftaaten, anbetraf, jo würden 
deren Staat3männer — einer wie der andere — eher 
heut als morgen diejelbe Einmiſchung Napoleons anrufen, 
\obald fie damit ihrer Eleinftaatlichen Politik Wortheile 
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zuwenden oder Opfer (auch ſolche zu Gunſten der Nation) 
erſparen könnten, wenn auch vielleicht nicht alle ſo naiv 
wären, wie Herr v. Borries, dies öffentlich auszuſprechen. 
Ein Bündniß mit Italien war übrigens nicht entfernt ſo 
gefahrdrohend für Deutſchland, wie eine Einmiſchung 
Napoleons oder eine Anrufung Rußlands, und Bismarck 
ſeinerſeits war feſt entſchloſſen, jeden Uebergriff von dort— 
her auf deutſches Gebiet energiſch zurückzuweiſen, wie er 
denn in der That ſogleich dem erſten Verſuch, den die 
italieniſchen Staatsmänner machten, „das Tridentiniſche“ 
in die Verhandlungen hineinzuziehen, einen ſehr ernſten 
Widerſpruch entgegenſetzte?). | 

Allein, wie Dem auch fein mochte, Bismarck mußte 
die Gefühle jeines Füniglichen Herren jchonen, der ungern 
jelbjt nur an einen völligen Bruch mit Dejterreich dachte, 
mußte ſich gegen Angriffe jeiner eigenen, der conjervativen 
Partei, möglichit deden, indem er gleichjam eine leßte 
Probe anjtellte, ob e3 nicht möglich fei, ein gutes Ver— 
hältniß mit Dejterreih zu erhalten, 

Am 21. Suli 1865 hielt König Wilhelm — auf 
feiner Reiſe nad) dem öjterreichischen Bade Gaftein — in 
Regensburg einen Cabinetsrath ab, zu dem außer Bigmard 
aud) die Gejandten Preußens in Wien und in Paris 
beichieden waren. Das Ergebniß diejes Cabinetsraths war 
die Gajteiner Uebereinfunft vom 14. Auguft, durch welche, 
wie Bismard fich in einem Briefe ausdrüdte, „der Friede 
geflidt und der Riß im Bau verklebt wurde“. 

Wenn e3 dem leitenden StaatSmanne Preußens bei 


*) Le general Lamarmora etc. ©. 86. 
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diejer Uebereinfunft darauf ankam, den Beweis zu führen, 
daß ein Dauernder Friede mit Defterreih) ohne Preisgebung 
folcher preußischer Intereffen, welche auch der König als 
unanfechtbar betrachtete, nicht möglich ſei, jo war ihm dies 
allerding3 gelungen. Die UWeberlafjung der Bermwaltung 
Holjteins an Dejterreich mußte, da gerade dort die Agi— 
tation für den Erbprinzen und gegen Preußen am 
lebhaftejten war, unausbleiblich zu neuen und immer 
ſtärkeren Reibungen der beiden Großmächte führen. Wenn 
dann, wie gleichfalls vorauszuſehen, auf Oeſterreichs Be— 
trieb der Deutſche Bund ſich einmengte, ſo war ganz von 
ſelbſt der Uebergang aus der begrenzten ſchleswig-hol—⸗ 
ſteiniſchen in die viel wichtigere allgemein deutſche Frage 
gegeben und ſo die Auseinanderſetzung mit Oeſterreich auf 
dieſem weitern Gebiete zu einer unausweichlichen Nothwendig⸗ 
keit gemacht. Die Zugeſtändniſſe ſelbſt, welche Bismarck in 
dem Gaſteiner Vertrage für Preußen ſchon jetzt, während 
des Proviſoriums, in Bezug auf gewiſſe militäriſche, 
maritime, wirthſchaftliche Poſitionen in den Herzogthümern 
erlangt hatte, waren von der Art, daß eine Verlängerung 
dieſes Proviſoriums für Preußen nur günſtig, für Oeſter— 
reich nur ungünſtig fein konnte. Die Ungeduld, welche 
deshalb Oeſterreich empfinden würde, aus dem Proviſorium 
herauszukommen, mußte die Wahrſcheinlichkeit eines Bruches 
ſteigern. 

Bald nach Gaſtein, im October 1865, begab ſich 
Bismarck (der am 16. September vom König zum Grafen 
Bismard erhoben worden war) nad) Biarrig zum Kaiſer 
Napoleon. Das allzeit gejchäftige Gerücht und das weite 
verbreitete Mißtrauen gegen Bismard jäumte nicht, von 
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allerhand Zugeſtändniſſen zu fprechen, die derjelbe, natürlich 
auf Kojten Deutjchlands, dem Kaiſer der Franzoſen ge- 
macht habe, um feines Wohlmollens zu Gunsten Preußens 
fih zu verjichern. Die Abtretung Savoyens bei einer 
ähnlichen geheimen Zujammenfunft Cavours mit Napoleon 
zu Plombiöres im Jahre 1858 fchien auf ein ähnliches Er- 
gebniß diefer Begegnung des preußischen Minifterpräfidenten 
mit dem ländergierigen Beherrjicher Frankreichs einen nur 
zu natürlichen Schluß zu gejtatten. Die Folgezeit hat 
gelehrt, wie grundlos dieſer Argwohn geweſen. Hätte 
Bismard damal3 dem Kaifer Napoleon nur die geringjte 
bindende Zujage gemacht, jo würde Leßterer zur gegebenen 
Zeit jo wenig wie in jenem früheren Falle geſäumt Haben, 
deren Erfüllung zu fordern; aber nicht einmal der Ver— 
juch, auf ſolche Zujagen fich zu berufen, ift gemacht worden. 
Dur) welche Mittel Bismard es verjtanden Hat, den 
Kaijer Napoleon günstig für Preußen zu jtimmen, ohne 
Verpflichtungen für lebteres zu übernehmen, blieb bis 
auf Weiteres jein Geheimnig. Dem Kaijer lag, wie es 
jcheint, viel daran, die Ungeduld der Italiener nach Venetien 
zu befriedigen, und da Dejterreich Diejes für Geld nicht 
hergeben wollte, jo gab es feinen andern Weg zu dejjen 
Erlangung, als einen Srieg, und für einen jolchen wiederum 
(da Napoleon zum zweiten Male franzöftiches Blut für 
eine fremde Sache nicht verjprigen wollte) Feine beſſere 
Gelegenheit, als ein Bündniß mit Preußen. Erft im Sahre 
vorher hatte Napoleon mit Italien die Septemberconvention 
abgeichlojjen, durch welche er, jo viel an ihm war, die 
italienijche Einheit3bewegung vor dem Batrimonium des 
heiligen Petrus jtillzuftehen zwang. An der Aufrecht- 
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haltung dieſer Convention war ihm wegen ſeiner Stellung 
zu der einflußreichen katholiſchen Geiſtlichkeit Frankreichs 
viel gelegen. Um ſo mehr war er bemüht, die Gedanken 
des italieniſchen Volkes anderswohin abzulenken. An einen 
Sieg Preußens über Oeſterreich und den Bund ſcheint 
er nicht geglaubt zu haben. Ihm war es recht, wenn die 
beiden deutſchen Großmächte einander bekriegten. Vielleicht 
konnte er dann entweder dem Unterliegenden ſeine Hülfe 
theuer verkaufen, oder mit dem Sieger wegen einer „Com— 
penſation“ ſich verjtändigen. Wenn der Krieg, wie zu er: 
warten jtand, jich einige Zeit in die Länge 309, jo waren 
unterde& auch die franzöfiichen Truppen aus Mexico wieder 
zurüd, und dann Hatte Napoleon freie Hand, um fein 
- Schwert, wenn er wollte, in die Wagſchale der Ent: 
icheidung zu werfen. 

Nahezu gleichzeitig mit der Reiſe Bismards nach 
Biarri, im October 1865, veröffentlichte Die preußiiche 
Regierung das Gutachten ihrer Sronjuriften über die 
Erbfolgefrage. Das Gutachten jprach dem Augujtenburger 
jedes Necht ab, indem es Preußen und Dejterreich für die 
Alleinberechtigten erklärte, weil dieje die Herzogthümer kraft 
völferrechtlicher Abtretung von Chrijtian IX. erworben 
hätten, der, al3 vollfommen legitimer Thronfolger in der 
ganzen dänischen Monarchie, zu dieſer Abtretung berechtigt 
geweſen jei. 

Diefem Gutachten ſtanden die Gutachten einer großen 
Bahldeutjcher Suriftenfacultäten zu Gunjten des Erbprinzen 
gegenüber. Daſſelbe Hatte auch an fich wenig Weber- 
zeugendes. Beſonders jchien der darin verjuchte Beweis für 
das Thronrecht Ehrijtians IX. an einem wejentlichen Fehler 
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zu leiden, da mit der Losjagung Preußens und Oeſter— 
reih8 vom Londoner Vertrage, auf welchem doch allein 
das Thronrecht des Glücksburgers ruhte, vom eignen Stand: 
punfte beider Mächte aus jeder Anjpruch dieſes Fürſten auf 
irgend welchen Theil von Dänemark erlojchen, dagegen die 
urjprüngliche, hiftoriiche Erbfolgeordnung in den Herzog- 
thümern wiederhergeitellt jein mußte. 

Unterdejfen dauerte die Bewegung zu Gunjten des 
Erbprinzen in den Herzogthümern fort. Am 18. Detober 
erſchien Letzterer jelbit in Eckernförde, alfo auf ſchleswig'ſchem 
Boden, und nahın die Huldigungen feiner dortigen Anhänger 
entgegen. Darauf richtete der preußiiche Gouverneur von 
Schleswig, General von Manteuffel, ein ſehr ernftes 
Schreiben an den Prinzen, worin er demjelben im Wieder: 
holungsfalle mit Haft drohte. Anfang Januar fand eine 
Mafjenverfammlung der Auguftenburgiichen Partei in 
Altona jtatt, ohne daß der öjterreichiiche Gouverneur, Feld— 
marjchalllieutenant von Gablenz, dagegen einſchritt. In diejer 
Berfammlung jowohl al3 auch in der holiteinijchen Preſſe 
wurden die heftigiten Schmähungen gegen Preußen erhoben. 
Dies gab zu einem ſehr gereizten Notenwechjel zwijchen 
Berlin und Wien Veranlafjung. Bon Berlin aus ward 
über die Zulafjung Auguſtenburgiſcher Mgitationen als eine 
Berlegung der Nechte Preußens an dem gemeinjamen Befit 
geklagt (wobei man nur vergaß, Daß die zur jelben Heit 
geichehene Annahme und beifällige Beantwortung der 
Annerionsadrejje einer Anzahl größerer Grundbeſitzer in 
den Herzogthümern ebenſo den Nechten Oeſterreichs auf 
den Gemeinbefig widerjprach); von Wien aus ward in 
ziemlich bitterm Tone erwidert: „Dejterreich habe ſich nie— 
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mals verpflichtet, für Die preußiſche Annerion zu 
wirken.” 

Der Schluß der preußiſchen Note (vom 26. Januar) 
trug ſchon einen nahezu Friegeriichen Charakter. Graf 
Bismard erklärte darin: „Preußen müfje, wenn die von 
ihm aufrichtig angejtrebte intime Gemeinfamfeit mit Defter- 
reich ſich nicht verwirklichen laſſe, für feine Politik volle 
Freiheit gewinnen und von derjelben den Gebrauch machen, 
welchen die Regierung den Intereſſen Preußens entiprechend 
halte,“ Die öfterreichiiche Gegennote (vom 7. Februar) ver- 
wahrte die öjterreichijche Regierung dagegen, als ob ie es 
ſei, die Anlaß zu einem Bruche gebe. 

Bald darauf ſagte Graf Bismarck zum Sfterreichtfchen 
Botichafter: „Der von ihm in der Note vom 26. Januar 
in's Auge gefaßte Zuftand fei nun eingetreten; die Be— 
ztehungen Preußens zu Dejfterreich feien wieder auf den 
Standpunkt zurücgeführt, auf dem fie vor dem dänifchen 
Kriege geweſen, nicht bejjer, aber auch nicht jchlimmer, als 
zu jeder fremden Macht”. 

Am 28. Februar fand in Berlin ein großer Kriegs: 
rath ftatt, dem auch General Manteuffel beiwohnte. Diefer 
General war bis vor Kurzem einer der entichiedeniten Ver- 
theidiger des innigen Einvernehmens zwischen Preußen und 
Defterreich geweſen. E3 war eine fluge Bolitif von Bigmard, 
daß er gerade ihn zum Gouverneur von Schleswig vor: 
geichlagen. Die wenigen Monate ſeines Regiments da— 
jelbjt hatten genügt, ihn von der Unhaltbarfeit der dortigen 
Zustände zu überzeugen und ihn zu einem Anhänger der 
Annerion zu machen. Seine Stimme wog doppelt jchmwer 
in diefem Augenblicke der Enticheidung. Der Kriegsrath 
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erfannte einjtimmig an, daß ein Zurückweichen vor Defterreich 
in ber Herzogthümerfrage weder mit den Gefühlen des 
preußilchen Volks, noch mit der Ehre Preußens verträglich 
fein würde, daß man alſo vorwärts gehen müjje — jelbjt 
auf die Gefahr eines Krieges Hin. Sofortige militäriiche 
Rüftungen erachtete man für überflüjjig, weil die neue 
Heeresorganijation die Möglichkeit jchnelliter Kriegsbereit- 
ichaft böte. 

Unmittelbar nach diejem Sriggsrath knüpfte Bismard 
die durch die Gajfteiner Uebereinkunft augenblicklich unter- 
brochenen Beziehungen mit der italienischen Regierung wieder 
an. In der Zwiſchenzeit Hatte König Wilhelm (am 
28. Sanuar 1866) dem König Bictor Emanuel die In— 
fignien des Schwarzen Adlerordens überjandt. Set ſprach 
Bismarck gegen den italienischen Gejandten Barral den 
Wunſch aus, feine Regierung möge einen höheren Militär 
nach Berlin fenden, um ein feſtes Abfommen zu verabreden, 
um bejonders auch alles auf die militäriſchen Berhältnifje 
Bezüglihe gemeinfam  feitzuftellen. Der italienijche 
Minifterpräfident Yamarmora entjprach dieſem Wunjche be- 
reitwillig und jandte am 9. März den General Govone nach 
Berlin. Die Unterhandlungen zogen fich indeß in die Länge. 
Die Italiener wollten ſich nicht binden, bevor fie gewiß 
wären, daß Preußen wirklich losſchlüge und zwar bald 
losſchlüge, denn eine lange Kriegsbereitſchaft gejtatteten die 
italienischen Finanzen nicht. Auch waren fie mißtrauifch 
geworden durch den Zwiſchenfall von Gajtein. Sie 
glaubten, Bismardhabe damals die Anfnüpfungen mit Italien 
nur benußt, um Dejterreich in die Convention vom 14. Auguft 
hinein zu treiben; fie fürchteten, er möchte in gleicher Weiſe 
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fich abermals mit Defterreich verftändigen und dann Stalien 
jeinem Schickſal überlafjen. Auch jchten der italienijche 
Minifterpräfident noch immer an der Hoffnung feitzuhalten, 
durch) Napoleons Vermittlung ohne einen Krieg in den 
Beſitz Benetiens zu gelangen, eine Hoffnung, die der italienijche 
Gejandte in Paris, Nigra, nicht theilte, weshalb diejer für 
das Bindni mit Preußen war. 

Bismarck feinerjeit3 verlangte noch etwas Zeit. Zwar 
ließe fich, jagte er zu Govone, aus der ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage leicht ein Kriegsfall machen; allein für einen jo 
großen Krieg, wie der zwijchen Preußen und Dejterreich, fei 
dieſe Frage ein zu Heiner Anlaß; der Krieg ſei nur gerechte 
fertigt, wenn es um die allgemeine deutſche Trage gebe; 
dann werde Europa, weil dann ein nationales Intereſſe 
im Spiele- fei, demfelben ruhig zuſehen. Dieſe deutſche 
Frage aber fünne er erſt in zwei oder drei Monaten ans 
regen. Andererjeit3 wünſchte Bismarck jchon jeßt der 
italienischen Allianz fich zu verfichern, namentlich) auch, 
wie es ſchien, um den Widerwillen des Königs gegen 
einen Krieg mit Defterreich zu überwinden. Er ſprach ſo— 
gar den Wunſch aus, Italien möge zuerſt Tosichlagen, 
woraufaber Govone nicht einging. Denjelben Verdacht, den 
die Staliener gegen Bismarck hegten, hegte Bismard gegen fie, 
den nämlich, daß fie das preußiſche Bündniß zu einem Drucke 
auf Dejterreich wegen Benetiens benußen und, hätten fie dies 
erreicht, davon zurüdtreten möchten. 

Endlich (am 8. April) fam ein „Schuß und Trutz— 
bündniß“ mit Stalien zu Stande. Als Kriegsfall war 
darin vorgejehen, „wenn Preußens Antrag ivegen einer den 
Bedürfnifjen der Nation entiprechenden Bundesreform zu— 
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rücgeiviejen würde". Wäre Preußen dann genöthigt, zu 
den Waffen zu greifen, jo jolle Italien, jobald Preußen 
borangegangen, ebenfall3 den Krieg an Dejterreich und an 
die mit Dejterreich gegen Preußen verbündeten deutjchen 
Staaten erklären. Für Italien war Benetien al3 Preis 
eines fiegreichen Krieges gejeßt, für Preußen eine mindejtens 
ebenjo große Gebiet3ermeiterung. 

in Oeſterreich hatte gleichfall8 ein Kriegsrath (am 
10. März) ftattgefunden, zu welchem der Feldzeugmeiſter 
Benedek zugezogen war. Unmittelbar darauf begannen in 
Dejterreich die militärischen Vorbereitungen. 

Am 16. März erließ da3 Wiener Cabinet eine ver- 
trauliche, ftreng geheim gehaltene Note an die ihm be- 
freundeten deutjchen Negierungen. Darin ſprach es die 
Abjicht aus, falls Preußen einen offenen Bruch berbei- 
führen würde, „das Einjchreiten des Bundes auf Grund 
von Artikel 11 der Bundesacte und® Artikel 19 der 
Schlußacte in Anspruch zu nehmen, zugleich dem Bunde 
alle weiteren Entichliegungen zur Regelung der jchleswig- 
holjteinifchen Angelegenheit anheimzuftellen“. Sollte 
Preußen einen Gewaltjtreich beabjichtigen oder auch nur 
mobilijiren, danıı müßten jofort das 7.—10. Bundesarmee- 
corps friegsbereit gemacht und im Berbande mit der 
Öfterreichiichen Armee aufgejtellt werden. Die kaiſerliche 
Negierung erwarte von den betreffenden Regierungen, daß 
fie bereit jeien, für einen jolchen Beihlug in Frankfurt 
zu jtimmen. Daß Preußen insgeheim rüſte, ward in der 
Note als zweifellos ausgeiprochen. 

Preußen jeinerjeit3 wandte fich (in einer Note vom 
24. März) ebenfall3 an die deutichen Regierungen. Es 
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beklagte fich darin über Dejterreich, daß es feindjelige 
Borbereitungen treffe. Preußen feinerjeit3 habe noch feinerlei 
Gegenrüftungen gemacht. Nun aber jei es genöthigt, 
zu feiner Pertheidigung zu jolchen zu fchreiten. Es 
frage bei den Regierungen an, „ob und in welchem 
Maße es auf deren Unterftüßung in dem falle zu rechnen 
habe, wenn es von Dejterreich angegriffen oder durch) 
unzweideutige Drohungen zum Kriege genöthigt werde“. 
Gleichzeitig ftellte Diefe Note Anträge Preußens auf eine 
Bundesreform in Aussicht. 

Sn der That glaubte der preußiiche Generaljtab 
beitimmt zu wijjen, daß Defterreich in den an Preußen 
grenzenden Provinzen Böhmen und Mähren eine Truppen 
macht von etwa 80,000 Dann verjammelt habe, denen 
preußijcherjeit8 nur etwa 25,000 Mann in den gewöhn— 
lichen Garnijonen gegenüberjtänden. Erſt in den lebten 
Tagen des März ordnete auch die preußiiche Regierung 
einige Maßregeln kriegeriſcher Natur an. 

Gleich der öfterreichiichen Note vom 16. März 
wurden auch die Antworten und Entjchliegungen der anderen 
Regierungen, welche fie zur Folge hatte, ſtrengſtens geheim 
gehalten. Bon Sachjen weiß man jebt, daß es jchon 
vorher (am 10. März) begonnen Hatte, kriegeriſche Vor- 
bereitungen, wenn auch nicht in großem Umfange, zu treffen, 
und daß e3 damit fortfuhr*). 

Preußen erhielt auf feine Anfrage vom 24. März theils 
gar feine, theild nur ausweichende Antworten. Herr von 


*) Die gejteht die officiele Schrift: „Der Antheil des königlich 
fähfifhen Armeecorp am Kriege 1866” ©. 2 offen zu. 
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Beuſt zog ſich hinter Sachſens „Bundespflicht“ zurück und 
ſetzte ſich mit Herrn von der Pfordten in's Einvernehmen 
wegen eines Antrags auf Kriegsbereitſchaft des Bundes. 
Herr von der Pfordten erklärte es für die Pflicht aller 
Bundesſtaaten, zu Oeſterreich zu ſtehen, da Preußen im 
Unrecht ſei, glaubte aber nicht an einen Krieg, weil 
Oeſterreich weder finanziell noch militäriſch in der Lage 
ſei, einen ſolchen zu führen*. In Hannover neigte man 
einer ſtrengen Neutralität zu, gelangte aber zu keiner feſten 
Abmachung darüber mit Preußen, weil man ſich in der 
Rolle einer von Oeſterreich und Preußen gleichzeitig um— 
worbenen „Macht“ gefiel*). Im Allgemeinen ward 
Preußen auf Art. 11 der Bundesacte verwieſen, welcher 
Thätlichkeiten unter den Bundesmitgliedern verbiete, 
Unterdeffen that Bismard einen neuen diplomatifchen 
Zug: am 9. April jtellte er am Bundestage den fürmlichen 

*) v. Sriefen a. a. O. 2. Bd. ©. 138. 

**) In die ganze Zämmerlichkeit der damaligen Beinftaatlichen 
Diplomatie gewährt es einen interefjanten Einblid, wenn Meding 
(„Memoiren“, 2. Bd. ©. 76) erzählt, wie Graf Platen, der ſchon zu 
Anfang de3 Jahres 1866 auf von Berlin aus ergangene Einladung 
ih dorthin begeben Hatte, um direct mit Bismard über einen 
Neutralitätvertrag zu verhandeln, in feiner Hinneigung zu einem 
ſolchen erfaltet fei, weil man ihm nur das Großkreuz des Rothen 
Ndlerordeng, nicht den Schwarzen Adlerorden gegeben, den doch die 
Herren von Beujt und von ber Pfordten ſchon früher erhalten hätten. 
Eine ähnliche Erlaltung trat zwifchen Hannover und Kurheſſen da- 
durch ein, dag der Kurfürjt dem Grafen PBlaten nur den Wilhelms- 
orden, nicht den Löwenorden verlich, der König aber feinem Minifter 
verbot, diejen zu tragen, weil er darin einen Mangel an jchuldiger 
Achtung gegen ſich ſelbſt ſah. (Ebenda S. 92.) 
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Antrag auf Einberufung einer „aus allgemeinen directen 
Wahlen hervorgehenden” Nationalverfammlung für einen 
noch zu bejtimmenden Tag. Dieſer Verfammlung jollten 
die Regierungen einen, bis dahin unter ihnen zu verein- 
barenden, Entwurf einer Bundesreform vorlegen. Die Be- 
Itimmung eines fejten Termins für den Zujfammentritt des 
Parlaments erklärte Bismard für unerläßlich, denn ohne 
einen jolchen würde, allen bisherigen Erfahrungen nach, 
niemal3 eine Verständigung über den Neformentwurf unter 
den Regierungen zu Stande fommen. 

Es ijt nicht wohl zu glauben, daß Bismard das 
wirkliche Zuftandefommen einer jo wichtigen Maßregel, wie 
eine Bundesreform, die auf Seiten der Negierungen wie der 
Nation eine ruhige und gejammelte Stimmung voraus— 
jeßte, in einem Augenblick höchjter Spannung, da man 
von einem Tag auf den andern den Ausbruch des Krieges 
erwartete, wirklich für möglich gehalten haben jollte. Ihm 
war es zunächjt wohl darum zu thun, den feiten Entjchluß 
der preußischen Negierung, den dringenden Bedürfnijjen 
und den langgehegten Wünjchen der deutjchen Nation ent— 
gegenzufommen, durch eine wirkliche That, nicht blos durch 
Worte, zu befunden und damit die öffentliche Meinung 
günftig für Preußen zu jtimmen. Er wollte ferner dem 
Auslande gegenüber den Streit mit Dejterreih auf das 
weitere Feld einer großen nationalen Frage verjegen, weil 
(wie er jelbjt äußerte) einem Krieg um einer jolchen Frage 
willen Europa eher ruhig und neutral zujchauen werde, 
als wenn es fih nur um Schleswig-Holitein handelte. 
Endlich wollte er vielleicht auch in die Reihen der mittels 
itaatlichen Oppofition Verwirrung bringen, indem er eine 
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Frage auf die Tagesordnung ſtellte, in welcher die liberalen 
Parteien vorausſichtlich eben ſo ſehr von den Regierungen 
ſich trennen würden, wie ſie in der ſchleswig-holſteinſchen 
Frage mit denſelben einig gingen. 

Die Andeutungen, welche Bismarck ſpäter (in einer 
Note vom 11. Mai) an die deutſchen Regierungen über ſeinen 
Plan einer Bundesrefom gelangen ließ, bejchränften diejen 
Plan übrigens vorläufig auf eine Erweiterung der Come 
petenz des Bundes und jeten die unveränderte Fortdauer 
dev Bundesverfammlung neben einer Nationalvertretung 
voraus. Im einer weitern Note (vom 27. Mai) ſtellte 
Bismard in Ausficht, „daß, wenn Preußen auf dem Wege 
der Verjtändigung am Bunde und mit den Regierungen alle 
Mittel vergebens erjchöpft haben werde, um auch nur die 
nothdürftigiten Zugeltändnijje zu erlangen, er dann das 
enge Programm erweitern werde.“ 

Der Bundestag verwies den preußifchen Antrag an 
einen Ausſchuß, in dem er, wie vorauszujehen war, vor 
der Hand unerledigt liegen blieb. 

Indejjen fand zwilchen Wien und Berlin ein Noten- 
wechjel jtatt, worin jede der beiden Regierungen die andere 
beichuldigte, gerüftet und jomit zum Kriege herausgefordert 
zu haben, jede aber diefen Vorwurf von ſich ablehnte. 
Der Ton der gewechjelten Noten ward immer jchärfer, ge- 
reizter*). Endlich jchlug Diterreic) (am 18. April) eine 


*) Der damalige königlich ſächſiſche Minifter von riefen findet 
(„Erinnerungen,” 2. Bd. ©. 140) jpeciell den Ton der öfterreidifchen 
Note vom 7. April „verleßend und nur dann erkfärlich, wenn Oefter- 
reich den Krieg ernſtlich wollte und aud) dazu vorbereitet war.“ Daß 
Beides nicht der Fall gewefen, belegt Herr von riefen durch einen 


8. Biedermann, Dreibig Jahre Deutih. Geſch. II. 28 
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gleichzeitige beiderſeitige Abrüſtung vor; Preußen nahm 
dieſen Vorſchlag (am 21. April) an. Damit war eine 
Ausſicht auf Erhaltung des Friedens eröffnet. Aber es 
war Das nur ein Moment, denn am 26. April erklärte 
die öſterreichiſche Regierung: „Da Italien rüſte, könne 
Oeſterreich nur in Böhmen abrüſten, müſſe dagegen Italien 
gegenüber ſich friegSbereit machen”. Darauf antwortete die 
preußifche Regierung: „Unter diefen Umſtänden könne 
auch fie nicht abrüſten, denn, wenn Deiterreich umfafjende 
Kriegsrüftungen, wenn auch zunächit in andern Theilen feines 
Neiches, vornehme, jo würde es ihm ein Leichtes fein, die 
ſolchergeſtalt Friegsbereit gemachten Truppen auch gegen 
Preußen, welches inzwiichen abgerüftet hätte, zu verwenden.“ 
Die preußiiche Regierung beharrte darauf, daß die Ab- 
rüftung beiderjeit8 eine vollftändige jein miüjje. Dies lehnte 
Defterreich ab. | 

An demſelben 26. April hatte Dejterreich Preußen 
aufgefordert, mit ihm gemeinjam die Erbfolgefrage in die 
Hand des Deutjchen Bundes zu legen, wobei es in Betreff 
der militärijchen und maritimen Verhältnifje diejer Länder 
gewiſſe Zugeftändnifje an Preußen machen wollte Preußen 
lehnte dies (am 7. Mai) ab, weil nach dem Wiener Frieden 
die Herzogthümer von König Ehriftian IX. Iediglih an 
die beiden Großmächte abgetreten worden feien, aljo fein 
Dritter ein Recht des Beſitzes daran oder der Entſchei— 
dung darüber habe. Dagegen jei Preußen jederzeit bereit, 


Bericht des königlich jählischen Gefandten in Wien vom 15. Aprif, 
wonach Graf Mensdorff diefem gefagt: „ihm fcheine die Erhaltung des 
Friedens immer noch möglid, und er wolle daher nicht) vorzeitig 
Geld fir Rüftungen ausgeben.“ 
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mit Oeſterreich wegen des dieſem an den Herzogthümern 
zuſtehenden Antheils (beziehendlich einer Entſchädigung dafür) 
zu verhandeln. 

In Preußen begannen nun die Kriegsvorbereitungen 
im größeren Maßſtabe. Weil Sachſen ebenfalls bereits 
mit Rüſtungen begonnen hatte, jo fragte Graf Bismarck 
deshalb in Dresden an und ließ, da die Antwort ihm uns 
genügend ſchien, drohende Worte fallen. Dies veran— 
laßte Sachſen zu einen Antrage am Bunde (am 5. Mai), 
worin es von Preußen beruhigende Erklärungen unter Hin— 
weilung auf Art. 11 der Bundesacte forderte. Der Antrag 
ward am 9. Mai mit 10 gegen 7 Stimmen angenommen, 
obſchon Preußen erklärte: „Nicht an Preußen, jondern an 
Dejterreich und Sachjen müjje die Aufforderung, abzurüfteı, 
gejtellt werden.“ 

Auch Bayern begann nun zu rüjten, obſchon Herr 
von der Pfordten fortwährend die „faliche und unzuver— 
läſſige Politik Dejterreich3“ heftig tadelte. Beiprechungen 
der Miniiter von Bayern, Sachſen, Würtemberg, Baden, 
Hefien-Darmjtadt fanden in Bamberg jtatt, führten aber 
zu feinem andern Reſultate, al3 zu dem Bejchlujje, beim 
Bundestage zu beantragen, daß diejer gleihmäßig alle 
die Staaten, welche gerüjtet hätten, zur Abrüjtung auf: 
fordern ſolle. 

Noch einmal jchien es, als könne die auf's Aeußerſte 
geſpannte Lage eine friedliche Wendung nehmen. Bon 
England und Frankreich ward auf Antrag des Kaijers 
Napoleon ein Congreß vorgejchlagen. Allein Dejterreich 
machte einen jolchen (ganz wie vor dem italientjchen Kriege) 
dadurch unmöglich, daß es verlangte: „es dürfe auf dem 

23* 
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Congreß von feiner Seite ein Anfpruch auf eine Gebiets- 
vergrößerung erhoben und die bejtehenden europätjchen Ber: 
träge müßten zum Ausgangspunkte der Verhandlungen 
genommen werden“. Das bie jowohl die jchleswig-hol- 
fteinijche, al3 die venetianische Trage von vornherein aus— 
jchließen, aljo gerade die Fragen, wegen deren der Congreß 
vermitteln jollte*). 


Die Dinge nahmen nun ihren rajchen und unauf- 
haltijamen Verlauf. Am 1. Juni übergab Dejterreich die 
ichleswig-holfteinische Frage fürmlich dem Bundestage zur 
Entjcheidung und kündigte gleichzeitig an: „es werde Die 
Stände Holfteins einberufen, um die gejegliche Stimme des 
Landes zu hören“, Preußen jeinerjeit3 erklärte: „Eine 
jolche Maßregel ſei ein Bruch des Gajteiner Vertrags, und 
Preußen werde jich daher Hinfort nur noch auf den Boden 
des Wiener Friedens ſtellen“. Diejelbe Erklärung erging 
(in einer Note vom 3. Juni) nad) Wien; hinzugefügt war, 
daß die preußilche Regierung in diefem Sinne den General 
von Manteuffel inftruirt habe. 

Am 5. Juni erfolgte wirklich durch den öfterreichijchen 
Gouverneur in Holitein die Einberufung der dortigen 
Stände auf den 11. Juni. Sofort am Tage darauf Fündigte 
General von Manteuffel dem öfterreichiichen Gouverneur 
an, dab, da die Zujtände, wie fie vor Gajtein gewelen, 
nunmehr wieder in Kraft träten, er, Manteuffel, in 
Holjtein einrüden werde, um dajjelbe gemeinjam mit 





) Daß Defterreich abfichtlich den Congreß ſcheitern machte, 
(wohl weil es vorausſah, daß er ihm Venetien abjprechen werde), 
fagt ganz offen der öſterreichiſche Generalgitabsbericht S. 44. 
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den Oeſterreichern zu beſetzen. Daſſelbe könne Gablenz 
rückſichtlich Schleswigs thun. 

Dem Worte folgte alsbald die That. Schon am 
7. Zunt rüdten die Preußen in Holjtein ein. Feldmarjchall- 
lteutenant von Gablenz zog fich mit feinen Truppen nad) 
dem Süden Holfteins zurüd. Die Aufforderung Manteuffelz, 
mit ihm gemeinfam eine Regierung für beide Länder ein- 
zujegen, ebenſo die andere, die einjeitige Berufung der 
Stände zurüdzunehmen, lehnte Gablenz ab. Darauf erließ 
Manteuffel eine Befanntmachung, worin er anfündigte, daß 
er die Megierungsgewalt in Holitein Namens ſeines 
Königs in die Hand nehme, worin er zugleich die Be- 
rufung der Stände rüdgängig machte, dagegen die Berufung 
einer Gejammtvertretung für beide Herzogthümer in Aus» 
ſicht ftellte. 

eldmarjchalllieutenant von Gablenz 309 ſich nun 
(am 11. Juni) über Hamburg auf hannöverjches Gebiet 
zurüd. Der Erbprinz von Auguftenburg hatte das Land 
ihon am 7. Junt in aller Eile verlafjen. 

Am 10. Zuni legte die preußiſche Regierung den anderen 
Bundesregierungen mittelft einer Circularnote einen näher 
ausgeführten YBundesreformentwurf vor. In demjelben 
waren Dejterreich und die Niederlande für Luxemburg aus 
dem Bunde auögejchieden. Ueber die Fünftige Form der 
Bundesgewalt war nichts entjchieden; dieſe ſollte viel- 
mehr von der Bundesverfammlung mit der National- 
vertretung zuſammen fejtgeftellt werden. Die Bundeskriegs⸗ 
marine in der Nord- und Oſtſee jollte unter preußiichen 
Oberbefehl geftellt, daS Bundesheer dagegen in eine Nord- 
und Südarmee getheilt werden, von der jene unter Preußen, 
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dieſe unter Bayern ſtehen würde. Die Beziehungen des 
Bundes zu den deutſchen Landestheilen Oeſterreichs ſollten, 
nach Vereinbarung mit dem Kaiſerſtaate, mit dem zunächſt 
einzuberufenden Parlamente durch beſondere Verträge 
geregelt werden. 

Oeſterreich beantragte am 11. Juni, weil Preußen 
durch das Vorgehen Manteuffels in Holſtein „den Weg 
der Selbſthülfe betreten habe“, auf Grund von Art. 19 
der Wiener Schlußacte (wonach der Bund bei ausge— 
brochenen Thätlichkeiten zwiſchen ſeinen Mitgliedern jeder 
Selbſthülfe vorzubeugen hatte) die Mobilmachung ſämmt— 
licher nichtpreußiſcher Bundescontingente. Gleichzeitig brach 
es die diplomatiſchen Beziehungen mit Preußen ab. 

Am 14. Juni ſtand dieſer öſterreichiſche Antrag am 
Bundestage zur Berathung. Preußen proteſtirte gegen 
dieſe Berathung, als eine bundeswidrige, da es ſich nach 
der Bundesverfaſſung nur um eine Bundesexecution 
handeln könne, für eine ſolche aber beſondere Formen und 
Friſten vorgeſchrieben ſeien. 

Nichtsdeſtoweniger trat der Bundestag in die Be— 
rathung und Beichlupfaffung ein. Für den‘ Antrag 
jtimmten*) Defterreih, Bayern, Sachſen, Würtemberg, 
Hannover, beide Hejien, Naſſau (welches gerade die 
Stimme der 13. Curie führte) und die 16. Curie (Liechten- 
ftein, Neuß u. ſ. w.**), zufammen 9 Stimmen, Dagegen 


*) Nach dem öfterreichifchen Generaljtabsberiht S. 42. 

**), Bei der Stimmabgabe diefer Curie fam noch eine Unregel 
mäßigfeit vor: der Gefandte für Schaumburg-Lippe war ohne 
Inftruction, ftimmte aber doc) (wie es hieß, auf fpecielle Aufforderung 
ſeitens des öfterreihifchen Gefandten) für Dejterreich. 
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Sadjen- Weimar und die andern thüringiichen Staaten 
außer Meiningen (12. Curie), Luxemburg, die beiden 
Medlenburg (14. Eurie), Oldenburg, Anhalt und Schwar;- 
burg (15. Eurie) und die freien Städte außer Frankfurt 
(17. Kurie), zujammen 5. Preußen enthielt ſich der 
Stimme, weil es die Abjtimmung als bundeswidrig 
betrachtete. Auch Baden jtimmte nicht ab. Holſteins 
Stimme war juspendirt. 

Nach Verkündigung diefes Beſchluſſes erklärte der 
preußiſche YBundestagsgejandte, daß durch denjelben der 
Bundesvertrag gebrochen jei, Preußen daher diejen Vertrag 
al3 nicht mehr verbindlich und den Bund jelbjt als erlojchen 
anjehe, jedoch bereit fei, „auf den alten, durch die von ihm 
vorgejchlagene Reform modificirten Grundlagen einen neuen 
Bund mit denjenigen deutjchen Negierungen zu jchließen, 
welche ihm dazu die Hand reichen wollten.‘ 

Darauf verließ der preußiiche Gejandte die Bundes» 
verjammlung. 

Der öjterreihiiche Präfidialgefandte protejtirte gegen 
diefe Auffajjung des preußiichen Gejandten, und die Ver— 
fammlung jchloß fich jeinem Protejte an. 

Die preußiſche Regierung zeigte diejen Vorgang den 
Theilnehmern des Wiener Congrejjes an. Dajjelbe that die 
öfterreichifche Regierung rüdjichtlich ihres Proteſtes. 


XXI, 
Der Krieg von 1866, 
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Mit der Annahme des öſterreichiſchen Antrags vom 
11. Juni am Bundestage und mit der darauf erfolgten 
Losſagung Preußens vom Bunde war der Krieg unver— 
meidlich geworden. Es war ein Krieg Deutſcher gegen 
Deutſche. Leider nicht der erſte — viermal hatte nur binnen 
der letzten wenig mehr als 300 Jahre Deutſchland ſich in 
zwei Heerlager geſchieden, die einander mit den Waffen in 
der Hand feindlich gegenüberſtanden, — hoffentlich aber 
für alle Zeiten der letzte! 

Man hat damals und bis auf den heutigen Tag viel 
darüber geſtritten, wen die Schuld dieſes „Bruderkrieges“ 
treffe. Nach den gewöhnlichen Maßſtäben politiſcher Vor— 
kommniſſe mag das Urtheil darüber verſchiedenartig aus— 
fallen. Es iſt zuzugeben, daß das Verfahren, welches 
die Bundestagsmehrheit am 14. Juni einſchlug, den in der 
Bundesverfaſſung vorgeſchriebenen Formen nicht entſprach; 
von der andern Seite kann man ſich darauf berufen, daß 
die Vergewaltigung der Oeſterreicher in Holſtein durch 
Manteuffels Einrücken daſelbſt, als ein Act der Selbſthülfe, 
ebenſo ſehr der Bundesverfaſſung widerſtritt. Man muß 
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die Verſuche Deiterreichs, den Befit der Herzogthümer dem 
Auguftenburger zuzumenden, als eine Berlegung des im 
Wiener Frieden begründeten Miteigenthümerrechts Preußens 
anjehen; aber freilich gilt Dajjelbe kaum weniger von dem 
Berjuche Preußens, um jeden Preis den Beſitz diefer Länder 
für ji zu erzwingen. Es iſt al3 erwiejen anzunehmen, 
daß Defterreich zuerſt gerüftet und durch feine Truppen- 
anjammlungen in Böhmen und Mähren Preußen bedroht 
hat; aber es wird fich auch nicht wohl leugnen Tafjen, 
daß das ungejtüme Vorgehen Preußens vom Anbeginn der 
Berwidlung an beinahe unausbleiblich zu einem &onflicte 
führen mußte. Und wenn von der einen Seite verfichert 
worden ijt: man wilje, daß die öjterreichiichen Miniſter 
„ven Krieg um jeden Preis wünfchten,“ bejonders auch, 
„um über innere Schwierigkeiten hinwegzukommen,“ fo iſt 
von der andern Seite behauptet worden: „Bißmard habe 
eines Krieges bedurft, um aus dem innern Conflict heraus- 
zukommen.“ 

Ein begründetes Urtheil über den Urſprung und die 
Natur des öſterreichiſch-preußiſchen Krieges von 1866 läßt 
ſich nur dann gewinnen, wenn man denſelben als eine 
durch die Geſammtlage Deutſchlands und durch deſſen 
ganze geſchichtliche Entwicklung BEEDEHKIUDLIE unvermeidliche 
Kriſis ansieht. 

Daß Deutjchland, jo lange zwei Großmächte innerhalb 
feiner jich befänden und um die Herrichaft mit einander 
jtritten, niemal3 zu einer feiten inneren Gejtaltung und 
zu der dadurch bedingten Machtitellung nach außen gelangen 
fünne, Das war von allen Einfichtigen längst erkannt. Auch 
Das fonnte bei einer unbefangenen Prüfung der Sachlage 
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nicht zweifelhaft ſein, daß, wenn eine dieſer beiden Mächte 
qus Deutſchland weichen müſſe, dies nur Oeſterreich, nicht 
Preußen ſei, weil Preußen ſowohl ſeiner geographiſchen 
Lage nach, als nach allen ſeinen Verhältniſſen, politiſchen, 
wirthſchaftlichen, culturellen, dergeſtalt mit dem übrigen 
Deutſchland verwachſen war, daß eine Herauslöſung deſſelben 
aus dem Verbande mit dieſem rein undenkbar erſchien, 
wogegen Oeſterreich nach allen den gleichen Beziehungen 
ſchon damals weit mehr außer-, als innerhalb Deutſchlands 
ſtand, weit mehr eine außerdeutſche, als deutſche Macht war. 

Dieſe Wahrheit hatte in der Reichsverfaſſung von 
1849 ihren gejeglichen Ausdrud gefunden; fie war 1859, 
im italienijchen Kriege, dem deutjchen Volke neuerdings 
zum Bewußtjein gefommen; jie war wiederum bekräftigt 
worden durch den von fast allen deutichen Ländern (Defterreich 
ausgenommen) beſchickten Deutjchen Abgeordnetentag von 
1862. 

Dejterreich hatte einer ſolchen Entwiclung der deutjchen 
Berhältnifje fi) jtet3 mit allen Kräften widerjeßt. Es 
hatte 1850 Preußen mit Krieg bedroht, wofern Preußen 
den Plan der Einigung des michtöfterreichiichen Deutjch- 
lands unter feiner Führung nicht freiwillig aufgäbe, und 
es würde ich nicht bedacht haben, die Waffen gegen 
Preußen und die Union zu ergreifen (ein Heer dazu jtand 
bereit in Böhmen fchlagfertig), wenn nicht die damalige 
preußiſche Regierung durch ihre jchwächliche Nachgiebigkeit 
ihm dieſen Schritt erſpart hätte*). 

) Da Defterreich 1850 bereit und entjchlojjen geweſen ift, einen 


„Bruderkrieg“ mit Preußen anzufangen, und zwar zum Zwecke 
der Vernichtung aller freiheitlichen und nationalen Hoffnungen des 
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Was der im Frankfurter Parlamente gejeglich vertretene 
Nationalwille aus Mangel materieller Machtmittel nicht hatte 
durchjeßen können, was im Namen der Nation durchzu- 
ſetzen die preußifche Regierung 1850 zu ſchwach gemejen 
war, Das auszuführen übernahm jet ein willensftarfer 
Staatsmann an der Epite Preußens mit Hilfe folder Macht: 
mittel. Inſofern er dabei die bejtehenden bundesrechtlichen 
Zuftände gewaltjam durchbrach, war jeine Politik ebenio 
gut eine „revolutionäre”, wie man das Vorgehen des 
Parlaments von 1848 und dann wieder das Vorgehen 
Preußens in der Unionsjadhe ein „revolutionäres” genannt 
bat. Allein ein Bruch mit dem Beftehenden Howeit man 
dies unter „Revolution“ verjteht) wird überall da einmal 
erfolgen müfjen, wo diejes Beftehende gegen die natürliche 
Entwidlung der Dinge und gegen jene unveräußerlichen 
Rechte der Völker verjtößt, die auf die Länge ungeitrait 
nicht mißachtet werden können. ine friedlihe Löſung 
der Krijis war 1848 verſucht, aber durch den hartnädigen 
Widerſtand der blinden VBertheidiger des Beftehenden gewalt: 
jam verhindert worden. Nun erfolgte fie durch Brechung 
diefes Widerftandes ebenfalls auf gemaltiamem Wege. 
Bismard erjcheint in Dem, was er 1866 that, als der 
bewußte Bollitreder einer harten, aber unvermeidlich ge: 
wordenen geichichtlichen Nothwendigfeit. 


deutichen Volkes, dafür findet fid) eine ganz authentifche Beſtätigung 
in der im öfterreichifchen Generalftaböbericht über den Krieg ton 
1866 (1. 3b. ©. 108) abgepructen amtlichen Denkichrift des zum 
Chef der Operationdkanzlei defignirten Generalmajor v. Krismanie, 
wo e3 wörtlich heißt: „Sm Sahre 1850 Hat nur bie Thatfache, daß 
Preußen fi) in den Rüftungen von uns überholen ließ, deffen Nach— 
giebigkeit veranlakt und den Krieg verhütet.” 
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wiite andere Frage iſt die: ob Bismarck wohl daran 
that, daß er bei jeinem jo gewagten, vom Standpunkte des 
bherfümmlichen Legitimismus jo anfechtbaren Unternehmen 
es verjchmähte, der Unterftügung und gleichlam Legitimirung 
ſeines Vorgehens durch eine Verbindung mit der auf das 
gleiche Ziel gerichteten Bewegung im Volke fic) zu ver- 
fihern. Der Appell an die Nation durch den Antrag auf 
Parlament und Bundesreform, den er noch in der elften 
Stunde erhob, genügte dazu freilich nicht. 

Daß Bismard abfichtlich fo gehandelt Habe, um Hinter- 
her, wenn jein Plan gelungen, denjelben auch als jein 
alleinige Werk, an welchem das Volk und die politischen 
Parteien feinen Antheil hätten, darftellen zu können, mögen 
wir nicht annehmen. Bismarcks Verhalten nach den Er- 
folgen von 1866 widerjpricht einer jolchen Annahme. her 
wollen wir glauben, daß es Verhältnifje gab, welche ihm 
eine auf Kräfte außerhalb des geordneten Staat?- 
mechanismus fich ftüßende Politik nicht wohl gejtatteten. 

Wäre e3 ihm möglich gewvejen, die im deutjchen Wolfe 
vorhandene nationale Strömung rechtzeitig an feinem Unters 
nehmen zu betheiligen, jo würde zivar vielleicht jene gewalt- 
jame Löſung des Conflict3 immerhin nicht zu vermeiden 
geweſen jein (demm jchwerlich wäre Defterreich ohne Kampf 
aus Deutjchland gewichen); allein der Krieg hätte dann 
von Haus aus den Charakter eines Kampfes um Die 
höchiten Güter der Nation gehabt, und die Nation würde 
denjelben zwar al3 eine fchmerzliche Nothiwendigfeit, aber 
doch als eine Nothwendigkeit angejehen und empfunden haben. 

Wie jet die Dinge lagen, erjchien der Krieg den 
Meiſten als ein bloßer Cabinetskrieg, unternommen für 
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Zwecke des Ehrgeizes einer Dynaſtie oder doch eines 
einzelnen Staates. Nicht zu verwundern war es daher, 
wenn die öffentliche Meinung beinahe in ganz Deutſchland, 
nicht am wenigſten in Preußen ſelbſt, gegen den Krieg und 
deſſen Urheber, als welcher allgemein Bismarck galt, ſich 
ausſprach. In Berlin, in Köln und anderwärts fanden 
ſchon im Mai große Friedensverſammlungen ſtatt, in denen 
gegen den „Bruderkrieg“ proteſtirt, das Vorgehen der 
preußiſchen Regierung getadelt, auch wohl die Befürchtung 
geäußert ward, es möchten deutſche Gebiete an den weſt— 
lichen Nachbar, um deſſen Gunſt zu erkaufen, ausgeliefert 
werden. Aehnliche Kundgebungen erfolgten in der Form 
zahlreicher Adreſſen aus den verſchiedenſten Theilen der 
Monarchie. Theils war es das allgemeine Bedürfniß des 
Friedens und der ungeſtörten inneren Entwickelung, was 
in dieſen Adreſſen anklang, theils ſprach daraus das tief— 
gewurzelte Mißtrauen gegen Bismarcks ganze Politik. 
Ja, ſo weit ging dieſes Mißtrauen und die Abneigung 
gegen Bismarck, daß ſonſt gute Patrioten vor einem Er— 
folg ſeines Unternehmens ſich faſt mehr zu fürchten ſchienen, 
als vor einem Mißerfolg. „Wenn Bismarck ſiegt, ſind wir 
verloren,“ ſagte ein hervorragendes Mitglied der Fort— 
ſchrittspartei. Aber auch ſehr gemäßigte Liberale hielten 
eine ungeſäumte Aenderung des Syſtems im Innern für 
unerläßlich, damit die Regierung bei dem Kriege das Volk 
hinter ſich habe; ſie verlangten die Entlaſſung wenigſtens 
einiger der unpopulären Miniſter, vor Allem jedoch die rück— 
haltloſe Herſtellung des Budgetrechts der Volfzvertretung*). 


So H. v. Treitſchle in einem Aufſatz (Freiburg im B., 
am 25. Mai) im Juniheft der Preußiſchen Jahrbücher von 1866. 
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Diefe Ießtere Hatte der Regierung Die geforderten 
Mittel zur Kriegführung verweigert, weil und jo lange 
nicht ihre Budgetrecht vollitändig anerkannt ſei. Die am 
9. Mat vollzogene Auflöfung des Abgeordnnetenhaufes, 
welche nach dem fie begründenden Bericht des Staats— 
minifterium3 an den König dazu dienen follte, mittels der 
Neuwahlen „der Einmüthigfeit Ausdrud zu geben, welche 
das preußiiche Volk bejeele, jobald e3 die Unabhängigkeit 
und Ehre des Landes gelte,“ Hatte nur größere Miß— 
Itimmung im Volke hervorgebracht. 

Aus einzelnen Orten, wie Halle, Breslau, kamen 
allerdings Adreſſen voll patriotijcher Hingebung und Opfer: 
willigfeit; doch fehlte e3 auch darin nicht an Hindentungen 
auf die Nothwendigkeit einer Beendigung des innern 
Conflict2. 

Die Stimmen aus dem übrigen Deutichland lauteten 
noch weniger günftig. Eine Anjprache, die der Ausſchuß 
des Nationalvereind am 14. Mai an das deutjche Volk 
erließ, protejtirte feierlich gegen „ven Ausbruch eines Krieges, 
dejjen Beweggründe und Endziele in Dunkel gehüllt 
jeien,“ gegen den „Bruch des deutſchen Landfriedeng, 
deſſen Schuld wie ein Fluch auf das Haupt feiner Ur: 
heber zurückfallen werde,” wies das von Bismard dem 
deutſchen Volke gebotene Geſchenk einer Bundesreform und 
eines Parlaments zurück (theil3 wegen der Unbejtimmtheit 
diejer Anerbietungen, theil3 aus grundjäglichem Miktrauen 
gegen den Geber) und verlangte, daß „vor allen Dingen 
die Regierung, welche die Gelammtverfajjung der Nation 
umgejtalten wolle, ganz andere Beweiſe von conftitu- 
tioneller Gefinnung gegeben haben müſſe, al3 bißher von 


— 


Seiten der preußiſchen Regierung geſchehen ſei.“ Auf 
einem Abgeordnetentage zu Frankfurt a. M. (am 20. Mai) 
ward der drohende Krieg geradezu als ein „nur dynaſtiſchen 
Zwecken dienender Cabinetskrieg“ gekennzeichnet und ver— 
urtheilt, die „Strafe des Landesverraths“ aber denen 
angedroht, „welche in Verhandlungen mit auswärtigen 
Mächten deutſches Gebiet preisgäben.“ Endlich aber — und 
dies allein war ein praktiſcher Beſchluß, der nur leider 
keinen Erfolg hatte — ward die Beſchränkung des Krieges 
auf die beiden Großmächte, die Enthaltung des übrigen 
Deutſchlands (namentlich Süd- und Weſt-Deutſchlands) 
von der activen Theilnahme daran empfohlen. 

Die heftige Erregung wegen des bevorſtehenden Krieges, 
welche weithin das ganze deutſche Volk durchzitterte, 
ſteigerte ſich in einem fanatiſchen Kopfe bis zu dem Ge— 
danken eines Mordplans gegen Bismarck. Am 7. Mai, 
als Bismarck, unlängſt erſt von einem Unwohlſein geneſen, 
vom Vortrag beim Könige zurückkam und nach ſeinem 
Palais auf der Wilhelmsſtraße ging, wurden auf der 
Promenade Unter den Linden zwei Schüſſe von hinten 
auf ihn abgefeuert. Sich umwendend, ſah er einen jungen 
Mann einen Revolver zum dritten Schuſſe heben. Raſch 
auf ihn zutretend, faßte Bismarck ihn am rechten Hand— 
gelenfe und an der Kehle, fonnte aber nicht verhindern, 
dab der Schuß losging, der ihn an der Schulter jtreifte. 
Der Meuchelmörder nahm nun die Waffe in die Linke 
Hand, und feuerte noch zwei Schüfje ab, wovon einer den 
Grafen in die Seite traf, jedoch von einer Rippe uns 
Ihädlich abprallte Bismard, der den Werbrecher noch 
immer feftgehalten hatte, überlieferte ihn den raſch berzu- 
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eilenden Offizieren und Mannſchaften eines gerade vorüber⸗ 
marſchirenden Bataillons und begab ſich ruhig zu Fuß 
nach Hauſe, trat ebenſo ruhig, ohne etwas zu ſagen, in 
einen dort gerade verſammelten kleinen Kreis von Gäſten 
und theilte nur ganz beiläufig feiner Gemahlin heimlich 
das Geichehene mit. 

Der Verbrecher, ein Student der Landwirthichaft, 
Julius Cohen mit Namen, ein Stiefjohn des  befannten 
politifchen Flüchtlings Karl Blind, bekannte bei dem ſo— 
gleich mit ihm vorgenommenen erjten Verhör, daß er 
Bismard habe erjchiegen wollen, weil er ihn für den Ur- 
heber des Krieges halte Der weiteren Unterjuchung 
entzog fich derjelbe, indem er ſich im Gefängnig mit 
einem verborgen gehaltenen ?yedermejjer eine tödtliche 
Wunde beibrachte. Im einem zurüdgelaffenen Briefe an 
feinen Water befannte er ſich nochmal® zu der vorbe- 
dachten Abjicht der Ermordung Bismards „als des 
ärgſten Feindes der Freiheit Deutſchlands“. 

Die Lage, in der ſich Bismarck damals befand, war 
eine der verhängnißvollſten. Kaum weniger als Alles war 
gegen ihn: die öffentliche Meinung beinahe von ganz 
Deutjchland, die Volksvertretung des eigenen Landes, ein 
großer Theil feiner alten Parteigenoſſen, ſtarke Einflüffe 
am Hofe und in der nächſten Umgebung des Königs. 
Er jtand mit feinen Plänen und feinen Nathichlägen faſt 
allein. Auf ihm lajtete die ganze VBerantwortlichkeit eines 
ungeheuven Krieges, in den er Preußen und Deutjchland 
hineinzog. Es läßt ich denken, wie bewegt und erregt 
Bismarcks Gemüth damals war. Wir befiten einen Brief 
von ihm — am einen geijtlichen Freund — aus der Zeit 
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de3 ſich immer mehr verjchärfenden Conflicts mit Dejterreich*). 
Darin vertheidigt er jich gegen den ihm bisweilen gemachten 
Vorwurf, als jei er ein „gewiſſenloſer Politiker“. „Wenn 
ich mein Leben an eine Sache ſetze“, jagt er dort, „jo 
thue ich es in demjenigen Glauben, den ich mir in langem 
und jchwerem Kampfe, aber in ehrlichem und demüthigem 
Gebete vor Gott geitärkt habe.” Bei jolcher Stimmung 
und Sinnesart Bismards mochte wohl die faſt wunderbare 
Errettung aus jo naher Lebensgefahr**) ihm wie eine 
höhere Fügung und eine Beltärfung feines Entſchluſſes 
zum Beharren in der auf fich genommenen Miſſion 
ericheinen. 

Auf den König, der durch die lebensgefährliche Be— 
drohung feines erjten Nathgeberd, und Das in jo ver- 
hängnigvollem Momente, tief erjchüttert war, jcheint der 
Vorgang ebenjo gewirkt zu haben. Auch in der Bevöfferung, 
zunächit Berlins, brachte derjelbe theilweije einen Umfchwung 
der Stimmungen zuwege: Bismard empfing zahlreiche 
Beweije der Theilnahme und der Sympathie infolge der 
üiberftandenen Gefahr und der glüclichen Lebensrettung. 

Was übrigens das Verhältniß zwiſchen Regierung 
und Volk betraf, jo Stand es in Oeſterreich damit nicht 
viel bejjer, al3 in Preußen. Cine Gejammtvertretung der 
Monarchie gab es dort zur Zeit nicht; es Fonnte alſo 
auch eine jolche fich nicht über die Politik der Regierung 


"Vom 26. December 1865 („Bismardbriefe” S. 184). 

**, Der Arzt, der die Wirkung der auf Bismard gerichteten 
Schüſſe unterfuchte, ſagte (Heſekiel „Graf Bismard“, ©. 31T): „E3 
ift Hier nur Eine Erklärung: „Gott hat jeine Hand dazwijchen 
gehabt.‘* 


R, Biedermann, Dreibig Jahre deutich. Geſch. IT. 29 
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äußern. Der Reichsrath nach der Berfafjung von 1861 
war‘ janımt diefer ſelbſt „ſiſtirt“; über die Herftellung neuer 
Berfafjungszuftände ward noch mit den Ungarn verhandelt. 
Der Kaiſer jelbjt jagte in jeinem Kriegsmanifeſt vom 
17. Sunt: „Doppelt jchmerzt es mich, daß dad Werk 
der innern BVerjtändigung noch nicht jo weit gediehen iſt, 
um in diejem ernten Augenblide die Vertreter aller meiner 
Bölfer um mich verfammeln zu fönnen!“ So wie aber die 
Stimmung im Saiferjtaate ſich anderweit, durch die Tages 
prejje und jonjt, fundgab, verrieth dieſelbe mehr eine gewilje 
wilde Glut des Hafjes gegen Preußen (zum Theil auch 
gegen das Deutſchthum und den Proteſtantismus), als 
eine tiefe und nachhaltige Wärme des Patriotismus, der 
aufopfernden Liebe zum Vaterlande und des fichern Ver: 
traueng zur Regierung *). 

Alsbald nach jener verhängnigvollen Bundestags— 
ſitzung am 14. Juni Hatte die preußifche Regierung an 
diejenigen Bundesjtaaten, deren Lage unmittelbar an den 
Grenzen und zum Theil zwilchen den beiden Hälften 


*, Ende März 1866 war der Berfafjer dieſes Buches in Wien. 
Gleich am erſten Tage traf cr einen ehemaligen Frankfurter 
Eollegen, der im öſterreichiſchen Reichsrath eine hervorragende Stellung 
eingenommen hatte. Derjelbe fam chen vom Kriegsminiſterium und 
erzählte triumphirend: „Alles fei zum Kriege bereit, fogar die 
Commandirenden der verichiedenen Truppencorps feier ſchon bezeichnet.“ 
Der volljtändigite Sieg Oeſterreichs, die härteſte Demüthigung 
Preußens war für ihn eine zweifellofe Thatſache. Ein paar Tage 
darauf, wo Berfajjer ihn wieder ſprach, ergoß er ſich in bitteren und 
fajt verzweiflungsvollen Klagen über die Unfähigkeit der leitenden 
Perjönlichleiten, die Berwirrung in allen Zweigen der Verwaltung 
u. |. w,, und ſah jehr trübe in die Zukunft Defterreiche. 
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Preußens und deren feindſelige Haltung gegen Preußen 
eine ſolche Sicherung nöthig zu machen ſchien, an Sachſen, 
Hannover und Kurheffen, eine dringende Aufforderung 
(„Sommation”) gerichtet, fich über ihre Stellung in dem 
nun zweifello® bevorjtehenden Kriege beitimmt zu erflärem. 
Sie hatte verlangt, diefe Staaten follten ihre Truppen 
jofort auf den Friedensſtand vom 1. März zurüdführen 
und jollten fich verpflichten, der Berufung eines deutichen 
Parlamentes zuzuftimmen und die Wahlen dazu auszu— 
jchreiben, jobald dies von Preußen geichehe; dafür werde 
Preußen den drei Fürſten ihre Gebiete und ihre 
Souveränetät3rechte nad) Maßgabe der SUEHDENNUGEI LAGE 
vom 10. Juni gewährleiiten. 

Auf Diele Mufforderung antiworteten Die - drei 
Negierungen gleichermaßen ablehnend. Sofort erfolgte (am 
16. Juni) das Einrüden preußiicher Truppen in alle drei 
Länder. Der „Preußiſche Staat3- Anzeiger” rechtfertigte 
diefe Maßregel mit der Nothwendigfeit, „zu verhindern, dat 
man Preußen im Rücken angreife, während es fich gegen 
Deiterreich vertheidige.‘ 

Vor den einrückenden Preußen 309 ſich Die ſächſiſche 
Armee unter dem Oberbefehl des Kronprinzen und mit dem 
König nach Böhmen zurück und verband ſich dort mit 
den Oeſterreichern. Die kurheſſiſchen Truppen wichen 
nach Frankfurt a. M. aus, um ſich dem achten Bundes— 
armeecorps, welches daſelbſt zuſammengezogen ward, anzu— 
ſchließen; der Kurfürſt ward von den Preußen als Ge— 
fangener nach Stettin abgeführt. Der König von Hannover 
concentrirte ſeine Armee bei Göttingen und beſchloß, nach 
dort gehaltenem Kriegsrathe, mit derſelben ſüdwärts zu 

29” 
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marjchiren, um eine Vereinigung mit den Bayern zu ers 
zielen. Durch mehrfache Unsicherheit in den Bewegungen 
ber Armee, durch Hin- und Hermärjche, ebenjo durch Ver— 
handlungen bald mit einzelnen preußischen Truppenführern, 
bald mit Berlin — Verhandlungen, welche preußiicherjeits 
benußt wurden, um die anfangs jehr ſchwachen militärischen 
Kräfte, die man den Hannoveranern entgegenitellen fonnte, 
zu verftärfen — verloren die Letzteren viel koſtbare Beit*). 
Zwar gelang es ihnen, am 27. Juni in einem Gefecht 
bei Zangenjalza den preußijchen General von Flies, der nur 
über eine unzureichende Truppenmacht verfügte, zurück— 
zudrängen; allein Tags darauf erklärten die Hannöverjchen 
Generale, „daß die Armee troß ungebeugten Sinne und 
feiten Selbjtvertrauens doch einem nachhaltigen Kampfe 
und neuen raſtloſen Märjchen wegen ausgehender Munition 
und Mangeld an phyfiichen Kräften infolge der aufreibenden 
Entbehrungen und Strapazen nicht mehr ausgejeßt werden 
dürfe, zumal da ein Gelingen des Durchbruchs nach dem 
Eüden nicht mehr zu hoffen jei”**. Als nun auch noch 
von allen Seiten Nachrichten eingingen, die ein Heran— 
rücen jtärferer preußijcher Kräfte bejtätigten, entſchloß fich 
der König zu einer Capitulation. Die Armee ward aufs 
gelöft, die Mannſchaft in die Heimath entlajjen; der König 
jelbjt begab fich nach Defterreich und nahm feinen Aufent: 
halt in Dießing bei Wien. 


*) Died geht aus dem „Officiellen Bericht über die Kriegs: 
ereignifje zwifchen Hannover und Preußen im Juni 1866 (S. 22 ff.) 
hervor, wird auch vom preußiichen Gcneralftabsberiht (S. 69 ff.) 
beitätigt. 

*) „Officieller Bericht“ u. ſ. w. ©. 50. 
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Inzwiſchen hatten auch die Südftaaten ihre Streit: 
fräfte (die theilweije im einer keineswegs frieg3bereiten Ver— 
fajjung fich befanden) allmählih zujammengezogen. Bet 
Frankfurt jammelte fi) das 8. Bundesarmeecorps, dem 
die öſterreichiſche Beſatzung von Mainz ſich anſchloß. 
Man hatte, um Conflicte zu vermeiden, aus den Feſtungen 
mit gemiſchten öſterreichiſch-preußiſchen Beſatzungen dieſe 
herausgezogen und durch andere erſetzt. Nach Mainz kamen 
Truppen vom 10. Armeecorps (Thüringer u. a.) Die 
fleinen norddeutichen Staaten jtanden theil3 auf Preußens 
Seite, theils blieben fie neutral. 

Es war ein merfwürdiger Eifer, womit die Anhänger 
Oeſterreichs fich für dieſes in den Krieg ftürzten. Das 
DVorgeben, mit welchem einige davon diefen Schritt vor ſich 
jelbjt und vor der öffentlichen Meinung zu rechtfertigen 
juchten, als gehorchten fie nur einer ftrengen Bundespflicht, 
war nicht jtichhaltig, denn der Entſchluß einer Verbindung 
mit Dejterreich und die Bethätigung diejes Entjchlujjes 
durch Rüſtungen fiel meift Schon in eine Zeit, wo noch weder 
von dazu verpflichtenden Bundesbeichlüjjen, noch von 
bundeswidrigen Acten Preußens die Rede war. 

Einzelne einfichtigere unter den  mitteljtaatlichen 
Minijtern jelbjt verfannten die Unhaltbarfeit der bejtehenden 
bundestäglichen Zujtände und die unabweisbare Noth- 
wendigfeit einer Imgejtaltung derjelben keineswegs*). Auch 


*) Das fchlagendite Zeugniß für Das oben Gefagte legt Herr 
von Friefen, damals königl. fähf. Minifter, in folgenden Worten feiner 
„Erinnerungen“ (2. B. ©. 173) ab: „Für mich giebt das Jahr 
1866, wenn ich in unbefangener Weife die Zuftände und das ganze 
politifche Verhalten in Berlin auf der einen, in Wien, Münden, 
Frankfurt auf der anderen Seite erwäge, einen neuen Beweis dafür, 
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erihien der Gedanke, „was aus Deutjchland werden 
jolle, wenn Dejterreich einen entjcheidenden Sieg erringe 
und die PVolitif, die dort herrichte und die man in den 
legten Jahren genau hatte kennen gelernt, ohne jedes 
Gegengewicht zur alleinigen Geltung und Macht ür 
Deutjchland gelangen ſollte“, wenigſtens manchen derjelben 
„nicht weniger als verführerijch” *). 

Sogar die leidenjchaftlichiten Feinde Preußens und 
Freunde Dejterreich3 waren von dem bejferen Rechte Defter- 
reichs gegenüber Preußen durchaus nicht überzeugt, während 
ihnen gleichzeitig die militärifche Weberlcgenheit Preußens 
über. Defterreich keineswegs entging. Herr von Beuft - 
äußerte: ſich erbittert gegen Oeſterreich, „welches Jahre 
lang: den Bund unbeachtet gelafjen, nur feine eigenen 
JIntereſſen verfolgt und durch fein eigenes Vorgehen den 
Krieg: unvermeidlich gemacht habe”. Herr dv. d. Pfordten 
führte: Herrn von Beuft bei der Bamberger Zufammenkunft 
der  Meitteljtaaten auf Grund eines Gutachtens der 
bayeriſchen Generale, das fich einftimmig dahin erklärte, 
daß, Rue in dem eben Ber Völker die hiſtoriſche Not h— 
wendigkeit eintritt, alte, unbrauchbar gewordene Formen 
und Einrichtungen zu beſeitigen und durch neue zu er— 
gegen, dann auch ſchon dafür geſorgt iſt, daß dem Sturm, der 
heranbrauft, um das Alte zu zerftören und Pla für Neues zw 
jchaffen, nicht nur durch den morjchen und in fich zerfallenden Zuftand- 
jener alten Formen und Einrichtungen jelbft, fondern auch durch 
die VBerblendung und Selbittänfhung der Befhüger und 
Bertheidiger derjelben feine Arbeit erleichtert wird.“ Das ift 
ziemlih genau daſſelbe, nur ſtärker ausgedrüdt, was ich oben 
©. 441 f. in fchonenderer Form zur Erklärung der Vorgänge von 
1866 angeführt habe. 

*), Die eigenen Worte Frieſens a. a. D. S. 169. 
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„der Krieg Defterreich® gegen Preußen müfje unglüclich 
ausfallen“, die Gefahren eines folchen Krieg vor Augen 
und jprac gegen ihn die feite Ueberzeugung,aus, „daß 
Defterreich nicht im Stande fei, Krieg zu führen.” Aber 
weder ließ Herr von Beuſt fich dadurch abhalten, zum 
Kriege zu treiben,*) noch Herr dv. d. Pfordten, dieſem 
Treiben nachzugeben. Mit welcher maßlojen Leichtfertigfeit 
bei Faſſung des verhängnigvollen Bundestagsbeichlufjes 
vom 14. Juni (der jo gut wie eine Strieggerflärung war) 
verfahren ward, iſt u. a. daraus zu erjehen, daß Herr 
von Beuſt den ſächſiſchen Bundestagsgejandten anwies, und 
zwar ohne vorherige Berathung mit den anderen ſächſiſchen 
Minijtern, dem Antrage beizujtimmen, feinen Collegen aber, 
als fie ihn darüber zur Rede fetten, erklärte, er habe dies 
nur gethan in der fichern Hoffnung, Kurheſſen und 
Hannover, weil noch nicht Friegäbereit, würden gegen den 
Antrag Stimmen, derjelbe werde daher fallen **), 

E3 war über dieje mitteljtaatlichen Diplomaten eine 
Art von Rauſch gefommen, der fie jogar der eigenen 
bejjern Erfenntnig zuwider Handeln ließ. Sie fjahen im 
Geiſte bereit3 das befiegte Preußen am Boden liegen, wie 
jener würtembergijche Minijter Herr von Varnbüler, der 
in öffentlicher Kammerfigung das Vae victis (Wehe den 
Befiegten!) höhmend über Preußen außrief. 

Selbit Baden, dejjen freigefinnter Großherzog beim 


— — — — — 


*, Daß er Died gethan, verſicherte Herr v. d. Pfordten Herrn 
v. Frieſen. 

*5) v. Frieſen a. a. O. S. 164. Herr von Beuſt in feinen 
„Erinnerungen zu Erinnerungen“ hat dies nicht widerlegt. 


a6 


Fürſtentage feine Klare Auffajjung der deutichen Verhältniſſe 
jo entjchieden bethätigt hatte, ward auf eine Zeit lang in 
dieſen Strudel mit Hineingezogen; der nattonalgefinnte 
Minifter von Roggenbach mußte dem zu Defterreich neigen- 
den Herrn von Edelsheim weichen, und der jenem Erſteren 
geiftesverwandte Finanzminiſter Mathy, unvermögend, der 
neuen Strömung zu widerjtehen, trat freiwillig zurüd. 

Die Kriegsluſt der Regierungen fand leider eine 
Unterftüßung und Ermuthigung in der Kriegsluſt der Be— 
völferungen und Yandesvertretungen. Die bayeriiche Volks— 
fammer bewilligte mit größter Majorität den vom Herrn 
v. d. Pfordten geforderten Credit von 31 Millionen Gulden. 
Ungehört verhallten die Stimmen einzelner Elarerjehenden 
Batrioten, wie des Abgeordneten Völk, der Schon auf dem 
Abgeordnetentage am 20. Mat dringend zur Neutralität 
der Südſtaaten gemahnt Hatte. Eine ultrademofratijche 
„Volkspartei“ im Süden hetzte unaufhörlich zum Kriege. 
In Stuttgart jtimmten nur 8 von 90 Abgeordneten für 
Neutralität. Die Kleine Oppofition in der fächjiichen 
II. Kammer ward durch bejchwichtigende Meußerungen des 
Heren dv. Beuft über die Tragweite des Antrags vom 
11. Juni zum Schweigen gebracht. ine Petition des 
Stadtrath3 und der Stadtverordneten Leipzigs, welche die 
Regierung um Erhaltung des Friedens für Sachjen baten, 
veizte die Friegsluftige Stimmung der Nefidenz zu lauten 
Spotte über die „Leipziger Pfefferſäcke“. 

Bu der fajt fieberhaften Haft, womit Dejterreich und 
der Bund durch den Beſchluß vom 14. Juni den Krieg 
thatjählich an Preußen erklärt hatten, bildete das zögernde 
militäriiche Vorgehen beider einen jonderharen Gegenjab. 
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Nach den großiprecherischen Borausverfündigungen öfter: 
reichiicher und großdeutjicher Blätter mußte man erwarten, 
die Armeen diejer Staaten würden von allen Seiten jofort 
in Preußen einrüden und ihren Marjch direct auf Berlin 
richten. Statt dejjen concentrirten fich die Dejterreicher 
langjam im jüdlichen Böhmen (bet Iojephitadt, Pardubiß, 
Königgräß) ; die bayrische Armee (das 7. Bundesarmeecorpg), 
die ebenjo wie Die öjterreichiiche beim Ausbruch des Krieges 
noch nicht völlig marjchbereit war, nahın bei Schweinfurt 
Stellung ; da3 8. Armeccorps endlich (Wiürtemberg, Baden, 
Hefjen, wozu nöch Nafjau Fam), dejjen Ausrüftung noch 
weiter im Rückſtande fich befand, jammelte fich nur jehr 
allmälig um Frankfurt. Dafjelbe ward unter den Ober— 
befehl des Commandirenden der bayeriichen Armee, des 
Prinzen Carl von Bayern, geitellt. 

E3 war von bayerischer Eeite vorgeichlagen worden, 
von Bayern und Böhmen aus gleichzeitig nach) Sachjen 
vorzudringen und dort eine Vereinigung der öfterreichiichen, 
bayerischen und jächfiichen Truppen zubewirfen *); diejer Plan 
war aber öjterreichticherjeitS beanstandet und durch das 
raſche Einrüden der Preußen in Sachien vollends vereitelt 
worden. Ebenſo unausführbar erſchien jchon bald der 
andere Plan, die bayeriiche Armee zu der üjterreichiichen 
in Böhmen jtoßen zu lajjen; auch wollte Herr v. d. Pfordten 
- nicht Bayern wehrlos dem Feinde bloßjtellen, ebenjowentig 
die Verbindung mit den weiter weftlich jtehenden Bundes— 
truppen aufgeben. 


*) „Antheil der fünigl, bayerijchen Armee am Kriege de 
Sahres 1866“, ©. 12. 
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So verharrten fowohl die Dejterreicher al3 die Süd— 
deutjchen in der reinen Defenfive und warteten ruhig den 
Angriff der Preußen ab*). 

Sie jollten nicht lange warten dürfen. Sofort nad) 
dem Einmarjche in Sachſen (16. Juni) festen die daſelbſt 
eingerüdten preußifchen Colonnen (die „Elbarmee“ unter 
General Herwarth v. Bittenfeld) ihren Marſch im Elb— 
thal gegen Böhmen fort, während linf3 davon Die Armee 
des Prinzen Friedrich Carl (I. Armee) durch die Ober- 
laufig und Schlefien, die des Kronprinzen (II. Armee) 
noch weiter öftlih in Böhmen einbrach. Am 23. Juni 
überjchritten die erjten preußifchen Truppen die Grenze. 

Zur Dedung der Eingänge nach Böhmen hatte der 
Öfterreichijche Oberbefehlshaber Feldzeugmeiſter von Benedek 
zwei leichte Gavalleriedivifionen und eine Infanteriebrigade 
detadhirt. Später kamen jtärfere Truppencorps nach diejer 
Seite hin ins Gefecht, jedoch nirgends jo ſtarke, um dem 
eindringenden Feinde das Vorrücken ftreitig zu machen. 

Die vereinigte I. und Elbarmer der Preußen erzwang 
durch ein paar glückliche Gefechte bei Hühnerwaſſer und 
Podol den Einmarjch nach Böhmen vom Nordweiten her. 
Vom Nordojten drang der Kronprinz durch dag Rieſen— 
gebirge vor. Der von ihm am 27. Suni verfuchte Durch- 


) Die ſchon erwähnte Dentihrift von Krismanid (Defterreihifcher 
Generalſtabsbericht, S. 109) jucht diefe defenfive Haltung der öſter— 
reihifhen Armee (die Kr. ſelbſt ala eine „höchſt ungünftige“ 
bezeichnet) theil® aus politifchen, theil3 aus finanziellen Gründen zu 
erffären. Kr. fpricht fi) ebendort (S. 110) über die Kriegstüchtigkeit 
der öfterreichiihen Armee und das Talent ihrer Führer nicht gerade 
zuperfichtlich aus, 
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bruch bei Trautenau ward zwar zurücgewielen, allein am 
28. Juni, mit ftärferen Sträften wiederholt, hatte er Er- 
folg. Bei Nachod, Dswiecim, Skalitz wurden die Defterreicher 
vom Sronprinzen, bei Münchengräß und bejonderd nach: 
drüdlih bei Gitjchin wiederum vom Prinzen Friedrich 
Carl geihlagen. Der Krouprinz fiegte jodann nochmals 
bei Königinhof und Schweinjchädel. Der Gejammtverluft 
der Dejterreicher im dieſen WBorgefechten betrug bereits 
30—40,000 Dann, derjenige der Preußen ungleich weniger. 

Am 30. Juni traf König Wilhelm bei feinen Truppen 
ein. In feiner Begleitung befand fich außer dem Minijter- 
präfidenten Bismard auch der große „Schlachtendenfer“ 
Moltfe, der den bisherigen Gang der Operationen von 
Berlin aus gelenkt hatte und nun die Befriedigung genoß, 
jeinen Kriegsplan aufs Strengite ausgeführt und die von 
ihm angeordnete Annäherung beider preußifchen Armeen 
aneinander genau an dem Tage und an dem Punkte voll- 
zogen zu jehen, die er dafür vorausbeſtimmt hatte. Nach 
Moltke's weiteren Anordnungen blieben die beiden Armeen, 
ohne ſich volljtändig zu vereinigen, in mäßiger Entfernung 
von einander jtehen, um unter Umjtänden den Feind zus 
gleich in der Front und. in der Flanke angreifen zu Fünnen, 

Setzt endlich ſchickte fich der öfterreichiiche Feldherr 
an, dem ?yeinde mit feiner ganzen gejammelten Macht ent- 
gegenzutreten. Nachdem er jeine vorgejchobenen Corps 
zurüdgezogen, pojtirte er jeine Armee auf den Höhen 
hinter dem Bijtrigbach bei Sadowa und Lipa und lie 
diefe Schon von Natur vortheilhaften Stellungen in aller 
Eile auch noch befeitigen. 

Die preußiiche Heerführung bereitete fich für den 3. Suli 
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zu einer großen Schlacht vor. An den Kronprinzen gingen 
Ichleunige Botſchaften ab, damit er rechtzeitig auf dem 
rechten Flügel der Defterreicher erjcheine und in das Ge- 
fecht eingreife. Die I. Armee nebjt der Elbarmee (von 
welcher leßteren aber einzelne Theile, die noch weiter rüd- 
wärts jtanden, erjt jpäter wirffam an dem Stampfe theil- 
nehmen fonnten) griff den Feind am frühen Miorgen des 
3. Sult in der Front an. Mehr als einen halben Tag lang 
fümpften etwa 124,000 Preußen gegen mehr al3 200,000 
Deiterreiher und Sachſen.“) Die preußiichen Soldaten 
waren durch lange Märſche und durch die vorausge— 
gangenen Gefechte erichöpft. Der 3. Juli hatte deshalb 
ein Ruhetag jein jollen. Einzelne Abtheilungen waren 
in der Nacht drei Meilen und weiter marjchirt, ehe fie 
auf dem Schlachtfelde anlangten. Die Truppen hatten 
nicht abkochen können. Dazu fam, daß die Dejterreicher 
und Sachen meijt in erhöhten und gedeckten Stellungen 
ftanden, gegen weiche die Preußen anftürmen mußten, daß be- 
fonder3 ihre Artillerie von den Höhen herab ein mörderijches 
Feuer eröffnete, welches die preußijche Artillerie nicht gleich 
wirkſam erwidern konnte. Die Defterreicher kämpften mit 
großer Bravour und Zähigkeit; ganz bejonder® aber wird 
die Tapferkeit und Ruhe der Sachſen, jo wie deren treffliche 
Führung, in dem preußiichen Schlachtberichte gerühmt. 
An einzelnen Punkten, namentlich) auf dem linken Flügel 
der Preußen, war die feindliche Uebermacht eine wahrhaft 


*) So hod) veranſchlagen ſowohl der preupifche als der öfter- 
reichiſche Gencraljtabsbericht die Geſammtſtärke des öfterreihifchen 
Heeres. 
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erbrüdende. Die eine Diviſion Franſecky mußte viele 
Stunden hindurch den Anſturm von zwei Armeecorps 
aushalten; 14 preußiſche Bataillone ſtanden gegen 
51 öfterreichiiche, 24 Geſchütze hier gegen über 100 dort*) 
Einzelne Bataillone hatten den vierten Theil ihrer 
Mannichaft verloren. Schon jchien e8, al3 werde e3 den 
Deiterreichern gelingen, das preußiiche Centrum zu durd)- 
brechen, und nur durch die äußerjten Anftrengungen ward 
die verhindert. Der König ſelbſt mit feinem Stabe, neben 
ihm Graf Bismarck und General von Moltke, hielt lange 
mitten. im Slugelregen und war nur jchwer zu bemegen, 
von dem gefährlichen Punkte fich zu entfernen. 

Endlich, gegen 2 Uhr, machte jich das Eingreifen 
der Ffronprinzlichen Armee in das Gefecht bemerkbar. 
Diefe (etwa 90,000 Mann Stark) hatte 2— 21 Meilen nad) 
dem Schlachtfelde zurückzulegen gehabt, theilweile auf 
jchwierigen Wegen. In dem Maße, wie ihre einzelnen 
Corps anlangten, warfen fie ſich auf den rechten Flügel 
des Feindes, zwangen diejen, gegen fie Front zu machen, 
und jchafften dadurch der Armee de3 Prinzen Friedrich 
Carl nad) diejer Seite Luft. Als dann das Gros Der 
II. Armee beifammen war, erfolgte die Wegnahme wichtiger 
Höhenpunkte, welche einen Theil des Echlachtfeldes be— 
herrſchten. Dies und ein Angriff der I. Armee auf der 
ganzen Front, während die Elbarmee den linken Flügel 
der djterreichiichen Stellung mehr und mehr umfaßte, 
zwang Benedek, den Rückzug anzuordnen. Derjelbe ging 
Anfangs, gededt von der wader aughaltenden und jich 


*) Nach dem preußifchen Generaljtabsbericht. 
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ſelbſt aufopfernden Artillerie, im .ziemlicher Ordnung von 
Statten, zumal die preußiiche Heerführung wegen der zu 
großen Erjhöpfung der Truppen von einer jofortigen 
nachdrüdlichen Verfolgung abjah. Erſt jpäter trat unter 
den fliehenden Truppen Berwirrung ein. Auch hier zeich- 
nete fich wieder die ſächſiſche Armee durch feiten Zufammen- 
halt und gute Mannszucht aus*). 

Die Berlufte auf beiden Seiten waren jehr große, 
ungleich größere auf Seiten der Defterreicher, als der 
Preußen. Die der Erjteren betrugen nach der Schäßung 
des öfterreichifchen Generaljtabes jelbit 41,300 Gemeine und 
1313 Offiziere, (darunter etwa 22,000 Gefangene,) nach der 
de3 preußiichen 44,200 Mann; die der Preußen 8794 
Gemeine, 359 Offiziere. 187 Geſchütze und fonftiges 
reiches Kriegsmaterial fielen in die Hände des Gieger3**). 

Nach kurzer Raſt rückten die Preußen dem fliehenden 
Feinde nach und lieferten ihm noch mehrere fiegreiche 
Treffen. Die geichlagene öſterreichiſche Armee zog fich 
unter den Schuß der Feſtung Olmütz zurüd; die Sieger 
drangen, ein Obſervationscorps vor Olmütz zurädlafjend, 
mit ihrer Hauptmacht gegen Wien vor. 

Da wurden die kriegeriſchen Operationen plößlich unter= 
brochen durch die Anfnüpfung von Waffenſtillſtands- und 
Sriedensunterhandlungen. 

*) Der preußifche Generaljtabsbericht jpendet wiederholt den 
Sachſen warme Lobſprüche, verfennt überhaupt die Tapferkeit des 
Gegners keineswegs. An dem öfterreihifchen Generaljtabsbericht fällt 
es jonderbar auf, wie Hart er mehrfach die eigene Heerführung tadelt. 

*5) Nach) dem öſterreichiſchen Generaljtabsbericht; nad) dem 
preußiſchen waren es 160 öfterreichifche Gefchiike und 1 fächfifches. 
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Schon vor dem Kriege, Anfang Mat, hatte Defter- 
reich dem Kaiſer Napoleon das Anerbieten gemacht, Venetien 
an ihn abzutreten, jo daß er es dann an Italien geben 
könne. Damit Hatte Oefterreich gleichzeitig den Kaijer 
günftig für fich ftimmen und Stalien von dem Bündnik 
mit Preußen abziehen wollen. Freilich war der Vorbehalt 
gemacht: „es müſſe Defterreich geftattet jein, fi) an 
Preußen jchadlos zu halten.” Es jchien, al3 wollte 
Dejterreich erjt dann Venetien wirklich abtreten, wenn «3 
eine Entſchädigung dafür (wahrjcheinlich Schleften) erlangt 
hätte*). Die italienische Regierung hielt fich jedoch durch 
den mit Preußen abgeichlofjenen Vertrag für gebunden und 
lehnte das Anerbieten ab. Jetzt nun hatte Dejterreich den 
gleihen Antrag, und zwar ohne Vorbehalt, in Parts 
wiederholt, um die Vermittelung Napoleons behufs eines 
Friedensſchluſſes mit Preußen zu erlangen. 

Deiterreich hatte gegen Italien in demſelben Maße 
glücklich gekämpft, wie gegen Preußen unglüclich. Der 
Erzherzog Albrecht Hatte die Italiener bei Cuſtozza auf's 
Haupt geichlagen. Die öfterreichiiche Waffenehre war aljo 
nach jener Seite hin gewahrt. ALS schon über den Waffen: 
ftillftand verhandelt wurde, errang noch die öjterreichiiche 
Flotte unter Tegethoff einen glänzenden Sieg liber Die 
italientjche bet Liſſa. 

Am 22. Juli fam zunächit eine Waffenruhe zwiſchen 
Preußen und Dejterreich zu Stande; am 26. Juli wurden 


*, Dies war trenigjtens der Eindrud, den der italienifche Ge— 
fandte in Paris, Nigra, einem Gefpräche mit dem Kaiſer über die 
Sadje entnommen hatte. (Ramarmora a. a. D., ©. 208 ff.) 
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in Nikolsburg (einem Schlojje des Grafen Menspdorff- 
Pouilly, wohin König Wilhelm fein Hauptquartier verlegt 
hatte) die Ssriedenspräliminarien unter BZugrundelegung 
eines von Napoleon entworfenen Borjchlages feitgeftellt. 

Dem Grafen Bismarck war die Einmiſchung des 
Kaiſers Napoleon ficherlich jehr wenig angenehm. Doc) 
fonnte er diejelbe nicht wohl zurückweiſen. Für Napoleon 
war eine jolche Wermittlerrolle zwiichen den zwei 
ftreitenden Mächten das Mindeſte, was er der öffentlichen 
Meinung feines Landes, welche durch die Unthätigfeit 
Frankreichs angeficht3 jo ungeheurer Ereignijje wie die 
Schlacht von Königgrätz auf's Höchite erregt war*), als 
eine Art von Erſatz bieten fonnte. 

Eine Zurückweiſung des Anerbietens einer Vermittlung, 
(zumal Napoleon demjelben abjichtlich jofort die größte 
Deffentlichkeit gegeben hatte), würde den Kaijer zum Gegner 
Preußens gemacht haben, um jo mehr, als Dejterreich 
durch die Abtretung Venetiens fo eifrig um feine Gunft 
geivorben Hatte. 

Doch war Bismard entichlojfen, auf nicht? zu ver- 
zichten, was er als nothwendiges Ergebniß Diejes jo 
wagnigvollen und nun fo erfolgreich geführten Krieges 
betrachtete, und Kaiſer Napoleon war Flug genug, einen 
jolchen Verzicht dem Sieger auch nicht anzufinnen. Dahin 
gehörte in erjter Linie die Befriedigung der nationalen 


*) „Niemals befanden ſich die Pariſer in größerer Aufregung, 
als am Abend des 3. Zuli, wo die Nachricht von der Schlacht bei 
Königgräß eintraf. Es war, als hätte Frankreich ſelbſt eine große 
Schlacht verloren oder al3 riidten die Preußen nicht gegen die Donau, 
fondern gegen den Rhein.“ („Le general Lamarmora ete.“, ©. 199) 
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Wünſche nach einer feiteren Einigung Deutſchlands. Sie 
ward erreicht, indem Dejterreich die Bildung eines deutjchen 
Bundesjtaates ohne Dejterreich, unter Preußens Führung, 
wenn auch vor der Hand beichränkt auf Norddeutjchland, 
zugeitand. Die füddeutichen Staaten follten unabhängig 
bleiben; es jollte ihnen aber freiftehen, einen Verein unter 
jih zu bilden, der mit dem Nordbunde eine „nationale 
Berbindung“ eingehen könnte. Ein peciell preußiſches Inter: 
ejje ward ſodann dadurch gewahrt, daß Oeſterreich nicht 
nur in die Einverleibung Schleswig-Holiteins in Preußen, 
jondern auch in jonjtige „Zerritorialveränderungen”, die 
Preußen in Norddeutichland vornehmen möchte, im Voraus 
einwilligte. Sachſens Integrität blieb — auf die gemein: 
jame Fürſprache Dejterreiihs und Frankreichs — unan— 
getaſtet. Gebietsabtretungen wurden dem öſterreichiſchen 
Staate nicht angeſonnen; auch blieb ſeine Hauptſtadt von 
einem Einmarſche der Sieger verſchont, obſchon das Eine 
wie das Andere theilweiſe von der öffentlichen Meinung 
in Prenßen gefordert ward. Aber Beides lag nicht im 
Sinne des Königs, der den alten Bundesgenojjen jelbjt 
noch al3 Gegner jo ſchonend wie nur möglich zu behandeln 
wünſchte; auch war es jedenfall eine weile Politik 
Bismarcks, dem befiegten Dejterreich weder moraliſche 
Kränkungen anzuthun, noch Abtretungen anzufinnen, welche 
eine ſpätere Wiederannäherung der beiden mitteleuropäiichen 
Großmächte unmöglich machen möchten. Als werthvolle 
Frucht diefer weiſen und vorausfichtigen Politik jahen wir, 
nachdem die erjten jchmerzlichen Nachwehen des Krieges von 
1866 in den leitenden Streifen Oeſterreichs überwunden waren, 
zwiſchen dein neuen Deutichland und dem Kaiſerſtaate an der 


@- Niedermann, Dreibig Jahre deutih. Geſch. II. 30 
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Donau jenes enge Bündnig zu Stande kommen, 
welches für Defterreich in Bezug auf reelle Vortheile ein 
vollgültiger Erſatz für feine ehemalige, in ihren Wirkungen 
doch immer zweifelhafte Herrjchaft in Deutjchland, für beide 
Mächte ein feiter Hort ihrer beiderjeitigen Lebensinterefjen, 
für ganz Europa endlich eine der wichtigiten Bürgichaften 
der Erhaltung des Friedens ift. 

Auf der in Nikolsburg entworfenen Grundlage ward 
jodann am 28. Auguft zu Prag der Friede zwiſchen 
Preußen und Defterreich geſchloſſen. Oeſterreich mußte 
20 Millionen Thaler Kriegskoftenentichädigung an Preußen 
zahlen, auch Benetien an Italien abtreten. Der Friede 
mit Sachjen fam am 21. Detober zu Stande; Sachen zahlte 
10 Millionen Kriegskoſten umd verpflichtete fich, dem 
Korddeutichen Bunde beizutreten. Hannover, Kurheffen, 
Naſſau, Frankfurt wurden annectirt. 

Auf dem wetlichen Kriegsichauplage waren die Ver— 
bündeten Oeſterreichs zwilchen dem 4. und 27. Sult in 
einer langen Weihe von meist kleineren Gefechten (bei 
Dermbah, Bella, Wiefenthal, Hamelburg, Kilfingen, 
Friedrichshall, Laufach, Ajchaffenbura, an der Tauber, 
bei Helmftadt, Gerchsheim, Roßbrunn, Würzburg) von den 
Preußen, eritunter General Vogel v. Falckenſtein, jpäter unter 
General v. Manteuffel, wiederholt. aufs Haupt gejchlagen 
worden. Nach den entjcheidenden Ereignijjen in Böhmen 
hatten die Friegerijchen Operationen in Süddeutſchland 
vollends jede ausjchlaggebende Bedeutung verloren. Doch 
leititen die jüddeutichen Regierungen erjt gleichzeitig mit 
der öfterreichiichen (am 28. Juli) Friedensverhandlungen 
mit Preußen ein. Nur Baden hatte jchon früher feine 


friedfertige Gefinnung bekundet. Warum diefe Regierungen 
das Blut ihrer Völker in einem nußlojen Kampfe zu ver- 
gießen jo lange fortfuhren, ift nicht recht flar, Waren ſie 
dazu durch Verträge mit Oeſterreich gezwungen, ſo wäre 
es jedenfalls von Oeſterreich großmüthiger geweſen, wenn 
es wenigſtens von dem Momente an, wo es die Ver— 
mittelung Napoleons angerufen, alſo den Entſchluß gefaßt 
hatte, Frieden zu ſchließen, ſeine ſüddeutſchen Verbündeten 
der Pflicht einer Bundeshülfe entbunden hätte, die für ſie 
mit ſchweren Opfern verbunden, für Oeſterreich aber ohne 
ferneren Werth war. 

Die Friedensſchlüſſe mit den Südſtaaten — Bayern, 
Würtemberg, Baden, Hefjen-Darmftadt — verpflichteten dieſe 
zu einer mäßigen Kriegskoſtenentſchädigung, außerdem Bayern 
zu einer kleinen Grenzberichtigung mit Preußen, Heſſen— 
Darmſtadt zur Abtretung von ein paar Landſtücken, ſo wie 
für ſeine nördlich des Main gelegenen Gebietstheile zum 
Eintritt in den Norddeutſchen Bund. 

Die Zollvereinsverträge mit den ſüddeutſchen Staaten, 
welche eigentlich durch den Krieg aufgehoben waren, wurden — 
vorbehaltlich weiterer Verhandlungen — vorläufig erneuert, 
jedoch mit dem Rechte ſechsmonatlicher Kündigung auf 
beiden Seiten. 

Daß Bismarck auch noch andere, ungleich wichtigere 
Vereinbarungen mit den Südſtaaten im Anſchluß an die 
Friedensverträge geſchloſſen hatte, blieb damals ein tiefes 
und von beiden Seiten wohlbewahrtes Geheimniß. 


— — — — — 
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XXIL 


Die Beendigung des „Conflicts“ in Preußen; 
die Indemnität; Bildung einer national-liberalen Partei. 





Schon beim Anfange, vollends im Werlaufe des 
Krieges von 1866 Hatte die Stimmung in Preußen einen 
Umſchwung erfahren. Da e3 jebt die Ehre, vielleicht die 
Exiſtenz Preußens galt, regte fi) der alte Friegeriich 
patriotiiche Geiſt des preußiichen Volkes in feiner ganzen 
Stärke und drängte jede andere Empfindung zurüd. Auf 
den böhmischen Schlachtfeldern jah man dann die viel- 
beftrittene Heeresreorganijation jich bewähren, denn nur 
durch Die jo raſche und fichere Schlagfertigfeit aller 
Truppentheile war es möglich geworden, dem Gegner, 
trogßdem daß er früher gerüftet, zu überrajchen und zu 
überwältigen. Bei den Verhandlungen zu Nikolsburg jah 
man die preußiiche Diplomatie nicht allein für die Macht- 
jtellung Preußens, jondern auch für die Befriedigung 
langgehegter, tief begründeter Wünſche der ganzen deutjchen 
Nation eintreten, 

ALS endlich am 20. September die fiegreichen Truppen, 
die Helden von Königgräß, ihren fejtlichen Einzug in 
Berlin hielten, da war des Jubels fein Ende. 
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Die Wahlen zum Abgeordnetenhaufe Hatten gerade 
‘am Tage der Schlacht von Königgrätz (3. Juli) ftatt- 
gefunden. Obſchon noch nicht unter dem Eindrude diejes 
gewaltigen Ereignijjes vollzogen, waren fie doch wejentlich 
ander ausgefallen, als die der Sahre 1861 und 1862. 
Die gemäßigt Liberalen und die Confervativen hatten eine 
Anzahl Site gewonnen; die Fortſchrittspartei war zu 
einer Minderheit zujammengejchmolzen. 

Am 5. Auguſt wurden die beiden Häufer des Landtags 
eröffnet. Die königliche Thronrede enthielt daS unummwundene 
Eingejtändnig, daß die Regierung infolge des Conflictz 
wegen des Budget3 „mehrere Sahre lang den Staatshaushalt 
ohne gejeßliche Grundlagen geführt habe“. Sie habe dies 
gethan „in der pflichtmäßigen Ueberzeugung, daß die Fort— 
führung einer geregelten Verwaltung, die Erfüllung der 
gejeglichen Verpflichtungen des Staates, die Erhaltung des 
Heeres und der Staat3injtitute Eriftenzfragen des Staates 
feien, denen eine Regierung fich im Intereſſe des Landes 
nicht entziehen dürfe“ Allen wegen der ohne Staat3- 
haushaltgefeß geführten Verwaltung werde die Landes- 
vertretung um eine „Indemnität“ (d. h. eine Nachfichts- 
ertheilung) angegangen werden. Damit fet dann der Con— 
fliet als „für alle Zeit zum Abſchluß gebracht” anzufehen, 
um jo mehr, als das Heerwejen künftig Bundesjache fein 
werde. 

In der That war die heifle Trage wegen Bewilligung 
des Militärbudgets für das Abgeordnetenhaus injofern 
eine abgethane, als an die Stelle eines preußischen nun— 
mehr ein Militärbudget des Norddeutichen Bundes” trat, 
welches zu beſchließen nicht mehr Sache des preußiichen 
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Landtags, jondern des Reichstages fein würde. Nur einen 
außerordentlichen Credit für Militär und Marine (bis zur 
Höhe von 60 Millionen Thalern) und die Zurüderjtattung 
der dem Staatzichag entnommenen Summen aus Den 
Kriegsentſchädigungen beantragte noch die Regierung, um 
die Ausgaben für den Krieg, welche die Regierung ohne 
vorherige Bewilligung hatte machen müjjen, durch Rüde 
erjtattung der dazu verwendeten, zu andern Zwecken be- 
jtimmten Geldmittel nachträglich zu deden. 

Hier zuerit zeigte fich der in der Zuſammenſetzung 
und in der Haltung der Volksvertretung eingetretene 
bedeutjame Wechſel. Die Negierung erklärte, fie werde 
in der Bewilligung bes Credits einen Beweis dafür er- 
bliden, „daß die Verſöhnung der Geifter, daß die Abjicht, 
gemeinschaftlich das Wohl des Landes, des engern und des 
weitern Baterlande3, zu fürdern, eine aufrichtige und tief: 
greifende jet.” „Schenken Sie ung“, rief Graf Bismard 
aus, „das Vertrauen, daß wir diefe Mittel nur benußen 
werden, um die Politik jo, wie wir jte begonnen, jo, wie Sie, 
wie ich glaube, in der großen Mehrzahl jie gebilligt haben, 
durchzuführen!“ 

Im Namen der gemäßigtliberalen Partei erwiderte 
auf diefen Apvell am das Vertrauen der Bolfsvertreter 
Graf Schwerin: 

„Wir beivilligen die von der Regierung geforderte 
Anleihe in dem Sinne, in welchem die Regierung fie ver- 
langt, in dem Sinne, der den Worten des Minijter- 
präfidenten entſpricht; wir bewilligen fie al3 einen Beweis 
des Vertrauens, welches wir in die Führung der aus— 
wärtigen Politif der Regierung fezen, als Beweis der 
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Anerkennung deſſen, was bisher geleiitet ift, und als dic 
Zuficherung unferer Unterftügung in Verfolgung diejes 
Weges auch für die Zukunft.“ 

Graf Schwerin rvechtfertigte hierbei nachträglich feine 
und jeiner politischen ?reunde Dppofition gegen das 
Minifterium Bismard bei dejjen eritem Auftreten 1862, 
betonte aber zugleich die Beweggründe, welche ihn und 
jeine Parteigenoſſen jet auf die Seite der Negierung zu 
treten bejtimmten. „ALS ich“, fagte er, „1862 auf diejer 
Zribüne Veranlaſſung hatte, mich gegen eine Treditforderung 
zu erflären, da ftellte ich zivei Bedingungen auf, die für mich 
vorhanden fein müßten, um eine Bewilligung auszujprechen: 
entweder ein klares Programm, oder Vertrauen zu den 
‚Männern, welche die Politik führen. Ich konnte damals 
beide Bedingungen nicht als vorhanden anjehen; heut tit 
es anders, und ich kann mit Freuden befennen, daß ich 
mich geirrt habe. Die Ziele der Regierung liegen ung jeßt 
far vor, jo daß ich und meine Freunde die Negierung 
mit allen uns zu Gebote ftehenden Mitteln Eräftigen wollen, 
damit jie die Einheit Deutjchlands und die Machtitellung 
Preußens in Deutjchland befeſtigen kann. Wir haben zu 
dem Mintjterpräfidenten diejes Vertrauen.‘ 

Der Credit ward vom Abgeordnetenhaufe mit der 
überwiegenden Mehrheit von 230 gegen 83 Stimmen, vom 
Herrenhauje einjtimmig bewilligt. 

Einen weiteren Beweis des Vertrauens und der Aner- 
fennung gegenüber ſowohl der politischen al3 der militärijchen 
Führung lieferten beide Häuſer — das Herrenhaus 
wiederum einjtimmig, das Abgeordnetenhaus mit 219 gegen 
30 Stimmen — durch die Bewilligung von Dotationen, Die 
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Regierung Hatte urjprünglich folche nur für die Herbor- 
tragenden Heerführer im lebten Kriege beanjprucht; auf den 
Autrag der Commiſſion des Abgeordnetenhaufes wurde auch, 
und zwar an erjter Stelle, Graf Bismard „in Anerkennung 
der von ihm fo erfolgreich geleiteten auswärtigen Politik“ 
dotirt,, neben ihm fjodann der Kriegsminiiter von Roon 
wegen jeiner Verdienite um die Neorganifation des Heeres, 
der Chef des Großen Gene raljtabes Freiherr von Moltfe als 
der cigentliche Lenfer der kriegeriſchen Operationen in 
Böhmen, ferner die Teuppenführer Herwarth von Bitten- 
feld, von Steinmeß, Bogel von aldenftein. Die Gefammt- 
ſumme der bewilligten Dotationen betrug 11% Mill. Thaler. 
Die Bertheilung diefer Summe ward dem König anheim— 
geitellt. | 
Bedentjamer noch, als die Umkehr der gemäßigt 
Ziberalen vor der Oppofition, zu der fie fich, wie Graf 
Schwerin richtig erläuterte, eine Zeit lang durch die Un- 
Klarheit über die Biele und die Perjönlichkeiten der Regie 
rung veranlaßt gefehen hatten, war der Austritt einer Ans 
zahl von Mitgliedern aus der Fortſchrittspartei, dem 
äußerften Flügel der LXiberalen, und die Bildung einer 
neuen Partei, der jogenannten „nationalliberalen”. Es 
geſchah Das bei Gelegenheit der Verhandlungen über 
das Indemnitätsgeſetz. 

Diejes Geſetz jtellte an beide Häufer das Verlangen, 
„die Negierung der Verantiwortung dafür, daß der Staats— 
haushalt in den legten Sahren ohne gejeßliche Feſtſtellung 
eines Etats geführt worden, zu entheben.” 

Gleichzeitig veriprach die Negierung fir die Folge 
eine jo zeitige Vorlegung des Staatshaushalts, daß der— 
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ſelbe jedesmal vor dem Beginn der neuen Etatsperiode ge— 
ſetzlich feſtgeſtellt ſein könne. Nur für das Jahr 1866 
erbat ſie eine Bewilligung in Bauſch und Bogen, da es 
zu ſpät ſei, um noch ein ſpecialiſirtes Budget vorzulegen. 

Durch die unumwundene, rückhaltloſe Anerkennung 
des ſtändiſchen Bewilligungsrechts, welche in dieſem nach— 
träglichen Schuldbekenntniß der Regierung und der Forde— 
rung einer Nachſichtsertheilung ſeitens der Volksvertretung 
lag, trat die Regierung auf den Boden des conſtitutionellen 
Syſtems zurüc, welches fie während der Conflictszeit nicht 
blos thatjächlich, jondern auch grundjäglich (durch ihre 
Ausführungen in dem Kammern und in der Preſſe) nahezu 
verleugnet hatte. Cie gejtand zu, daß die Krone nicht 
das Recht habe, ohne Zuftimmung der Bolfövertretung 
über die Gelder des Staates zu verfügen, und daß, falls 
die Rathgeber der Krone dies dennoch thäten (wenn auch 
nach „gewijienhafteiter Ueberzeugung“, daß es zum Beſten 
des Landes geichehe), fie dafür dem Lande und jeinen 
Vertretern „verantwortlich“ blieben, alio äußerſtenfalls 
angehalten werden fünnten, die ohne verfafjungsmäßige 
Bewilligung verausgabten Summen aus ihrem Eignen 
zurüdzueritatten. 

Unjtreitig war dies ein Act großer Selbitverleugnung 
von Seiten der Regierung, ein um jo anerfennenswertherer, 
al3 er in einem Momente geiibt wurde, wo die Negierung 
durch große militärijche und politiiche Erfolge die öffentliche 
Meinung im Lande mit ſich ausgeföhnt und für fich ge- 
wonnen, ja auch ihr Verfahren in Sachen der Heeres— 
reorganijation Sicherlich in den Augen des größten Theils 
des Volkes nachträglich gerechtfertigt hatte, 
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Hier nun war es, wo die bisherige fortſchrittliche 
Dppofition ich jpaltete. Ein Theil davon wollte die 
Indemnität mindeſtens erjt dann bewilligen, wenn die 
Regierung bei Feſtſtellung des nächiten Staatshaushaltes 
(für 1867) thatjächlich bewiefen habe, daß fie gewillt jet, 
fortan das Bewilligungsrecht der Volfsvertretung zu achten. 
Dieje Anficht blieb jedoch ſchon in der Commijjion des 
Abgeordnetenhaufes mit 8 gegen 25 Stimmen in der 
Minorität. Im Plenum ward die Indemnität mit 230 
gegen 75 Stimmen bewilligt. 

Der Miniiterpräfident hatte in einer. Nede gegen den 
Vertreter der Minorität, Abg. Birchow, die Vorlage und 
ihre Bewilligung al3 einen Act der Verföhnung zwiſchen 
Negierung und Bolfsvertretung bezeichnet. „Wir wünjchen 
den Frieden“, hatte er gejagt, „micht weil wir kampf— 
unfähig find — im Gegentheil, die Flut ging mehr zu 
unjeren Gunſten, al3 vor Jahren — wir wünjchen ihn, 
weil das Vaterland jeiner in diefem Augenblif mehr als 
früher bedarf, und weil wir hoffen, ihn jetzt zu finden. 
Wir glauben ihn zu finden, weil Sie erfannt haben werden, 
daß die Regierung den Aufgaben, welche auch Sie in ihrer 
Mehrzahl eritreben, nicht jo ferniteht, wie Sie vielleicht 
vor Sahren gedacht haben, nicht jo fern, wie das Schweigen 
der Negierung über Manches, was verjchwiegen werden 
mußte, Sie zu glauben berechtigen konnte“. 

Und er fügte Hinzu: 

„Unfere Aufgabe ift noch nicht gelöft; fie erfordert 
die Einigkeit de3 ganzen Landes — der That nad) und 
nach dem Eindruf auf das Ausland. Wenn man oft 
gejagt hat: „was das Schwert gewonnen, Das habe die 
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Feder verſpielt“, ſo habe ich das volle Vertrauen, daß wir 
nicht hören werden: „was Schwert und Feder gewonnen 
haben, iſt von dieſer Tribüne aus vernichtet worden“. 

Die von der Regierung gebotene Hand zum Frieden 
ergriff mit Wärme ein hervorragender Liberaler, Tweſten. 
„Wir können den Frieden ſchließen“, ſagte er, „und 
darum müſſen wir ihn ſchließen. Wollte das Haus 
den Verſuch machen, von dem äußerſten Rechte, das ihm 
die Verfaſſung gewährt, Gebrauch zu machen, dann würde 
das geltend gemachte Recht zuſammenbrechen. Die öffent— 
liche Meinung unſeres Landes hat ſich kundgegeben durch 
die Stimmung des Heeres, durch die Wahlen, durch das 
gehobene Gefühl, welches unſer Volk erfüllt. Die Hundert— 
tauſende unſerer Krieger, die an den heimathlichen Heerd 
zurückkehren, werden nicht von dem Budgetrecht ſprechen, 
ſondern von den Schlachten, die fie gewonnen, von den 
Erfolgen, die fie errungen. Auf diefe Stimmung, auf dieſe 
Öffentliche Meinung haben wir Nüdficht zu nehmen“. 

Dies war der Anfang zur Bildung der national- 
fiberalen Partei. Ausgehend davon, daß die preußifche 
Regierung durch die That bewiejen habe, wie es ihr Ernft 
fei mit einer aufrichttg und entichieden deutjchen Politik, 
erklärte die neue Partei, daß fie e3 für ihre Pflicht Halte, 
dieſe Bolitif der Regierung mit allen Sträften zu unter: 
ftügen. Sie wollte mit bauen helfen an dem Werfe der 
deutjchen Einheit und glaubte auf diefe Weile die echte 
des Volkes und ihren eigenen Einfluß bejjer zu wahren, 
al3 durch bloßes Verneinen. Sie wollte nicht in den alten 
deutjchen Fehler verfallen, alles auf einmal zu fordern, fondern 
nach dem Erreichbaren jtreben, um etwas ficher zu haben. 
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Auf ſolche Grundfäge geftüßt, ftifteten einige zwanzig 
bisherige Mitglieder der Hortichrittspartei die nattonal- 
liberale Partei. Es waren großentheil® Männer von 
hervorragender Bedeutung theils durch ihre Kenntnifje und 
ihre Beredſamkeit, theils durch ihre frühere, entjchieden 
freiheitlichen Bejtrebungen zugewendet geweſene parlamen— 
tarische Tätigkeit, jo v. Forckenbeck, v. Unruh, Tweſten, 
Lasker. Ihnen fchlofjen fich jolche an, die ſchon bisher eine 
mehr vermittelnde Stellung eingenommen hatten, wie Gneiſt, 
Kanngießer u. A. Auch gewann die Partei als werth- 
vollen Zuwachs viele tüchtige parlamentarische Kräfte aus 
den annectirten Ländern, aus Hannover die beiden Haupt- 
führer der dortigen liberalen Partei, v. Bennigfen und 
Miquel, nebit einem „alten Frankfurter“, Grumbredt, aus 
Kurhefjen einen Vorfämpfer der Verfafjungstreuen in dem 
ichweren Jahre 1850, Detker, aus Nafjau den Bräfidenten 
der dortigen Volkskammer Braun, u. A. m. Diefe Männer, 
die Vertreter des Liberalismus in ihren Heimathländern, 
aber unberührt von dem Conflict, in welchen der Liberalis- 
mus in Preußen mit der Regierung gerathen war, hatten 
vorwiegend die Empfindung des Befreitjeins aus der klein— 
jtaatlichen Enge, in der fie bisher gelebt und gewirkt, und 
ichlofjen fi mit voller Hingebung dem gröferen Staats— 

weſen an, in das fie jet eintraten. | 
Indem jo die gemäßigt liberalen, vorzugsweiſe aber 
die nationalgejinnten Elemente ſich zujammenfanden und 
eine Icbenskräftige Partei bildeten, während auch die Confer: 
vativen, wenigjtens ihrer Mehrzahl nach, die vollendeten 
Thatjachen achtend, der neuen Ordnung der Dinge fich 
anjchlojjen, gewann die Regierung eine Mehrheit, mit 
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welcher jie ohne Schwierigkeiten ſich verftändigen konnte. 
Andererjeit3 nahm die Regierung und nahm insbejondere Graf 
Bismard von jeßt an einen Standpunkt ein, welcher den 
gemäßigt Liberalen ein Zufammengehen mit ihm erleichterte, 
und er vertrat diefen Standpunkt mit großer Entjchieden- 
heit gegenüber jolchen conjervativen Elementen, namentlich 
im SHerrenhaufe, welche im diejer feiner Annäherung an 
die Liberalen einen „Abfall“ von feiner früheren Politik 
erbliden wollten. 


XXIV. 
Der Norddeutfche Bund, 


Durch den Prager Frieden war dem Norddeutjchen 
Bunde feine völferrechtliche Stellung gegenüber Dejterveich 
und den jüddeutjchen Staaten gejichert; es handelte fich 
jett darum, ihm die nöthigen ftaat3rechtlichen Grundlagen 
zu geben durch das Zujammenwirken der in ihm zu ver- 
einigenden Regierungen und Bevölferungen. Die preußiiche 
Negierung hatte die Mitwirkung einer frei aus dem Volke 
gewählten Vertretung Bei der Neugeftaltung Deutjchlands 
von Anfang an als ihr Programm aufgeftellt, und fie 
blieb dieſem Programme treu. 

Der von Preußen vorgelegte Entwurf einer Ber: 
faffung fir den Norddeutjchen Bund ward zunächſt in 
Gonferenzen der Negierungen, vom 15. December 1866 
bis 7. Februar 1867, durchberathen und mit wenigen 
Abänderungen angenommen. Am 24. Februar trat jodann 
ein aus allgemeinen Wahlen hervorgegangener Reichstag 
zufammen, um über diefe Verfaſſung Beichluß zu faljen. 

Der Grundgedanke der Verfaſſung für den Nord- 
deutichen Bund war derjelbe, wie der der Neichsverfafjung 
von 1849; es war der Gedanke eines monarchijch=con- 





_ 419 

jtitutionellen Bundesſtaates mit einer erblichen Central: 
gewalt. Gleich der Reichsverfafiung*) nahm fie nur dag 
nichtöfterreichifche Deutjchland in den Bund auf, ja fie 
beichränfte leßteren zur Zeit auf den Norden Deutichlands. 

Was fie von der Neichsverfafjung unterschied, war 
ihr mehr füderativer Charakter. „Sie muthete”, wie es 
in der Thronrede hieß, „der Selbjtändigfeit der Einzel- 
ftaaten zu Gunſten der Gefammtheit nur diejenigen Opfer 
zu, welche umentbehrlich fchienen, um den Frieden zu 
Ihügen, die Sicherheit de Bundesgebiet? und die Ent- 
wiclung jeiner Bewohner zu gewährleiften”. Dies zeigte 
jich namentlich in der Bildung der oberjten Organe des 
Bundes. Neben dem Reichstag, der Vertretung der Nation 
al3 einer Einheit, ftand hier der Bundesrath als Vertreter 
der Einzeljtaaten und ihrer Dynaftien, und zwar nicht 
blos al3 einer der Factoren der Gejeßgebung (ja als der 
einzige neben dem Neichstage, da dem Bundesoberhaupte 
al3 jolchem weder die Gejegesinitiative noch auch ein Veto 
zugejprochen war), jondern außerdem noch begabt mit 
einem wichtigen Antheil an der Verwaltung der Bundes- 
angelegenheiten. Dagegen waren die Befugnijje des Bundes 
al3 der Geſammtheit im Verhältniß zu den einzelnen 
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2) Man hat der Reich sverfaſſung bisweilen den Vorwurf ges 
macht, daß ſie das Verhältniß zu Oeſterreich unklar, daß ſie Oeſter— 
reich im Bundesſtaate gelaſſen habe. Allerdings hatte ſie, den 
damaligen Umſtänden entſprechend, für den Ausſchluß Oeſterreichs 
die ſchonendere Form gewählt, zu ſagen: „So lange Oeſterreich dem 
Bundesſtaate nicht beitritt“; daß aber. einem Bundesſtaate, an deſſen 
Spitze als erbliches Oberhaupt ein preußiſcher König ſtände, Oeſter— 
reich nie beitreten werde, lag auf der Hand. 
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Bunbesftaaten nicht enger, eher weiter bemejjen, als in 
der Reichöverfafjung, befonders in Bezug auf die Anjtalten 
einerfeit3 zur Sicherung de Bundes (Heer und Marine), 
andererjeit3 zur Gemeinſamkeit des Verkehrs. „Grundrechte“ 
enthielt die Verfaffung des Norddeutſchen Bundes nicht. 
So weit folche das innere Leben der Einzeljtaaten hätten 
berühren müfjen, jcheute man vor einem derartigen Eingriffe 
zurüd; jo weit es fich aber um Rechte handelte, deren 
Seftjtelung den Bundesgewalten vorbehalten war, hielt 
man e3 für bejjer, diefe Nechte in beftimmten Gejegen zu 
formuliren, al3 bloße allgemeine Verheißungen betreffs 
ihrer auszujprechen. 

Diefer Umftand war es hauptjächlich, der die Forte 
Ichritt3partei veranlaßte, gegen den Entwurf der Verfaſſung 
zu Stimmen. Sie halte, erklärte fie, an der Frankfurter 
Neichsverfaffung mit ihren Freiheitsrechten feſt. 

Außerdem ward der Entwurf von zwei Seiten ans 
gegriffen: von Seiten der jogenannten Unitarier, welchen 
er in Bezug auf einheitliche Geſetzgebung und Verwaltung 
gewijjer Angelegenheiten nicht weit genug ging, und von 
Seiten der Particularijten, welchen er umgefehrt darin zu 
weit ging. Gegen Beide wendete fi) Graf Bismard, in 
Bertheidigung des Entwurfs, mit jener gewaltigen Rede, 
die jo großen Eindruck machte Die Unitarier erinnerte 
er daran, wie große Opfer an ihrer Selbjtändigfeit die 
Regierungen zu Gunsten diefer Verfaffung hätten bringen 
müſſen und willig gebracht hätten; daß, größere ihnen ab- 
zuzwingen, nicht die Abficht fein könne, da. „die Baſis 
de3 durch den Norddeutichen Bund zu gründenden Ber: 
hältnijjes nicht die Gewalt, jondern das Vertrauen jein 
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jolle” ; daß es endlich nicht darauf anfomme, ein „theoretifches 
Ideal“ einer Grundverfajjung herzuftellen oder zu ver: 
wirklichen, vielmehr darauf, „in Erinnerung und ruhiger 
Schätzung derjenigen Widerjtandsfkräfte, an welchen die 
früheren Berjuche in Frankfurt und Erfurt gejcheitert find, 
dieje Widerjtandgfräfte jo wenig, al3 irgend mit dem Zweck 
des Bundes verträglich, herauszufordern”. Deshalb habe 
die preußiſche Regierung es für ihre Aufgabe gehalten, 
„ein geringite® Maß derjenigen Zugeltändnijje zu finden, 
welche die Einzelitaaten der Allgemeinheit machen müjjen, 
wenn dieje Allgemeinheit lebenzfähig werden ſoll“. „Er 
hege“, ſagte Bismard, „zum Genius unjeres Volkes das 
Dertrauen, daß es auf diefer Bahn den Weg zu finden 
wiſſen wird, der zu feinen Bielen führt“. 

Stärfer trat Bismard auf gegenüber dem Parti— 
cularismus, am allerjtärkiten gegenüber den Verfuchen, die 
von Seiten einzelner fortjchrittlicher Abgeordneten aus 
Preußen gemacht wurden, jeder Abweichung der Bundes- 
verfaffung von der preußiſchen Verfaſſung — da, wo leßtere 
freilinniger erſchien, als jene — ſich zu widerjegen, und 
der daran gefnüpften Drohung: das preußiiche Volkshaus 
werde jonit die Verfafjung ablehnen. Mit tiefer Bewegung 
ſprach Bismard mit Bezug auf diefe Drohung: 

„Glauben Sie wirklich, daß die großartige Bewegung, 
die im vorigen Jahre die Völfer vom Belt bis an die 
Meerenge Siciliend, vom Rhein bis an den Pruth und 
den Dniefter zum Kampfe führte, zu dem eijernen Würfel: 
ipiel, in dem um Königs- und Kaiſerkronen gejpielt wurde, 
daß die Million deuticher Krieger, die gegen einander 
gefämpft und geblutet haben auf den Schlachtjeldern vom 

8. Biedermann, Dreigig Jahre beutich. Geſch. IL al 
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Rhein bis zu den Karpathen, daß die Taufende und aber 
Taujende von Gebliebenen und der Seuche Erlegenen, die 
durch ihren Tod dieſe nationale Enticheidung bejiegelt 
haben, mit einer Landtagsreſolution ad acta gejchrieben 
werden fünnen — o, meine Herren, dann jtehen Sie nicht 
auf der Höhe der Situation. Sch meinerjeit3 Habe die 
fichere Ueberzeugung: fein deuticher Landtag wird einen 
jolchen Beſchluß faſſen, wenn wir und bier einigen.“ 

Und mit ergreifender Wärme fügte er hinzu: 

„sch möchte die Herren, die ſich diefe Möglichkeit 
denken, wohl jehen, was Sie etiva einem Invaliden von 
Königgräb antworten würden, wenn er nach dem Ergeb 
niß dieſer gewaltigen Anjtrengung fragt. Sie würden 
ihm etwa jagen: ‚Sa freilich, mit der deutichen Einheit 
ift e8 wiederum nicht geworden, die wird fich wohl bei 
Gelegenheit finden; aber wir haben das Recht des preußifchen 
Landtags gerettet, jede Jahr die Erijtenz der preußijchen 
Armee in Trage zu ftellen, ein Recht, von dem wir ala 
gute Patrioten niemal® Gebrauch machen werden — aber 
e3 it doch unjer Recht; darum haben wir unter den 
Mauern von Preßburg mit dem Kaiſer von Dejterreich 
gerungen“ Und damit joll der Invalide ſich tröjten 
über den Berluft feiner Glieder, damit die Wittwe, Die 
ihren Mann begraben hat?“ 

Das Verfaſſungswerk, erklärte Bismard, jei „der 
BVerbejjerung fähig“, und die Regierungen würden feinem 
Vorjchlag unzugänglich fein, der die Erleichterung des 
Zuſtandekommens und die Werbejferung der Verfaſſung 
ernftlih bezwede. Er verwahrte die preußijche wie alle 
anderen Regierungen gegen den Berdacht, al3 wollten jie 
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etwa „dieſes Parlament dazu benußen, um den Parla— 
mentarismus im Kampf der Parlamente gegen einander 
aufzureiben“. Dabei jprach er die bedeutſamen Worte: 

„Sit denn eine Regierung auf die Dauer denkbar, 
die es fich zur ſyſtematiſchen Aufgabe ftellte, die Nechte 
der Bevölferung auf die Theilnahme an ihren eigenen Ge: 
ihäften zu unterdrüden oder abzujichaffen, auf ein wildes 
Neactionsweien ſich einzulafjen und in Kämpfen mit der 
eigenen Bevölkerung fich aufzureiben? Das fünnen Sie 
unmöglich von einer Dynaſtie, wie fie über Preußen regiert, 
Das fünnen Sie von feiner der Dynaftien, die augenblicklich 
über Deutschland regieren, erwarten, daß fie an ein 
nationales Werk mit diefer Heuchelet — ich kann es nicht 
anders nennen — herangeht“*). 

„Wir wollen“, fügte cr Hinzu, „den Grad von Frei— 
Heit3entwidlung, der mit der Sicherheit de Ganzen nur 
irgend verträglich iſt.“ 

Bismard ſchloß diefe denfwürdige Rede mit den viel- 
citirten Worten: 

„Deine Herren! Geben wir Deutichland ſozuſagen 
in den Sattel! Reiten wird es jchon können“. 

Der Berfaffungsentwurf erfuhr durch die Berathungen 
und Beichlußfafjungen des Reichstags mehrere wichtige 
Beränderungen theils im Intereſſe der Einheitlichkeit 


*) In ciner jpäteren Rede, am 1. März 1870, drückte Bismard 
dies noch jhärfer aus in den Worten: „Ich bin überzeugt, daß 
ber Bundesrath und die geſammte Regierung fich nicht nur mit der 
Majorität des Reichstags, jondern auch mit der Majorität des Volfes 
in aller Uebereinftimmung mit den Zielen halten muß, die zu er- 
ftreben find.“ 

81 *® 
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(namentlich durch Ausdehnung der Bundescompetenz in 
Bezug auf die allgemeine Rechtsgeſetzgebung), theild im 
Intereſſe de3 conftitutionellen Princips. Die Regierungen 
gingen auf dieſe Veränderungen entgegenfommend ei. 
Nur zwei Punkte bildeten zulegt noch Gegenjtände einer 
erniten Meinungsdifferenz zwijchen dem Reichstag und den 
Negierungen: die Frage der Diäten für die Abgeordneten 
zum Reichstag und das Bewilligungsrecht des Reichtags 
in Bezug auf das Bundesheerwejen. Im dem erjten Bunte 
zeigte fich Bismarck unnachgiebig: er erklärte die Diäten- 
lofigfeit für ein nothwendiges Gegengewicht des allge 
meinen Wahlrecht. Die Neichstagsmehrheit gab darin 
nad. Nücdjichtlic) des Bundesheerweiens ward zunächit 
bi3 Ende 1871 ein jogenanntes „eijernes Militärbudget* 
angenommen, d. h. eine feititehende, nicht an einen jähr- 
lichen Beichluß des Reichstags gebundene Friedenspräſenz— 
ftärfe. Dieſer Zuſtand follte, jo wollten es die Regierungen, 
auch über 1871 jo lange fortdauern, bis er durch ein 
„Bundesgejeß‘‘, d. 5. durch Uebereinjtimmung des Bundes» 
raths und des Neichstags, abgeändert wiirde. Danach 
hätten die im Bundesrathe vereinigten Regierungen e3 in 
der Hand gehabt, das „eijerne Militärbudget“ jo lange 
fortdauern zu lafjen, wie fie wollten. Statt dejjen ward, 
hauptjächlich durch die Bemühungen der nationalsliberalen 
und der gemäßigt conjervativen Partei, eine Faſſung 
gewählt, welche für eine wirfiame Ausübung des con- 
jtituttonellen Budgetrecht3 dem Neich3tage etwas mehr Bürg— 
haften gewährte. Die Negierungen erklärten ſich Schließlich) 
auch damit einverjtanden, und jo fam die Berfaffung 
glücklich) zu Stande. Gegen jie im Ganzen ftimmte die 
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Mehrheit der Fzortichrittspartei und eine Anzahl von 
Particulariſten. 

Schon am 16. April, alſo noch nicht zwei Monate 
nach Einberufung des Reichstages, konnte deſſen Präſident 
Simſon dem Hauſe verkündigen: „Die Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes, wie ſie aus den Berathungen des 
Reichstags hervorgegangen, iſt angenommen durch die 
verbündeten Regierungen“. 

Die jo von den Regierungen und vom Reichstage 
gemeinjam feftgeftellte Bundesverfaffung ward dann noch 
jämmtlichen Landtagen der zum Norddeutichen Bunde 
gehörigen Einzeljtaaten vorgelegt und von diejen genehmigt. 
Damit war der Norddeutiche Bund gejeglich conjtituirt. 

Bereit3 im Herbſt 1867 trat der erite gejeßgebende 
Neichstag des Norddeutichen Bundes zuſammen. Es kann 
nicht unjere Aufgabe fein, die geſetzgeberiſche Thätigfeit, 
die der morddeutiche Neichstag in jeinen alljährlichen 
Sitzungen von 1867 bis 1870 entwidelt hat, im Einzelnen 
zu verfolgen. Es genüge, einige der hauptjächlichiten‘ Er- 
folge dieſer Thätigfeit kurz zu bezeichnen. Auf dem zur 
Zeit wichtigiten Gebiete, dem der Verthridigung Deutjch- 
lands, beichloß der Reichstag auf Anregung ſeitens der 
Negierungen zwei wichtige Maßregeln: die Heritellung einer 
einheitlichen Milttärgejeggebung, ruhend auf der allge 
meinen Wehrpflicht, für den ganzen Norddeutichen Bund, 
und die Beichaffung eines außerordentlichen Geldbedarfs 
für Erweiterung der Bundesmarine. Auf dem Gebiete des 
Handel3 und des Verkehrs Fam die Organijation eines 
gemeinfamen Conſulatsweſens, jo wie die Errichtung des 
Bundesoberhandelsgericht3 als oberjter Inftanz im ftreitigen 
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ordnung im Sinne ausgedehnter Gewerbefreiheit (in welcher 
Richtung 1861 Sachjen vorangegangen war), ferner der 
Erlaß von Gejegen über Freizügigkeit und über Coalitions— 
freiheit der Arbeiter zu Stande, auf dem der Rechtsgeſetz— 
gebung endlich der Erlaß eines allgemeinen Strafgeſetzbuches. 
Ein gemeinſames „Deutjches Handelsgeſetzbuch“ war ſchon 
früher durch WPrivatvereinbarungen der Regierungen zu 
Stande gefommen, und e3 bedurfte daher nur einer Be— 
ftätigung deſſelben durch die Gejehgebungsfactoren des 
Norddeutichen Bundes. 

Während jo der Norddeutiche Bund durch die gemein- 
fame Thätigfeit der Negierungen und des Reichstages fich 
innerlich ausbaute und befejtigte, ward auch jchon einer 
Heranziehung des Südens an den national geeinten Norden 
und einer allmäligen Verjchmelzung beider wirkſam vor- 
gearbeitet. Am 8. Juli 1867 Fam zwijchen dem Nord- 
deutjchen Bunde und den außerhalb dejjelben ftehenden, aber 
im Zollverein mit ihm verbliebenen deutfchen Staaten ein 
neuer Sollvertrag zu Stande, der nicht blos die Dauer 
de3 Bollvereins bis 1877 ausdehnte, jondern auch defjen 
Einrichtungen wejentlich verbejjerte, indem er diefelben zu⸗ 
gleich in eine organische Verbindung mit den Einrichtungen 
des Norddeutichen Bundes brachte. An die Stelle der bis— 
herigen „Zollconferenzen“ (Berathungen der Bollvereing- 
regierungen über Zolltarife, Handel3verträge u. j. w., wo 
nur mit Stimmeneinhelligfeit etwas bejchlojjen werden 
fonnte) trat eine zugleich zwedmäßtgere und volksthümlichere 
Art der Behandlung ſolcher Fragen, nämlich in einem 
„gollbundesrath“, beitehend aus dem Bundesrath des 
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Norddeutſchen Bundes und Bevollmächtigten der außen— 
ſtehenden Zollvereinsſtaaten, und einem „Zollparlament“, 
beſtehend aus dem norddeutſchen Reichstag und einer ent— 
ſprechenden Anzahl freigewählter Vertreter eben jener 
Staaten. 

Auch dieſe beiden Organe tagten regelmäßig vom 
Jahre 1868 an. Sogleich in ihrer erſten Sitzung ge— 
nehmigten ſie einen neuen Handels- und Zollvertrag mit 
Oeſterreich an Stelle des durch den Krieg von 1866 
aufgelöſten. Die von den Regierungen vorgeſchlagenen Ab- 
änderungen des Zolltarifs (inSbejondere die Einführung 
eines Zolls auf Petroleum) jcheiterten wiederholt an dem 
Widerjpruche einer Mehrheit des Zollparlaments; endlich, 
1870, kam eine Reihe von Zollermötigungen, aber auch 
eine Erhöhung des SKaffeezolles zu Stunde, 

Beinahe noch wichtiger, al3 diefe gemeinfame Arbeit 
von Bertretern des Nordens und de3 Südens auf wirth— 
Ichaftlihem Gebiete, war die dadurch und durch die regel— 
mäßigen perjönlichen Berührungen beider mit einander 
angebahnte politiiche Annäherung zwifchen den zwei, ſtaats— 
rechtlich vor der Hand noch don einander getrennten, 
Hälften Deutjchlands. Vorzugsweiſe war e3 die national 
liberale Partei, welche zum Bindegliede zwiſchen dem 
Norden unddem Süden wurde. Im norddeutichen Reichstage 
hatte ſich diejelbe verstärkt ducch Geijtesverwandte aus den 
nichtpreußiichen norddeutichen Staaten. Im Zollparlamente 
traten num auch Gefinnurgsgenofjen aus dem Süden hin- 
zu, welche eifrig bemüht waren, die Abneigungen und Bor: 
urtheile ihrer jüddeutichen Landsleute gegen Preußen und 
gegen die im Norddeutichen Bunde verkörperte Politik der 
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nationalen Einigung zu befämpfen, wie der Bayer Völk 
in jener berühmten „Frühlingsrede“, in welcher er unter 
dem Rufe: „ES wird Frühling in Deutichland” mit 
begeifterten Worten zur Verbrüderung des Südens mit 
dem Norden mahnte. 

Der Eintritt Süddeutſchlands in den Norddeutichen 
Bund war in der Verfafjung dieſes letztern vorbehalten. 
Einzelne ſüddeutſche Länder, wie Baden, zeigten fich dazu 
ſchon bald geneigt; allein Bismard trug Bedenken, 
darauf einzugehen, um nicht Anlaß zu dem Vorwurf 
einer Verletzung der Beitimmung des Prager Friedens 
zu geben, welche von einer „nationalen Verbindung des 
‚Vereins‘ der Südjtauten mit dem Nordbunde” handelte 
und Damit den einfeitigen Anjchlug eines einzelnen \üd- 
deutjchen Staates auszujchließen ſchien. 


XV, 


Das erfie Auftreten der Sorialdemokratie in Dentfchland. 


Im norddeutichen Reichstage erjchten zum eriten 
Male auch eine ganz neue Partei, die ſocialdemokratiſche. 
Die Anfänge der Bewegung, aus welsher dieje Partei 
hervorging, fallen in das Sahr 1863. 

Den erjten Keim jocialiftiicher Ideen warf in die 
deutjchen Arbeiterfreije, die bis dahin. noc) beinahe unbe— 
rührt von folchen geblieben waren, ein einzelner Mann, 
serdinand Laſſalle. Der Sohn eines wohlhabenden 
jüdiichen Kaufmanns, hatte er, bei großen angeborenen 
Fähigkeiten und ſtarker Willenskraft, ſich frühzeitig ein 
gründliches und vieljeitiges Wiſſen angeeignet. Er beſaß 
einen jeltenen Scharflinn und eine glühende Beredjamfeit, 
dazu einen brennenden Ehrgeiz, freilich. nicht jenen lautern 
und jelbitlojen, der alles an eine große Sache ſetzt, 
vielmehr jene durch Eitelfeit und Herrſchſucht getrübte 
Abart des Ehrgeizes, die, während ſie einem allgemeinen 
Intereſſe zu dienen jcheint, doch wejentlich nur für die Ver- 
herrlichung der eigenen Perſönlichkeit arbeitet. Laſſalle 
hatte jich 1848 bei einem Arbeiteraufitande in Düfjeldorf 
betheiligt und dafür eine Freiheitsitrafe von ſechs Monaten 
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erlitten. Er hatte fich um diejelbe Zeit zum Bertheidiger 
einer vornehmen Dame, der Gräfin Habfeldt, in einem 
Procejje mit ihrem Gemahl aufgetvorfen und dieſen Proceß 
nach faſt neunjährigem harten Kampfe glüdlich Durch» 
geführt, was ihm ſelbſt eine lebenzlängliche Nente aus dem 
der Gräftn dadurch geretteten Vermögen eintrug. Mit der 
Gräfin blieb er fortwährend in einem vertrauten Ber: 
hältniß, und fie übte einen großen, nicht günftigen Einfluß 
auf ihn aus. Nachdem er hierauf ein paar willenjchaft- 
liche Werfe, ein juriftiiches und ein philojophiiches, ver— 
öffentlicht, welche ihm große Anerkennung von Seiten der 
Fachmänner eintrugen, juchte er während des italienifchen 
Krieges 1859 durch eine Flugſchrift im nationalen Sinne 
auf die Politif der preußiichen Negierung einzuwirken, 
betheiligte fich dann an dem Conflict zu Anfang der 
jechziger Jahre durch Nathichläge, die er der Fortſchritts— 
partei ertheilte, die aber dieje zurüctuges. Nun wendete er fich 
an die Arbeiter. In einem Vortrage, den er 1862 in einer 
Verſammlung zu Berlin hielt, führte er aus, daß, wie durch 
die Nevolution von 1789 der dritte, jo durch die von 
1848 der vierte Stand zur Herrjchaft berufen ſei. Durch 
dieje Rede auf ihn aufmerkſam geworden, wandte fich der 
in Leipzig von dem Profeſſor Roßmäßler begründete 
Arbeiterverein „VBorwärt3* an ihn um Rath wegen Ber: 
anjtaltung eines allgemeinen Arbeitercongreſſes. Lafjalle 
erwiderte auf diefe Anfrage in einem „Offenen Antwort: 
ichreiben“, worin er als Grundlage für eine Agitation 
im Arbeiterjtande das jogenannte „Eherne Lohngeſetz“ 
verfündete.e Er behauptete nämlich, daß bei der jeßigen 
Geſellſchaftsordnung, wo der Lohn des Arbeiter ich nach 
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dem wirthichaftlichen Gejeg von Angebot und Nachfrage 
regelt, der Arbeitsverdienft fich niemal3 über den „noth— 
‚wendigen Lebensunterhalt” erhebe, „der in einem Wolfe 
gewohnheitsmäßig zur Friſtung der Exiſtenz und zur 
Fortpflanzung erforderlich it". Daraus zog er den 
Schluß, daß eine gründliche Abhülfe der Arbeiternoth nur 
dann zu hoffen jet, wenn die Arbeiter ihre eigenen Arbeit- 
geber würden, jo daß der ganze, Ertrag ihres Arbeits— 
productes ihnen zufalle. Dies könne gejchehen durch 
„Productivafjociationen”, d. h. durch Vereinigungen der 
Arbeiter eines Gewerbes zur jelbititändigen Ausführung 
gewerblicher Unternehmungen. Weil ‘aber die Arbeiter 
nicht im Stande ſeien, das dazu nöthige Anlagecapital 
durch Sparen oder auf anderem Wege jich zu verschaffen, 
müjje der Staat ihnen ein folches vorſchießen. Alſo 
gelte es die Errichtung von „PBroductivafjoctationen mit 
Staatshülfe”. Um es dahin zu bringen, müjje der 
Arbeiteritand vor allem nach Einführung des gleichen, 
allgemeinen, directen Wahlrechts jtreben. 

Diejelben Ideen entwickelte Zafjalle bald darauf (1863) 
mündlich in einer großen Arbeiterverfammlung zu Leipzig 
und erntete begeijterten Beifall: Nehnliche Erfolge erzielte 
er in Frankfurt a. M. und in Mainz. 

Als Mittelpunkt für jeine Agitation gründete Laſſalle 
einen „Allgemeinen deutjchen Arbeiterverein“. Cr war 
unermüdlich, in Reden, Flugſchriften, Circularen, durch 
Beitichriften, die er aus eigenen Mitteln unterjtüßte, für 
feine Ideen zu wirken. Doch hatte er es bis zum Ende 
des Jahres 1863 auf nicht mehr als 1000 Mitglieder 
gebracht, und als er im folgenden Sabre (31. Suli 1864) in 
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einem Duelle fiel, das er mit einem walachiichen Edel: 
mann, Sanfo von Radowit, wegen einer unfaubern Liebes⸗ 
geichichte hatte, war diefe Zahl immer erjt auf 4610 
geſtiegen. Allerdings hatte er eine Gemeinde ſchwärmeriſcher 
Anhänger um ich gejammelt, die einen fajt abgöttiſchen 
Eultus mit ihm trieben und von denen manche jo weit 
gingen, ihn, als den „Erlöjer” der „Enterbten“ (jo bezeichnete 
Lajjalle die Arbeiter), mit Chriſtus zu vergleichen. Allein 
die ungeheure Mehrheit der Arbeiter hielt fich fern, ei 
3, daß jie injtinctiv ein Mißtrauen empfanden gegen den 
in jeinem Auftreten hochfeinen Ariftofraten, der fich zum 
Bolfe herabließ, jet e8, daß ihr gejunder Sinn ihnen Die 
Unausführbarfeit des von Lajjalle jo verlodend gejchilderten 
BZufunftsitaat3 zeigte. Weitaus die meijten Arbeitervereine 
beharrten auf dem von Anderen, namentlic) von Schulze 
Deligih ihnen empfohlenen Wege allmäliger Berbefjerung 
der Lage des Arbeiterd durch Fleiß, Sparſamkeit, Pflege 
jittlicher und geiftiger Bildung. 

Mit Schulze Hatte Lajjalle einen Tebhaften Streit 
über die Trage des Sparen® der Arbeiter. Schulze 
behauptete, daß von den Arbeitern wenigitens die bejjer- 
geitellten wohl etwas ſparen und dadurch ihre Lage ver: 
befjern fünnten; Lafjalle leugnete dies geradezu. Die 
Thatjachen haben dem Erjteren Necht gegeben: es ijt 
ſtatiſtiſch erwieſen, daß in den Öffentlichen deutichen Spar: 
fajjen (ungerechnet die vielen Kranken- und Hülfskajien, 
Vorſchußvereinskaſſen, Anlegung von Geld in unbeweglichen 
Gigenthum 20.) dermalen wohl an 2000 Millionen Darf 
an Sparemlagen von Arbeitern und Dienitboten fich 
befinden. Gegen die „Productivafjociationen mit Staat3- 
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hülfe“ erklärten fich ernfte und fachkundige Männer von 
zweifellojem Intereſſe für die Arbeiter, wie Rodbertus, 
während ein ebenſo warmer freund des Arbeiteritandes, 
V. A. Huber, in feinen lehrreichen Schriften über die engliſchen 
Productivafjociationen nach dem Princip der Selbithülfe 
darlegte, wie dort die Arbeiter durch eigne Kraft, ohne 
Staatshülfe, fich vorwärts brächten. Laſſalle ſelbſt jcheint 
durch jolche gewichtige Urtheile an feiner Idee irre geworden 
zu fein, allein er wollte ein jo wirkſames Mittel der 
Agitation nicht aufgeben. „Man muß dem Mob etwas 
bieten”, jchrieb er an Rodbertus. 

Das „Eherne Zohngejeß“ jelbit, auf welches Lajjalle 
jeine ganze Agitation, die Forderung eine völligen Um: 
ſturzes Der jetzt beftehenden Wirthichaft3ordnung und 
einer Verwandlung des Syſtemes der „Selbjthülfe” in ein 
Syſtem der „Staatshülfe” baute, iſt jchon wegen feiner 
zweideutigen Faſſung untauglih, als Grundgejeß der 
. Rirthichaftspolitit zu dienen, Der „gewohnheit3mähige“ 
Lebensunterhalt ijt feine feitjtehende, ſondern eine wechjelnde 
Größe. Es iſt ermweisbar*), daß der Ddurchjchnittliche 
„gewohnheitSmäßige* Lebensunterhalt eines heutigen 
Arbeiter3 in Bezug auf Nahrung, Kleidung, Wohnung, 
jo wie auf mancherlei materielle und geijtige Ge— 


”) Für Deutfchland Hat der Berfajjer dieſer Schrift einen 
ſolchen Beweis (mit ftatiftifchen Angaben) zu führen verfucht in feinem 
„Deutſchland im 18. Jahrhundert“ (1. Bd.) und in einem Aufſatz: 
„Der Wrbeiter ſonſt und jegt“ in Nr. 19 der „Gartenlaube” von 
1879, für England Hat es Macaulay gethan im 3. Capitel feiner 
„Englifchen Gefchichte”, für Frankreich Foville in feinem Buche: „Les 
variations des prix en France depuis un siöcle“, 
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nüffe ein wejentlich höherer und befjerer ift, al 3. 2. 
vor 100 Jahren, daß aljo auch bei der jegigen Wirth- 
Ichaft3ordnung ein Fortſchritt in den Arbeiterzuftänden nicht 
blos möglich, fondern wirklich vorhanden ijt, ja daß dieſer 
Fortſchritt theilweije jogar verhältnigmäßig größer tft, als 
bei mancher andern Geſellſchaftsklaſſe. Es bleibt daher 
von jener angeblich unumſtößlichen Wahrheit Lafjalles 
höchitens jo viel übrig, daß Derjenige, welcher zur 
Erwerbung feines Lebensunterhaltes nichts mitbringt, als 
die rohe Kraft jeiner Hände ohne höhere Fertigkeiten, in der 
Negel weniger verdient, als Der, welcher jolche Fertigkeiten 
verwerthen kann — ein Naturgejet, welches feine, auch 
nicht die Laſſalle'ſche Gejellichaftsordnung umzuſtoßen ver- 
möchte, mindejtens nicht ohne jchwere Ungerechtigkeit gegen 
die höher entwidelte Arbeitskraft. 

Es war jehr leichtfertig, um nicht zu jagen gewiſſen— 
los, von Lajjalle, den deutjchen Arbeiterjtand durch Be— 
hauptungen, Die der feiten Begründung ermangelten, und, 
duch PVorjpiegelung eines Zufunftsideald, an das er ſelbſt 
Ihon nicht mehr glaubte, zur Feindichaft gegen die ganze 
beitehende Wirthichafts: und Gejellichaftsordnung aufzu- 
reizen, zugleich ihn dadurch unluftig zu machen zu eigenen 
Anftrengungen für die Verbejjerung feiner Lage mit Hülfe 
von Fleiß und Sparjamkeit. 

Sn der nächſten Zeit nad) Lafjalles Tode ward die 
von ihm begonnene Agitation noch in feinem Geiſte fort: 
geführt. Dem rührigjten feiner Nachfolger in der Leitung 
des „Allgemeinen deutjchen Arbeitervereind*, Herrn von 
Schweiger, gelang es, bderjelben eine viel größere Aus— 
dehnung zu verjchaffen, ala fie umter Laſſalle ſelbſt gehabt 
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hatte. Er bediente fich als eines wirkſamen Mittels zur 
Ausbreitung der focialiftiichen Bewegung der jog. „Ge— 
werfsgenofjenichaften”, zu denen er die Arbeiter der ein- 
zelnen Gewerbe vereinigte. Zwei Anhänger des Schulze’schen 
Princips der „Selbjthülfe” Mar Hirſch und Franz 
Dunder, stellten diefen ſocialiſtiſchen „Gewerksgenoſſen— 
Ihaften* Schweißer jog. „Gewerkvereine“ nad) dem 
Mujter der engliichen Trades-unions entgegen, welche 
ſich die Verbefjerung der Arbeiterzuftände durch Errichtung 
von Hülfskaſſen für die Arbeiter und durch ſonſtige 
Beitrebungen für die Hebung ihrer öfonomifchen Ber: 
hältnijje, aber ftreng auf dem Boden der bisherigen 
Wirthſchaftspolitik, zur Aufgabe machten. 

Die Lafjalleiche Bewegung ward inzwilchen bald ge 
freuzt und überholt von einer neuen, viel weiter greifenden 
Strömung focialiftiicher Ideen. Dieſe lebtere ging aus 
von der fog. „Internationale“, d. h. der internationalen 
Arbeiterafjociation, deren Si London war, an deren 
Spite fich aber ebenfall3 ein Deuticher, Karl Marz, be- 
fand. Diefer, gleich Laſſalle ein wiſſenſchaftlich gebildeter 
Mann, Berfaffer der Schrift: „Das Capital“, hatte jchon 
1847 fich offen zum Communismus, wie er damals von 
Frankreich aus gepredigt wurde, befannt. Er Hatte im 
Bewegungsjahre 1848 zufammen mit Engels, Freiligrath u. A. 
die „Neue Rheinische Zeitung“ als ein publiciitiiches 
Drgan diejer Richtung gegründet. Er war 1849 "aus 
Preußen verwicjen worden, war jpäter nad) England ge 
gangen, und war dort 1864 einer der Hauptbegründer und 
Reiter der „Suternationale” geworden. Für die Ueber: 
tragung der Lehren diejer durchaus communiſtiſchen Ver— 
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bindung nach Deutjchland fand Marz einen eifrigen, uns 
ermüdlichen und energijchen Apojtel in dem Schriftiteller 
Liebfnecht. Diefem gelang es, in einem der anjehnlichiten 
deutjchen Arbeitervereine, dem „Leipziger Arbeiterbildung3- 
verein”, Fuß zu fahen und den talentvollen Leiter dieſes 
Vereins, Bebel, der bis dahin im Wirthichaftlichen zu 
Schulze, im Politischen zur Nationalpartei gehalten Hatte, 
für feine fosmopolitijchen und ſocialiſtiſchen Anjchauungen 
zu gewinnen. Es war Das für die Sache, die Liebknecht 
vertrat, wicklich ein Gewinn, denn Bebel, abgejehen von 
feiner bedeutenden Befähigung al3 populärer Redner, hatte 
vor den meiſten bisherigen Socialijtenführern in Deutich- 
land den großen Vortheil voraus, als Arbeiter, und zwar 
al3 tüchtiger und geſchickter Arbeiter (der er auch troß 
feiner vieljeitigen Thätigkeit als Agitator, Reichs⸗ und 
Landtagsabgeordneter lange noch geblieben iſt), den Arbeitern 
nahe zu ſtehen und Vertrauen einzuflößen. 

Ein Zuſammenſtoß zwiſchen beiden Richtungen, der 
Laſſalleſchen und der communiſtiſchen, erfolgte zuerſt auf 
einem Congreß der deutſchen Arbeitervereine zu Nürnberg 
am 6. September 1868. Von 111 daſelbſt vertretenen 
Vereinen erklärten ſich 74 für die Grundſätze der „Inter— 
nationale.“ Auf einem zweiten Congreß, zu Eiſenach 
am 7. Auguſt 1869, auf welchem durch 262 Delegirte an— 
geblich 150,000 Arbeiter vertreten waren, ward die neue 
„ſocialdemokratiſche“ Arbeiterpartei förmlich conftituirt. 
Shr Programm enthielt neben manchen politiichen Forde— 
rungen („allgemeines Wahlrecht, directe Gejeßgebung durch 
das Volk u. ſ. w.“ folgende jocialiftische Ziele: „Normal: 
arbeitstag, Abjchaffung aller indirecten Steuern, als ein- 


497 





zige Steuer eine progrejjive Einfommen- und Erbfchafts. 
iteuer; endlich Staatshülfe für Productivgenofjenichaften.“ 
Noch wagte der Communismus nicht, feine Maske gänzlich 
abzuwerfen. Doc) ward bereit? ein enger Anſchluß der 
Partei an die „Internationale“ beichloffen. Auf einem 
von leßterer im Herbit 1869 in Baſel veranstalteten inter- 
nationalen Congreffe, an welchem zwei Leiter der deutichen 
jocialdemofratiichen Partei, Liebfnecht und Bracke, ſich be— 
theiligten, ward die „Abichaffung des Erbrecht und des 
Eigentums an Grund und Boden“ decretirt. 

Noch beitand die Lafjallejche Partei unter v. Schweißer 
fort; allein es war vorauszujehen, daß die radicalere 
Richtung früher oder ſpäter über die gemäßigtere fiegen werde. 
Die Vollendung dieſes Sieges fällt jenjeit3 der Periode, 
die wir hier jchildern. Am 21.—27. Mat 1875 fand eine 
Vereinigung beider Parteien in Gotha jtatt, wobei Die 
Laſſalleaner, obſchon ihrer Zahl nach die Mehrheit bildend, 
ſich der Minderheit fügten, indem fie in ein ganz commu— 
niſtiſches Programm willigten, nämlich: „Verwandlung 
der Privatarbeit in Gejellichaftsarbeit, Uebergang der in 
PBrivathänden befindlichen Mittel der Arbeit in das 
Gemeingut der Gejellichaft, gemojjenjchaftliche Regelung 
der Arbeit und Bertheilung des Arbeitsertragd auf dems 
jelben Wege“. 

Das allgemeine Wahlrecht, welches Laſſalle als Vor: 
bedingung für den jocialiftiichen Staat der Zukunft gefordert 
und mit dejjen Hülfe er diejen im friedlichen Wege zu Stande 
zu bringen gehofft hatte, fiel, mindestens für den deutjchen 
Reichstag, der Partei gleichham in den Schooß, da die 
Regierungen ſelbſt dajjelbe einführten. Der erjte Arbeiter 

K. Biedermann, Dreibia Jahre dentich. Weich. Ti. 32 
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und Arbeiterführer, der durch die Stimmen der Social- 
demofraten (in einem ſächſiſchen Wahlkreiſe, Meerane- 
Glauchau) in den conftituirenden Reichstag (Frühjahr 1867) 
gelangte, war Bebel; im erjten gefeßgebenden Reichstag 
(Herbit 1867) jaßen bereit3 fieben Socialdemofraten, fünf 
von der Lafjalle'schen, zwei von der Marx'ſchen Richtung; 
zehn Sabre jpäter (1877) waren e3 zwölf, wovon Preußen 4, 
Sachſen 7, Reuß ä. 2. 1 geliefert hatte. Die Zahl der 
ſocialdemokratiſchen Stimmen betrug beim Reichstag von 
1870 120,108 oder 3,3% aller abgegebenen Stimmen, 
1877 493,288 oder 9,1%. 


XXVI. 


Der deutſch-franzöſiſche Krieg und die Gründung des 
neuen Dentſchen Reid)s. 

Anſere Darſtellung nähert ſich ihrem Ende, zugleich 
dem Höhepunkte dieſer dreißig Jahre deutſcher Geſchichte, 
dem Kriege von 1870 und der Gründung des neuen 
Deutſchen Reichs auf den franzöſiſchen Schlachtfeldern. 

Daß Deutſchland einen Krieg mit Frankreich zu be— 
ſtehen haben werde, und zwar in nicht ferner Zeit, konnte 
nach 1866 kaum noch zweifelhaft ſein. Der glänzende 
Feldzug der Preußen in Böhmen, ja ſchon die eine Schlacht 
von Sadowa oder Königgrätz, deren Gleichen ſelbſt die 
Kriegsgeſchichte des erſten Napoleon nur wenige aufzu— 
weiſen hatte, war etwas, was die franzöſiſche Eitelkeit dem 
ſo lange mißachteten deutſchen Nachbar unmöglich vergeben 
konnte. Wo blieb das „Preſtige“, das Anſehen der 
„großen Nation“, wenn ein Krieg wie der von 1866 ange— 
fangen und beendet werden konnte ohne ihre Dazwiſchen— 
kunft? Wo war die „Compenſation“, die Schadloshaltung 
Frankreichs für die Vergrößerung Preußens und die Con— 
ſolidirung Deutſchlands? 

Dieſes neue Deutſchland — Das war es vor Allem, 
was den Franzoſen und ihrem Kaiſer fort und fort den 
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Schlaf raubte. Zwar Napoleon jelbjt war nicht mehr 
: der thatendurfiige Geift, der er einft gewejen. Zunchmendes 
Alter, ein rafches Vorleben, endlich auch wohl jchon der 
Beginn jener jchmerzhaften Krankheit, welcher er jpäter 
unterlag, machten ihn zu kühnen Entſchlüſſen und weitaus: 
jehenden Unternehmungen unlujtig, wo nicht unfähig. Er 
war weit mehr der Getriebene, als derTreibende Allein 
die Nation oder wenigſtens Paris. lieg ihm feine Ruhe. 
Er hatte viel gut zu machen: die verfehlte mexikaniſche Er- 
pedition, die dabei erlittene Demüthigung, das um ihretwillen 
verfäumie Eingreifen in die Kriege von 1864 und 1866. 
Am liebjten Hätte Napoleon die Genugthuung, Die 
er jeinen Franzoſen jchuldete, auf diplomatiſchem Wege, 
ohne Krieg, jich verjchafft. Vielleicht lieg Preußen mit 
ſich veden, dieſe Macht, die ihrerjeits ebenfall3 nach Ver— 
größerung ftrebte und jtreben mußte! Schon 1862, dann 
wieder 1864, hatte Napoleon (wie Bismard jpäter öffentlich 
erklärte) nach dieſer Seite Fühler ausgeltredt, noch mehr 
beim Beginn des öjterreichiich- preußischen Conflict? 1865. 
Allmälig war er mit pofitiven Borjchlägen hevvorgetreten, die 
auf beiderjeitige Vergrößerungen durch gemeinfames Einver: 
ſtändniß abzielten. Für Frankreich war es dabei auf 
Luxemburg, auf die Grenzen von 1814 (mit Saarlouis und 
Landau), auf die franzöſiſche Schweiz, auf den franzöftich 
vedenden Theil Piemonts u. ſ. w. abgejeher Im Mat 
1866 nahmen dieſe Vorſchläge die bejtimmte Gejtalt 
eines „Offenſiv- und Defenſivbündniſſes zwiſchen Frankreich 
und Preußen“ an. Napoleon wollte mit 300,000 Mann 
Preußen zu Hülfe kommen. Nach gemeinfam efochtenem 
Stege ſollte Preußen durch Annexionen jich um 7—8 Mill 
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Einwohner verstärken, auch eine Bundesreform nach feinem 
Sinne vornehmen können; Frankreich jollte das Gebiet 
zwifchen Mofel und Rhein, jedoch ohne Coblenz und 
Mainz, erhalten (etwa 1,300,000 Einwohner). 

Diejer Borjchlag ward mehrmals wiederholt, zuleßt 
in falt drohendem Tone, fand aber feine Annahme. 

Der Krieg von 1866 mit feinem fabelhaft ſchnellen 
Berlauf täufchte die Hoffnung Napoleons, noch inmitten 
des Kampfes den Kämpfern jeine Hülfe theuer verkaufen 
au fönnen*). Die Rolle des Vermittlers, die ihm Defterreich 
in feiner Noth unter Abtretung Venetiens anbot, war zwar 
ehrenvoll, aber nicht einträglich. Auch erreichte Preußen 
doch beim Friedensſchluſſe jo ziemlich Alles, was es gewollt; 
Napoleon hatte das Nachjehen. 

Allein er war nicht blöde. Bald nach den Nitolz- 
burger Berhandlungen, am 5. Auguſt, trat er an das 
jiegreiche Preußen mit der Forderung einer „Compenſation“ 
für defien Vergrößerungen heran. Er begehrte nicht3 Ge— 
ringeres, als da3 linfe Rheinufer bis Mainz (einjchlieglich 


*) Graf Seherr-Thoß, ein Mitglied der ungarifchen Emigration 
in Paris, erzählt in feinen „Erinnerungen aus meinem Leben“ 
(„Deutfche Rundſchau“, 1881, Juli) eine fonderbare Gefchichte. Er 
habe im Juli 1866 nad Berlin reifen wollen, da babe ihm insge— 
heim Prinz Napofeon unter den Fuß geben laffen, er müge doc 
über Nikolsburg gehen und Dort dem Grafen Bismard fagen: 
„Preußen folle Oeſterreich nicht zu leichten Kaufs loslaſſen, denn Deiter- 
reich fei rachfüchtig. Der Kaijer müſſe freilich feheinbar vermitteln, 
weil Defterreich ihn dazu aufgefordert Habe“ u. f. w. Daraus würde 
folgen, daß der Kaiſer den Frieden zu Hintertreiben und den Krieg 
zu verlängern geſucht babe. 
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diefer seltung). Bismard erwiderte: „Mainz verlangen — 
Das Heiße: Krieg!” Darauf erklärte der franzöfiiche Ge- 
jandte in Berlin, Benedetti: „Die Eriftenz der Dynaſtie 
Napoleon fei in Gefahr, wenn die öffentliche Meinung in 
Frankreich nicht Durch ein derartige Zugeſtändniß ſeitens 
Deutjchlands beruhigt werde”. Bismard zeigte fich durch 
dieje Gefahr der Napoleoniichen Dynaftie wenig gerührt, 
"bemerkte vielmehr dem Gejandten: „Ein folcher Krieg 
. Zönnte unter gewifjen Umftänden ein Krieg mit revolutio- 
nären Mitteln werden, und dann möchte leicht die deutjche 
Dynaftie eine größere Feltigkeit bewähren, ala die des 
Kaiſers Napoleon“. 

Sofort nach) dieſem Vorgange jandte der König auf 
Bismard3 Rath) den General von Manteuffel (eine beim 
Kaifer von Rußland ſehr ‚beliebte Perſönlichkeit) nach 
Petersburg, um für den all eines Kriegs mit Frankreich 
ji) eines Rückhalts an Rußland zu verfichern. Dies ge- 
lang. Napoleon jeinerfeit3 wich vor der fo entichiedenen 
Sprache de3 preußiichen Meinifterpräfidenten zurüd und 
ſuchte in eimem Briefe an jeinen Minifter Lavalette 
(vom 12. Augujt) die an Preußen gejtellte Forderung 
jammt deren Abweilung durch keckes Ableugnen möglichit 
aus der Welt zu jchaffen. 

Bald darauf ging Napoleon von einer andern Seite 
her auf jein Ziel los. Bei den wiederholten Ans 
muthungen wegen Abtretung deutſchen Gebiet3 mag 
Bismard wohl gegen Benedetti die Aeußerung hingetvorfen 
haben: „es ſei doch natürlicher, daß Frankreich feine Ab- 
rundungen da juche, wo franzöfiich gefprochen werde”. Dies 
faßte Napoleon auf und ließ nunmehr dem Berliner 


Cabinet allerhand PBrojecte unterbreiten, welche auf An- 
nerionen in Belgien hinausliefen. Einen jolchen Plan, von 
Benedetti’3 eigner Hand gejchrieben, ließ Bismard jpäter 
(1870) veröffentlichen, um Frankreichs Ländergier und deren 
bedrohliche Folgen für Frankreich Nachbarn bloßzulegen. 
Damals jedoch (1866) behandelte er die Sache (nach jeinem 
Ausdrud) „dilatoriich”, d. h. er lehnte alle derartige An— 
regungen nicht von Haus aus ab, verzögerte aber von einem 
Momente zum andern das nähere Eingehen darauf. 

E3 gab in Berlin eine Partei, bejonder® wohl unter 
den höheren Militärs, welche die Anficht vertrat: ein Krieg 
mit Frankreich jet doch unvermeidlich; beſſer daher, ihn 
jegt zu führen, wo Frankreich noch weniger Friegstüchtig 
jet, als jpäter, wo e3 vielleicht fein Heerwejen vervollkommnet 
haben werde. Bismard war diefer Anficht nicht. „Er 
rechnete (wie er jpäter öffentlich erklärt hat) mit der Mög— 
lichkeit, daß in Frankreichs Verfaſſung und innerer Politik 
Veränderungen eintreten fünnten, welche das franzöfilche 
Bol von feinen Friegeriichen Gelüſten nach) außen ablenften“. 
In diefem Sinne juchte er einen Bruch mit Frankreich 
ſo lange als möglich zu vermeiden. 

Dieſer Politik blieb Bismarck ſelbſt dann treu, als 
Kaiſer Napoleon ihn 1867 vor die ſchwere Wahl ſtellte, 
entweder Krieg anzufangen, oder im Namen Preußens und 
des Nordbundes ein Zugeſtändniß zu machen, das als 
Schwäche ausgelegt werden konnte. Es betraf Das die 
ſogenannte luxemburgiſche Frage. 

Luxemburg war dem Norddeutſchen Bunde nicht bei— 
getreten. Nur dem Zollvereine gehörte es noch an. So 
lange der Deutſche Bund beſtand, war die Stadt Luxem— 
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burg Bundesfeftung und hatte eine preußiiche Bejagung. 
Im Frühjahr 1867 Hatte Napoleon mit dem König von 
Holland insgeheim Verhandlungen angefnüpft wegen einer 
Abtretung Luxemburgs an Frankreich gegen eine Geldſumme. 
Bismard, der davon rechtzeitig Wind befommen, hatte auf 
geſchickte Weile (mitteljt einer von ihm veranlaßten Inter- 
pellation im norddeutichen Reichstage) diejem Verkaufs— 
gejchäfte eine Deffentlichfeit gegeben, welche Napoleon ver: 
anlagte, davon abzuftehen. Dagegen verlangte aber nun 
Napoleon, dag Preußen jeine Beſatzung aus der Feſtung 
heraugziehe. Das Recht Preußens auf Forterhaltung der 
Bejagung in Luxemburg war allerdings zweifelhaft. Bismard 
willigte in die Verhandlung der Frage auf einer Conferenz 
der Großmächte (in London) und bei diejer in die Zurück— 
ziehung der Bejabung, jedoch unter der Bedingung, daß 
die Stadt Luxemburg aufhöre, eine Feſtung zu fein, und 
dat das ganze Großherzogthum als neutraler Staat unter 
die Gollectivgarantie der Mächte geitellt werde. 

Die öffentliche Meinung in Deutichland zeigte fich 
einigermaßen erregt über dieje nach der Anficht Vieler zu 
große Nachgiebigkeit gegen Frankreich. Die franzöfiiche 
Preſſe ihrerjeit3 triumphirte, daß Preußen auf Napoleons 
Befehl Luxemburg geräumt habe. Allein jedenfall3 war 
die Bolitif Bismards eine richtige: jene damalige Nach— 
giebigfeit war die bejte Nechtfertigung der Feſtigkeit, womit 
Preußen drei Jahre ipäter einer zweifellos unberechtigten 
Forderung Frankreichs entgegentrat und, indem es Diejelbe 
jtreng abwies, jelbit den Krieg nicht jcheute. 

Während aber Bismarck jo dem von drüben gejuchten 
Anlag zum Kriege auswich, ertheilte er zugleich den 


505 

Franzoſen eime jehr ernite und micht mißzuberjtehende 
Barnung, daß fie nicht zu fehr auf Preußens Friedens— 
liebe, noch weniger auf Deutſchlands Uneinigfeit jpeculiren 
möchten. Noch inmitten der Verhandlungen über Luxem— 
burg erjchien im „Preußischen Staatsanzeiger” der Tert einer 
Reihe geheimer Bündnikverträge, die Bismard 1866 mit 
den ſüddeutſchen Staaten abgeichloffen hatte. Kraft diejer 
Verträge „gewährleijteten fich die jüddeutichen Staaten und 
Preußen gegenfeitig die Unverleglichfeit ihres Gebiet3“ und 
„verpflichteten fich, im Falle eines Krieges ihre volle Kriegs— 
macht zu diefem Zwecke einander zur Verfügung zu jtellen“. 
Auch übertrugen für den Fall eines Krieges die ſüddeutſchen 
Fürſten den Oberbefehl über ihre Truppen dem König 
von Preußen. 

Dieje Verträge waren bei ihrem Abſchluß nach beider: 
jeitiger Uebereinfunft jtreng geheim gehalten worden. Auch 
in Deutichland erfuhr man jet zum erjten Mal davon. 
Die Kunde erregte hier allerwärts ein lebhaftes Gefühl 
der Befriedigung und Beruhigung. Man jah im diejen 
Verträgen eine werthvolle Frucht der weilen Schonung, 
womit Bismard 1866 die Südjtaaten behandelt hatte. 

Für die Franzoſen waren dieſe Verträge eim neuer 
harter Schlag — beinahe ein zweites Sadowa: ihren 
Hoffnungen auf ein fortdauerndes Getrennthalten des 
Südens vom Norden, vielleicht auf einen neuen Rheinbund, 
war dadurd) mit einem Male ein Ende gemacht. 

Auch in Wien erregten jie nicht gerade Tsreude. Herr 
von Beuſt, der neue öjterreichiiche Miniſter des Aus: 
wärtigen, gab diejem Gefühl Ausdruck in einer Depejche 
an den faiferlichen Gelandten in Berlin (v. 28. Juli 1867), 
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worin er die Vereinbarkeit der Berträge mit dem Prager 
Frieden anzweifelte, eines Protejtes jedoch ſich enthielt. Ein 
Verſuch Bismards, mit Hülfe des Münchener Hofes (durch 
die Sendung des Grafen Taufffirchen nach Wien) Dejterreich 
mit der neu gejchaffenen Sachlage dadurch auszujöhnen, 
daß er eine nähere Berbindung zwiſchen dem nun enger 
verfnüpften Nord- und Süddeutſchland einerjeit3, Defter- 
reich andererjeit3 in Ausficht nahm, fand in Wien eine 
ziemlich fühle Aufnahme Dagegen erfolgte eine perjön- 
liche Zufammenfunft der beiden Kaijer von Defterreich und 
Frankreich in Salzburg am 18. bis 23. August 1867, und 
ſchwerlich ging die öffentliche Meinung irre, wenn fie — 
troß aller befchwichtigenden Noten von franzöfticher Seite — 
dieſen Beiprechungen nicht eben freundliche Abfichten gegen 
Deutichland beimaß. 

Inzwiſchen fam Napoleon auch nach dem luxemburger 
Zwiſchenfall auf feine belgischen Pläne zurüd. Wiederum 
antivortete Bismard ausweichend. Napoleon juchte fich nun 
feinem Ziele iindirect dadurch zu nähern, daß er (1868) 
eine VBerjchmelzung der belgiſchen und luxemburgiſchen Eijen- 
bahnen mit der großen franzöfiichen Nordbahn betrieb; 
aber auch auf diefem Wege fand er Hindernijje — wie er 
glaubte, durch geheime Gegenwirkungen Bismardß. 

E3 war überhaupt bei den Franzoſen bereit3 nahezu 
zur firen Idee geworden, überall und in Allem die gegen 
Frankreich gerichtete Hand Bismarcks zu erbliden, überall 
Vergrößerungsgelüfte Preußens auf Frankreichs Koften zu 
wittern *). 


— — — — — 


*, Man erſieht dies am beſten aus der Schrift Benedettis: 
Ma mission en Prusse. 
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Kapoleon jelbit hätte dieſe Reizbarkeit des franzöfifchen 
Nationalgefühls wohl gern beruhigt, denn er jah voraus, 
daß diejelbe ihn über fur; oder lang vor die Nothwendig— 
feit eine3 Krieges mit Deutjchland jtellen werde, vor welchem 
er eime faſt abergläubiiche Scheu empfand. In feinen 
Thronreden, in den Reden und Sendichreiben feiner Minifter, 
in der officiöfen Prejje juchte er beichwichtigend zu wirken. 
Da hieß es das eine Mal: „Frankreich ift im fich 
ſtark genug, um jeine Stärfe nicht in der Schwäche feiner 
Nachbarn zu juchen”, ein andere® Mal: „Frankreich darf 
nicht eiferfüchtigen Stimmungen die Nationalität3principien 
unterordnnen, die e8 vertritt”; wieder ein andere® Mal 
ward den Franzoſen ftatiftiich vorgerechnet, daß die neue 
Ordnung der Dinge in Deutjchland für Frankreich vor: 
theilhafter ſei, als die frühere, denn jegt zerfalle Deutfch- 
land in drei Gruppen, während es jonjt mit Dejter- 
reich zufammen eine gefährlide Macht von 75 Mill. 
Menjchen dargejtellt habe. Aber alle ſolche und ähn- 
fiche Beruhigungsmittel wollten nicht verfangen. Die 
franzöfilche Nation empfand nun einmal, wie Minifter 
Rouher in feiner Nede gleich nad) Sadowa ganz richtig 
bemerft hatte, „patriotiiche Beklemmungen“. 

Unter den Wortführern im Gejeßgebenden Körper 
gab es einzelne, (mie Dllivier) die damals von den jteten 
Anreizungen der öffentlichen Meinung abmahnten, während 
fie jpäter, 1870, mit die Erjten waren, die Kriegsluſt der 
Nation zu fchüren; es gab aber auch andere (wie Thiers), 
welche fortwährend das Caeterum censeo, die „Revanche 
für Sadowa”, den Proteſt gegen die deutjche Einheit im 
Munde führten und welche dann, als die dadurch gemedte 


508 
Kriegsluft der Nation jie jelbjt überrannte, vergeblich Die 
Leidenschaften zu zähmen verjuchten, die fie erjt hatten 
entfejfeln helfen. 

Seit 1867 arbeiteten Napoleon und fein Kriegs— 
miniſter Marjchall Niel an einer Vervolllommnung des 
franzöſiſchen Heerweſens. Ein neues, weittragende® Ge— 
wehr, das Chaſſepot, ward eingeführt; der Kaiſer ſelbſt ers 
fand eine Art von jchnellichiegenden Kleinen Gejchügen, die 
Mitrailleufen; genug, man juchte auf alle Art der großen 
militärifchen Ueberlegenheit, die Preußen im Sriege 1866 
gezeigt Hatte, die Spitze zu bieten. Das Alles geichah, 
wie Niel im Gejeggebenden Körper erklärte, lediglich „im 
Interefje des Friedens." Denn, jagte Niel, „das franzöftiche 
Volk vermag nicht lange eine Gefahr, die es bedroht, zu 
ertragen: es geht lieber diefer Gefahr entgegen, es zieht 
den Krieg vor. Giebt man ihm aber eine militä— 
riiche Organifation, die ihm alle Sicherheit gewährt, To 
fäßt e3 die Sorgen fahren und fürchtet feine Nachbarn 
nicht, träumt jelbjt von feinen Eroberungen und überläßt 
fi dann im Frieden feinen gewohnten Beichäftigungen“ 

Im Sahre 1869 jchien Napoleon wieder einen andern 
Weg betreten zu wollen, um der fieberhaften Unruhe des 
heißblütigen franzöfiichen Volfes eine Ablenfung zu ver- 
Ichaffen. Nachdem er in der innern Politik bisher‘ immer 
nur farge Zugeftändniffe an den Freiheitsſinn der Franzoſen 
gemacht, lenkte er jetzt anjcheinend voll und ganz in die 
conftitutionellen Bahnen ein, ja ſtellte jogar einen der 
liberalen Wortführer, Ollivier, an die Spitze des Minifteriums 

Allein plößlich machte er abermals eine Schwenfung, 
indem er zu feinem alten Mittel des Deipotismus, der all 
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gemeinen Abftimmung oder dem „Plebiscit“, griff. Seit— 
den war es jo gut wie gewiß, daß der Verſuch einer 
Befriedigung des erregten Nationalgefühls nicht im Innern, 
jondern nach außen erfolgen werde. 

Ein bejonderer Umstand Fam hinzu. Unter den 
Millionen „Ja“, welche, wie allemal bei diejen Plebisciten, 
vom Volke abgegeben wurden, befanden fich einige 60,000 
Nein” aus den Reihen der Armee. Napolcon erblidte 
darin ein Anzeichen, dag die Armee fich langweile, daß jie 
beichäftigt jein wolle. 

Gerade in diefem Momente nun bot fich ein neuer 
Anlag zu einem Streite mit Preußen. In dem Nachbar: 
lande Spanien war 1868 durch eine Milttärrevolntion 
die Königin Iſabella vertrieben worden. Die Cortes hatten 
dem Lande eine neue Verfaſſung gegeben, darin aber feit- 
gejeßt, daß Spanien auch ferner eine Monarchie, Feine 
Nepubli fein ſolle. Nun galt es, einen König zu finden. 
Der König von Portugal lehnte ab; den Herzog von 
Montpenfier jcheute man fich zu nehmen, weil feine Wahl, 
al3 die eines Orleans, Napoleon verlegen Fünnte; am 
italienijchen Hofe holte man ſich ebenfalls cinen Korb. 
So lenkte man zuleßt jein Augenmerk auf den Prinzen 
Leopold von Hohenzollern, einen Sohn jene Fürſten, der 
1858 an der Spibe des preußischen Miniſteriums geftanden. 
Die ſchwäbiſche Familie der Hohenzollern, welcher der 
Prinz angehörte, hatte mit der fränfiichen oder dem preu- 
ßiſchen Königshanfe den gleichen Stammwater, allein fie 
war jeit 1226, alſo jeit faſt 650 Jahren, von derjeiben ab- 
gezweigt; jie war farholifch geblieben, während jene pro— 
teftantiich ward. Tie Prinzen von Hohenzollern waren 
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nicht eigentliche preußijche „Prinzen von Geblüt“ ; fie führten 
nur (und auch erjt infolge der Abtretung ihrer Länder 
an Preußen, als eine Art von Entjchädigung dafür) den 
Titel: „nachgeborne preußifche Prinzen“. Außerdem war 
Prinz Leopold ein Neffe Murats, aljo mit Napoleon ver- 
wandt; ja gerade diejer Umjtand ward von einer franzojen- 
feindlichen Partei in Spanien gegen ihn geltend gemacht. 
Allein es war ein deutjcher Prinz; er führte den verhaßten 
Namen Hohenzollern; folglich war jeine Erhebung auf 
den Spanischen Thron eine Gefahr für Frankreich und 
ſchon der Gedanke daran eine Beleidigung des franzöſiſchen 
Volkes! Man jah darin eine von langer Hand angelegte 
Intrigue Bismards, obſchon die preußische Regierung er- 
Härte: fie habe mit der ganzen Sache nicht? zu thun, ja 
fie jei davon nicht einmal officiell in Kenntniß gejegt, und 
objchon die jpanijche Regierung ebenjo entichieden ver- 
ficherte, daß fie bei der Wahl des Prinzen keinerlei Rück— 
jichten auf andere Mächte, fondern lediglich das Bedürfnik 
einer endlichen Erledigung der Thronfrage im Auge gehabt, 
daß fie auc ausschließlich mit dem Prinzen Leopold 
unterhandelt und weder mit Bismarck noch mit König 
Wilhelm Beziehungen deshalb angefnüpft habe. 

Sogleich bei der eriten Nachricht von der Kandidatur 
eine® Prinzen von Hohenzollern in Spanien (welche 
telegraphiich am 3. Juli nach) Paris gelangte), wallte das 
franzöfiiche Nationalgefühl hoch auf. Das Mintjterium 
ward im Gejegebenden Körper interpellirt. Der Miniſter 
de3 Auswärtigen, Gramont, ftatt die Erregung der Ge— 
müther zu beichtwichtigen, goß Del in’3 euer. „Frankreich 
könne nicht dulden“, fagte er, „daß eine fremde Macht, 
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indem ſie einen ihrer Prinzen auf den Thron Carls V. 
ſetze, dadurch zu ihrem Vortheil das gegenwärtige Gleich— 
gewicht der Mächte Europas ſtöre und ſo die Intereſſen 
und die Ehre Frankreichs gefährde“. Und in nicht miß— 
zuverjtehender Weiſe drohten ſowohl er als der Meinijter- 
präfident Ollivier mit Krieg, wofern die Gandidatur 
Hohenzollern aufrecht erhalten würde. 

Die öffentliche Meinung in Paris verjtand Diele 
Sprache der Regierung nur zu gut. An der Börje ſank 
die Rente um 2 Francs; dagegen erhob die Partei der 
Kriegs» und Eroberungsluſtigen (der jogenannten Chauvi- 
niften) ein lautes Triumphgeſchrei. Die Organe der 
Regierung in der. Brejje, Ttatt die Leidenschaften zu dämpfen, 
halfen jie nur immer mehr anfachen. Der „Moniteur“ 
fagte: „Preußen habe die Geduld Frankreichs ermüdet, 
indem es ſich geweigert, die franzöſiſche Nation entweder 
durch eine wenig wichtige Grenzberichtigung oder durch 
die Ueberlaſſung Luxemburgs zu befriedigen“. Deutlicher 
noch ſprachen die halbofficiellen und die unabhängigen 
Blätter. Der „Conſtitutionnel“ erklärte: „Frankreich habe 
ſich erhoben — glühend und bereit, zu marſchiren“. Die 
Liberté“ verlangte furzer Hand, daß man „den Rhein weg— 
nehme“, dag man Preußen für fein Auftreten gegen Däne- 
marf und Dejterreich „züchtige" und für die Zukunft 
„unjchädlich mache“. Das „Pays“ ſprach von einem 
„Caudiniſchen Joche“ (einer ſchweren Demüthigung), welches 
für Preußen bereit jei; e3 juchte Preußen zu reizen, indem 
e8 ausrief: „Hätte Preußen gegen ung die Sprache 
geführt, die Frankreich Ipricht, wir wären jchon lange unter- 
weg3“, und ſprach voll Uebermuthes von „einem Kampfe, 
deſſen Ausfall nicht zweifelhaft ſei“. 


BR 


Eine von der franzöfiichen Regierung ausgehende 
öffentliche Erklärung (ein ſogenanntes Communique) im 
„Sonftitutionnel” ftellte daS Berlangen: „Preußen müſſe 
den Prinzen nöthigen, jeine Zufage zurüdzunehmen”, und 
fügte Hinzu: „Der Friede Europa's liegt heut in den 
Händen Preußens". Das war eine offene Kriegsdrohung, 
fobald Preußen fi) dem Verlangen Frankreichs nicht 
fügte. Ä 
Durch ſolche Herausforderungen in der Preſſe und 
im Gejeßgebenden Körper eingeleitet, begann nun der 
diplomatische Feldzug gegen Preußen. 

Der König von Preußen befand jich damals zur Kur 
in Ems. Graf Bismard war nicht bei ihm. Am 9, Juli 
erichten der franzöfiiche Botſchafter Graf Benedetti und 
richtete an den König im Namen des Katjers das Anſinnen: 
er jolle den Prinzen von Hohenzollern zum Verzicht auf 
die ſpaniſche Krone nöthigen. Der König wiederholte, daß 
feine Negierung dem Verhandlungen über die Kandidatur 
Hohenzollern gänzlich fremd jei, ja nicht einmal Kenntniß 
davon gehabt Habe; er jelbjt habe vermieden, daran Theil 
zu nehmen, und jich geweigert, einen Abgejandten der 
ipanifchen Regierung mit einem Schreiben vom Marſchall 
Frim zu empfangen. Nachdem der Prinz ſich entſchloſſen habe, 
das Anerbieten anzunehmen und jeine Einwilligung dazu 
einzuholen, Habe er ſich darauf beichränkt, dem Prinzen 
zu erflären, daß er feinem Vorhaben fein Hinderniß ent- 
gegenjeße. Er habe dies gethen lediglich als Familien— 
haupt, nicht al3 König von Preußen, habe deshalb auch 
jeinen Minijterrath nicht zuvor darüber gehört. 

Dabei lieg der König durchbliden, daß er fich mit 
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dem Fürſten von Hohenzollern ins Einvernehmen ſetzen 
wolle, um dejjen Anfichten über die Sachlage zu hören. 
Offenbar war dem König jelbit daran gelegen, einen 
Streitfall bejeitigt zu jehen, der mehr ihn perjönlich oder 
jeine Dynajtie, al3 Preußen und den Norddeutichen Bund 
betraf. 

Indeſſen bejtürmte von Paris aus Gramont den 
Botichafter, er jolle den König zu einer entjcheidenden Ant— 
wort drängen. „Wenn der König nicht dem Prinzen zu 
einem Berzichte räth,“ jchrieb er, „jo iſt Das der jofortige 
Krieg, und in wenigen Tagen find wir am Rhein“.*) Aus 
den Briefen und Telegrammen Gramonts erjieht man, wie 
gänzlich diefer Mann unter dem Einfluß der hocherregten 
öffentlichen Meinung in Baris jtand. Seinen Anweilungen 
gehorchend, ward DBenedetti in der zweiten Audienz (Die 
er am 11. Juli hatte) dringender. Der König jedoc) 
blieb dabei, da der Verzicht vom Prinzen ausgehen müjje. 
Er verhehlte dabei nicht, daß die Art, wie man ihn dränge, 
während er nur einen furzen Aufichub fordere, auf ihn den 
Eindrud mache, als juche man einen Conflict. Er wijje, 
jagte der König, dag man in Paris Vorbereitungen zum 
Kriege treffe, und er jei deshalb genöthigt, auch Maßregeln 
zu ergreifen, um nicht überrajcht zu werden. Doch Hoffe 
er noch auf Erhaltung des Friedens. 

Benedetti jelbjt hielt es für pajjend, die Sache nicht 
auf die Spite zu treiben, jondern abzuwarten, bis die 
Erklärung des Prinzen eingebe, welcher der König entgegen 
ſah. Auch Gramont jchien vorübergehend damit einver» 


*) Benedetti a. a. O. ©. 347. 
8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. II. 33 
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ftanden, verlangte aber nun (in einem Telegramm vom 
12. Juli Mittags 2 Uhr), Benedetti jolle es dahin bringen, 
daß der Verzicht des Prinzen als vom Könige jelbjt ihm 
mitgetheilt dargejtellt werden fünne. Dean wollte um jeden 
Preis den König in die Sache verwideln. 

Snzwilchen war der Verzicht des Prinzen wirklich er- 
folgt. Am 12. Juli Vormittagd ward dem fpanijchen 
Gejandten in Paris von feiner Regierung ein Telegramm 
mitgetheilt, worin der Fürft von Hohenzollern im Namen 
jeine® Sohnes (der ſich auf einer Reiſe befand) deſſen 
Candidatur zurüdzog. Als dieſes Telegramm im Gejeß- 
gebenden Körper zu Paris befannt wurde, ging der Minijter- 
präfident Ollivier zu Thier und jagte: „Wir haben nun, 
was wir winjchen; e3 bleibt Friede“. Und Thiers ant- 
wortete: „Set müſſen Sie fi) ruhig verhalten”*). Nicht 
fo aber dachte die Kriegspartei. Sie erklärte dieſe Art, die 
Candidatur Hohenzollern zurückzuziehen, ohne daß darüber 
direct zwilchen Preußen und Frankreich verhandelt worden, 
nahezu für eine neue Beleidigung Frankreichs und fragte 
das Minijterium höhniſch: „welche „Garantien“ es Habe, 
dat eine ähnliche Verwicklung nicht wiederfehre?“ 

König Wilhelm hatte, um eine Verftändigung leichter 
herbeizuführen, am 11. Sult jeinen Botjchafter bei der 
franzöfiichen Regierung, Freiherrn von Werther, der augen= 
bliclich bei ihm in Ems war, nad) Paris zurücdgejandt, 
um dort weitere Aufjchlüffe über des Königs Stellung zu 
der Trage zu geben. Werther hatte am 12. Juli Nach» 


*) Sorel „Histoire diplomatique de la guerre franco-allemande“, 
S. 123 (nad) Thiers, „Döposition“, ©. 8). 
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mittag® eine Unterredung mit Gramont. Der Lebtere 
fam zu dieſer Unterredung offenbar gänzlich beeinflußt 
von jenem Einjpruch der Kriegspartei gegen die Form 
des prinzlichen Verzicht. Noch vor wenigen Tagen, am 
8. Juli, hatte derjelbe Minijter zu dem englischen Botichafter 
in Paris, Lord Lyons, geäußert*): „Ein freiwilliger 
Rücktritt des Prinzen würde eine höchſt glücliche Löſung 
verwidelter Fragen ſein“. Jetzt jagte er zu dem Frei— 
herren von Werther: „Der Verzicht des Prinzen fei in 
feinen Augen eine Nebenjache, denn Frankreich würde 
doch dejjen Thronbefteigung nie geduldet haben**). - Die 
Hauptjache jei die Beleitigung der durch) das Verfahren 
der preußifchen Regierung bei diejer Angelegenheit im 
franzöfiichen Volfe entjtandenen Mipjtimmung!" ALS das 
beite Mittel dazu jchlug nun Gramont vor, der König 
möge an den Kaiſer einen Brief richten, worin er aus— 
fpreche: „Indem er den Prinzen ermächtigt habe, die 
ſpaniſche Krone anzunehmen, habe er nicht gemeint, den 
Intereſſen oder der Würde des franzöfiichen Volkes zunahe- 
zutreten. Er jchließe ſich jebt dem Berzicht des Prinzen 
an und spreche den Wunſch aus, daß damit jede Urjache 
eines Mißverjtändnijjes zwiſchen feiner Regierung und der 
des Kaiſers bejeitigt jein möge“ ***, Herr von Werther 
berichtete die nach Ems. 


*) „Engliihes Blaubuch“, bei Hahn: „Der Krieg Deutichlands 
gegen Frankreich“, ©. 508. 

**) Gramont in feinem Buche: La France et la Prusse bat 
die obigen, in dem amtlichen Berichte des Herrn von Werther ange: 
führten Worte nicht abgeleugnet. 

***) Gramont a. a. DO. ©. 122 führt ausdrücklich diefe Worte 
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Inzwiſchen hatte der König am 12, Juli Benedettt 
wiffen lafjen, er habe ein Telegramm erhalten, wonach die 
Antwort de8 Prinzen jedenfall® am 13. früh in Ems 
fein werde; er werde Benedetti zu fich entbieten, jobald er 
fie habe. Benedetti jeinerfeit3 war der Anficht: wenn der 
König ihm den Verzicht des Prinzen und feine eigene 
Zuſtimmung dazu mittheile, jo jet der ganze Zwiſchenfall 
erledigt. 

Ander® dachte Gramont. Immerfort unter dem 
Drude der von der Kriegspartei hocherregten öffentlichen 
Meinung ftehend, glaubte er noch nicht genug gethan zu 
haben, indem er dem König von Preußen anjann, einen 
Abbittebrief zu jchreiben, jondern wies Benedetti an, aber- 
mal3 eine neue Forderung an den König zu Stellen, dahin 
gehend: „Der König müſſe fich verpflichten, auch in 
Zukunft niemals eine Candidatur des Prinzen für dem 
ſpaniſchen Thron zuzulaſſen“. 

Um ſich dieſes Auftrags zu entledigen, erbat Benedetti 
vom König eine neue (die dritte) Audienz — am 13. Juli 
Vormittags. Obgleich dies zu einer ungewöhnlichen 
Stunde geſchah und der König ſchon ſeinen Morgen— 
ſpaziergang angetreten hatte, ſo gewährte der König dennoch 


als diejenigen an, welche er ſchriftlich Herrn von Werther übergeben 
habe, damit dieſer ſie dem König mittheile und der König ſie — 
abſchreibe! Wenn er dann, S. 123, angiebt, „wie er ſich einen 
ſolchen Brief gedacht habe“, und einen andern Entwurf eines ſolchen 
Briefes mittheilt, der viel harmloſer iſt, als der auf S. 122, ſo 
ändert dies an der Gache nichts, denn nicht dieſer Phantaſieentwurf 
war e3, weldien nad) Gramont3 Verlangen König Wilhelm feinem 
Briefe an den Kaiſer zu Grunde legen follte, fondern der auf ©. 122 
formulirte, hier oben wörtlich wiedergegebene. 
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die erbetene Audienz, und zwar gleich) auf der öffentlichen 
Promenade. Das ihm vorgetragene Anfinnen Ichnte er 
jedoch entjchieden ab, blieb auch bei diejer Ablehnung, als 
Benedetti wiederholt in ihn drang. 

Faſt unmittelbar darauf war endlich die Verzicht— 
leitung des Fürſten von Hohenzollern für feinen Sohn 
auch in Ems angelangt. Der König theilte diejelbe dem 
Grafen Benedetti durch jeinen Generaladjutanten mit; 
zugleich ließ er ihn auf demjelben Wege ermächtigen, die 
Regierung des Kaiſers wijjen zu lafien, daß er, der König, 
diefe Entjchliegung des Prinzen billige, 

Daß der König nicht, wie er früher verjprochen hatte, 
dieje Mitteilung dem Botjchafter perfünlich machte, erklärt 
Denedetti jelbjt*), und wohl ganz richtig, für eine Folge 
des inzwilchen eingegangenen Werther’jchen Berichts über 
die dem König gemachte maßloſe Zumuthung eines 
Abbittebriefes. 

Benedetti erbat ſich durch den Generaladjutanten eine 
nochmalige Audienz beim König, um, wie er jagte, auf 
die dem König am Morgen vorgetragenen Bemerkungen 
zurüdzufommen. Darauf ließ der König ihm (wiederum 
durch den Generaladjutanten) jagen: „Er könne ſich 
nicht entichliegen, noch einmal in dieſe Discuffion einzu— 
treten ; er beziehe jich auf Das, was er am Morgen gejagt 
habe; er wiederhole, dal er dem Verzicht des Prinzen 
feine volle und rüdhaltsloje Zujtimmung gebe — mehr 
fönne er nicht thun“. 

Die von dem Grafen ausgejprochene Bitte, ſich 
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"a. a. D. ©. 382. 
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bei dem König (der nach Coblenz abreifte) verabjchieden zu 
dürfen, ward vom König mit gewohnter Güte gewährt, 
indem derjelbe auf dem Bahnhof einige freundliche Worte 
an den Botjchafter richtete, wobei er jedoch in Bezug auf 
die Hohenzollern’iche Angelegenheit hinzufügte: „Cr habe 
ihm nichts mehr mitzutheilen; weitere Verhandlungen 
müßten zwijchen den beiden Regierungen jtattfinden.“ 

- In Deutichland war man allen diefen Vorgängen 
mit gejpannter Aufmerkjamfeit gefolgt. Als man erfuhr, 
die Sandidatur des Prinzen fei zurüdgezogen (mas, wie 
man annahm, nicht ohne ein, wenn auch nur indirectes, 
Zuthun des Königs gejchehen fein möchte), da waren die An— 
jihten und die Empfindungen getheilt. Auf der einen Seite 
erfannte man darin mit Rührung die ganze Selbjtverleug- 
nung des Königs, der lieber bi3 an die äußerſte Grenze der 
Verſöhnlichkeit gehen wollte, al3 das deutjche Volk möglicher: 
weije in einen Krieg verwiceln wegen einer Angelegenheit, 
die zunächſt jeine Dynajtie anging. Auf der andern 
Seite fand fi) das Nationalgefühl, und nicht blos das 
preußifche, jondern das allgemein deutjche, durch die an 
den greifen Monarchen in jo drängender, faſt ungejtümer 
Weile gejtellten Anmuthungen tief verlegt und empfand- 
die Nachgiebigkeit des Königs gegen diejelben als eine 
‘ beinahe Schon zu weit gehende: Wenn die franzöfiiche 
Diplomatie vielleicht darauf gerechnet hatte, man iverde, 
wo nicht in ‘Preußen, jo doch im übrigen Deutjchland, die 
ganze Frage als eine blos dynaſtiſche betrachten und 
darum ihr weniger Interejje zuwenden, jo hatte fie ich 
gründlich getäufcht. Im dem ehrmwürdigen Haupte des 
Norddeutichen Bundes erblickte das Volk die Verförperung 
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feiner eigenen Würde und fühlte fich durch jede ihm angethane 
Kränfung mit verleßt. 

ALS daher jener erjten Nachricht fajt auf dem Fuße die 
zweite folgte: man habe dem König noch weitere Zu— 
muthungen gejtellt, er habe aber dieje entjchieden abgelehnt 
und habe den ungejtümen Dränger, der ihn mitten in 
jeiner Kur überfallen und ihm auf faft peinliche Weije 
immer von Neuem zugejeßt habe, zulett nicht mehr em: 
pfangen — da athmete man fürmlic) wieder auf und 
freute ich diefer Wendung, obſchon Niemand ich ver- 
hehlte, daß eben diefe Wendung ohne Zweifel der Krieg 
ji. Man war der ewigen Häfeleien, man war des Ueber— 
muth3 und der Anmaßungen des weltlichen Nachbars 
herzlich müde. 

Die franzöfiiche Regierung hatte jogleich im Beginne 
der Verwidlung ſich der Unterjtüßung der andern Eabinette 
zu verfichern gefucht. Theilweiſe war ihr die anfangs 
gelungen. Die Cabinette thaten alles, um den Frieden 
zu erhalten. Herr vd. Beuſt erwies fich jogar der fran— 
zöfischen Regierung jo gefällig, daß er am 6. Juli eine Note 
nach Berlin richtete, worin er der preußiichen Regierung 
gute Rathſchläge ertheilte. 

Durch das weitere Vorgehen Frankreichs änderte jich 
dies vollitändig. Der Bertreter Englands in Paris erklärte 
nach dem Verzicht des Prinzen dem Herzog von Gramont 
fein Eritaunen und Bedauern darüber, daß die franzöftjche 
Regierung einen Augenblid zögern könne, den Rücktritt 
des Prinzen al3 Beilegung der Angelegenheit anzunehmen. 
„Wenn jest”, jagte er, „ein Krieg ausbräche, würde ganz 
Europa jagen, Frankreich trage die Schuld. Man würde 
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feinem Angriffe auf Preußen feinen andern Beweggrund 
unterjchieben, al3 die Eiferfucht Frankreichs und eine leiden— 
Ichaftliche Begierde, jeinen Nachbar zu demüthigen“. Die 
englische Negierung jchloß ſich diefer Sprache ihres Ver— 
treters vollftändig an*. Noch ftärfer drücdte ſich Herr 
v. Beuſt — troß jeiner anfänglich für Frankreich jo wohl- 
wollenden Haltung — aus; in einer Note an denöſterreichiſchen 
Botichafter in Paris vom 11. Juli (alfo zu einer Zeit, wo 
der Verzicht des Prinzen noch nicht einmal befannt war), 
Ichrieb er: „Wenn der Krieg nothiwendig wird, jo wird 
dies vor Allem durch die von Frankreich ſeit Dem erjten 
Augenblif angenommene Haltung der Fall jein. Gleich 
jeine eriten Kundgebungen trugen nicht den Charakter 
einer diplomatischen Action; jie waren vielmehr eine wahr— 
hafte Kriegserflärung gegen Preußen, und zwar in Aus— 
drüden, welche in ganz Europa Erregung hervorriefen und 
zu dem Glauben an einen vorbedachten Plan, den Krieg 
un jeden Preis herbeizuführen, berechtigten“ **). 
In Paris ſchien nocd einmal vorübergehend eine 
ruhigere Auffaſſung Platz greifen zu wollen. Aber nur 
vorübergehend! Am 14. Juli war der Miniſterrath unter 
Napoleons Borfig falt den ganzen Tag über verjammelt. 
Er fannte die Weigerung des Königs, ſich für die Zukunft 
zu verpflichten: er kannte die Abweilung der Bitte Benedetti's 
um eine nochmalige Audienz; er kannte auch jchon ein 
Telegramm der „Norddeutjchen Allgemeinen Zeitung“, worin 





*) Hahn: „Der Krieg Deutfchlands gegen Frankreich“, S. 320 
(nad) dem englifchen Blaubuch). 
+), Hahn: „Fürſt Bismard“, 2. Bd. ©. 21. 
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diefer Vorgang veröffentlicht wurde; er wußte ferner, dat; 
der preußiiche Botichafter von Werther, weil er das Ber- 
fangen eines Abbittebriefes nicht ſofort zurücdgewiejen 
hatte, von feiner Regierung desavouirt und gendthigt 
worden war, einen Urlaub zu nehmen. Trotz vollitändiger 
Kenntniß aller diefer Thatjachen neigte der Minifterrath 
dennoch in jeiner großen Mehrheit zum Frieden! Napoleon 
jelbft war „niedergejchlagen, traurig, unentſchloſſen“. Zwar 
hatte der Kriegsminiſter Leboeuf feinen Collegen die Ein- 
berufung der Referven, gegen welche fie anfangs fich 
jträubten, zuletzt faſt gewaltſam abgerungen; allein um 
6 Uhr des Abends jchrieb der Katjer ihm ein Billet, wo— 
rin er gegen dieſe Maßregel neue Bedenken erhob. Es 
war die Rede von einem europäiichen Congreß, vor welchen 
die ganze Angelegenheit gebracht werden jollte, 

Inzwiſchen aber drängte. eine ftarfe Partei zum 
Kriege. Darunter waren namentlich auch Solche, welche 
von einem glücklich geführten Kriege nicht blos eine Be: 
feitigung des Thrones, jondern auch einen Sieg der reac- 
tionären Politif von 1852 über die neuere, conjtitutionelle 
Strömung erhofften. Sie fanden eine Fräftige Unterjtügung 
in der aufregenden Sprache der öffentlichen Blätter. Sie 
bejtürmten die Minijter, fie erinnerten an „Sadowa“, fie 
jtellten die Befiegung, ja Vernichtung des noch nicht ge— 
rüjteten Preußens als etwas Leichte® dar. Eine „jehr 
hochgejtellte Perſon“ (ohne Zweifel die Kaiferin) jagte zu 
dem Kaiſer, al3 er noch immer zögerte, fich für den Krieg 
zu erflären: „Euer Thron ſinkt in den Staub“ (votre 
tröne tombe dans la boue). Der Miniiter des Aus- 
wärtigen, Gramont, ein gänzlich unjelbjtändiger, ſchwacher 
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Charakter, verließ fich auf Allianzen, die er nicht Hatte; 
(Oefterreich, auf das er am ficherjten rechnete, ‚hielt fich 
vorfichtig zurüd); der Kriegsminiſter Leboeuf verließ fich 
auf feine Armee, von der er behauptete, fie jet „ganz 
‚ bereit“ (archi-pröte), während fie die nicht war; jo trieb 
gegenfeitig Einer den Andern vorwärt® und in den 
Krieg hinein”). 

Um 10 Uhr des Abends trat der Mintjterrath wieder 
zujammen. Set legte Gramont demjelben neue Depefchen, 
angeblich „Sehr aufregender Natur”, vor. Es ijt nicht 
conftatirt, was fie enthielten. Mean jagt, es jeien Nach- 
richten von preußiichen Nüftungen geweſen. Allein die 
beſte Autorität hierüber, der militäriiche Bevollmächtigte 
Frankreichs zu Berlin, Baron Stoffel, hat feiner Regierung 
jelbjt verfichert: „Preußen habe erjt nach der franzöfiichen 
Kriegserklärung mobilifirt". Nach anderen Angaben hätten 
jene Depejchen die Zufendung des Telegramms der „Nord- 
dentjchen Allgemeinen Zeitung“ an die preußischen Geſandt— 
Ihaften betroffen. Allein man hatte doc) vorher an dem 
Telegramme jelbjt feinen Anjtoß genommen. Andere wieder 
beriefen ſich auf ein Geſpräch Bismarcks mit dem englischen 
Botjchafter in Berlin, worin Erjterer von einer „Erklärung“ 
geiprochen habe, die er von Frankreich fordern werde. 
Allein dieſes Geſpräch hatte am 13. Juli ftattgefunden, 
mußte alfo der franzöfiichen Regierung längſt bekannt ſein. 
Wie dem aber jet, Gramont wußte feine Collegen, die noch 


*) So jchildert den Zujtand der Regierung am Abend des 14. Juli 
Sorel in feiner „Histoire de la guerre franco-allemande“, S. 167 ff., 
und diefe Schilderung jcheint mir jehr zutreffend. 
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immer zögerten, zu dem Entſchluſſe fortzureigen, die Re— 
jerven einzuberufen und am nächſten Morgen den Sams 
mern dies mitzutheilen. 

Unterdeffen herrjchte in Paris die größte Aufregung. 
Ein Bollshaufe warf die Fenſter im der preußifchen 
Botichaft ein. Für den Minifterpräfidenten Dllivier, dieſes 
Rohr im Winde der öffentlichen Meinung, war eine jolche 
„Volksſtimme“ entjcheidend. „Wenn wir morgen nicht Krieg 
erklären“, rief er, „Jind wir gejtürzt, und ein reactionäres 
Minifterium fommt ans Ruder“. 

Sp ward denn der Krieg beichlojjen! Bei Ankündigung 
dieſes Entichluffes vor den Kammern (am 15. Juli) Tieß 
das Miniſterium fich mehrere Wahrheitsentitellungen zu 
Schulden fommen. So verjicherte es, zu willen, daß 
Preußen bereit3 gerüjtet habe; jo ſtelſte e8 den Fall 
Werther al3 eine „Abberufung“ (Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen) dar, die Berjendung des Berliner Telegramms 
al3 eine „officielle Anzeige” an die Geſandten. 

Trogdem erhoben ſich im Gejetgebenden Körper 
Stimmen, welche das Verfahren des Minifteriums für eine 
Uebereilung, die Sriegserflärung für ungerechtfertigt er— 
Härten. Als beionders wichtig muß die Haltung bezeichnet 
werden, die Thiers einnahm. Thierd war längjt dafür 
befannt und befannte auch jeßt wieder von jich ſelbſt, daß 
er der entjchiedenite Gegner der deutjchen Einheit fer, daß 
er nichts jehnlicher wünsche, al3 „die Scharte von Sadowa 
auszumeßen“. Dennoch beitand er mit größter Bejtinmt- 
. heit darauf: der Kriegsfall, den man aufitelle, jei nicht 
wirklich vorhanden; Frankreich ſei befriedigt und müſſe ſich 
befriedigt erflären. „Wie?“ jagte er, „vor der ganzeu 
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Welt zieht der König von Preußen die Candidatur des 
Prinzen zurüd oder läßt fie zurüdziehen — und Das wäre 
feine Conceſſion?“ Und er fügte hinzu: „Sie werden im 
einigen Tagen das Urtheil der ganzen Welt über Ihre 
Volitif vor Augen haben, Sie werden es durch Die 
engliiche Preſſe erfahren, welche in diejer Angelegenheit eine 
große Mäßigung gezeigt hat“. 

Allein die Mehrheit der Kammern wollte jchlechter- 
dings den Krieg; Gramont, Dllivier, Leboeuf wollten ihn 
ebenfall3 und trieben die Deputirten vollends in Die 
Zeidenjchaft hinein. Vergebens verlangte die Oppofition 
die Vorlegung der Depeſchen; mit Mühe erlangte fie die 
Niederjegung einer Commiſſion, um die Minijter zu ver- 
nehmen. Dieje Commilfion, ganz oder zum größten Theil 
aus friegsluftigen oder unjelbjtändigen Deputirten zuſammen— 
geſetzt, ließ ſich durch unbejtimmte oder auch geradezu uns 
wahre Ausjagen der Minijter verblüffen und gab ihnen 
Necht*). Sie empfahl der Kammer nach Wiedereröffnung der 
Sitzung einftimmig die Bewilligung der geforderten Eredite. 
Dieje Bewilligung erfolgte; von 256 Deputirten hatten nur 
10 den Muth, Nein zu jagen; Thier3 war nicht darunter. 

Wir haben es uns zur Pflicht gemacht, die Begeben- 
heiten, welche dem Kriege von 1870 vorangingen und in 
demjelben gipfelten, jo wie die Verfahrungsweiſe der 
handelnden Perſonen hüben und drüben, nach urkundlichen 
und jonjtigen zuverläffigen Quellen möglichſt genau zu 


— 





*) Sorel a, a. O. ©. 185. ff. Das Bud) von Gramont, ein 
Verſuch, die Politik des Minifteriums zu rechtfertigen, ift vol von 
Widerſprüchen und Verdunkelungen der Thatſachen. 


525 | 





regijtriren, um den Leſer in den Stand zu jeßen, fich ſelbſt 
ein Urtheil darüber zu bilden, wer von beiden Theilen, ob 
Deutichland, ob Frankreich, jchuld geweſen jei an dem fo 
furchtbaren Kriege, der Humderttaujende von Menjchen ent: 
weder einem blutigen Tode auf den Schlachtfeldern weihte, 
oder ihrer geſunden Gliedmaßen beraubte, oder einem lang- 
wierigen, oft gleichfalls tödtlichen Siechthum überlieferte 

Man hat franzöfiicherjeit3 den Umjtand, daß die 
eigentliche Herausforderung zum Sriege, die Striegserklärung, 
von Frankreich ausgegangen, dadurch wett zu machen 
gejucht, daß man gelagt hat: die franzöfiiche Nation jei 
dahin gebracht worden; fie habe um ihrer Sicherheit und 
um ihrer Ehre willen nicht anders handeln fünnen. Man 
hat die Aufjtellung der Candidatur Hohenzollern für eine 
Intrigue Bismarcks erflärt und hat fich zum Beweiſe deſſen 
darauf bezogen, daß jchon im März 1869 einmal in 
Berlin zwischen ſpaniſchen Agenten und Bismard darüber 
verhandelt worden jei. Freilich hat man gleichzeitig jelbit 
eingeftehen müfjen*), daß ſowohl Bismard al3 der König 
und der Vater des Prinzen ic) gegen eine jolche Candidatur, 
al3 den Intereſſen des Prinzen nicht entiprechend, erklärt 
hätten. Man ift nicht3dejtoweniger dabei jtehen geblieben, 
zu behaupten, dat Bismarck es gewejen jei, der die Auf: 
ftellung des Prinzen 1870 betrieben habe. Beweiſe Hat 
man dafür nicht anzuführen vermocht. Iſt es wohl er- 
hört, dag man Krieg anfängt wegen einer vermutheten, 
aber durch nichts bewieſenen noch beweisbaren Intrigue? 


) Sp Benedetti a.a.D. S. 307, der überhaupt vergleichsweife 
noch am unbefangenjten die Sache beipriäht. 
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Man hat es für eine Mißachtung Frankreichs erklärt, daß 
die Kandidatur Hohenzollern ganz insgeheim vorbereitet, 
da die franzöfiiche Regierung nicht rechtzeitig davon 
unterrichtet worden fei. Diejer Vorwurf würde einzig und 
allein die ſpaniſche Regierung treffen, von der die Candida— 
tur Hohenzollern ausging, nicht die preußtjche, welche, wie 
ſowohl fie ſelbſt als die Äpanifche Negierung auf das Be- 
ftimmtefte erklärt hat, mit dieſer Candidatur gar nichts 
zu thun hatte. Angenommen aber auch (wenn jchon nicht 
zugegeben), es hätte entweder in der Thatjache der Auf: 
jtellung des Prinzen Leopold, oder in der Art, wie jolche 
betrieben worden, etwas für Frankreich Bedrohliches oder 
für die franzöfiiche Nation Berlegendes gefunden werden 
fönnen, jo war doch ficherlich eim jeder ſolcher Anſtoß 
verjchwunden mit der Zurüdziehung der Kandidatur des 
Prinzen. Denn damit erledigte fich jede etwaige (ohnehin 
nur eingebildete) Gefahr der Herrichaft eines „preußiſchen“ 
Prinzen über Spanien, und ſelbſt das reizbarjte National- 
gefühl mußte ſich mit der Genugthuung zufriedengeben, 
die durch den Verzicht, als einen Act der Nücjichtnahme 
auf eben dieſes Gefühl, ihm zu Theil ward. Doch — 
über diejen Punkt kann gar fein Zweifel fein, nachdem über 
denjelben nicht blos ſo unparteiijche Schiedsrichter wie 
die engliſchen und üfterreichiichen Staat3männer, Tondern 
jogar ein jo warmer franzöfiicher Patriot und fo ent- 
ichiedener Gegner Preußens wie Thiers fich jo kategoriſch 
ausgeiprochen haben. 

Dean hat endlich Bismard für den Ausbruch des Kriegs 
verantwortlich machen wollen, weil er durch das Telegramm 
in der „Norddeutjchen Allgemeinen Zeitung“ das ohnehin 
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erregte franzöfiiche Nationalgefühl bis auf's Aeußerſte ge- 
reizt und jede Möglichkeit der Verſöhnung abgefchnitten 
habe. Allein jenes Telegramm enthielt in der Form nichts 
DVerleßendes, denn es war darin nicht gejagt, der König 
habe ſich überhaupt gewveigert, den franzöfischen Botjchafter 
zu empfangen, jondern nur, ihn „nochmals“ zu empfangen, 
und ziwar, nachdem der Botichafter ihm Namens feiner 
Negierung die umerhörte Zumuthung angekündigt hatte, 
„er ſolle jich für alle Zulunft verpflichten, niemals feine 
Zuſtimmung zu einer Candidatur des Brinzen in Spanieu 
zu geben“, Die Verleßung, und zivar cine ſehr gröbfiche, 
war hier ganz auf Seiten der franzöfiichen Regierung, 
und die preußifche Regierung war es cbenjo ihrem König 
wie dem ganzen dentjchen Volke jchuldig, öffentlich zu ver: 
fündigen, da& der König gegen eine jo grobe Verlegung 
protejtirt habe — immer in der ſchonendſten Form, durch 
die Erklärung: „er habe darauf dem Botjchafter nichts 
mehr zu jagen“*). Sie durfte dies um jo weniger unter: 


Daß der franzöfifche Botfchafter felbft diefes Verfahren des 
Königs nicht al3 eine ihm oder feiner Regierung widerfahrene Be— 
leidigung empfunden bat, geht daraus hervor, daß berfelbe ſich noch 
nad jenem Befcheide auf dem Bahnıhofe einfand, um fi vom König 
zu verabfchieden. Uebrigens müſſen wir, um aud dem franzöftfchen 
Botfchafter gerecht zu werden, ausdrüdlic; dem in Deutfchland viel: 
fach verbreiteten Gerüchte widerfprechen, als habe derjelbe den König 
eigenmäctig, gleihfam meudlings, auf der Promenade oder am 
Brunnen überfallen, um ihm jene lebte, ftärkite Forderung feiner 
Regierung zu infinuiren. Graf Benedetti hatte ſich ausdrüdlich eine 
Audienz dazu erbeten, und der König Hatte ihm ſolche ausdrücklich 
bewilligt, und zwar (weil er fhon ausgegangen war) „nad der 
Promenade”; da er den Grafen nun aber auf der Promenade felbjt 
traf, fprac) er fogleih mit ihm und nahm feinen Auftrag entgegen. 
(Benedetti v a. O. ©. 371). 
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lafjen, al3 die fo große Rüdjichtnahme auf das franzöfiiche 
Nationalgefühl, die der König bewiefen hatte, indem er die 
Verzichtleiftung des Prinzen gejchehen ließ und ausdrücklich 
billigte, dem deutſchen Nationalgefühl bereit3 als das 
Aeußerſte von zuläfjiger Schonung nach) jener Seite Hin 
erichienen war*). Oder jollte die franzöſiſche Nation 
dem Wahne Huldigen, ihr allein ftehe es zu, eine nationale 
Neizbarfeit zu haben und geltend zu machen? 

Die Kriegserklärung, die der Minifterpräfident Ollivier 
„leichten Herzens“, wie er jagte, den Kammern verfündigte, 
ward von diejen und von der Pariſer Bevölkerung noch 
leichteren Sinnes aufgenommen und bejubelt. „Nach 
Berlin! Nach Berlin!" — jo hörte man überall auf 
den Boulevards rufen oder fingen, gleich als ob es ſich 
nur um eine militärische Promenade nach der feindlichen 
Hauptitadt handelte. 

In Deutjchland war die Stimmung ernst, aber ruhig 
und zuverjichtlic. Man war von der gerechten Sache 
Deutjchlands, man war von dem Unrecht, welches Frank— 
reich ihm angethan, tief durchdrungen. Man war ent- 
Ichlojjen, in dem der Nation aufgezwungenen Kampfe bis 
aufs Aeußerſte auszuharren; man hegte die fichere Hoffnung, 
daß Deutichland zuleßt fiegen müſſe, und die fejte Ueber- 
zeugung, daß ein entjcheidender Sieg dahin führen werde, 





— — — 


*) Die leider im deutſchen Reihstage — von einer Seite her, 
wo man mehr franzöfifh, als deutſch gejinnt ift, — erhobene 
Behauptung, es fei in jenem Telegramm durd) eine falſche Dar— 
ſtellung des Sadverhalts die franzöfifhe Nation abjihtlih gereizt 
und jo der Krieg herbeigeführt worden, iſt nad) dem oben Ange— 
führten völlig unbegründet. 
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Frankreich für die Zukunft möglichjt unjchädlich zu machen. 
Nur dem erjten Stadium de3 Kriegs jah man nicht 
ohne Bejorgnig entgegen. Es ſchien fait unmöglich, die 
Franzoſen, wenn jie wirklich „ganz bereit“ wären, an einem 
Einfall nad) Süddeutjchland zu verhindern, die jüddeutichen 
Staaten vor einer feindlichen Bejegung, ihre militärischen 
Kräfte vor einer Lahmlegung durch die überlegene Macht 
der Eindringenden wirfam zu jchügen. 

Die Eriegeriiche Begeifterung war allgemein. Kaum 
wehrpflichtige Jünglinge, ja halbe Knaben drängten fich 
herbei und baten, al3 ?reiwillige angenommen zu werden *). 
Frauen und Mädchen waren beeifert, ihre Dienjte der 
Berjorgung der im Felde jtehenden Srieger, der Pflege 
Verwundeter oder Kranker, im Anſchluß an die trefflic) 
organiſirte Heeresverwaltung, zu widmen. Alle Barteien, alle 
Stände jtimmten in dieſer Begeijterung überein — mit 
alleiniger Ausnahme einer Kleinen Gruppe „Baterlandslofer“, 
wozu einige Anhänger weltbürgerlich-demofratiicher Ideen, 
Sorialisten und Ultramontane gehörten. Von denen, welche 
der nennen Drdnung der Dinge in Deutjchland bisher noch 
theilweife feindlich gegenübergeftanden, vergaßen die meijten 
jest ihre Verbitterung über der Liebe zum Baterlande 
angejicht3 des frevelhaften franzöfiichen Angriffs. Weit ent- 
fernt, den Süden zu einer Trennung vom Norden bereit zu 
finden, diente diefer Angriff nur dazu, die Zufammengehörig- 
feit und Untrennbarfeit beider zu befräftigen und zu befejtigen. 


*) Einer der allerjüngften Freiwilligen in diefem Kriege war der 
faum 15jährige Sohn des bayrifchen Abgeordneten Völk. Er madte 
den Krieg mit und fehrte unverlegt daraus zurüd. 


K. Biedermann, Dreibig Jahre deutſch. Geſch. 34 
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Arnold Auge, einſt Kosmopolit vom reinften Waſſer, 
ftimmte rüdhaltlos in die allgemeine Begeifterung ein. Ein 
Beteran der deutjchen Lyrif, der noch vor Kurzem grollend 
zur Seite ftand, Freiligrath, fang jegt aus voller Bruft 
fein „Hurrah, Germania!“ und dichtete jpäter das rührende 
Lid: „Die Trompete von Vionville“. Eine ganze 
Schaar jüngerer Dichter folgte feinen Spuren. Der Volks— 
humor ftimmte ernjte und heitere Weiſen an, in denen die 
friegerifche Erhebung in allen deutjchen Gauen- einen leb— 
haften Widerhall fand. Einem bayerischen „Kriegs— 
Schnadahüpfle” antwortete vom Norden her ein ebenjo 
fees Soldatenliedchen in plattdeuticher Mundart. Das 
„Kutichkelied" machte die Runde durch alle Kreiſe. Zur 
Nationaldymne aber ward Schnedenburgers marfige „Wacht 
am Rhein” in Wilhelms trefflicher Compofition. 1840 bei 
einer franzöfiichen Kriegsdrohung gedichte, war fie num, 
dreißig Jahre jpäter, beftimmt, bei einem wirffichen Kriege mit 
Frankreich unjere waderen Truppen auf manchem ermüdenden 
Marjche zu ftärken, in manche heiße Schlacht zu begleiten. 

König Wilhelm war nach der letten Begegnung mit 
Benedetti von Ems nach Berlin zurüdgereift. Die ganze 
Reife war ein einziger Triumphzug: von Station zu 
Station wurden dem greifen Monarchen, der gegenüber den 
franzöfiichen Zumuthungen eine ebenjo friedliebende als 
würdige Haltung gezeigt, laute Huldigungen dargebracht. 
Die Bevölkerung der Hauptjtadt fam ihm jubelnd entgegen 
und geleitete ihn verehrungsvoll zu feinem Palais. 

Im Namen des Königs theilte Graf Bismard dem 
Bundesrat und dem Reichstag die franzöfiiche Kriegs— 
erklärung vom 19. Juli mit und gab einen furzen Abriß 


531 





von Dem, was ihr vorausgegangen. Darauf erhob fich im 
Bundesrathe der königlich ſächſiſche Minifter von Frieſen, 
erklärte daS volle Einverjtändniß jeiner Regierung mit 
allen bisherigen Schritten des Bundespräfidiums und mit 
der von Preußen Eundgegebenen Auffaffung de3 ganzen 
Vorganges, und fügte mit gehobener Stimme Hinzu: 
„Frankreich will den Krieg; möge derjelbe denn möglichit 
Ichnell und Fräftig geführt werden!" Die Bevollmächtigten 
aller übrigen Bundesregierungen traten diefer Erklärung 
bei. Im Reichstage ward die Kriegsbotſchaft mit einer 
vom Abgeordneten Miqusl verfakten, vom Haufe ohne 
Debatte einjtimmig angenommenen Adrefje an den König 
beantiwortet, welche den Glauben an die gerechte Sache 
Deutichlands, die Opferfreudigfeit der Nation und das 
Vertrauen zu der bewährten Führung des deutſchen Heeres 
in warmen Worten betonte. Präſident Simſon jchloß die 
GSeffion mit den Worten: „Möge der Segen des all 
mächtigen Gottes auf unjerem Volke ruhen auch in diejem 
heiligen Kriege!“ 

Schon am 19. Juli erhielt König Wilhelm ein 
Telegramm vom König Ludwig von Bayern, worin diejer 
ihm anzeigte, daß er die Mobilifirung der ganzen bayerischen 
Armee befohlen habe, um fie unter feine, de3 Bundesober- 
hauptes, Befehle zu ſtellen. „Mit Begeifterung“, erklärte 
König Ludwig, „werden meine Truppen an der Geite 
ihrer ruhmgekrönten Waffengenofjen für deutjches Recht 
und deutiche Ehre den Kampf aufnehmen“. Das Gleiche 
geſchah von Seiten der anderen füddeutjchen Monarchen. 
In der bayerijchen Volkskammer hätte die particulartitiich- 
ultramontane Partei gern den geforderten Krieggcredit 

34* 
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verweigert; allein nach einer energiichen Rede vom Miniſter⸗ 
tijche aus, und da ein befonnenerer Theil der Partei felbft, 
unter Sepps Führung, fich in diefer Frage von ihr trennte, 
erfolgte die Bewilligung, wenn auch gegen eine jtarfe 
Minorität. In der würtembergilchen zweiten Sammer 
geihah das Gleiche mit allen gegen eine Stimme, in den 
andern jüddeutichen Kammern einjtimmig, So war ganz 
Deutichland, der Norden wie der Süden, zum SKampfe 
gegen Frankreich geeint und gerüjtet. 

Kaiſer Napoleon hatte einen Kriegsplan entworfen, 
wonach ein franzöfiiches Heer jofort in Süddeutſchland 
einrüden ſollte, um die Bereinigung der Jüddeutjchen mit 
den norddeutichen Truppen zu hindern und ſodann Diele 
leßteren iſolirt anzugreifen... Allein der Zuſtand des 
franzöfiichen Heeres, daS noch in der Umbildung nach dem 
neuen Gejeße von 1868 begriffen war, und die Vorberei— 
tungen zu dejjen Verwendung eriwiejen ſich für die Durch- 
führung diejes Planes als gänzlich unzureichend. Auch die 
Führung der einzelnen Truppentheile war eine unfichere, 
ihr Zuſammenwirken ein mangelhafte, faft planlofes*). 

Dahingegen bewährte ſowohl die Heereöverwaltung 
al3 die Heerezleitung auf deutſcher Seite von Neuem ihre 
ganze, unübertroffene Meijterjchaft, jene in der ruhigen, 
geräufchlojen, aber bis auf die Stunde zutreffenden Ein— 
leitung und Durchführung aller Vorbereitungen zum 
Kriege, diefe in der eben jo ficher in allen ihren 


*), ©. „Der deutſch-franzöſiſche Krieg 1870/1871”, redigirt von 
ber kriegsgeſchichtlichen Abtheilung des Großen Generalitabes. 
1. Theil, 1. Bd., ©. 13, 27, 41, 383 u. f. mw. 
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Theilen zujammenftimmenden Bewegung der Truppen. 
Noch waren feine 14 Tage nad) der Striegserflärung 
verflojfen, da jtanden drei große deutſche Heere an der 
Grenze Frankreichs: auf dem linken Flügel die III. Armee 
unter dem Sronprinzen von Preußen, (beitehend aus 
preußiichen und ſüddeutſchen Corps), in der Mitte die 
II. Armee unter Prinz Friedrich Carl, auf dem rechten 
Flügel die L Armee unter General von Steinmeß, dahinter 
als Reſerve das IX. und XI. Armeecorps (Preußen, 
Heljen-Darmftädter und Sachſen). König Wilhelm befand 
fi) mit feinem Hauptquartier und dem Leiter aller Be 
wegungen der drei Heere, Moltke, Hinter der II. Armee, 

Eine eingehende Gejchichte des Krieges von 1870 
bi3 1871 Tiegt nicht in unjerem Plane; fie würde die 
Grenzen überjchreiten, die wir räumlich und zeitlich diejem 
Buche gejtedt haben. Nur im rajchen Fluge folgen wir 
den bdeutichen Heeren auf ihrem glänzenden Giegeszuge. 

Schon am 4. Auguft warf der Kronprinz von Preußen 
einen Theil der Armee des Marichall Mac Mahon (unter 
General Douai) bei Weißenburg zurüd. Am 6. Augujt 
ſchlug er den Marſchall jelbjt und feine ganze Armee bei 
Wörth. Am gleichen Tage erftürmte General v. Steinmeß 
die dom General Froſſard bejeßten Spicherer Höhen. 
Damit war die franzöfiiche Aheinarmee in allen ihren 
Theilen nicht blos vom Rheine abgedrängt, jondern der— 
maben in Verwirrung und Auflöjung gebracht, daß der 
eine, nördliche Theil, unter Marſchall Bazaine, ſich bis auf 
Met zurüdziehen mußte, der andere, jüdliche, unter 
Mac Mahon, erit bei Chalons fich jammeln fonnte, Die 
deutjchen Armeen rücten dem Heere Bazaine's nach und 
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erreichten e8 furz vor Met. Hier fanden, nach dem Vor⸗ 
gefecht bei Colombey-Nouilly oder Courcelles am 14. Aug, 
jene mörderijchen Schlachten ftatt — am 16. Auguft bei 
Vionville und Mars-la-Tour, am 18. Auguft bei Grave- 
[otte und St. Privat, — in denen es der deutjchen Armee, 
allerding3 nicht ohne ſchwere Verlufte und nur durch Die 
ungeheuerfte Tapferkeit und Todesverachtung aller Truppen= 
theile, gelang, da3 Heer Bazaine’3 bei dem verjuchten Ab- 
marjche nach Ehalons (zur Bereinigung mit Mac Mahon) 
aufzuhalten und in die Feſtung Metz zurüdzumerfen. 

Während nun Prinz Friedrich Carl Meß und die 
darin eingeiperrte Armee Bazaine’3 feſt einjchloß, ſetzten 
die Armee des Kronprinzen und die unter dem Kronprinzen 
Albert von Sachſen aus Theilen der I und II. Armee und 
aus dem XII. Armeecorps neugebildete „Maasarmee“ den 
Mari) auf Chalonz und Paris fort. Da ging im Haupt- 
quartier die Nachricht ein, daß Mac Mahon ſich rückwärts 
gewendet habe, um durch einen kühnen Flankenmarſch 
zwijchen der Maasarmee und der belgiſchen Grenze hin— 
durch den Weg nah Meb zu gewinnen und Bazaine zu 
entjegen. Sogleich begannen die beiden deutjchen Armeen 
eine Schwenfung gegen Norden, die fie denn auch, troß 
großer örtlicher Schwierigkeiten, mit gewohnter Pünktlich— 
feit vollzogen. Bei Buzancy erhielten fie Fühlung mit 
der Armee Mac Mahons; bei Nouart und Beaumont 
brachten die Sachjen und Bayern dem Feinde Niederlagen 
bei, jchnitten ihn vom rechten Maasufer ab und drängten 
ihn nördlich gegen die Feſtung Sedan Hin. Dort endlich 
mußte die ganze, noch etwa 85,000 Diann mit 66 Generalen 
Itarfe Armee Mac Mahons, auf allen Seiten von 
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überlegenen deutſchen Streitkräften eingejchlojien, am 
2. September capituliren. Napoleon jelbjt, der bei der 
Armee war, ergab fich dem König Wilhelm als Gefangener. 
Er ward nad) Wilhelmshöhe bei Kajjel abgeführt. | 

Am 19. September jtanden die deutichen Truppen vor 
Paris, und nach Furzer Zeit war die franzöfiiche Hauptſtadt 
von allen Seiten mit einem eijernen Ringe umflammert. Am 
27. October mußte fich Met ergeben ; abermals fiel eine ganze 
Armee (diesmal 173,000 Mann) in deutiche Gefangenschaft. 

Vergebens rief die am 4. September nad) Entthronung 
Napoleons durch den Gejeggebenden Körper in Paris 
eingejegte „Regierung der nationalen Vertheidigung“ mit 
großer Energie neue Armeen unter die Waffen. Vergebens 
trogte Parid mehr ald vier Monate lang jtandhaft dem 
Hunger, ebenjo wie den Kugeln, welche die Belagerer 
jeit dem 5. Sanuar 1871 aus ihren Batterien in bie 
Stadt warfen. Vergebens machte Thier3 im Auftrage 
der Regierung eine Rundreiſe an die Höfe der neutralen 
Großmächte, um deren wirfames Eintreten im Intereſſe 
eine für Frankreich günstigen Friedens zu erbitten. Ver— 
geblih war auch) das kühne Unternehmen Bourbafis, 
welcher mit über 100,000 Mann im Rüden der deutjchen 
Armeen nad Süddeutichland einzubrechen verjuchte, aber 
von Leonidag-Werder und jeinem tapfern XIV, Armeecorps 
troß der ungeheuren numerischen Uebermacht in dreitägigem 
hartnädigen Gefecht nicht blos aufgehalten, jondern auch 
zum Rüdzuge genöthigt wurde, worauf er dem inzwilchen 
mit jtärferen Kräften herbeigeeilten General v. Manteuffel 
in die Hände fiel, jo daß die ganze Armee fich auf 
ichweizerifche3 Gebiet retten mußte, wo fie entwaffnet ward. 
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Am 28. Januar 1871 mußte Paris capituliren. 
Am 26. Fchruar kamen die sriedenspräliminarien, am 
10. Mat kam der endgültige Friedensſchluß zu Frank— 
furt aM. zu Stande. Frankreich mußte den Uebermuth, 
womit e3 den Frieden gejtört und Deutichland zum 
Kampfe gefordert hatte, mit der Herausgabe von Elſaß— 
Lothringen und einer Kriegsentſchädigung von 5000 Millionen 
Francs büßen. Mit dem neuen Unrecht ward zugleich ein 
altes, vor faſt 200 Jahren begangenes, gebüßt. Gegen - künftige 
Angriffe vom Weiten her gewann Deutjchland eine fichere 
Schutzwehr an der Vogeſengrenze (jtatt der offnen Rhein: 
ebene) und an den jtarfen Feſtungen Straßburg und Meß. 
Nicht, wie 1814 und 1815, ließ Deutjchland fich um den 
wohlverdienten Lohn feiner Siege und feiner ſchweren Opfer 
an Gut und Blut durch eidiiche und übelmollende Ber: 
bündete betrügen; allein hatte es diesmal gefämpft und 
gefiegt; allein dictirte e8 den Frieden, jede, auch nur 
mittelbare Einmiſchung anderer Mächte (durch Vorftellungen 
zu Gunsten Frankreich) in zwar höflicher, aber feiter 
Form zurüchweiiend. Aber auch nicht, wie damals, trat 
e3 in ſich getheilt in die Friedensverhandlungen ein; viel 
mehr wurden diefe von einer einzigen Hand — und welcher 
eifernen Hand! — feſt und ficher geleitet: die jüddeutjchen 
Fürſten hatten mit danfenswerther Selbitverleugnung dem 
oberjten Führer in diefem ruhmvollen Striege, dem König 
von Preußen, auch die alleinige Vertretung des ganzen 
daran betheiligten Deutjchlands beim Friedensſchluſſe über: 
tragen. 

Aber wie werthvoll auch diefer äußere Gewinn, er 
war nicht die Föftlichjte Frucht der deutichen Siege. Köſt— 
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licher noh mar die, melde im Innern Deutjchlands 
daraus erblühte. Die Einheit, welche der neidiſche Nach: 
bar uns nicht genönnt, welche er durch diefen muthwillig 
angezettelten Krieg hatte verhindern wollen — fie war 
aus dem Blute feiner, freilich auch unjerer Söhne empor: 
geiproßt. Auf den Schladhtfeldern von Weißenburg und 
Wörth, von St. Privat und Sedan, im gemeinjamen 
todesmuthigen Ringen mit dem Erbfeinde Deutichlands, 
hatten Nord» und Süddeutiche, hatten Preußen, Sachen, 
Bayern, MWürtemberger ſich nicht blos al3 treue Waffen: 
brüder, jondern als Brüder für's ganze Leben gefunden 
und verbunden. Diejelben, welche vor vier Jahren im 
traurigen Bruderfampfe ſich gegenübergeftanden, hatten 
fich jebt die Hand gereicht zur Vertheidigung des gemein 
famen deutſchen Baterlandes. 1866 war ausgelöfcht, ge— 
fühnt durh 1870. „Verſchwunden war”, wie Präfident 
Simſon bei Eröffnung der SHerbitiellion des Reichstags 
ausſprach, die das Werk der Einheit bejiegeln jollte, „in 
der Erhebung der Nation, was uns bisher trennte und 
zerriß. Der alte Fluch hat fich gelöft, und die bejeligende 
Gewißheit davon verbürgt uns eine Zukunft, ſegensvoll 
und gedeihlich für die Werke des Friedens.“ 

Wiederum war es der Monard) des größten unter 
den Südſtaaten, der König von Bayern, der zuerjt Die 
Hand zu einer verfaffungsmäßigen Einigung des Südens 
mit dem Norden bot. Schon im September 1870 
erklärte er jeine Bereitheit zu Verhandlungen über den 
Beitritt Bayern? zum Norddeutihen Yunde. An Dielen 
Verhandlungen, die in München begannen, betheiligte ſich 
bad auch Würtemberg. Später wurden diejelben nach 
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BVerjailles, ind Hauptquartier des Königs, wo der Reichs— 
fanzler Graf Bismard weilte, verlegt. 

Noch vor Schluß des November waren mit ſämmt— 
lichen jüddentjchen Staaten die Verträge zu Stande ges 
bracht, durch welche diejelben fich dem Nordbunde anſchloſſen. 
Einige Ausnahmebejtimmungen, theils  vorlibergehende, 
theil® dauernde, wurden den beiden größten unter dieſen 
Staaten, Bayern und Wiürtemberg, bewilligt; fie betrafen 
das Militärweien und das Verkehrsweſen. Bayern erwirkte 
fic) noch außerdem gewiſſe „Rejervatrechte” in Bezug auf 
die Eijenbahnen und auf die Heimathsgejeßgebung. Die 
Bundesverfaffung ſelbſt erhielt einen etwas jtärferen füde- 
rativen Zujaß, indem aus den Regierungen der größeren 
Staaten ein bejonderer „Ausſchuß für die auswärtigen 
Angelegenheiten” gebildet wurde, dem auch eine gewiſſe 
Mitwirkung bei Siriegserflärungen zujtehen jollte. 

Der Neichdtag des Norddeutichen Bundes und Die 
jüddeutjchen Kammern jtimmten dieſen Verträgen bet. 

Der König von Bayern that nun einen zweiten 
Schritt in der Richtung des erjten: in Privatjchreiben 
an König Wilhelm und an die fämmtlichen Fürſten und 
die freien Städte beantragte er die Wiederheritellung des 
Deutſchen Reich3 und der deutſchen Kaiſerwürde. 

Diefem Antrage ward von allen Seiten freudig 
zugejtimmt; der Reichstag nahm ihn mit allen Stimmen 
gegen ſechs (dev Socialdemofraten) an. Im einer Adrefje 
an den König von Preußen vereinigte er jeine Bitten mit 
denen der Negierungen, daß der König geruhen möge, Die 
ihm dargebotene Katjerwürde anzunehmen, und jandte zur 
Veberreichung dieſer Adreſſe eine Deputation nach Berjailles. 
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Am 18. Januar 1871 erfolgte die Verfündigung 
der Wiedereinführung des Kaiſerthums durch eine Procla- 
mation de3 Königs von Preußen an das deutjche Volk. 
Darin gelobte der König: „in deutfcher Treue die Rechte 
de3 Reichs und feiner Glieder zu ſchützen, den Frieden zu 
wahren, die Unabhängigkeit Deutſchlands, gejtügt auf die 
junge Kraft jeines Volkes, zu vertheidigen“. Er bat Gott, 
daß er ihm und jeinen Nachfolgern an der Kaiſerkrone 
verleihe, „allzeit Mehrer des Reichs zu ſein — nicht an 
friegerijchen Eroberungen, jondern an den Gütern und 
Gaben des Friedens, auf dem Gebiete nationaler Wohl- 
fahrt, Freiheit und Gefittung*. 

Am gleihen Tage fand in Verſailles die Gere 
monie ftatt, in welcher König Wilhelm feierlich) zum 
deutjchen Kaiſer ausgerufen ward. In demjelben Schloffe 
Ludwigs XIV., in welchem einſt jo viele Intriguen und 
Gemwaltthätigfeiten gegen Deutjchland geplant worden, 
fah der greiſe Heldenfünig eine große Anzahl deuticher 
Fürſten und Fürſtenſöhne, jah er die Prinzen jeines 
Haufes, voran die beiden ruhmgefrönten Heerführer, den 
Kronprinzen und Prinz Friedrich Carl, jah er eine Ans 
zahl von Würdenträgern des Norddeutichen Bundes und 
Preußens, jah er ein glänzendes Gefolge von berühmten 
Generälen und anderen höheren Offizieren, endlich Depus 
tationen aller Truppentheile der fiegreichen deutjchen 
Heere mit ihren ahnen um fich verfammelt. Nach einer 
erhebenden gottesdienstlichen ?seier verlas der Bundes 
fanzler Graf Bismard die Proclamation an das deutjche 
Volk; dann rief mit lauter Stimme der Großherzog von 
Baden: „Se. Majeität Kaifer Wilhelm lebe hoch!” Unter 
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den Klängen der Volkshymne fiel die ganze Verſammlung 
freudig bewegt mit begeiſterten dreimaligen Rufen ein. 

So ſtehen wir am Schluſſe dieſer bedeutungsvollen 
dreißig Jahre deutſcher Geſchichte. Die Hoffnungen des 
deutſchen Volkes, die mehr als einmal während ihres Laufes 
nicht blos verdüſtert, ſondern nahezu für immer verſchwunden 
ſchienen, ſind dennoch glücklich erfüllt worden. Deutſchland 
iſt — um mit Bismarck zu reden — „in den Sattel 
gehoben“ und hat bereits eine glänzende Probe abgelegt, 
daß es „reiten kann“ und feſt im Sattel ſitzt. Das neue 

deutſche Kaiſerthum der Hohenzollern hat ſogleich in 
ſeinem Beginn die blutige Weihe eines großen, ſiegreich 
und ruhmvoll geführten Krieges erhalten, ja es iſt aus 
diefem Kriege recht eigentlich hervorgegangen. Und doch 
ift dieſes neue deutſche Kaiſerthum ein aufrichtig fried- 
liebende8 und Frieden verheißendes, nicht, wie das alte 
Deutjche Reich oder der Deutſche Bund, aus Schwäche, 
vielmehr, weil es ftarf genug ift, den Frieden für fich und, 
wenn e3 fein muß, für ganz Europa zu fichern und zu 
gebieten, weil es jich aber diejer jeiner Stärke nicht über- 
hebt, weil e3 jedem feiner Nachbarn die freieſte Entwiclung 
im Innern gönnt und für fich jelbft nur dafjelbe Recht, 
nicht3 weiter, in Anjpruch nimmt. 

Mögen denn — Das walte Gott! — die Beherricher 
des neuen Deutichen Reichs, die deutichen Kaiſer, fortan 
und immerfort „allzeit Mehrer des Reiches“ fein „nicht 
an friegerijchen Eroberungen, jondern an den Gütern und 
Gaben des Friedens, auf dem Gebiete nationaler 
Wohlfahrt, Freiheit und Gejittung!“ 


XXVII. 
Die exſten 25 Jahre des neuen Deutſchen Reidjs.*) 


Durch die Siege ohne Gleichen in dem Kriege von 
1870/71 und dur den Zuſammenſchluß des Nordens und 
Südens zu einer feiten Einheit war Deutſchland — das 
einft jo ohnmächtige und in fich gefpaltene Deutſchland — 
mit einem Male zu dem Range einer der eriten Groß: 
mächte Europa’3 emporgeftiegen. Nicht ohne Neid blickten 
die andern Großmächte, nicht ohne gewiffe Bejorgniffe die 
Heinern Nachbarn diejes neuen Deutihen Neih3 auf das— 
jelbe hin. Doch gelang es der ebenjo vertrauenerweden- 
den als feiten Politik Kaifer Wilhelms I. und jeines 
großen Kanzler3, die Bejorgnifje diefer lebteren zu be: 
Ihmwichtigen, mit jenen erjteren aber fih auf einen guten 
Fuß zu ftelen. Erfreuliche Zeugniffe dafür waren die Be- 


*) Das obige Schlußkapitel fol nicht eine fortlaufende Ges 
ſchichte diefer 25 Jahre geben (wie wäre das möglich bei einem Zeit— 
raum, der faft jo lang ift, wie die 30 Jahre felbit?), vielmehr nur 
eine gedrängte Meberfiht der Hauptmomente in der Ent: 
widlung de3 neuen Deutihen Reichs nah außen und 
innen, 
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juche der Könige von Schweden, Dänemark, Stalien am 
. Berliner Hofe, die Zufammenfünfte der Kaifer von Deutjch- 
land und Defterreih in Iſchl und Salzburg (1871) und 
Beider mit dem ruffiihen Zaren in Berlin (1872). Dem 
leßteren hatte Fürft Bismard — zum Dante für Die 
wohlmollende Neutralität Rußlands im deutſch-franzöſiſchen 
Kriege — einen wichtigen Dienst geleiſtet. Wejentlich 
mit jeiner Hülfe war es der rufiiichen Negierung ge 
lungen, auf einer Gonferenz von 1870 fi der Feſſeln zu 
entledigen, welche der Barifer Friede von 1856 ihr in 
Bezug auf das Halten von Kriegzfchiffen im Schwarzen 
Meere angelegt hatte. Eine Wiederannäherung zwiſchen 
Defterreih und Deutichland hatte Bismard in weiſer Vor: 
ausficht jchon 1866 angebahnt, indem er Defterreich beim 
Friedensſchluß ſchonte, namentlich jeder Forderung einer 
Gebiet3abtretung fih enthielt. E3 Fam Diejer Wieder: 
annäherung zu Statten, daß gerade 1871 Graf von Beuft, 
diefer leidenſchaftliche Feind Preußens, der 1867 aus dem 
ſächſiſchen in den öjterreichifchen Staat3dienft übergegangen 
und dort zum Minifter des Auswärtigen ernannt worden 
war, aus diejer einflußreichen Stellung ſchied und dem 
Grafen Andraſſy den Pla räumte, einem Staatömanne 
von Harem Blid, der die VBortheile einer Befreundung 
Defterreich3 mit dem neuen Deutſchen Reiche beſſer zu 
würdigen wußte. So ftand Bismard al3 eine Art von 
Mittelsmann zwischen Rußland und Defterreih, und dieſe 
Stellung bat er auch fpäter, foweit nur immer möglich, zu 
erhalten geſucht. Mit England hatte Deutjchland, jo lange 
es noch nicht Colonialmacht war, zwar nicht gleichartige, 
aber auch nicht widerftreitende Sinterefjen ; mit ihm jtand es auf 
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einem Fuß kühler Höflichkeit. Die einzige Macht, welche 
dem neuen Deutihen Reiche in unverjöhnlicher Feindichaft 
gegenüberitand, war das beſiegte Frankreich. Dort bot man 
Alles auf, zunächit um, wie man es bejchönigend nannte, 
„Frankreich in den ihm gebührenden Rang in der europäi- 
ihen Bölferfamilie wieder einzujeßen”. Das eigentliche 
Ziel diejer Anftrengungen war aber: jih an Deutichland 
zu rächen und ihm das, was man im Frankfurter Frieden 
ihm feierlich abgetreten hatte, was man aber jet ala 
„Raub“ bezeichnete, wieder abzunehmen. 

Schon nah wenig mehr als zwei Jahren hatte die 
franzöfiiche Republik die ungeheure Kriegsentihädigung von 
5 Milliarden Franc abgezahlt und damit den franzöſiſchen 
Boden von der deutichen Befabung befreit. Durch Ver— 
mehrung der Gadres und der Zahl der Negimenter, durch 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht mit Aufhebung der 
Stellvertretung, durch Errichtung einer jog. „Territorial: 
armee” nach Art der preußifchen Landwehr u. A. m. fuchte 
man die Wehrkraft des Landes auf jede Weiſe zu ver: 
ſtärken. 1874 zählte das franzöfifche Heer bereit3 471170 
Mann, 40000 Mann mehr als bisher. 

Dem gegenüber mußte auch Deutjchland feine Heeres: 
macht vermehren. Es geihah dies aber immer nur im 
Verhältniß zu der Vermehrung der franzöfifhen und jo, 
daß fie noch Tange hinter jener zurüdblieb. 1874 ward das 
deutſche Heer auf 401000 Mann gebracht (70000 Mann 
weniger als das franzöfiiche), 1880 auf 427000, 1887 
(al3 Boulanger in Frankreich Kriegsminiſter war und einen 
Krieg gegen Deutichland plante, der nur durch feinen 
Sturz vereitelt wurde) auf 468000 Gugleic) mit einer 
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Verlängerung des Dienftes in der Landwehr und im Lands 
fturm), 1890 auf 485 983, endlich 1893, infolge einer 
abermaligen Erhöhung der franzöfiichen Armeeziffer, auf 
557093 Mann, diesmal unter Verwandlung der dreijährigen 
Dienitzeit in eine zweijährige. Erſt da ward die deutjche 
Friedenspräſenz etwas ftärker, al3 die franzöſiſche (543908 
Mann), während jie hinter der ruſſiſchen (780944 Mann) 
bedeutend zurücdblieb. 

Man hat fih in Frankreich darin gefallen, die deutjche 
Politif als immerfort zum Angriffe gegen Frankreich bereit 
darzuftellen. Insbeſondere hatte ſich das Gerücht gebildet, 
(welches noch jegt ab und zu wieder auftaucht), 1875 habe 
Deutichland auf dem Sprunge geftanden, Frankreich mit 
Krieg zu überziehen, und jei davon nur dur Rußland 
abgehalten worden. Mllerdings hatte damals der deutjche 
Generalftab und Moltke ſelbſt die Anjicht ausgefprocen, 
daß, da Frankreich doch den Krieg gegen Deutichland vor- 
bereite, e3 beffer fei, ihm zuvorzufommen und den Krieg 
jest zu beginnen, wo Frankreich, in einer Umbildung feines 
Heerweſens begriffen, noch nicht Friegsbereit jei. Allein 
Fürſt Bismard mies diejen Gedanken entſchieden zurüd 
und drang in den Kaiſer, dem Generalitabe jede Einmiſchung 
in die auswärtige Politik zu unterlagen. Inzwiſchen hatte 
der franzöſiſche Gefandte in Berlin, Gontaut-Biron, davon 
gehört und fih in feiner Angſt nah Petersburg gewandt, 
und der ruffiiche Minifter des Auswärtigen, Fürft Gort: 
ſchakow, hatte diefe Gelegenheit benußt, um ſich michtig 
und bei den Franzoſen beliebt zu machen; er hatte ver- 
breitet, Deutjchland ſei durch feine Bemühungen vom 
Kriege zurücgehalten worden. Ms Fürft Bismard beim 
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nächſten Bejuche des Zaren Alerander II. in Berlin jich 
darüber bejchwerte, jagte der Zar: „Sie wiffen ja, daß ort: 
ſchakow toll vor Eitelkeit ift“.*) 

Schon die Kriege mit Dänemark (1848 und 1864), 
vollends der Krieg von 1870 hatten die Nothwendigkeit 
der Errichtung einer Seemacht zum Schutze der deutjchen 
Küften und der deutſchen Schifffahrt erwiefen. Mit be: 
deutenden Geldopfern ward eine ſolche gejchaffen. Das 
Deutjche Neich beſitzt dermalen 14 große gepanzerte Schlacht: 
Ihiffe, 13 andere Panzerfahrzeuge, 10 Kreuzercorvetten, 
I Kreuzer, 12 Kanonenboote und Aviſos und etwa 100 
Torpedoboote. Die Trefflichfeit der deutſchen Kriegsflotte 
in Bezug auf ihre Ausrüftung und Bemannung ward von 
den Offizieren der bei der Einweihung des Nord-Oſtſee-Kanals 
anweſenden fremden Kriegsſchiffe rückhaltlos anerkannt. 

Sogleich nach dem Frieden von 1871 hatte die deutſche 
Regierung aus der franzöſiſchen Kriegsentſchädigung be— 
deutende Summen zu Kriegsrüſtungen für künftige Fälle 
verwendet, ſo 120 Mill. Mk. zu einem feſtgelegten Kriegs— 
ſchatz (an Stelle des preußiſchen von 90 Mill.), ſo 655 Mill. 
für Feſtungen, Marine, Wiederherſtellung des Kriegs— 
materials, Ankauf und Ausſtattung ſtrategiſcher Eiſenbahnen 
und dal. m. — neben dem Invalidenfonds von 561 Mill. ME. 

So fonnte Bismard in feiner weltgeſchichtlichen Reichs— 
tagsrede vom 6. Februar 1888 getroften Muthes ausſprechen, 
daß Deutichland nöthigenfall® auch zwei Gegnern gewachien 





*) 9, Blum in feinem Buche „Das Deutjche Neich unter Fürst 
Bismarck” hat dieſen Vorgang nach vertraulichen Mittheilungen Bis- 
mard3 jelbit richtiggeitellt. 

K. Biedermanı, Dreißig Jahre deutſch. Gef. II. 35 
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jein würde, und fonnte mit jenen Worten jchließen, die 
inner und außerhalb Deutſchlands einen jo gewaltigen 
Eindrud hervorbrachten: „Wir Deutſche fürchten Gott und 
fonft Nichts auf der Welt.” 

In den legten zehn Jahren hatten jich Die politiichen 
Zuftände allerdings wejentlih geändert. Das Verhältniß 
zu Rußland, das lange ein jo gutes gemejen, hatte 
plöglich eine Trübung erfahren. Rußland hatte 1877 einen 
Krieg mit der Türkei begonnen und war daraus nad) manchen 
MWechielfällen als Sieger hervorgegangen. Es hatte im Frieden 
von St. Stephano der Türkei Bedingungen auferlegt, gegen 
welche, al3 das europätiche Gleichgewicht verrüdend, England 
und Defterreih Einſpruch erhoben. Auf den Wunſch dieſer 
beiden Mächte und mit der Zuftimmung Rußlands jelbit 
hatte Bismard einen Congreß berufen. Auf diefem Con: 
greß, der 1878 unter jeinem Vorſitz in Berlin tagte, hatte 
er in jelbitlofefter Weife (wie er e3 ausdrüdte) „den ehr- 
lichen Makler gemacht,“ hatte jogar mehrfah Rußlands 
Sache vertreten. Nichtsdejtoweniger zeigte ſich bald eine 
itarfe Verftimmung gegen Deutjchland in den diplomatischen 
Kreifen und in der Preſſe Rußlands; es fanden auch Ver: 
ichtebungen von Truppen aus dem Innern Ruflands nad) 
den Weſtgrenzen jtatt; endlich verlangte Zar Merander II. 
in einem Briefe an einen Oheim, den Kaifer Wilhelm, 
in jehr beftimmten Ausdrüden, daß bei Ausführung der 
Beihlüffe des Congreſſes der Bevollmächtigtef Deutſchlands 
genau jo ſtimmen jolle, wie der ruſſiſche, drohte im gegen: 
theiligen Falle jogar nicht undeutlich mit Krieg. 

Da reifte Bismard ſchleunigſt nah Wien und ver: 
jtändigte ſich perſönlich mit Andraffy über ein Schub: 
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bündnig Deiterreich- Ungarns mit Deutichland. Am 
7. October 1879 ward ein folches unterzeichnet. Durch den 
Zutritt Italiens im Jahre 1883 erwuchs dieſes Bündniß 
zu jenem „Dreibund“”, der, erit 1887, dann wieder 1891 
(diesmal auf 6 Jahre) erneuert, eine jo wichtige Rolle in 
der großen europäiſchen Bolitif jpielt. Derfelbe verpflichtet 
Deutfchland und Defterreich zu gegenfeitiger Hilfeleiſtung, 
fall3 einer diejer Staaten von Rußland angegriffen würde, 
und ebenjo Deutjchland und Stalien gegenüber Frankreich. 

Indem jomit der Dreibund einen Angriff Frankreichs 
oder Nußlands auf eine der Bündnigmächte erjchwert, 
während diefe Mächte bei einem Angriffsfriege ihrerjeits 
feine Hilfe von ihm zu erwarten haben, bildet er offenbar 
eine ftarfe Bürgſchaft für die Erhaltung des europäiſchen 
Friedens. 

Troß dieſer Dedung durch den Dreibund vermied 
Fürſt Bismard jorgfältig alles, was der ruſſiſchen Regierung 
Anlaß zur Feindichaft gegen Deutichland hätte geben können. 
Er beobachtete eine ftrenge Zurüdhaltung in der bulgariichen 
Frage, an welcher Deutichland Fein unmittelbares Intereſſe 
hatte. Als der von den Bulgaren zum Fürften erwählte 
Alerander von Battenberg durch ruſſiſche Intriguen ver: 
trieben ward und in Deutichland zahlreihe Stimmen ver: 
[angten, das Reich jolle fich des deutſchen Fürften annehmen, 
verwies Fürft Bismard diejelben mit jenem bekannten 
Ausſpruche zur Ruhe: „Bulgarien jei nicht die Knochen 
eined pommerfhen Landwehrmannes werth.“ Ebenio ent: 
hielt er fih einer Anerkennung des dann gemählten Ser: 
dinand von Coburg, weil, wie er erflärte, nach den Berliner 
Abmahungen Rußland dabei das erfte Mort zu fprechen habe. 

35* 
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Sp gelang es ihm, nah dem gewaltfamen Tode 
Aleranders I. deſſen Sohn, Alerander II, troß des 
Deutſchenhaſſes einer ſtarken Partei in Rußland bei einer fried- 
lihen Stimmung zu erhalten. Als durch eine von Frankreich 
aus veranlaßte Fäljchung von Papieren dem Zaren der Ver— 
dacht beigebradht worden war, Fürft Bismard habe zwei: 
deutig gegen ihn gehandelt, wußte diefer in einem perſön— 
lihen Zwiegeipräh mit ihm bei einem Bejuche defjelben 
in Berlin einen ſolchen Verdacht jo ſchlagend zu widerlegen, 
daß Mlerander III. jagte: „jo lange der Fürft Kanzler 
fei, werde er der deutjchen Politik unbedingt vertrauen.” 

Auf die Erhaltung des guten Ginvernehmens mit 
Rußland legte Fürft Bismard darum jo großen Werth, 
weil er wußte, Frankreich werde fich wohl hüten, Krieg mit 
Deutichland anzufangen, jo lange es nicht des Beiftandes dieſer 
Macht verjichert jei, dagegen ſofort losbrechen, wenn e3 
auf einen folchen rechnen dürfe. Es gelang ihm auch, zwijchen 
Rußland und Defterreich troß der fich bisweilen Freuzenden 
Intereſſen beider Mächte ein leidliches Verhältniß zu er- 
halten, ſogar eine nochmalige Dreifaiferbegegnung (1884 in 
Skierniewigze), zu Stande zu bringen. 

Seitdem Deutſchland in die Reihe der Seemächte ein- 
getreten war, Eonnte es auch feinen Angehörigen bei ihrem 
Aufenthalt und Verkehr jogar in den ferniten Welttheilen 
einen kräftigen Schuß angedeihen laſſen. Wenn früher der 
Bürger eines deutſchen Einzelitaates (jelbit Preußen nicht 
ausgenommen), jo oft ihm in der Fremde eine Gefahr 
drohte oder ein Unrecht geichah, rath- und ſchutzlos daſtand, 
jo weiß der Deutſche, daß in jedem jolden Falle das 
mächtige Deutihe Neich hinter ihm fteht nicht blos mit 
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feinen Gejandten und Conſuln, jondern nöthigenfalls auch 
mit feinen Kriegsichiffen und Kanonen. Schon öfters hat 
fih diefer Schuß wirkſam erwieſen, noch jüngst gegenüber 
dem Sultan von Marokko. Durch eben jene Entwidelung 
zu einer Seemacht ift das Deutihe Reich in den Stand 
geiegt worden, Colonien zu erwerben, um zunächſt Handels— 
niederlaffungen dajelbit anzulegen, ſpäter vielleicht die Aus: 
wanderung aus Deutichland dorthin zu lenken. 

In der Colonialpolitif befolgte Fürft Bismard denjelben 
Grundſatz, nach welchem vor Zeiten die deutſche Hanja ver: 
fuhr. Nicht, wie die Franzojen es machen, ging er darauf 
aus, Landftriche zu erwerben, um fie mit Beamten, Garnifonen 
und anderen ftaatlihen Einrichtungen zu verjehen und nun 
abzuwarten, ob Handel und Verkehr fich dahin wenden würde; 
vielmehr ließ er unternehmende Kaufleute oder ganze Handels- 
gejellichaften al8 Pioniere deuticher Cultur vorausgehen und 
Niederlaffungen gründen; war dies geſchehen, dann ftellte 
er ſolche unter den Schuß des Reiches, wobei eine jpätere 
Uebernahme derjelben in die eigene Verwaltung des Reichs 
vorbehalten blieb; leßteres ift rückſichtlich Oſtafrikas neuer: 
dings erfolgt. 

Eine erſte günjtige Gelegenheit diefer Art, die dem 
Reihe angebotene Uebernahme der Anfievelung des in 
Bankerott geratbenen Hamburger Haufe Godefroy auf den 
Samoainjeln, mußte ungenußt bleiben, weil der Reichstag 
das Geld dazu verweigerte; doch ward jpäter wenigftens jo viel 
- durch Berträge mit den anderen betheiligten Seemächten 
erreiht, daß die Samvainjeln für neutral und dem 
Handelsverfehr jeder Nation gleichmäßig geöffnet erklärt 
wurden. 
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In Afrifa ward zuerft im Südweſten das Gebiet von 
Angra-PBequena durch die Firma Lüberiß, das von Togo 
und Kamerun durch die Firma MWoermann für deutjche An— 
fiedelungen gewonnen. Im Dften verhandelte eine oft: 
afrifaniihe Gefelichaft mit dem Sultan von Sanfibar über 
die Ermwerbung des Küjtenlandes bis zum Tanya-See. 
Noch andere deutſche Anfiedlungen entitanden auf zwei 
Snieln im Stillen Dcean, Neuguinea und Neubritannien, 
(„Kaifer:Wilhelm3:Land” und „Bismard:Archipel”), beide 
unter der Verwaltung der „Neu-Guinea-Geſellſchaft“. 

Die deutſchen Gebiete in Dit: und Weftafrifa umfaſſen 
zufammen ein Gebiet von etwa 40000 D’Meilen, das tft vier- 
mal fo viel wie das Gebiet des Deutichen Reichs. Sie 
erweifen jih zum Anbau von Tabaf, Kaffee, Vanille, 
Kokosnüſſen, Zuder als geeignet. Ihr Handel mit Europa 
beträgt ſchon jetzt (Ein und Ausfuhr zufammengerechnet) 
jährlih etwa 13 Mil. ME., ungefähr ebenjo viel der mit 
Indien. Ob die Meldungen von der Auffindung von Gold 
und (was wichtiger wäre) von Kohlen fich beftätigen, bleibt 
abzuwarten. Zur Förderung der deutichen Schifffahrt dort- 
bin jo wie nad SHinterafien hat das Reich dem Bremer 
Lloyd für jeine fchnellfegelnden Dampfer Geldunterftügungen 
gewährt und dadurch einen großen Theil diejes Verkehrs den 
Engländern entzogen. In Dftafrifa ift mit dem Bau vor 
Gifenbahnen begonnen worden. Die Hauptorte: Darzeg- 
Salam, Bagamoyo, Tonga, Ujamba wachen und zeigen 
bereit3 Spuren europäijcher Euftur. Die deutichen Colonial: 
bejtrebungen ftießen bei den älteren Golonialftaaten, ins: 
bejondere England, auf eine wenig günftige Stimmung, und 
e3 bedurfte der ganzen Energie und des gewaltigen An— 
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ſehens des Fürſten Bismarck, um die Rechte und Inter— 
eſſen Deutſchlands gegen die engliſche Colonialpolitik zu 
behaupten. Seinem diplomatiſchen Geſchicke gelang es auch, 
zwei wichtige Erfolge zu erringen, die Mitwirkung der 
Seemächte zur Unterdrückung des Sklavenhandels in Afrika 
und die Oeffnung des Kongoſtaates für den Handel aller 
Nationen. 

Zur Verwaltung der colonialen Angelegenheiten ward 
in Berlin ein Colonialrath und eine beſondere Colonial— 
abtheilung im Auswärtigen Amte geſchaffen. 

Auf europäiſchem Boden hat das junge Deutſche Reich 
zwei hochbedeutfame Culturaufgaben theils löſen helfen, 
theil3 mit feinen alleinigen Kräften gelöft.! Es hat zum Baue 
der Gottharbbahn und zur Durchſtechung des St. Gotthard 
behufs Heritellung einer directen Verkehrsſtraße von Deutſch— 
land durch die Schweiz nad Italien einen Beitrag von 
20 Mill. ME. geleiftet, und e3 hat mit einem Aufwande 
von nahezu 160 Mill. Mk. (wozu Preußen 50Mill. Mk. fteuerte) 
den Nord-Oſtſee-Kanal gebaut, der für den Handelsverkehr 
zwiſchen dieſen beiden Meeren von größter Wichtigkeit 
iſt, indem er demſelben einen ſchnelleren und gefahrlojeren 
Weg, als den durch den Sund, eröffnete, und der zugleich 
der deutſchen Kriegsflotte die Möglichkeit gewährt, in der 
Nord- und Oſtſee zugleich handelnd aufzutreten. 

Der inneren Geſtaltung des Reiches hatte ſchon der 
Nordbund wirkſam vorgearbeitet. Der norddeutiche Reichs: 
tag und das Bollparlament hatten eine Neihe von Gejegen 
erlaffen und allerhand Einrichtungen getroffen theils vom ein- 
beitlihen, theil$ vom freiheitlihen Standpunkte aus. Als 
Anfänge einer deutichen Rechtseinheit fand das Reich vor: 
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dag deutjche Strafgejetbuch, die (von den Regierungen früher 
vereinbarten, num auf den Norddeutfchen Bund übernommenen) 
gemeinfamen Grundzüge eines Handelsgeſetzes und eines 
MWechjelrecht3, endlich ein Bundesoberhandelsgericht. An— 
fnüpfend an dieſe Anfänge, beſchloß der Reichstag 1875 
den Ausbau einer einheitlihen Geſetzgebung auf allen Ge- 
bieten des Rechts. Im Laufe der nächſten Jahre Famen 
dann Civil- und Criminalprozeßordnung, Concursordnung 
und Gerichtsverfaffungsgefeß zu Stande. 1879 trat an 
die Stelle des Bundesoberhandelsgerichts ein Reichsgericht. 
Der einzige noch ausftehende Theil diefer Juſtizgeſetze, das 
„Bürgerlihe Geſetzbuch“, zweimal in fahmännifchen Come 
miffionen, dann im Bundesrath durchberathen, fieht jeinem 
Abſchluß durch den Neichstag entgegen. Ein Reichspreß— 
gejeß erjchten 1874, wogegen mit dem Vereinswejen Die 
Reichsgeſetzgebung ſich noch nicht befaßt hat. | 

Auf volkswirthſchaftlichem Gebiete war ſchon Durch Die 
Geſetzgebung des Norddeutichen Bundes mit dem Unmejen 
der vielen Maße und Gewichte aufgeräumt worden. Der 
Meter war zur Grundlage für die Berechnung Der 
Längen, Flächen: und Körpermaße jowie des Gewichts 
erklärt, da3 Decimalfyftem in allen Beziehungen durch— 
geführt. Auch mit der Befeitigung der verderblichen 
Bapierwirthihaft war ein Anfang gemadt. Durch die 
Reichsgeſetzgebung ward das Bapiergeld der Einzelitaaten 
gänzlich in Wegfall gebracht, an defjen Stelle Reichspapier: 
geld im Betrage von 175 Mill. ME. geſchaffen und- davon 
die Summe von 120 Mill. ME. an die Einzelitaaten, je 
nach) ihrer Bevölkerung, vertheilt. Die Meberfüllung des Geld: 
marktes mit Banknoten ward eingeſchränkt. Von den etwa 


1%, Milliarden ME. Noten, welche bisher die Banken aus— 
gegeben hatten, blieben nur 135 Mill. ME. aufrechterhalten 
und wurden auf die damal3 vorhandenen 34 Banken ver: 
theilt. Zugleich ward eine Reichsbank errichtet, die, auf 
„Antheilsicheine” gegründet, von der Neichgregierung nicht 
verwaltet, aber beaufiihtigt wird. Statt der fünf Münz— 
füße, die es bis dahin in Deutichland gab, ward als 
alleinige Münze die Mark feſtgeſetzt, ſtatt der Silber— 
währung die Goldwährung eingeführt. 

Einer der wichtigiten Fortichritte in volkswirthſchaft— 
licher Hinficht war die Vereinheitlihung und Bervolllommnung 
des Poſtweſens. 1867 hatte der Norddeutiche Bund Die 
alte Neichspoft von Thurn und Taris gegen eine Ab- 
findung von I Mill. ME. an ſich gebracht. Seit der Grün: 
dung des Reichs gab es im ganzen Umfange desjelben ein 
gleichmäßig verwaltetes Poſtweſen. Bayern und MWürttem: 
berg bebielten zwar (nach ihren Verträgen mit dem Nord: 
deutſchen Bunde) ihre befonderen Boftverwaltungen, nahmen 
aber diejelben Einrichtungen an, welche in der Reich3poft- 
verwaltung bejtehen. An die Spite der Lebteren ward 
ein Mann geitellt, der ein jeltenes organifatorifches Talent 
bejigt, der Generalpoftmeifter von Stephan. Ihm verdantt 
man die Einführung der Correſpondenzkarten, deren Zahl 
fich gegenwärtig auf 400 Millionen. im Jahre beläuft, ihm 
die Poftaufträge, die von Mill. im Jahre 1870 auf 
> Mill. im Jahre 1893 ftiegen, ihm die Erleichterung und 
Verwohlfeilerung des Padetverkehrs, durch welche dieſer fich 
von 32 auf 100 Millionen Stück erhob, ihm vor Allem 
die Gründung des Meltpoftvereins, dieſer wahrhaft 
ftaunensmwerthen Culturjchöpfung, der gegenmärtig ein 
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Gebiet von 700000 IDMeilen und eine Bevölkerung von 
300 Millionen umfaßt und durch den es ermöglicht worden 
ift, daß heutzutage ein Brief für 20 Pfennige, eine Poſt— 
farte für nur 10 Pfennige bis nad) Auftralien, Indien u. }. w. 
geht, während vor nicht 50 Jahren ein Brief innerhalb 
der Grenzen Deutfchlands oft das Drei- bis Fünffache davon 
koſtete. Durch ſolche und andere Verbeſſerungen hat das 
deutſche Poſtweſen in diefen 25 Jahren einen wahrhaft 
folofjalen Aufihwung genommen. Die Zahl der Briefe ift 
von 7 Millionen in 1866 auf 78 Millionen geftiegen, 
der Geldumfag in Poſtanweiſungen von nicht ganz 2 Mill. 
auf 160 Millionen, die Zahl der Telegramme von 730000 
auf 6 Millionen, die der Telegraphenämter auf 20000, 
von denen 8632 mit Ferniprechitellen (Telephonen) ver: 
bunden find. Die Zahl der Boftanftalten wuchs von 4600 
auf 26000; jelbit Kleine Orte haben meijt Roftverbindungen, 
das flahe Land wird durch 26000 Briefträger verforgt. 
Und bei jolch’ ungeheurem Apparat, der im Dienfte des 
correfpondirenden Publicums arbeitet (da3 geſammte Per: 
ſonal der Poſt ift von 45000 auf 150000 Köpfe geftiegen), 
geben Bot und Telegraph dennoch dem Reiche einen jähr: 
lichen Ueberſchuß von ungefähr 28 Mill. ME. 

Gern hätte Fürft Bismard auch das Eifenbahnwejen 
vereinheitlicht. Allein fein Plan eines Reichseiſenbahn— 
weſens ftieß auf Widerjtand, und jo mußte er ſich begnügen, 
durch einzelne Geſetze und Einjegung eines Eijenbahnamtes 
wenigſtens auf möglichſte Gleichartigfeit im Bau und Ber 
trieb der Eifenbahnen, zumal ſoweit ein ftrategiihes In— 
tereffe in Frage kam, hinzuwirken. Für die Schifffahrt 
ward eine ebenfolche Gleichartigfeit hergeſtellt. Alle deutichen 
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Handelsichiffe müſſen unter der Reichsflagge jegeln und 
find gewiffen gemeinfamen Anordnungen unterworfen. Die 
Schifffahrtszölle auf der Elbe wurden aufgehoben. 

Auf dem Gebiete des Patentwejens hatte Deutſchland 
bi3 zur Gründung des Reiches Hinter anderen Induſtrie— 
ftaaten, zumal England, bedeutend zurüdgejtanden. Es 
gab wohl Patente für einzelne deutſche Staaten, aber nicht 
für das ganze Deutjchland. Durch das Patentgejeß von 
1877 (das 1890 eine Berbefferung erfuhr) und die Er- 
richtung eines Neichspatentamt3 ward dieſe Lücke aus: 
gefüllt. Dem Patentamt wurde 1891 auch die Hand: 
habung des Marken: und Mufterfhuges anvertraut. Die 
Zahl der bei diefer Behörde nachgeſuchten Patente war 1878 
5949, die der ertheilten 4200; 1894 waren dieſe beiden 
Zahlen 14964 und 6280. Im Ganzen wurden jeit dem 
Beitehen des Patentamtes nachgefuht 172150 Patente, 
ertheilt 79620. Bon leßteren fallen etwa 2/, auf das 
Smland, 15 auf das Ausland. Gebrauchsmufter wurden 
angemeldet in der furzen Zeit von 1891 bis 1894 57774. 
Zum Schuß des Urheberrechts an literarifchen, muſikaliſchen, 
dramatiſchen, künſtleriſchen Werken hatte ſchon der Nord: 
deutiche Bund am 11. Juli 1870 ein Geſetz erlaſſen. Für 
die Gejundheitspflege wurde ein Neichsgefundheitsamt er: 
richtet, welches für die Ueberwachung des Verkehrs mit 
Nahrungsmitteln und Arzneien, die Ergreifung von Maßregeln 
gegen Gpidemieen 2c. zu forgen hat. So bleibt für die 
einheitlihe Geftaltung aller der Verhältniffe im Reiche, 
die einer jolchen bedürftig und fähig find, kaum etwas zu 
wünſchen übrig. | 

Nach der freiheitlichen Seite hin war die Gejeßgebung 
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des Norddeutihen Bundes beinahe noch fruchtbarer ge- 
weſen, al3 nach der einheitlichen. Hier galt eg, mit vielem 
Veralteten aufzuräumen, viele Verfäumnifje der bisherigen 
Gejeßgebung gutzumachen. So wurden die Pladereien 
des Paßweſens befeitigt, die Schuldhaft abgeichafft, Die 
Beichlagnahme des Arbeitslohnes durch Gläubiger an ſehr 
befchränfende Bedingungen geknüpft, das Verbot der Ver: 
einigung („Coalition“) von Arbeitern und der gemeinfamen 
Arbeitseinftellung (Strifes) aufgehoben, die Unterftügung 
Verarmender durch die Gemeinde oder den Bezirk beſſer 
geregelt, die Gleichitellung der Angehörigen aller Glaubens: 
befenntniffe (alfo au) der Juden) in Bezug auf die Aus: 
übung bürgerlicher und ftaatsbürgerliher Rechte, insbe: 
ſondere des Wahlrecht3 und des Rechts zur Bekleidung 
öffentlicher Nemter, verfündigt. Die Uebernahme aller 
diefer Gejeße auf das Reich fand feinen Anftand. Eben: 
ſowenig felbjtverftändlicherweife die Aufhebung ſämmtlicher 
öffentlicher Spielbanken. Auch das Geſetz wegen der Bes 
freiung der Eheſchließung von polizeilichen Beſchränkungen, 
namentlih von dem Einſpruchsrecht der Gemeinde wegen 
zu niedrigen Alters oder nicht ganz geſicherten Lebens— 
unterhalts, ward gutgeheißen, obſchon Diejes zwar manche 
Vebeljtände bejeitigte, aber auch manche leichtiinnig verfrühte 
Eheſchließung zur Folge hatte. Die Aufhebung der alten 
Wuchergefebe, Soweit fie die Höhe des Zinsfußes 
normirten, ward beibehalten, allein an ihre Stelle trat ein 
Neichsgejeb von 1880, welches Denjenigen mit Strafe be: 
droht, der die Nothlage eines Berjchuldeten mucheriich 
ausbeuten würde. Der Norddeutiche Bund hatte 1869 
eine auf den Grundſatz der Gemerbefreiheit gebaute Ge— 
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werbeordnung erlaffen. Die alte Zunftverfaffung mit 
ihren Zwangsinnungen, ihrem Meifterrecht, Wanderzwange ꝛc. 
war aufgehoben; dagegen hatte ein Gejeb über die Er— 
werbsgenoſſenſchaften (Vorjchußvereine u. dal) den Ge: 
werbetreibenden, bejonders den Kleinen, die Erlangung von 
Mitteln zu ihrem Fortlommen erleichtert. Diejer Theil 
der freiheitlichen Gelebgebung des Norddeutichen Bundes 
fand im geſammt-deutſchen Neichstage viel Anfechtungen. 
In einzelnen Punkten, wie betreff3 einer Regelung des 
Lehrlingsmwejens, eines Zuſammenſchließens der Gewerbes 
treibenden des gleichen Faches in freie Innungen, fanden 
Abänderungen der Gewerbeordnung Statt. Die Wieder: 
einführung des Befähigungsnachweijes erlangte gleichfalls 
eine Mehrheit im Neichstage, ward aber vom Bundesrathe 
beharrlich abgewieſen. 

Die Handelspolitif des Reiches hat zweimal einen 
Wandel erfahren. Bis 1878 vorwiegend freihändlerijch, 
von da an ſchutzzöllneriſch, lenkte fie 1891 durch die mit 
Deiterreich-Ungarn, Stalien, der Schweiz, Belgien, Rumänien, 
Rußland abgeichloffenen Handelsverträge wieder in Die 
früheren Bahnen ein. 

Nah dem Kriege von 1866 war der Zollverein 
zwijchen den Staaten des Nordbundes und den ſüddeutſchen 
Staaten erneuert worden. 1871 ging derjelbe im Reiche 
auf. Nur Hamburg und Bremen blieben vor der Hand 
noch außerhalb der Zolllinie; erſt fpäter traten ſie, 
Bremen 1884, Hamburg 1888, in diejelbe ein, wobei 
ihren aber die Füglichkeit gewährt ward, gewiſſe 
Sreihafeneinrichtungen zu treffen. Hamburg, für welches 
diefe Einrichtungen mit großen Koſten verbunden 
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waren, erhielt als Zufhuß dazu vom Reiche 40 Millionen 
Mark. 

Der Zollverein hatte 1863 einen Handelövertrag mit 
Frankreich geſchloſſen, Durch welchen die, ohnehin nicht hohen 
Eingangszölle großentheils noch ermäßigt wurden. Zwar 
erlojch diejer Vertrag durch den Krieg von 1870; allein 
die freihändleriihe Richtung blieb auch in der Zollgeſetz— 
gebung des Reich! anfangs überwiegend. 

Inzwiſchen begann um die Mitte der 70er Jahre die 
Lage der deutſchen Induſtrie jehr ungünftig zu werden. 
Durch das plötzliche Einftrömen der fünf Milliarden war 
ein Starker Meberfluß an Geld entitanden. Die Verwendung 
desjelben zu Anſchaffungen aller Art, zur Anlegung von 
Eijenbahnen und dergleichen mehr hatte den Speculations- 
trieb aufs Neußerfte angereizt. So begann jene „Schwindel: 
periode”, wo „das Geld auf der Gaffe lag”, wo alle 
Preiſe in die Höhe getrieben wurden und in allen Induſtrie— 
zweigen eine Weberproduction eintrat, die zulekt zu einem 
um To ftärferen Rückſchlag führte. Die anderen Staaten 
hatten inzwiſchen entweder ihre Schutzölle beibehalten, oder 
waren, wie Frankreich, zu ſolchen zurüdgefehrt. Lebteres 
zahlte ſogar manchen feiner Induſtrieen, 3. B. der Eiſen— 
industrie, Ausfuhrprämien. Es war daher auch die deutjche 
Eijeninduftrie, die zuerft einen „Schub der nationalen 
Arbeit” verlangte. Andere Induſtrieen jchloffen ſich ihr 
an, und jo begann allmählih auf der ganzen Linie eine 
ſtarke jchußzöllneriiche Bewegung. Die Landmwirthichaft fing 
auh an, zu Hagen, daß durch den Wettbewerb folcher 
Länder, welche, durch bejondere Verhältniſſe begünftigt, 
billiger producirten, die Preife der landwirthſchaftlichen Er: 
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zeugniffe unmäßig gedrüdt würden. Fürſt Bismard, der 
niemal3 nad bloßen Theorieen, jondern immer nad jtreng 
praftifchen Rückſichten auf die gegebenen Verhältnifjfe ver: 
fuhr, glaubte ſich dieſen Klagen nicht verjchließen zu Dürfen. 
Auch Famen die von einem Steigen der Grenzzölle zu er- 
boffenden Erträgniffe feinen Wünſchen nach Erhöhung der 
Reichseinnahmen entgegen. 

So legte er dem Reichstage von 1879 einen Geſetz— 
entwurf vor, der die beitehenden Eingangszölle erhöhte und 
neue (auf Eijen, Nutzholz, Getreide, Vieh, Fleiſch u. |. w.) 
binzufügte. Dieſer jchußzölfnerifche Tarif fand eine Mehr: 
heit im Reichstage. Die landwirthichaftlichen Zölle wurden 
jogar zweimal, 1885 und 1887, noch weiter erhöht, im 
legteren Jahre auf 5 ME. für 100 Kilogramm vom Weizen, 
halb joviel vom Roggen und anderen Getreidearten. 

Im Jahre 1891 trat abermals eine Wendung in den 
wirthichaftlichen Berhältniffen ein. Durch die Mac-Kinley: 
bill jperrten fich die Vereinigten Staaten (diejer bis dahin 
beite Abſatzmarkt für eine Menge der deutichen Induſtrie— 
erzeugniffe) faſt gänzlich ab; Frankreich erhöhte feine Schuß: 
zölle, Rußland desgleichen; jogar die ſonſt freihändleriiche 
Schweiz folgte theilmeife auf diefem Wege; es war, als 
jollte die deutjche Induſtrie gänzlich von den ausländifchen 
Märkten ausgejhlofien und lediglich auf den Verbrauch im 
Inlande eingejchränft werden. 

Als das einzige Mittel der Abhilfe dagegen erſchien 
der Abſchluß von Handelöverträgen, und jo wurden folche 
mit den früher genannten Staaten vereinbart, wobei freilich, 
da die Ausfuhr dieſer Länder hauptfählih in Bodenerzeug- 
niſſen beftand, die deutiche Landwirthichaft vorzugswetie Die 
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auf Weizen ward von 5 ME. auf 31/, ME. herabgejekt. 

Aber auch manche Induſtriezweige Klagen, daß ihre 
Intereſſen beim Abſchluß der Handelsverträge nicht genug: 
jam gewahrt worden jeien — weder „von der Regierung, 
noch vom Reichstag, welch” letzterer allerdings in unge: 
wohnter, faſt überftürzender Eile diefe Verträge durchberieth 
und genehmigte. Dagegen hat in anderen Jnduftriezweigen 
ein fichtliher Aufihwung und in dem ganzen Berfehr 
Deutjchlands mit dem Auslande eine entſchiedene Beſſerung 
ftattgefunden. Das beite Zeugniß dafür find die Klagen, 
welche englifche und franzöfiiche Blätter darüber führen, dat 
die deutiche Induſtrie der ihren einen immer gefährlicher 
werdenden Wettbewerb mache, und zwar nicht blos auf 
dritten Märkten, ſondern in ihren eigenen Ländern. 

Das Finanzweien des Reichs war durch die Reichs— 
verfaffung in der Weije geregelt, daß der Bedarf des 
Reiches zunächſt durch die Einkünfte aus Zöllen, Verbrauchs: 
ſteuern, Bolt u. ſ. m. gededt, der Fehlbetrag aber von den 
Einzelftaaten durch jogenannte „Matricularbeiträge” ergänzt 
werden jollte. Fürſt Bismard ging darauf aus, das Reich 
möglichit unabhängig von den Einzelitaaten zu machen und 
auf eigene Einnahmen zu jtellen. Mlein er ftieß dabei aur 
mebrjeitigen Widerſpruch. Die Liberalen wollten Die 
Matricularbeiträge nicht aufgeben, weil fie in deren jähr: 
licher Bewilligung ein wichtiges Recht des Neichstages er- 
blidten, da die einmal feitgelegten Zölle und Verbrauchs- 
jteuern ohne eine ſolche Bewilligung weiter erhoben werden. 
Gegen die Steigerung der Zölle und Steuern auf bejtimmte 
Verbrauchsgegenftände (wie Tabak, Branntwein, Bier) 
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fträubten fich jedes Mal die davon Betroffenen, und fie 
fanden im Neichstage fait immer warme Fürjpredher. So 
fam es, daß nicht allein die von Bismard geplanten 
Monopole auf Tabak und Brammtwein (von denen er fich 
bedeutende Einnahmen verfprach) Feine Mehrheit im Reichs— 
tage fanden, jondern daß auch eine Erhöhung der Abgaben 
auf ſolche Verbrauchsartikel, die nicht zu den eigentlichen 
Lebensbedürfniffen gehören und die doch, ihres Mafjenver- 
brauchs halber, große Einnahmen verjpradhen, nur mit 
Mühe und nur in jehr bejcheidenem Maaße durchgejeht 
werden konnte. Während die Tabakiteuer in Stalien 
253 ME. auf den Kopf der Bevölkerung beträgt, in Defter- 
reich 3,41 ME., in England 4,08 ME, in Frankreich 5,08 ME., 
die Branntweinſteuer in Defterreih 4,00 ME, in Frank— 
reich 5,60 ME, in England 7,20 ME, war vom deutjchen 
Reichstag nur eine Tabaliteuer von 1,68 ME. und eine 
Branntweinfteuer von 1,35 ME. auf den Kopf zu erlangen. 

Um den Bejchwerden der Einzeljtaaten über zu bobe 
Matricularbeiträge abzubelfen, ward auf dem Reichstag von 
1879 auf den Antrag des Abgeoroneten von Frankenitein 
(daher der Name „Frankenſtein'ſche Clauſel“) bejchloffen: 
die Grträgniffe aus den Zöllen und der Tabakſteuer 
jollten, jo weit fie die Summe von 130 Millionen Mark 
überftiegen, an die Einzelitaaten vertheilt werden. Diele 
Ueberweifungen übertrafen bisweilen an Höhe die Matricular- 
beiträge, ein anderes Mal blieben ſie dahinter zurüd. 
Bejonders jtörend iſt es aber, daß die Einzelvegierungen 
bei Feftitellung ihres Staatshaushaltes niemals willen, ob 
fie etwas vom Reiche zu befommen, oder an dasſelbe 
beraugzuzahlen haben. Daher iſt neuerdings der Gedanke 

K. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. II, 36 
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zur Geltung gelangt: es müſſe das Verhältniß zwiſchen Reich 
und Einzeljtaaten ein für alle Mal feitgeftellt und müſſe 
durch Vermehrung der unmittelbaren Reich3einnahmen mög- 
lichſt günſtig für die Einzelftaaten geftaltet werden. 

Eine Löſung dieſer, gewiß ſehr wichtigen, aber auch 
chwierigen Aufgabe (einer „Neichsfinanzs oder Reichsfteuer: 
reform”) erwartet man von dem neuen preußifchen Finanz: 
minifter Dr. Miguel. 

Das Jahresbudget des Deutichen Reiches für 1894/5 
betrug in Ausgaben und Einnahmen 1286536 000 ME. Bon 
den Einnahmen entfielen auf Zölle und Verbrauchsſteuern 
621935560 ME, auf Matricularbeiträge 397 497420 ME. 
Unter den Ausgaben figurirt das Reichsheer mit 480021 905 
Mark, die Marine mit 50696124 Marf. 

Die Neichsgejebgebung der 80er Jahre hat fich vor: 
wiegend mit der jocialen Frage beichäftigt, d. h. der Frage, 
wie die Lage des Arbeiterftandes zu verbefjern jei. 

Früher hatte eine volfswirthichaftlihe Schule (man 
nannte fie nach ihrem engliſchen Vorbild die „Mancheiter: 
Schule”) den Grundjaß vertreten, daß das Verhältnif 
zwifchen Arbeiter und Arbeitgeber fich von felbft regele, wenn 
man nur dem Arbeiter dabei möglichite Freiheit (Freizügig- 
feit, Coalitionsfreiheit) gewähre. Eine andere Schule, Die 
„ſocialiſtiſche“, Teugnete dies und erjtrebte eine völlige Um: 
geftaltung des Verhältniffes. Laffalle verwies die Arbeiter 
auf die Bildung von „Productivaffociationen”, wodurd fie 
jelbjt Unternehmer werden und den ganzen Gewinnſt von 
dem Arbeitzerzeugniß ziehen follten, forderte dafür aber 
„Staatshülfe”. Viel weiter ging die von Marx begründete 
„Internationale“ oder „Socialdemofratie”. Sie wollte alles 
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Privateigenthum in Gejammteigentbum verwandelt wiffen, 
der Arbeiter follte nicht für einen Arbeitgeber, ſondern 
für „die Geſellſchaft“ arbeiten, von diefer aber auch er: 
halten, was er zu feinem Lebensbebarf brauche. Eine dritte 
Kichtung, die der „Socialpolitifer” (man bezeichnete 
fie wohl auch, weil jie meift aus Univerfitätslehrern 
beftand, als „Kathederſocialiſten“), ftand gewiſſermaßen in 
der Mitte zwiſchen jenen beiden Richtungen; fie wollte das 
beitehende Arbeitsverhältniß nicht aufheben, verlangte aber 
vom Staate und von den Arbeitgebern, daß fie durch 
pojitive Mafregeln die Lage des Arbeiter nach Möglichkeit 
verbefjern follten. 1872 entitand ein „Verein für Social- 
politif”. Einzelne folder Maßregeln hatten in manchen deut: 
ihen Staaten ſchon früher beitanden, z. B. das Verbot der Aus: 
lohnung der Arbeiter mit Waaren oder mit minderwerthiger 
Münze, die Einfeßung von Fabrilinfpectoren, welche auf die 
Adftellung von Mißbräuchen in den fabrifmäßigen Betrieben 
zu jehen hatten u. j. w. Diejes lebte, jehr mohlthätige 
Inſtitut ward jpäter auf das ganze Reich ausgedehnt. 
Das erjte Reichsgeſetz, welches den Arbeitgebern be- 
ſtimmte materielle Opfer zu Gunften ihrer Arbeiter auferlegte, 
war das „Haftpflichtgejeß”. Dasſelbe ward infolge einer 
Petition, welche 1868 ein Kreis Nationalliberaler in 
Leipzig an den norddeutjchen Reichstag gerichtet hatte, 1871 
erlajfen. Es verpflichtete die Unternehmer von Fabriken, 
Bergwerken u. ſ. w., einen Arbeiter, der durch ihre oder 
ihrer Bevollmächtigten Schuld (mangelhafte Vorrichtungen 
u. dgl.) zu Schaden gefommen, für die Einbuße an Er— 
mwerbsfähigfeit ſchadlos zu halten, bei der Tödtung eines 
ſolchen der Familie für den Verluft ihres Ernährers Erſatz 
36% 
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zu gewähren. Dasfelbe erwies ſich aber al3 ungenügend, 
weil eine jolde Schuld ſchwer nachzumeijen war. 

Da gab der edle Kaifer Wilhelm I. die Anregung zu 
einer wirkfameren Abhilfe der Arbeiternoth durch die hoch 
berzige Botjhaft vom 17. November 1881. Darin war 
ausgeſprochen: „Der Kaifer werde mit um jo größerer Be: 
friedigung auf alle Erfolge, mit denen Gott feine Regierung 
fichtlich gejegnet habe, zurüdbliden, wenn es ihm gelinge, 
dereinjt das Bemwußtjein mitzunehmen, dem Baterlande neue 
und dauernde Bürgſchaften eines inneren Friedens und 
den Hilfsbedürftigen größere Sicherheit und Ergiebigkeit 
des Beiltandes, auf den fie Anfpruch haben, zu Hinter: 
laffen.” Dazu mitzuwirken, ward der Neichstag aufgefordert. 
So entitanden die vier großen „ſocialpolitiſchen“ Geſetze: 
„das Krankenkaſſen- und Unfallverficherungs:”, „das Inva— 
liden- und Alterverforgungsgejeb.” Das Krankenkaſſengeſetz 
(von 1883) verpflichtet jeden Arbeiter, fich in irgend einer 
(Drt3:, Gemeinde:, Fabrik- oder freien Hilfs) Kaffe zu 
verfihern. Die Berficherungsprämie beträgt 11/2 Procent 
des Arbeitslohnes (aljo beifpielsweije bei einem Jahres— 
verdienfte von 500 ME. 744 ME, wovon der Arbeit: 
geber, der Arbeiter aljo mr 5 ME. zahlt). Dafür erhält 
der Berficherte, wenn er erkrankt, freie ärztliche Behandlung, 
freie Arzneien und jonftige Heilmittel, feine Familie, wenn 
er nichts verdienen fanı, 13 Moden lang für jeden 
Arbeitstag den bisherigen Arbeitslohn ihres Ernährers. 
Nah dem Unfallverfiherungsgeieb (von 1884) erhält jeder 
in einem Betriebe zu Schaden gefommene Arbeiter (gleich- 
viel, ob durch eigene Echuld, durch Schuld des Arbeitgebers 
oder durch elementare Gewalten), einen Erſatz für die Ver— 
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ringerung oder den gänzlichen Verluſt feiner Erwerbs— 
fähigfeit (im leßteren Falle 7/5 feines Arbeitslohnes), bei der 
Tödtung eines ſolchen defjen Familie. Die Koften tragen bier: 
bei lediglich die Arbeitgeber. Das Invaliden- und Alter: 
verjorgungsgejeb (von 1889) theilt die Koften der Ver— 
ſicherung zwijchen Arbeitgeber und Arbeiter, während auch 
dag Reich einen Zuſchuß liefert. Der Beitrag ift abgeftuft 
nach verfchiedenen Lohnklaffen, und ebenjo iſt es die Rente, 
die der Arbeiter bezieht — als Altersrente, jobald er das 
70. Lebensjahr erreicht, al3 Invalidenrente, wenn er dur 
Krankheit (nicht durch einen Unfall im Betriebe) arbeits: 
unfähig wird, 

Die Krankenkaffen umfaßten 1893 7 bis 8 Millionen 
Derjicherte und kamen 2800 000 Kranken zu Gute. Die 
Unfallveriicherung erſtreckte jich auf 18 Millionen Arbeiter 
und zahlte im Jahre 1894 in 266400 Fällen Ent: 
Ihädigungen im Betrage von zufammen 64 000 000 ME. 

Bei der Invaliden- und Mltersverforgung find etwa 
111! Millionen Perſonen betheiligt; von diefen haben jeit 
dem Inslebentreten des Gejeßes bis zum 1. Detober 1895 
(alfo binnen etwa 6 Jahren) 265 077 die Altersrente, 
142 502 die Invalidenrente genoffen; der Reichszuſchuß auf 
die Jahre 1896/7 ift auf 18 Millionen Mark veranſchlagt. 
Im Ganzen find von 1889 bis Ende des Jahres 1895 
für die durch die vier Geſetze Verficherten wohl 2000 Mil: 
lionen ME. verausgabt worden, davon die größere Hälfte 
auf Koften der Arbeitgeber. Nach einer anderen Berechnung 
zahlten die Arbeitgeber infolge der vier Gejege in Einem 
Jahre etwa 127 Millionen Mk. Mit diejen focialpolitiichen 
Einrichtungen fteht das Deutſche Neich zur Zeit noch faft 
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einzig da. Das Ausland bewundert diejelben und erkennt 
an, wie viel dadurch für Die Arbeiter gejchehe, aber mur 
einige wenige Staaten haben jehwahe Anfänge zu deren 
Nachahmung gemacht. | 
Ein wichtiger Factor im conftitutionellen Staate ift das 
Parteiweſen. Im Norddeutichen Bunde gruppirten ich die 
Parteien je nah ihrer Stellung zu eben diefem Bunde. 
Es gab Nationalgefinnte und Barticulariften. Nah den 
großen Creigniffen von 1870/71 ward diejer Gegenjaß erit 
ſchwächer und verlor ſich allmählihd — mwenigitens was die 
Stämme und die Dynaftien betraf — mehr und mehr. 
Bon den Dynaftien hat Fürft Bismard mit großer Be— 
friedigung im Reichsſtage das Zeugniß abgelegt, „daß ſie 
heutzutage national gefinnt find und das Bebürfniß haben, 
Rücken an Rüden zuſammen zu ftehen gegenüber allen aus— 
wärtigen Gefahren.” Auch von den Stämmen ift feiner, 
der als jolcher der Einheit widerftrebte oder anderen 
Stämmen feindlich gegenüberftände: das bewies der Enthu- 
ſiasmus, mit welchem feinerzeit Kaijer Wilhelm I, dann 
fein Sohn noch al3 Kronprinz, als „unjer Fritz“, und ebenjo 
unſer jetiger erlauchter Kaifer jedesmal überall, auch im 
Süden, empfangen worden find, das bezeugten die zahllojen 
Huldigungsfahrten aus allen Theilen des Reich! zu dem 
Fürften Bismard, dieſer PVerförperung des Einheits— 
gedankens. Wenn neuerdings in einzelnen Theilen von 
Hannover und Heffen fich eine jogenannte „Rechtspartei” 
aufgethan hat, die von einem Wiederauferftehen des Welfen- 
und des Heffenthrones träumt, jo ift das eine Caricatur, 
die nichts bedeutet. 
Die Gruppirung der Barteien im Deutſchen Reiche 
J— 
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findet nach anderen Geſichtspunkten ftatt. In den erjten 
10 Jahren (bis 1881) war diejelbe eine jolche, daß bei 
allen den Fragen, wo es entweder die Abwendung äußerer 
oder innerer Gefahren vom Reiche oder die Heritellung 
großer einheitlicher Einrichtungen galt, auf eine jichere 
Mehrheit für die Vorjchläge der Regierungen gerechnet werden 
fonnte. Diefe Mehrheit beftand aus den Deutſch- und 
Sreiconfervativen und den Nationalliberalen. Die Oppoſi— 
tion fette fi gewöhnlich zufammen aus dem Centrum, dem 
Fortihritt, den Welfen, Polen, Dänen, Elfaß-Lothringern 
und Soeialdemofraten. 1881 änderte fich dieſes Verhältniß. 
Schon bei den Neuwahlen 1878 hatten die Nationalliberalen 
wohl ein Pritttheil ihrer Site eingebüßt, auch die Frei- 
conjervativen waren fehwäher geworden. Durd die 
„Seceſſion“ (den Abfall ihres linken Flügels) gingen die 
Erjteren faſt auf die Hälfte herab. So ward die regierungs— 
freundliche Mehrheit zur Minderheit, die Oppofition zur 
Mehrheit. Diejer Zuftand währte bi3 1886. Da trat ein 
Mandel ein. Als die Oppofition die von den Regierungen 
wegen der Kriegsgefahr geforderte Mehrbemilligung für das 
Heer und die Verlängerung des Heeresbeitandes auf weitere 
7 Sabre („Septennat”) verweigerte, ward der Reichstag 
aufgelöft, und die Neuwahlen ergaben — dank dem feiten 
Zufammenftehen der Gonjervativen und Nationalliberalen 
(dem fogenannten „Cartell”), — wieder eine Mehrheit im 
Reichstage, mit der fich regieren ließ. Bei den Wahlen 
von 1890 erfolgte jedoh ein Rückſchlag, den auch Die 
Wahlen von 1893 nicht ungejchehen machten, und fo beiteht 
heute, am Schluffe der erjten 25 Jahre, der deutſche Reichs: 
tag aus 72 Deutichconjervativen, 23 Freiconjervativen, 
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45 Nationalliberalen, zufammen 148 Mitgliedern der jo: 
genannten „itaatserhaltenden Barteien”, dagegen 96 vom 
Centrum, 37 vom Fortichritt (oder, wie er ſich jeit der Ver: 
Ihmelzung mit der „Secejlion” nannte, vom Deutfchfreifinn), 
46 Soeialdemofraten, 19 Polen, 11 von der Volkspartei, 
16 Antijemiten, 7 Welfen, 8 Eljaß-Lothringern, 1 Dänen, 

5 zu feiner Partei Gehörigen, Alles in Allem 246. Von 
diejen Oppofitionsparteien ftehen zwei dem nationalen Staate 
direct feindlich gegenüber, das Centrum und die Social 
demofraten. Und gerade diefe jind in ftetem Wachsthum 
begriffen infolge des überwiegenden Einfluffes, den auf die 
ungebildeten Maffen dort die katholiſche Geiftlichkeit, bier 
einige hervorragende Wortführer ausüben. Das Centrum 
it von 57 auf 100 und mehr Mitglieder im Reichstage 
geitiegen, die Socialdemofratie von 2 auf 46, woneben 
noch) in 11 Landtagen 36 ——— ſitzen, in Sachſen 
allein 14. 

Das Centrum als geſchloſſene Partei entſtand auf 
dem erſten geſammtdeutſchen Reichsſtage 1871. Es war 
eine Frucht des von dem römiſchen Concil 1870 ver— 
kündigten Unfehlbarfeitspogmas. Nach dieſem Dogma 
ſollte der Staat ſich der römiſchen Kirche unterordnen. Das 
Centrum forderte auf jenem Reichstage nichts Geringeres, 
als die Mitwirkung des Deutſchen Reichs zur Wiederher: 
jtellung der weltlichen Herrichaft des Papſtes. Das hieß 
die Zeriplitterung des einheitlichen Italiens durch das ein- 
heitlihe Deutjchland fordern. Diefe Forderung wurde 
zurüdgewiejen, und von da an war die Gentrumspartei 
die erklärte Feindin der neuen Staatsordnung. Fürſt Bis- 
mard nahm den ihm aufgedrungenen Kampf auf. Er 
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vereinbarte mit dem preußifhen Landtag eine Anzahl von 
Geſetzen (die jog. „Maigejege”), deren gemeinfamer Zwed 
war, die von Rom beanfpruchte Herrjchaft des Papſtthums 
über die Fatholiihe Bevölkerung Deutſchlands und deren 
geiftliche Hirten (unter Nichtachtung der Gejete des Staates 
und der Anordnungen der Staat3behörden) wo möglich 
zu brechen. Dem NReichstage legte er Geſetze vor gegen 
den Mißbrauch der Kanzel, wegen Ausweiſung der Sefuiten 
aus dem Gebiete des Reichs, zur Verhütung der unbefugten 
Ausübung geiftliher Aemter und wegen Einführung der 
Givilehe. 

Das Centrum rächte fich dafür nicht blos durch Be— 
fümpfung der Bismard’ichen Politik, ſondern auch durch 
Verhetzung der Fatholifchen Bevölkerung gegen deifen Perſon. 
Diejer Verhetzung ſchrieb man es zu, daß ein Fatholifcher 
Böttchergejelle Namens Kulmann gegen den Reichsfanzler 
bei deſſen Badefur in Kifiingen einen (glüclicherweije er: 
tolglofen) Mordverfuch richtete. 

Der jo zwiſchen Staat und Kirche entbrannte Kampf 
(„Eulturfampf” hat man ihn getauft) währte in voller 
Schärfe von 1872 bis 1878. Er hatte für beide Theile 
bedenkliche Folgen. Anf Fatholiiher Seite litt das ganze 
firhliche Leben durch die Entfernung der meiſten Bijchöfe 
aus ihren Aemtern und die Nichtbeftätigung von mohl 
400 Geiftlichen, welche die preußische Regierung wegen 
Verlegung der Staat3gejebe verfügte. Eine große Zahl 
fatholiiher Gemeinden entbehrte der regelmäßigen Seel: 
jorge — ein Zuftand, der auch der weltlichen Regierung 
nicht gleichgültig fein konnte. Auf der anderen Seite war 
die Gentrumspartei im Neichstage mit ihrem Anhange von 
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Welfen, Polen u. ſ. mw. eine höchſt gefährliche Oppoſition, 
welche das Zuftandefommen der nothwendigiten Geſetze hin- 
dern oder Doch wejentlich erjchweren Eonnte. 

An ein Nachgeben des Gentrums und der hinter diefem 
jtehenden Kirche war, fo lange der unbeugfame Pius IX. 
lebte, nicht zu denken. Der Berfuh, den eine Anzahl an— 
gejehener Katholiken, an ihrer Spiße der berühmte Kirchen 
lehrer Propſt Döllinger, machte, die römische Kirche von 
dem Banne des Unfehlbarfeitspogmas zu befreien, (der 
„Altkatholicismus“) hatte, objehon von der preußijchen Re— 
gierung begünitigt, ebenſo wenig Erfolg, wie jeiner Zeit 
der Deutjchfatholicismus. 

Erit mit dem, etwas verföhnlicher gejinnten Papſt Leo 
XII. (jeit 1878) kam es zu einer Verftändigung. Gegen 
gewiffe Zugeltändniffe von jener Seite wurden die Mai— 
gejege theil3 abgeändert, theils in ihrer praftiihen Durch— 
führung gemildert. Die Reichsgejebe gegen die Jeſuiten 
und gegen den Mißbraud der Kanzel, ſowie die Civilehe 
blieben in Geltung. 

Den Mitgliedern des Gentrums verichaffte der Aus— 
gleich zwiſchen Kaiſer- und Papſtthum die nicht uner- 
wünjchte Füglichkeit, für folche wirthichaftliche Vorlagen, 
deren Zuftandefommen im Intereſſe ihrer Wähler lag, 
jtimmen zu können, ohne mit ihren Eirchlichen Pflichten in 
MWiderfpruch zu gerathen. Andererjeit3 gewann Fürft Bis- 
mard dadurch für manche Gejege, an deren Durchbringung 
ihm bejonders viel lag, eine Mehrheit im Reichstage. 

Die Sorcialdemofratie hatte nach der Vereinigung der 
Lafjalleaner mit den Marriften (1875 auf dem Congreß 
zu Gotha) durch das dort beichloffene Programm jich offen 
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als grundjägliche Gegnerin der ganzen beitehenden Staats: 
und Gejellihaftsordnung befannt. Noch verhüllte fie ihr 
letztes Ziel, indem fie ausſprach: „Die jocialiftiihe Arbeiter: 
partei erjtrebt mit allen geſetzlichen Mitteln den freien Staat 
und die jocialiftiiche Gejellihaft”. Aber auch dieſes Wort 
„geleßlih” ward auf einem internationalen Congreſſe (in 
der Schweiz) geftrihen, und je länger je mehr hat die 
Socialdemokratie in ihren Reden und Schriften ſich als 
revolutionäre, den gemwaltjamen Umſturz der bejtehenden 
Gefellichaft erſtrebende gezeigt. 

Am 11. Mai 1878 ward auf den, von einer Spazier: 
fahrt heimfommenden Kaijer in der Straße Unter den 
Linden von einem Klempnergejellen Hödel geichoffen, glüd- 
liherweife ohne ihn zu treffen. Hödels Zugehörigkeit zur 
jocialdemofratifchen Partei ward gerichtlich feitgeftellt und 
von ihm ſelbſt nicht geleugnet. Am 16. Auguft ward er 
dingerichtet. Darauf legte Fürſt Bismard dem Reichstag 
ein Socialijtengefeb vor, durch welches der Bundesrath 
ermächtigt wurde, Drudihriften und Vereine, welche die 
Ziele der Socialdemofratie verfolgten, zu verbieten, focial- 
demofratiiche Agitatoren aus jolhen Orten, wo jie bejonders 
Ihädlich wirkten, auszuweiſen. Der Reichstag verwarf jedoch 
das Gefeh als ein „Ausnahmegejeg”. Erſt nad Auf: 
löfung des Neichstages und nahdem am 2. Juni ein 
zweites fluchmwürdiges Attentat auf den greifen Monarchen 
erfolgt war, welches diefem ſchwere Verwundungen, gottlob 
nicht Tebensgefährliche, zugefügt hatte (der Thäter, ein 
Herr von Nobiling, ftarb im Gefängniß), nahm der neue 
Reichstag das Geſetz in etwas veränderter Form an, jedod) 
nur auf die Dauer von 21% Jahren. E3 wurde jpäter 
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zweimal erneuert, erlojch aber 1890, da der Reichstag dies: 
mal jeine Zuftimmung zu einer weiteren Erneuerung verfagte. 
Ebenſo jcheiterte Die ſog. „Umfturzvorlage”, die an die Stelle 
des Socialiſtengeſetzes treten follte. Seitdem ift nichts wieder 
in diefer Sache geſchehen, obſchon Kaiſer Wilhem II. wieder: 
holt in öffentlichen Anſprachen zur Bekämpfung der Umſturz⸗— 
beſtrebungen der Socialdemokratie nachdrücklichſt gemahnt hat. 
Eine gefährliche Täuſchung, in der viele Wohlgeſinnte 
ſich wiegen, iſt die, daß ſie glauben, die Zwecke der Social— 
demokratie ſeien an ſich ganz löbliche und würden nur 
durch Uebertreibungen verdunkelt. Die Socialdemokratie 
ſucht dieſe Täuſchung dadurch zu unterhalten, daß fie ſich 
für eine „Arbeiterpartei”, für die wahre Vertretung der 
Arbeiterintereffen ausgiebt. Wie wenig fie das ift, hat fie 
dadurch bewiejen, daß fie gegen alle die zum Beften der 
Arbeiter erlaffenen und in ihren Wirkungen zweifellos jehr 
wohlthätigen Gejete (Unfallveriiherungs:, Invaliden- und 
Altersverforgungsgejeß) geitimmt bat. Ebenſo Hat jie 
wiederholt ſich abfällig über jonjtige Einrichtungen geäußert, 
die zum Beten der Arbeiter von Einzelnen, von Gemein- 
den, vom Staate getroffen wurden. Sie hat e83 gar nicht 
hehl, daß ihr Alles zumider ilt, was den Arbeiter zu— 
friedener machen könnte; jie will, daß der Arbeiter un: 
zufrieden jei und bleibe, damit fie an ihm ein gefügiges 
Werkzeug für den von ihr geplanten „Umsturz der Gejell- 
ſchaft“ habe. Sie malt ihm einen focialiftiichen Zufunfts- 
ftaat vor, ohne doch jagen zu Fünnen, was ein folder ihm 
wirklich bieten werde, und hält dadurch den Arbeiter ab, 
feine Lage durch Fleiß und Sparjamkeit, alfo mit den 
Mitteln praftiihen Vorwärtskommens, zu verbeilern. 
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Die dritte größere Oppofitionspartei, der „Freifinn“, fteht 
auf dem Boden des Reichs und des Vaterlandes und unter: 
ſcheidet fich Dadurch grundjäglich von den beiden vorgenannten 
Parteien. Aber er bemift fein Verfahren zu jehr nad 
Theorien und zu wenig nad) den gegebenen Verhältniſſen, 
er jtrebt oft Umerreichhbares an und weiſt das Erreichbare 
von fih, er Stellt jeine Parteiideale zu jehr über greifbare 
Intereſſen des Ganzen, der Nation. So hat er gegen bie 
norddeutjche Bundesverfaffung geftimmt, jo gegen die großen 
Juſtizgeſetze, gegen das Socialiſtengeſetz, gegen die meiiten 
nothwendigen Heeresverftärfungen und die Aufbefjerung der 
Reichsfinanzen. Die einzigen Barteien, auf welche die 
Regierungen (wie das wiederholt Fürft Bismard erklärt hat) ſich 
zur Zeit mit Zuverſicht ftügen können, find die jogenannten 
„Mittelparteien“, d. h. die SFreiconjervativen und die 
Nationalliberalen. Dieje beiden ftellen grundfäßlih das 
nationale Intereſſe über jedes andere, auch ihr eigenes 
PBarteiintereffe, fie handeln nicht nach Theorien, ſondern nad) 
praftiichen Rüchichten auf die gegebenen PVerhältnifje, fie 
opfern nicht das Gute dem gewünschten, aber zur Zeit un— 
erreichbaren Befjeren. Von den Deutjcheonjervativen (jonit 
den Dritten im Bunde), hat ſich neuerdings ein großer 
Theil (die fogenannte „Kreuzzeitungspartei”) von den Mittel- 
parteien abgefondert, jedes Cartell mit ihnen für unmöglich 
erklärt und fich mit anderen Parteien in Verbindungen ein— 
gelaffen, welche mit ihrer Stellung als einer „ſtaatser— 
baltenden” Partei in jchroffem MWiderfpruche ftehen. Das 
eine Mal haben dieſe Confervativen von ihrem Firchlich- 
orthodoren Standpunkte aus fih dem katholiſchen Gentrum 
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zugeneigt, ein anderes Mal dem „Antiſemitismus“, einer neu 
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entitandenen Partei, die fich zwijchen die anderen Parteien 
hineingefchoben hat. Das urjprüngliche Programm des Anti= 
jemitismus enthielt eigentlich nur das eine Wort: „Juden⸗ 
dag!" Weil man aber mit einer bloßen Verneinung nicht 
wohl eine Partei gründen kann, fuchte derjelbe fich einen 
pofitiven Inhalt zu geben, indem er fich bald al3 den Ver: 
treter des Chriſtenthums, bald als den des Deutſchthums dar— 
jtellte. Dann nahm er von den Klagen der Handwerker und 
Fleinen Kaufleute über die Concurrenz des Capitals, zu: 
meiſt des jüdiſchen, Anlaß, gegen den „Gapitalismus” im 
Allgemeinen zu eifern. Dadurch und durch die leidenjchaft- 
liche Art feiner Agitation näherte er fich der Socialdemofratie 
und half diefer die Wege bahnen. Ein Nebenjchößling des 
Antifemitismus ift die jogenannte „chriftlich-fociale” Partei. 
Sie rühmt fich, die Socialdemokratie durch das Chriften- 
thum zu überwinden. Statt aber im Namen und mit 
Hülfe der riftlichen Liebe die mißlichen Folgen, welche die 
Entwidlung unjerer wirthichaftlihen Berhältniffe theilmweije 
für den Arbeiteritand hat, nah Möglichkeit auszugleichen, 
(wie das die jocialpolitiihe Geſetzgebung thut), greifen die 
Wortführer diefer Partei (meiſt Paftoren) unfere ganze 
Wirthiehaft3ordnung, den Gegenja von Beligenden und 
Beliglojen u. |. w. in einer ſolchen Weiſe an, daß fie, — 
was fie auch gar nicht leugnen, vielmehr ſich zum Verdienft 
anrechnen — in diefer Hinſicht kaum hinter der Social: 
demofratie zurüditehen. 

Zu diejen jchon jo bedenklichen neuen PBarteibildungen 
find num in allerlegter Zeit zwei weitere hinzugekommen, die 
jogenannte „Agrarierpartei” und ihre Zufpigung in dem „Bunde 
der Landwirthe” und die „Handwerferpartei”. Beide ver: 
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langen vom Staate, dab er ihre materiellen Standesinterefjen 
vor allen andern wahrnehme, und zwar genau fo, wie fie es 
für das allein Richtige halten und daher als unerläßlich vor: 
Ichreiben. Dabei iſt das, was fie vorjchreiben, entweder etwas 
ichlechthin Inerfüllbares, wie der vom „Bunde der Landwirthe” 
vertretene „Antrag Kanitz“ (wonach der Staat oder das Reich 
alles von außen fommende Getreide auflaufen und zu einem 
höheren al3 dem ſonſt üblichen Preiſe wieder verkaufen fol, 
damit die deutichen Landwirthe das ihrige ebenjo hoch ver- 
werthen fönnten), oder etwas mit unferer ganzen wirthichaftlichen 
Entwidlung Unvereinbares, wie das Berlangen der Hand: 
werferpartei nach Wiederheritellung de3 alten Zunftweſens 
mit Zwangsinnung, Befähigungsnahmeis u. }. wm. Wenn 
nun gar beide Parteien in ihrer Preſſe, ihren Ber: 
jammlungen, ihren Aufrufen, ja jelbit ihren Eingaben an 
die Regierungen ganz entichieden erklären, daß fie von diejen 
Forderungen nie und nimmer weichen, auch auf feinerlei 
andere Vorſchläge und Anerbietungen für Befjerung ihrer 
Lage (obſchon regierungsfeitig deren mehrere gemacht jind) 
fich einlaffen, viel eher der ganzen Gejellichaft offenen Krieg 
anjagen würden, jo iſt damit (zumal da an der Spitze 
beider Parteien auch Männer ftehen, die ſich „conſervativ“ 
nennen) jedenfalls ein jolcher Höhepunkt der Verwirrung des 
Parteiweſens erreicht, daß man micht begreift, wie damit 
eine parlamentariihe Gejeßgebung, ja eine geordnete 
Regierung ſoll beitehen können. 

Eine ganz eigenthümliche Sonderftellung nahmen neben 
diefem Parteigetriebe im Reiche die „Eljah-Lothringer” ein. 
Sie waren zum Theil mehr al3 zweihundert Jahre, zum 
Theil wenigitens fait jo lange mit Frankreich verbunden 
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geweſen. Man hatte von dort her, namentlich noch in der 
legten Zeit unter Napoleon III. Alles gethan, um fie in 
Sprade, Sitte, politiihen Anjchauungen vollends zu 
framzöfiren. Wichtige Verkehrsintereſſen wieſen fie auf Frank: 
reich Hin, für die fie nur allmählich einen Erſatz in der 
Zubehörigfeit zu Deutichland finden konnten. Nach ihrer 
Wiedervereinigung mit Deutſchland geſchah von Frankreich) 
aus Alles, um in ihnen die Hoffnung, daß fie früher oder 
fpäter doc) dahin zurüdfehren würden, lebendig zu erhalten. 
Die „Patriotenliga”, deren ausgeſprochener Zwed die Wieder: 
eroberung Elſaß-Lothringens war, benubte die mancherlei 
Fäden, welche Verwandtſchaften, Freundichaften, Gejchäftsver- 
bindungen zwijchen hüben und drüben gewoben hatten, dazu, 
Geſinnungs- und Bundesgenofjen in den NeichSlanden zu 
werben, und mehr als einmal mußte gegen diejes Treiben mit 
Strafmaßregeln oder Paßzwang eingejchritten werden. Die 
jehr einflußreiche katholiſche Geiftlichfeit wirkte meiſt in dem— 
jelben Sinne, zumal während des Culturfampfes in Preußen. 
Die ftraffe preußiſche Zucht in Eivil- und Heeresverwaltung 
war den Eljaß-Lothringern anfänglich ungewohnt und un: 
bequem. Kein Wunder, wenn die Anhänglichfeit an das 
frühere und eine mehr oder weniger ftarfe Mißſtimmnug gegen 
das neue Vaterland in einem ſehr großen Theile dieſer 
Bevölkerung noch lange vorbielt. 

Bon 1871 bis 1879 ward Eljaß- Lothringen wie 
eine preußifche Provinz von Berlin aus verwaltet. Trotz 
der großen Mäßigung und Klugheit, womit dieje Ver: 
waltung durch den Dberpräfidenten von Möller geführt 
ward, kamen in den erjten Jahren noch mehrmals Fälle 
von Unbotmäßigfeit der Bezirks: und Nreistage vor. 


Auf dem Neichstage 1874 proteftirten ſämmtliche Abgeordnete 
gegen ihre Zugehörigkeit zum Reiche. 1879 ward Elſaß— 
Lothringen zu einem jelbititändigen Staatswejen erhoben; 
e3 erhielt einen Statthalter und ein Minijterium. Statt: 
balter wurde der berühmte Feloherr Graf Manteuffel. Er 
beging den Mißgriff, der Bevölkerung zu Ichmeicheln und 
Alles nachzufehen, um fie zu gewinnen. Sie wurde da— 
durch aber nur zäher in ihrem Widerſtande gegen deutſches 
Weſen. Nichtiger verfuhr Fürſt von Hohenlohe-Schillingsfürft, 
der nach Manteuffeld Tode (1885) den Statthalterpoften 
erhielt und ihn new Jahre lang führte: Indem er zur 
rechten Zeit bald Milde bald Strenge anwendete, erzielte 
er damit befjere Erfolge, als jein Borgänger. Zwar 
bei den Neidhtagswahlen trat 1887 noch einmal ein 
Rückſchlag ein — es war die Zeit, wo durch Boularger 
in Frankreich die Patriotenliga und die Kriegsluſt auf: 
lebte — allein die Wahlen zu den Gemeinde: und Bezirks: 
räthen und zum Landesausihuß, jowie die Verhandlungen 
diefer Vertretungsförper zeugten je länger je mehr von 
einem Sicheinleben der Bevölferung in die neuen Ber: 
bältniffe. Im Reichstag von 1893 jaßen fünf erklärt 
„reichstreue” Elſaß-Lothringer, theils der national-liberalen , 
theil3 der freiconjervativen Fraction angehörig, darunter 
ein Sohn des Fürſten Hohenlohe. Und auch ihre Eollegen 
von der alten Proteſtpartei erklärten, daß ſie von ihrem 
Proteſte abjtänden. Die Anwejenheit des alten Kaijers 1879 
hatte jchon damals viele Kundgebungen der Begeilterung für 
defjen hochehrwürdige Perſon zu Tage gefördert, bejonders 
bei der ländlichen Bevölkerung (in der fih ja immerfort 


eine ftärfere Spur deutſchen Weſens erhalten hatte), aber 
R. Biedermann, Dreißig Jahre deutfch. Geſch. II. 37 
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auch in den Hauptjtädten des Landes, Straßburg und Met. 
Das Gleiche war neuerdings der Fall bei den wiederholten 
längeren Bejuchen der Reich3lande durch Kaiſer Wilhelm LI. 

Ein nicht unmwichtiges Zeichen der wachſenden Um— 
ftimmung der reichsländiſchen Bevölkerung ift wohl darin zu 
erbliden, daß von den in franzöliiher Sprache erjchienenen 
Tagesblättern ein Theil eingegangen ift, andere fich in 
deutjchredende verwandelt haben. Ein noch viel entſcheidenderes 
aber haben die Franzojen jelbjt ganz neuerdings an die 
Deffentlichfeit gebradt. Schon 1891 hatten zwei reichs- 
ländifche Neichstagsabgeordnete einem PBerichterftatter des 
Gaulois erklärt: „Elſaß-Lothringen erachte ſich unauflöslich 
und für immer an Deutjchland gebunden.” Ganz; vor Kurzem 
nun ließ wieder ein Pariſer Blatt, der „Matin”, vielleicht 
in der Hoffnung, Angenehmeres zu hören, durch einen Bericht: 
eritatter Umfrage bei verjchiedenen” angejehenen Männern 
in Eljaß-Lothringen halten. Ihm antwortete zunächit eines 
der. ehemaligen Säupter der Proteftpartei, der Fatholifche 
Canonicus Guerber: | | 

„ir nehmen die geichehene Thatjache ohne Hinter: 
gedanken hin. Proteſtler? Wozu? Wer nährt noch die 
Hoffnung einer Rückkehr Elfab-Lothringens zu Frankreich? 
Nah und nah ift die Blume der Hoffnung dahingewelkt. 
Allmählich ift der Duft der Erinnerung verflogen. Ich über: 
raſche Sie wohl und Fränfe Sie fogar. Aber was wollen 
Sie, mein Herr? Sie jagen mir, daß Sie nad) Straßburg 
fommen, um die Wahrheit zu erfahren. Ich willfahre aljo 
Ihrem Wunſche, wenn ich auf Ihre patriotifche Empfind- 
lichkeit feine Rüchicht nehme. Sehen Sie, wir lieben Frank 
reich noch immer. Aber feine Schuld ift zu groß. Es ver- 
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harrt in feiner Unmiffenheit und in jeinen Fehlern. Noch 
beute fennt man Deutjchland in Paris nicht recht und will 
es nicht fernen. Es ift mächtiger, als je; jeine Induſtrie 
ift in voller Thätigfeit, auf den Weltmärkten hat es Franf- 
reih gejchlagen und mißt ih mit England. In Süd: 
Amerika nimmt e3 den erften Rang ein. Seine Armee hat 
neue Fortſchritte gemacht. Kommt es zum Kriege, jo wird 
Frankreich gejchlagen und vernichtet, ich verfichere Sie (dieſen 
Sab unteritreicht der Berichterſtatter). Was können wir 
unter diefen Bedingungen thun? Und warum follten wir 
ftarrföpfig bleiben?” Auf den Einwurf des Berichterftatters, 
daß Frankreich auf den Beiftand Rußlands zählen könne, 
antwortete Abbé Guerber: „Deutichlands Streitkräfte reichen 
aus, um im Oſten und Weſten zugleich Krieg zu führen.“ 

Der ehemalige Reichstagsabgeordnete Petri, den der 
Berichterftatter aufjuchte, beitätigte ihm als Ziel der eljäfli- 
ſchen PBolitifer die Verſöhnung mit Deutjchland und Frank: 
reih auf Grund des Frankfurter Friedens. 

Der Unterftaatsjecretär Zorn von Bulach wies den 
Berichterftatter darauf hin, daß man unter der deutjchen 
Herrihaft 100 Millionen für VBerfehrsverbefjerungen aus: 
gegeben habe, welche Elſaß-Lothringen ohne den Krieg nie 
erlangt hätte. Wenn e3 noch häufig vorfomme, daß die 
Eljaß-Lothringer nad Frankreich auswanderten, ſo jei dies 
nicht eine Sache des Gefühls, jondern die Folge der That: 
ſache, das in Eliaß-Lothringen zu viel, in Frankreich zu 
wenig Arbeitskräfte vorhanden jeien. 


Am 9. März; 1888 verfchied Kailer Wilhelm I., 
nachdem er am 22. Mär; 1887 fein 90. Lebensjahr vollendet 
37* 
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hatte. Wie bei diefer Gelegenheit fich die freudigite Theil- . 
nahme nicht nur der ganzen deutjchen Nation, jondern auch 
des Auslandes bis zu den fernften Welttheilen in rührenden 
Beweilen Fundgegeben hatte, jo allgemein und fo rührend 
war auch die Trauer bei jeinem Hinjcheiden. 

Für die Begründung, die Befeftigung und den Ausbau 
des Deutjchen Reiches war es von unjchägbarem Werthe, daß 
ein gütiges Geichid an die Spite deſſelben einen Monarden 
geitellt hatte, der jo wie Kaiſer Wilhelm I. nit nur 
durch jein ehrwürdiges Alter, jondern auch durch die feltene 
Harmonie jener Eigenschaften, die mit Kraft und Hoheit 
gepaarte Milde jeines Weſens Füriten und Völker mit dem 
teiten Bande eines rüdhaltlojen Vertrauens an fi und 
dad Reich knüpfte, der auch dem Nuslande ebenſowohl 
Achtung und Ehrfurcht, wie den ficheren Glauben an feine 
Wahrhaftigkeit als Hüter des europäischen Friedens einflößte. 

Sein Sohn, der als Friedrich III. den Thron beitieg, 
hatte gleichfalls, wie durch feinen kriegeriſchen Ruhm als 
der Sieger von Weißenburg und Wörth, jo durch feine 
liebenswürdige Perfönlichkeit längſt alle Herzen gewonnen. 
Man durfte von ihm das Edelfte und Befte für den fried- 
lihen Weiterbau des von feinem Vater begründeten großen 
Werkes erhoffen. Leider Frankte er ſchon länger an einem 
unheilbaren Leiden des Kehlfopfes, und jo war ihm nur 
eine Regierung von wenig mehr als drei Monaten bejchieden. 
Seine hochherzigen An: und Abjichten legte er nieder in 
zwei Anfprachen, der einen an. die Nation, der anderen an den 
Reichskanzler Fürften Bigmard, den er, als den treuen 
Rathgeber feines Vaters, in der gleichen Stellung au 
ihn zur Seite zu bleiben bat. Das Einzige, was er im 
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Sinne diefer Anfprachen thun Eonnte, war — nächſtdem Erlaß 
einer weitgehenden Amneſtie — das entjchiedene Eintreten für 
die Unabhängigkeit der Wahlen. Er ftarb am 15. Juni 1888. 
So jah das Jahr 1888 drei Kaifer auf dem deutſchen 
Throne. Kaifer Wilhelm II., der älteite Sohn Kaijer 
Friedrichs, ftand bei feinem Regierungsantritt in der Blüthe 
voller männlicher Kraft des Körpers und des Geiſtes. Cr 
war geboren am 27. Januar 1859, aljo 29 Jahr alt. 
Seinen thatkräftigen Eifer für die Intereſſen des Reich? be— 
fundete er fofort nach feiner Thronbefteigung durch Neijen 
an die befreundeten großmächtlichen und an mehrere deutjche 
Höfe, um perjönlich die guten Beziehungen derjelben zum 
deutichen Kaiſerhof feiter zu Enüpfen. Er wiederlegte damit 
zugleich duch die That jene Gerüchte, die ihn als kriegs— 
luſtig gejchildert hatten. Auch die Thronrede, - womit er 
den Reichstag eröffnete, lautete durchaus friedlich, und die: 
jelbe Gelinnung bat Kaifer Wilhelm II. nicht nur während 
ſeiner num jchon mehr als fiebenjährigen Regierung allzeit 
bethätigt, jondern auch ganz neuerlich bei der Einweihung 
des Nord-Oſtſee-Kanals vor einem glänzenden Kreife der nam: 
hafteſten Zeugen aus dem In- und Auslande wiederum 
auf das Feierlichfte bekräftigt. Dieſe aufrichtige Friedens- 
liebe hat ihn aber nicht abgehalten, nad) dem alten, wahren 
Spruch: „Willſt Du Frieden, fo fei zum Krieg gerüftet !” 
jeine volle Aufmerkſamkeit und Thätigfeit der Wehrhaftmachung 
Deutjchlands zu Land und zur See zuzumenden. Ganz 
bejonders gilt jein Eifer, unterftüßt, wie Sachkundige ver- 
fihern, dur eine jeltene Kenntniß der nautifchen und 
technifchen Verhältniſſe, einer ftetigen Vervolllommmung 
der Marine, wie jolhe bei der immer wachjenden 
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Bedeutung Deutjchlands als See und Colonialmadt noth: 
wendig iſt. 

Die Leitung der Reichspolitif, der inmeren wie der 
äußeren, war auch unter der Regierung Kaiſer Wilhelms II. 
in den Händen des Fürften Bismard geblieben, Noch am 
31. Sanuar 1889 hatte der Kaifer ein Glückwunſchſchreiben 
an den Fürften mit den Worten gejchloffen: „Ich bitte 
Gott, er möge mir in meinem jchweren, verantwortungss 
vohön Herricherberufe Ihren treuen und erprobten Rath 
noch viele Jahre erhalten.” Kurz darauf indeß zeigte ſich 
eine grundſätzliche Meinungsverichiedenheit zwiſchen Kaifer 
und Kanzler in einer wichtigen Frage. Fürſt Bismard 
hatte, ganz im Sinne Kaijer Wilhelms J. vermittelft der 
jocialpolitiihen Gejete für die Arbeiter jo viel gethan, 
al3 er ohne Schädigung der Induſtrie thun zu können 
glaubte. Er war auch gemwillt, noch mehr zu thun, wenn 
erit andere Staaten durch ähnliche Geſetze das Gleichgewicht 
zwijchen ihrer und unjerer Induſtrie bergeftellt haben 
würden, damit nicht lettere durch die ihr auferlegten Laften 
allzujehr in Nachtheil geriethe und am Ende entweder ihre 
Unternehmungen einfchränfen oder ihre Arbeitslöhne herab: 
jeßen müßte — beides zum Schaden ihrer Arbeiter. Er 
war aber entichieden folchen geleßgeberiihen Maßregeln 
abgeneigt, welche in das freie Vertragsverhältnif zwifchen 
Arbeitgeber und Arbeiter einzugreifen oder das unabhängige 
Gebahren des Unternehmers in Führung feines Unter: 
nehmens zu beeinträchtigen drohten. Der junge Kaijer 
Dagegen, von warmem Mitgefühl für die Arbeiter geleitet, 
glaubte, darin weiter gehen zu müffen. Am 4. Februar 1890 
erichienen zwei Erlaſſe, von denen der eine Mafregeln zum 
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Schub des Arbeiter in Ausſicht ftellte, der andere Die 
Berufung einer Conferenz europäiſcher Staaten zur Ber: 
einbarung über ſolche Maßregeln anfündigte. Die Conferenz 
fand Statt, verlief aber ziemlich ergebnißlos. Das Jocial- 
politiihe Programm des Kaijers dagegen führte zu dem 
fogenannten „Arbeiterſchutzgeſetz“ (unter dem Titel einer 
„Rovelle zur Gewerbeordnung”), welches, vom Reichstag 
durchberathen, 1891 erſchien. Dasjelbe verfügte Be— 
Ihränfungen der Frauen- und Kinderarbeit, ebenjo der 
Arbeit in bejonders anftrengenden und gejundheitsgefährlichen 
Betrieben, wie Bergwerken, die Einführung einer jehr aus- 
gedehnten Sonntagsruhe, die Heritellung von Arbeit3ord- 
nungen unter einer gewiſſen Mitwirkung der Arbeiter, Die 
Errichtung von Arbeiterausihüffen, die VBerallgemeinerung 
der bisher nur an einigen Drten eingeführten Gewerbegerichte 
und dergleichen mehr. 

Fürft Bismard hatte, gemäß feiner Auffafjung dieſer 
Frage, jeine Unterſchrift unter die kaiſerlichen Erlajje ver: 
jagt. Eine jo grundfägliche Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
Kaijer und Kanzler in einer jo wichtigen Frage mußte, 
wenn ſie nicht ausgeglichen wurde, zu einer Trennung 
Beider führen. Anderweite Anläffe einer Entfremdung 
traten hinzu. Wie weit und von wen der jo entitandene 
Gegenſatz noch verichärft worden ift, «das wird vielleicht 
eine jpätere Zeit enthüllen. Genug, am 20. März 1390 
erbat Fürft Bismard infolge einer Aufforderung des Kaifers 
jeine Entlafjung. Sie ward ihm in den gnädigften Aus: 
drüden gewährt; der Kaifer ernannte ihn zum General: 
oberjten und zum Herzog von Lauenburg. Der Fürft zog 
ih in die ländliche Stille feines Gutes Friedrichsruh 
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zurüd. Im Jahre 1894 fand eine perjönliche Wieder: 
annäherung zwilhen Beiden statt. Der Kaiſer lud den 
Fürften zur Feier jeines Geburtstages nach Berlin ein; 
der Letztere folgte diejer-Einladung und ward mit großen 
Ehren vom Bruder des Kaijers, Prinzen Heinrich, ein: 
geholt, von der Bevölkerung Berlins mit ftürmifchen Jubel 
begrüßt, vom Kaiſer herzlich empfangen. Der Kaijer er: 
widerte diefen Beſuch in Friedrichsruh, beglückwünſchte auch 
den Fürften zu feinem 80. Geburtstag am 1. April 1895 
unter bejonderen Ehrungen. Bon einem Wiedereintritt des 
Letteren in feine Memter war nie die Nede. Er jelbit er: 
Härte einen ſolchen für ausgeichloffen. Eine unbejchreibliche 
Bewegung ging bei dem Scheiden des Fürften aus 
jeiner hohen Stellung nicht blos durch Deutjchland, ſondern 
man kann wohl jagen durch Europa. Es ſchien undenk— 
bar, daß der Mann, der zwanzig Jahre lang in allen 
europäiſchen Dingen eine jo entjcheidende Stimme yeführt- 
hatte, fortan nicht mehr gehört werden follte. In Deutich- 
land froblodten die Gegner des alten Neichsfanzlers, 
Centrum, Freiſinn u. ſ. w., über den Sturz des ihnen jo 
verhaßten Staatsmannes. Dagegen jahen Conjervative 
und Nationalfiberale mit jchwerer Beforgniß die Angelegen— 
beiten des Reichs, insbefondere die auswärtigen, einer 
Leitung entnommen, zu deren Klarheit und Feftigfeit fie 
allezeit da8 größte Vertrauen gehabt hatten. Das deutſche 
Volk in allen feinen Schichten und aus allen Ländern, ja 
auch die Deutjchen im Auslande, in fernen Welttheilen, 
bezeigten dem „Einjiedler im Sachſenwalde“ bei jeder Ge— 
Legenheit, zumal aber an feinem 80. Geburtstage, durch 
zahlloje Adreſſen, Liebesgaben, Deputationen oder Zuzüge 
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in Maffe ihre unwandelbare Dankbarkeit und Anhänglich- 
feit. Der Fürſt feinerjeits erwies ſich als der „treue 
Eckart“ feines Volkes, indem er theild in den Anfprachen 
an feine Bejucher, theils in feinem Preforgan, den „Sams 
burger Nachrichten,” bei jeder wichtigen Frage der inneren 
oder äußeren Politik feine vathende oder warnende Stimme 
erichallen lief. 

* An des Füriten Bismard Stelle ernannte der Kaijer 
zum Reichskanzler, preußiihen Minifterpräfidenten und 
Miniſter des Auswärtigen einen Militär, den General 
von Gaprivi. Seine Wirkſamkeit war jo kurz und it fo 
ſehr neueften Datums, dab ein abjchliefendes Urtheil über 
ihn kaum noch geftattet if. Der erſte Act feiner aus— 
wärtigen Bolitif, der Vertrag mit England wegen Oſtafrikas, 
der Sanfibar den Engländern preisgab, wurde allgemein 
als ein jchwerer Mißgriff bezeichnet, der auch durch die 
Abtretung Helgolands von England an Deutſchland nicht 
gut gemacht werde. Ueberhaupt zeigte ſich Herr von Caprivi, 
unähnlih darin feinem großen Borgänger, in Colonial: 
angelegenheiten jehr fühl. Auch darin wich er von dieſem 
ab, daß er die von demfelben fo ſorgſam gepflegten Be— 
ziehungen zu Rußland vernachläſſigte, wo nicht gar auf's 
Spiel jeßte. Seine Hinmeigung zu England, mehr noch 
vielleicht feine auffallende Begünftigung des Polenthums 
(zum fichtlichen Nachtheil des Deutſchthums) hatten jedenfalls 
einen großen Antheil an der Hinüberwendung Rußlands 
von Deutichland zu Frankreich, wie jolche in dem gegen- 
teitigen Slottenbejuh in Kronftadt und Toulon mit jo auf: 
fallender Befliffenheit auch von rujliiher Seite zu Tage 
trat. Mochte immerhin eine ernite Verpflichtung Rußlands 
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gegen Frankreich damit nicht übernommen fein, am wenigſten 
zu einem gemeinjamen Angriff auf Deutichland, To lag 
doch die Gefahr nahe, daß man in Frankreich die Sache 
anders auffaffen und fich durch die geträumte „ruſſiſche 
Allianz“ zu einem Friegerifchen Vorgehen gegen Deutjch: 
land verführen laſſen könnte. Die Politik der Handels— 
verträge, durch welche Gaprivi die bisherige Schußzoll- 
politif milderte, war durch die Umftände gerechtfertigt, ja 
geboten; allein bei den Abſchlüſſen der einzelnen Handels— 
verträge war er entweder unglüdlih in der Wahl feiner 
Bevollmächtigten, oder wiederum (wie bei dem Sanfibar- 
vertrage) zu wenig energifch in der Wahrung der nationalen 
Intereſſen. Insbeſondere Elagten viele Smduftrielle, daß er 
zu wenig vor jenen Abichlüffen fich über ihre Bedürfniſſe 
und Verhältniſſe unterrichtet habe. Der Kaiſer erhob ihn 
zum Dank für die Zuftandebringung der Verträge in den 
Grafenitand. Auch die innere Politik des Grafen Caprivi 
entbehrte jener Klarheit und Feftigfeit, durch welche die 
des Fürften Bismard fich ausgezeichnet hatte. Sogleich 
jein erſtes Auftreten im Reichstag, wobei er gewifjermaßen 
allen Parteien die Hand drüdte, jein Ausſpruch: „heut— 
zutage find alle Parteien in Deutſchland national ge- 
worden,“ jeine Verſicherung, daß er „ven alten Curs“ 
fortfegen werde, während er doch davon abwich — das 
Alles Fonnte Fein rechtes Vertrauen erwecken. Nach feinem 
politifhen Antrittsprogramm hatten die mehr links ftehenden 
Parteien geglaubt, er werde fich ihnen nähern; aber wie 
ſahen fie ich, enttäufcht, al3 Graf Caprivi für den ultra: 
montan-hierarchiſchen Zedlitz'ſchen Schulgejeßentwurf ein- 
trat, als er alle Die, welche demfelben widerſprächen, für 
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Atheijten erklärte! Daß er, nachdem diejer Gejetentwurf 
durch das perfönliche Dazwijchentreten des Kaiſers gefallen 
war, als preußiiher Minifterpräjident abdanfte, aber 
deuticher Reichskanzler blieb, konnte den Schaden nicht 
gutinachen, den er gerade in letterer Eigenjchaft dem Reiche 
zugefügt hatte, da jener Entwurf, an deffen Einbringung 
er betheiligt war, im übrigen Deutfchland für einige Zeit 
eine ſtarke Verjtimmung gegen den führenden Staat 
Preußen hervorbradte. Eine der dunfeliten Seiten jeiner 
Kanzlerichaft bilden jene gegen den Fürften Bismard ge: 
richteten Erlafje („Stedbriefe” hat man ſie genannt), die 
in fo grellem Gegenjaß zu den Vertrauensfundgebungen 
ftanden, mit welchen der Kaifer die Entlafjung des Fürften 
begleitet hatte. 

Der Nüdtritt des zweiten Reichskanzlers terfolgte faft 
ebenjo unerwartet, wie ‘ver des erſten. Es handelte ſich 
um den Erlaß eines Gejetes zum Erjab des aufgegebenen 
Socialiftengefeßes. Der revolutionäre Charakter der Social- 
demofratie war in der legten Zeit immer unverhüllter und 
mit einer gewiffen abjichtlichen Keckheit hervorgetreten. Offen : 
eingeltandene anarcijtiiche Beftrebungen wagten fich in der 
Preſſe und in Vereinen an's Licht. Anarchiſtiſche Attentate 
hatten in Nachbarjtaaten jtattgefunden, jo der Meuchelmord 
des franzöfifchen Präſidenten Carnot. Die öffentliche 
Meinung drang daher auf entichiedene Maßregeln, wie ſolche 
in Frankreich, in Stalien, in der Schweiz bereits ergriffen 
worden waren. Nah langem. Zaudern war, wie man ver: 
nahm, eine Verftändigung zwiſchen dem Grafen Gaprivi 
und dem al3 preußifcher Minifterpräjident an jeine Stelle 
getretenen Grafen Eulenburg über eine ſolche Umſturzvor— 
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lage zu Stande gefommen. Der Kaifer hatte jeine Ge- 
nehmigung ertheilt. In diefem Momente brachte die 
Kölnische Zeitung einen Angriff auf den Grafen Eulenburg, 
der auf deſſen Sturz berechnet ſchien. Man jhrieb denjelben 
dem Grafen Caprivi zu, und diejer, vom Kaiſer aufgefordert, 
feine Betheiligung daran abzuleugnen, verweigerte Dies. 
Darauf erfolgte am 20. Detober 1894 jeine Entlaffung. 

Sein Nachfolger, Fürſt Hohenlohe-Schillingsfürft, ward 
mit großen und berechtigten Erwartungen empfangen. Er 
hatte in den verjchiedenften wichtigen und jchmierigen 
Stellungen, al3 bayriſcher Minifterpräfident, al3 deutjcher 
Botſchafter in Paris, zulegt als Nachfolger Manteuffels in 
der Statthalterjchaft der Neichslande, ebenſo viele ſtaats— 
männijche wie diplomatiſche Eigenjchaften, ebenfo viel Energie 
wie Einiiht bewährt. Seine erjt einjährige Thätigfeit 
als Neichskanzler und preußiicher Minifterpräfident hat ihm 
noch wenig Gelegenheit geboten, dieje Eigenjhaften zu ent: 
falten. Die Umifturzvorlage, die er vor dem Reichstag 
vertrat, war eine undankbare Erbiehaft von feinem Vor— 
gänger. Durch die von ultraconjervativer und ultramontaner 
Seite hineingebrachten Entitellungen ward ſie vollends 
unhaltbar. In der auswärtigen Politik jcheint er fichtlich 
in die Wege des Fürften Bismard einzulenfen. Er hat 
durch einen perjönlichen Beſuch bei dem jungen Zaren 
Nicolaus I, jedenfall3 die Bande zwifchen Deutjchland und 
Rußland, die unter feinem Vorgänger gelodert, wenn nicht 
abgerifjen waren, wieder fefter zu knüpfen geſucht. Er hat, 
als es galt, wegen Tödtung eines Deutihen in Marokko 
volle Genugthuung und Entſchädigung zu fordern, nöthigen: 
falls zu erzwingen, eine erfolgreiche Energie bethätigt. Er hat 
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jein thatfräftiges, Intereſſe an unjeren Colonien dadurch be= 
wiejen, daß er in dem Major von Wißmann den rechten 
Mann al3 Gouverneur in Oſtafrika einjegte. Sein Eingriff 
in die japaneſiſch-chineſiſchen Händel zum Schuß der europäi— 
ihen Intereſſen in Gemeinjchaft mit Rußland und Frankreich 
zeigte jedenfalls, daß er die Großmachtſtellung Deutichlands 
in einem hohen Sinne auffaßt, und hatte zugleich wohl den 
Zwed, ein gemeinjames Auftreten jener beiden Mächte ohne 
Deutſchland und vielleicht gegen deſſen Interefjen im Orient zu 
verhindern. Wenn fich, wie zu hoffen, das Gerücht beftätigt, 
daß Deutichland zum Danke dafür von China an einem 
oder zwei Punkten des chinefifchen Reiches eine Kohlen: 
Itation und einen Freihandelshafen erhalten werde, jo wäre 
damit auch eine materielle Rechtfertigung jener Erpedition 
erreicht, und zwar eine für unſeren Handel wahricheinlich 
recht wichtige. 

Auf eine Anfehtung der auswärtigen Politik des 
neuen Reichsfanzlers, bejonders wegen feiner Haltung gegen: 
über Rußland, in der bayrischen Volkskammer ermwiderte der 
bayriihe Minifter von Crailsheim — und ein folches 
Zeugniß tft wichtig gerade von dieſer Seite, weil Bayern 
ftändiges Mitglied des „Ausfchuffes für die auswärtigen 
Angelegenheiten“ im Bundesrathe iſt, alſo ein bayrijcher 
Minifter gut unterrichtet ſein kann über das, was auf dieſem 
Gebiete geichieht oder nicht gefchieht — Folgendes: 

„Er dürfe wohl behaupten, daß man im Allgemeinen 
über die Leitung der auswärtigen Politik des Deutjchen 
Reiches vollftändig beruhigt fein könne, da jie in den 
Händen eines der erfahrenften Staatsmänner Deutichlands 
liege.” 


Soeben hat Fürjt Hohenlohe das Lob, welches der 
bayriſche Minifter ihm gezollt, durch eine That bewahrbeitet, 
die ihm Dank und freudige Zuftimmung von allen Seiten 
eingetragen hat, durch jein raſches, entichloffenes und 
fräftiges Auftreten für den Kleinen Transvaal=: Staat in 
Südafrifa gegen die engliihen Wergemaltigungsverjuche. 
Es war das ein hoch erfreuliches Gegenjtüd zu der kläg— 
lihen Preisgebung Sanſibars an England, womit Die 
Capriviſche Politik fich einführte. 

Allgemeine"Begeifterung erregte ſodann nicht in Deutich- 
fand allein, ſondern auch im übrigen Europa, jelbjt in 
Frankreich, jenes Telegramm Raifer Wilhelms II. an den 
Präliventen von Trandvaal, Krüger, worin dieſer wegen 
des raſchen und vollftändigen Sieges jeiner Truppen über 
die, völferrechtswidrig in das Gebiet der Republik ein- 
gefallene Freibeuterfchaar Jameſons auf das Wärmſte be: 
glückwünſcht ward. 

So hat das neue Deutihe Neih noch in den legten 
Tagen vor dem Ablauf der 25 Jahre ſeit feiner feierlichen 
Proclamirung in Berjailles durch die That bewiefen, wie es 
ih nicht blos der Pflichten gegen feine Angehörigen jelbft 
in den ferniten Welttheilen und gegen die, deren Schuß 
diejelben genießen, ſondern auch der Macht, diefe Pflichten 
voll und ganz zu erfüllen, wohl bewußt ift. 

Was einit Fürft Bismard bei Feitftellung der Grund: 
lagen des neuen Deutjchen Reichs zuverfichtlich vorausfagte: 
„Deutihland, nur erft in den Sattel gejegt, werde ſchon 
reiten lernen,” das ift glänzend in Erfüllung gegangen; 
Deutſchland hat gezeigt, daß es bei fraftöoller und gefchickter 
Zügelführung tüchtig reiten kann. 


Erläuterungen mm 2. Bande. 


I. Zu ©. 40. Nach neueren Gejhichtsquellen (Sybel a. a. O. 
2. Bd. ©. 18 ff) hat Graf Brandenburg in Warſchau und nachher nicht 
die Rolle geipielt, die man ihm bisher zufchrieb. Den ruffiichen Drohungen 
weichend, hat er ſchon von dort aus zum Nachgeben gerathen, danm im 
Minifterrathe vom 2. November diefer Anficht gegen den Widerſpruch 
des Prinzen von Preußen zum Siege verholfen. 

II. Zu ©. 76. Biemarck follte nicht über die Zollvereinsfrage 
jelbit verhandeln, jondern mır dahin wirfen, daß nicht „die Meinungs- 
verſchiedenheit in dieſer Frage auf andere Fragen und auf die allgemeinen 
Beziehungen beider Mächte Einfluß gewinne“. Das hat er gethan. 
(S. 9. Plum, Bismarck und ſeine Zeit“, 1. Bd. ©. 365.) 

II Zu ©. 423 f. Aus den von Sybel, (a. a. D. 2. Banb, 
S.202 ff.) mitgetheilten Unterredungen, die Bismard theils felbit, theilg 
durch den preußifchen Gefandten in Baris mit Napoleon und feinen Miniftern 
führte, geht hervor, dab auf den Kaifer ganz bejonders die Vorftellung 
wirkte, Preußen, wenn man es an jeder Vergrößerung hindere, könne 
genöthigt jein, fich zur Dedung gegen Frankreich enger an Defterreich 
und Rußland anzufchliegen, und fo werde dann jener Bund der drei 
Oſtmächte wieder erftehen, der 1813—1815 fo verhängnißpoll für 
Napoleon I. geweſen ſei. 

IV. Zu ©. 524 fi. Die Frage, wer an dem Sriege von 1870 
ſchuld geweſen jei, ift neuerdings von franzöfifcher Seite mehrfach er= 
drtert worden. Dabei hat man meift (zum Theil auf den Grund von 
nachgelaffenen Aufzeichnungen des Water des Prinzen Leopold) be= 
hauptet, Bismard (nicht der König) habe die Candidatur Hohenzollern, 
ala fie zuerft (1869) aufgetaucht fei, gebilligt. Natürlich, jo fchließt man 
dann jede Mal, geichah dies, um die Franzoſen zum Kriege zu reizen. 
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Den fteher andere „Enthüllungen”“ gegeniiber, denen zufolge Napoleon 
jelbit diefe Kandidatur veranlaßt hätte. Dies ift 3.8. iı den „Denf- 
würdigkeiten“ des ehemaligen franzöfiichen Kriegsminifter® Randon be= 
hauptet, neuerdings von dem Senator Ranc im Matin wiederholt 
worden. Ebenſo erzählt Fröbel in jeinem Buche „Ein Lebenslauf” 
(2 3b. ©. 522): ein in Madrid lebender und mit den höchiten Perſonen 
daſelbſt verfehrender Engländer habe ihm mitgetheilt: Napoleon fet 
wegen Wiederbejeßung des ſpaniſchen Thrones ſondirt worden und habe 
erklärt: unerwünscht würden ihm mir fein die Nepublif und Mtontpenfier. 
Man vermuthe daher in Madrid, Napoleon habe die Candidatur 
Hohenzolfern gar nicht ungern gejehen, um daraus einen Conflict mit 
Preußen zu machen „in einer Sache, die dad Nationalgefühl Gefammt« 
deutjchlands nichts angehe.” Damit wiirde zufammenftimmen, daß 
Napoleon, (mie ſchon durch die Souvenirs des Generals Jarras von 
1892 und neuerdings durch die Denkwindigfeiten des Grafen Lebrun 
conftatirt ift) 1869 mit Defterreih und Italien über ein Bündniß für 
den Fall eines Krieges gegen Preußen, ja jchon über den Kriegsplan 
ganz*m Einzelnen unterhandelt hat. — Der enticheidende Moment in 
diefer ganzen Angelegenheit ift nicht ſowohl die Aufftellung, als die 
Zurückziehung der Candidatur Hohenzollern unter Zuftimmung des 
Könige. Daß dadurd) jeder Anlaß zum Kriege befeitigt war, haben nicht 
nur gleich damals Thierd, Graf Beuſt, der englifche Geſandte zu Paris 
erklärt (j. oben ©. 514, 519, 520, 523), ſondern erffären auch fehr 
namhafte franzöfiiche Schriftiteller, welche neuerdings über diefe Frage 
fich ausgefprochen haben, jo: Rothan, „L’Allemagne et l’Italie“ 1884, 
Sul. Simon, „L’Empereur Guilaume et son rögne,“ 1886, Jarras, 
„Souvenirs“ 1892. Barthelemy:St. Hilaire fagte zu einem Bericht: 
erftatter des Gil Blas: „Das Verlangen, der König folle fich verpflichten, 
niemals wieder eine Candidatur Hohenzollern zuzulaffen, hieß den Krieg 
ſuchen.“ Der Gaulois vom 16. Auguft 1895. theilte mit: an dem 
Tage, wo die Gandidatur Hohenzollern in Paris befannt ward, habe der 
damalige Minister de8 Innern zu Emil Girardin, dem Leiter der „Preſſe“, 
geſagt: „ES wird ein Striegsfall daraus gemacht werben”, und habe ihn 
aufgefordert, in dieſem Sinne einen Artikel zu jchreiben. Für die 
eigentlichen Urheber des Krieges erklären die genannten Schriftiteller den 
Kaiſer, die Kaiſerin, Leboeuf und dei „leichtfertigen” Grammont, „der die 
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Kammer zum Krieg wie zu einer Jagdpartie aufforberte”. Won ganz be— 
fonderem Gewicht ift endlich das Zeugniß, welches Graf Benedetti in 
einem Auffag in der Revue de Paris von 1895 ablegt. Er verſichert: 
alle die Forderungen, die er im Auftrage Grammont’3 an den König 
habe jtellen müſſen, ſeien vollftändig erledigt geweſen — da habe 
Grammont ganz neue Forberungen geftellt. Die angebliche Beleidigung, 
welche der franzöſiſchen Nation in feiner Perſon durch Verfagung einer 
nochmaligen Audienz zugefügt worden jei, und welche man ald Vorwand 
zum Kriege bemigt habe, Teugnet er geradezu, indem er jagt: „Es gab 
in Ems feinen Beleidiger und feinen Beleidigten.“ So legen 
die Franzoſen ſelbſt im diefer Kriegsfrage Zeugniß für und und 
gegen fich ab, beftätigen fomit das oben (S. 524 ff.) von mir ge= 
fälfte Urtheil. 

Was die Emfer Depeiche anbetrifft, jo ift feitgeftellt, (Sybel a. a. O. 
7. Bd. ©. 328 ff., 9. Blum „Bismarck und feine Zeit“, 4. Bd. 
5. 244 f.), daß fie nichts enthielt, ald die vom König an Bigmard 
telegraphirten Thatjachen. Ihre Veröffentlihung und Verfendung ar 
die Gefandtihaften war eine nothgedrungene Abwehr der bon 
Grammont gemadten Verſuche, den Schein zu erweden, als 
habe der König die an ihn geftellten unwiürdigen Zumuthungen ruhig 
hingenommen. 
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